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    »In der freiheitlichen Demokratie des Grundgesetzes haben Grundrechte einen hohen Rang. Der hoheitliche Eingriff in ein Grundrecht bedarf der Rechtfertigung, nicht aber benötigt die Ausübung des Grundrechts eine Rechtfertigung.«


    Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 6. Juni 2007 – 1 BvR 1423/07.


    »If there is any fixed star in our constitutional constellation, it is that no official, high or petty, can prescribe what shall be orthodox in politics, nationalism, religion, or other matters of opinion, or force citizens to confess by word or act their faith therein.«


    Justice Robert H. Jackson, majority opinion, West Virginia State Board of Education v. Barnette, 319 U.S. 624, 642, June 14, 1943.


    »They conferred, as against the Government, the right to be let alone – the most comprehensive of rights, and the right most valued by civilized men. To protect that right, every unjustifiable intrusion by the Government upon the privacy of the individual, whatever the means employed, must be deemed a violation of the Fourth Amendment.«


    Justice Louis D. Brandeis, dissenting opinion Olmstead 
v. United States, 277 U.S. 438, 478, June 4, 1928.


    »Remota itaque iustitia quid sunt regna nisi magna latrocinia?« – »Wenn man also die Gerechtigkeit wegnimmt, was sind Königreiche anderes als große Räuberbanden?«


    Augustinus, De Civitate Dei (Buch IV, Kapitel 4), ca. 413–426 n. Chr.

  

  
    

     


    Für alle, die keine Angst vor Aktenzeichen haben, 
die morgens um sechs nicht zu Hause sind – 
und für den furchtlosen Henryk, 
dessen Spott die beste Verteidigung ist.
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  Misstraut dem Staat 
und seinen Agenturen!


  Ein Vorwort von Henryk M. Broder


  Als ich noch jung und naiv war, träumte ich davon, Anwalt zu werden. Nicht irgendein Wald- und Wiesenanwalt, der ehemüden Mandanten zur Scheidung verhilft, Mieter gegenüber Vermietern vertritt oder Entschädigungen für verspätete oder ausgefallene Flüge einklagt, nein, ich wollte Strafverteidiger werden, einer, der Unschuldige aus den Klauen der Justiz befreite, vorzugsweise den Klauen der Klassenjustiz. Ich las die Memoiren berühmter Strafverteidiger wie Erich Frey (»Ich beantrage Freispruch!«) und Berichte über mutmaßliche Justizirrtümer, wie den Fall Vera Brühne, die wegen eines Doppelmordes, den sie höchstwahrscheinlich nicht begangen hatte, in einem Indizienprozess zu lebenslangem Zuchthaus verurteilt wurde. Alle Bemühungen ihrer Verteidiger, das Verfahren wieder aufzunehmen, wurden von der Justiz abgewiesen.


  Ich kaufte mir eine Taschenbuchausgabe des Strafgesetzbuches und der Strafprozessordnung und begann eine Art »Heimstudium«, noch bevor ich das Abitur in der Tasche hatte. Ich vermute, ich war der Einzige meines Jahrgangs, der mit dem Begriff »Putativnotwehr« etwas anfangen und den Unterschied zwischen fahrlässigem und vorsätzlichem Verhalten erklären konnte.


  Zum »Heimstudium« gehörten auch gelegentliche Besuche im Strafjustizgebäude am Appellhofplatz in Köln, wo ich mich unter die Zuhörer mischte. Es kam vor, dass ich ganz allein die »Öffentlichkeit« vertrat, weil sich außer mir niemand für Verfahren gegen Ladendiebe und Verkehrssünder interessierte, die Widerspruch gegen Strafbescheide erhoben hatten. Das war so aufregend, als würde man einer frischen Tapete beim Trocknen zusehen. Aber es gab auch spannende Vorstellungen.


  Eines Tages – ich war inzwischen zum freien Mitarbeiter beim WDR-Radio avanciert – besuchte ich eine Verhandlung vor einer Kammer des Landgerichts. Wenn mich meine Erinnerung nicht täuscht, ging es um schwere Brandstiftung gemäß § 306a des StGB, wofür eine Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 15 Jahren drohte. Der Vorsitzende Richter war bereits öfter durch seine Art der Verhandlungsführung aufgefallen. Es machte ihm Spaß, die Angeklagten zu demütigen, wobei er auch die Vertreter der Anklage und der Verteidigung nicht verschonte, »Richter Gnadenlos« in Aktion. Ich hörte staunend zu, machte mir Notizen und berichtete anschließend im WDR3 über die Verfahren, wobei ich das Verhalten des Vorsitzenden Richters »selbstgerecht, grob und unbarmherzig« nannte.


  Die Quittung folgte umgehend. Er zeigte mich wegen Beleidigung und übler Nachrede an. Was danach passierte, war eine Posse, die dem Roman Der Maulkorb von Heinrich Spoerl sehr nahekam. Das Verfahren gegen mich und den konkret-Herausgeber Hermann Gremliza, der sich meiner Bewertung des Richters angeschlossen hatte, zog sich über Monate hin und endete mit Freisprüchen für Gremliza und mich und einer Versetzung des kompromittierten Richters an eine Zivilkammer, wo er weniger Unheil anrichten konnte, wogegen er vergeblich das Richterdienstgericht anrief. Aus dem Jäger wurde ein Gejagter.


  Womit wir bei Joachim Nikolaus Steinhöfel angekommen wären, der nach dem Bestseller Die digitale Bevormundung nun sein zweites Buch vorlegt: Der Staat gegen Steinhöfel. Es ist eine Fortsetzung des ersten, so wie die Ampel die Fortsetzung der Großen Koalition war und die derzeitige schwarz-rote Koalition eine Fortsetzung der Ampel ist. Je chaotischer die Zustände werden, je weiter die De-Industrialisierung des Landes fortschreitet, je mehr »Projekte« sich als unbezahlbare Wahnideen erweisen – die Energiewende, die Verkehrswende, die Klimapolitik, das Aus für den Verbrenner – umso mehr zieht der Staat die Zügel an, um dem eben noch »mündigen Bürger« vorzuschreiben, wie er leben, was er konsumieren und wen er wählen soll. Unvermeidlich ist, dass es zwischen den Staatszielen und den Interessen der Bürger zu einem Konflikt kommt, den der Staat zu seinen Gunsten zu steuern versucht, indem er die »verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates« zu einem niederschwelligen Tatbestand erklärt, »Meldestellen« einrichtet bzw. einrichten lässt und willfährige Vorfeldorganisationen mit Millionenbeträgen subventioniert, alles unter der Dachzeile einer »wehrhaften Demokratie«, die das Denunziantentum fördert und Mitläufer belohnt. Der gleitende Wandel ist unübersehbar. Die »aktuelle kamera« des DDR-Fernsehens heißt heute »Tagesschau«, und die Aufmärsche der staatlich finanzierten NGOs gleichen immer mehr den Paraden der DDR-Werktätigen, die der »Partei der Arbeiterklasse« die ewige Treue schworen.


  Wer Steinhöfel nur aus den Medien kennt, wird ihn möglicherweise für einen smarten Anwalt mit einem Hang zum Dramatischen halten. Wer ihn im Gerichtssaal erlebt, merkt: Das ist ein Aktionskünstler mit juristischem Staatsexamen – ein Mann, der den hohen Unterhaltungswert der Realität erkennt. Er macht keine Gefangenen, er arbeitet nicht auf einen Vergleich hin, sondern auf die Entscheidung. Das wirkt altmodisch. Aber in einer Zeit, in der amtierende Ministerpräsidenten, die im Dienstwagen von Talk Show zu Talk Show touren, plötzlich zu Privatpersonen mutieren, um sich vor Gericht ihrer Verantwortung zu entziehen, ist das Altmodische eine Form von Widerstand. Grundrechte sind keine Benimmregeln, und wer den öffentlichen Raum beherrscht, kann sich nicht damit herausreden, er sei privat unterwegs.


  Steinhöfels neues Buch über die Macht des Staates und die daraus resultierenden Gefahren für die »Zivilgesellschaft« erinnert an eine wegweisende Streitschrift des amerikanischen Querdenkers Henry David Thoreau aus dem Jahre 1848: »Über die Pflicht zum Ungehorsam gegen den Staat – Civil Disobedience«.


  Thoreaus Botschaft lautete: Misstraut dem Staat und seinen Agenturen! Statt eine staatlich durchgesetzte Kirchensteuer in Massachusetts zu zahlen, gab er eine kurze Erklärung ab. »Hiermit gebe ich, Henry David Thoreau, bekannt, dass ich nicht als Mitglied irgendeiner Vereinigung angesehen werden möchte, in die ich nicht eingetreten bin«, worauf der Staat »nie wieder« mit einer Forderung dieser Art an ihn herantrat. Thoreau schreibt, er wäre gerne »systematisch aus allen Gesellschaften ausgetreten, in die ich nie eingetreten bin, aber ich wusste ja nicht, wo die vollständige Liste zu finden war«.


  Thoreaus Witz scheint an vielen Stellen bei Steinhöfel durch. Nur etwas derber und direkter. Es macht Spaß zu lesen, wie er sich gegen Machzentren wie das Innenministerium unter Nancy Faeser durchgesetzt hat; man fragt sich allerdings, wie eine Bundesbehörde es sich erlauben kann, geltendes Recht zu umgehen oder zu beugen, ohne dass irgendjemand dafür büßen muss. Während jeder Falschparker verfolgt wird, genießen verbeamtete Rechtsbrecher eine Art Immunität, egal welche materiellen und immateriellen Schäden sie anrichten. Im Gegensatz zu Anwälten, Ärzten und Architekten haften Politiker nicht für ihr Tun. Ein Märchenerzähler und Totalversager wie Karl Lauterbach würde nicht einmal als Nachtwächter bei Bayer Leverkusen eingestellt, aber eine Ernennung zum Chef der Weltgesundheitsorganisation ist nicht so unwahrscheinlich, wie es sich anhört.


  Ich, wir alle, schulden Joachim Nikolaus Steinhöfel Dank. In meinem Fall ging es unter anderem um einen von Nancy Faeser betreuten Bericht des »Unabhängigen Expertenrates Muslimfeindlichkeit«, in dem mir Sätze in den Mund gelegt wurden, die ich nicht gesagt habe. Der Bericht musste analog und digital »entsorgt« werden, was mit erheblichen Kosten verbunden war, die ich als Steuerzahler mittragen durfte, derweil Frau Faeser kein Wort des Bedauerns einfiel. Inzwischen wurde auch sie »entsorgt«, ohne dass sie jemand vermissen würde.


  Ich wünsche allen Lesern dieses Buches, dass sie es nach der letzten Seite zufrieden aus der Hand legen und sagen: »Wie gut, dass es Steinhöfel gibt, den Anwalt unserer unveräußerlichen Rechte.«


  Henryk M. Broder, Berlin, März 2026

  

  


  Vorwort


  Als Die digitale Bevormundung im Mai 2024 fast auf den Tag genau zwei Jahre vor der Veröffentlichung dieses Buches erschien, war der Gegner leicht zu benennen: private Plattformen, die sich als neutrale Infrastruktur verkauften, aber in Wahrheit als intransparente Richter über zulässige Rede auftraten. Sie löschten, sperrten, drosselten Reichweite – oft ohne Begründung, fast immer ohne echte Kontrolle. Wer sich dagegen wehrte, bekam zu hören, es handle sich um privates Hausrecht, um AGB, um eine moderne Form freiwilliger »Gemeinschaftsstandards«. Ich habe diese Ausrede nicht akzeptiert. Ich habe geklagt, und ich habe gewonnen. Hundertfach, manchmal historisch, manchmal leise, aber immer mit demselben Ziel: Meinungsfreiheit ist kein Gnadenrecht, sie ist Abwehrrecht – gerade gegen die Arroganz der Mächtigen.


  Dass Die digitale Bevormundung in den relevanten Charts Platz 1 erreichte – SPIEGEL, BILD, Amazon –, war für mich weniger Triumph als Signal: Es gibt ein Publikum für das Thema Meinungsfreiheit, und es gibt eine wachsende Unruhe darüber, wie leicht sich Debattenräume verengen lassen, wenn die technische Infrastruktur in den Händen weniger liegt. Ich schrieb damals gegen eine Form der Zensur, die sich als Unternehmensentscheidung tarnte. Dieses Buch entsteht aus der Erfahrung, dass der gefährlichere Gegner nicht auf der Bühne steht, sondern hinter ihr.


  Der Staat hat aus den Konflikten der letzten Jahre gelernt – nicht die Lektion der Freiheit, sondern die Lektion der Technik. Wer offene Zensur nicht durchhält, organisiert sie indirekt. Wer Verbote nicht rechtfertigen kann, baut Vorfeldstrukturen. Wer nicht selbst löschen darf, lässt löschen. Das ist die Mechanik, die ich in diesem Buch »Tulsa-King-Doktrin« nenne: Dinge tun, die die Verfassung dem Staat untersagt, indem er andere dazu bringt, sie für ihn zu erledigen.


  Am Anfang von Der Staat gegen Steinhöfel steht kein abstraktes Kapitel über Demokratie, sondern ein konkreter Vorgang: Eine Bundesbehörde ignoriert eine unanfechtbare gerichtliche Entscheidung. Das ist keine Petitesse, es ist ein Symptom. Es zeigt, wie sich ein Staat verhält, wenn er glaubt, das Recht sei nicht mehr seine Grenze, sondern sein Werkzeug. Wer so handelt, verlernt den Respekt vor dem Bürger und am Ende auch vor dem Gericht.


  Warum also ein neues Buch? Weil sich die Front verschoben hat. In Die digitale Bevormundung ging es um den Versuch privater Konzerne, Debatten nach ihrem Moral- und Profitkalkül zu filtern. Heute sehen wir etwas weit Gefährlicheres: die Instrumentalisierung der staatlichen Machtmittel gegen freie Rede, gegen die freie Presse und gegen Dissens. Nicht nur über Strafverfahren und Hausdurchsuchungen, sondern über Meldestellen, privilegierte Denunziationskanäle, »Trusted Flagger«, Förderprogramme, Regulierungsregime und den exportierten europäischen Kontrollanspruch bis hinein in die amerikanische Debatte.


  Man könnte einwenden: Ist das nicht übertrieben? Muss man nicht unterscheiden zwischen dem legitimen Kampf gegen Straftaten und dem Schutz der demokratischen Ordnung? Natürlich muss man unterscheiden. Genau deshalb ist dieses Buch kein Pamphlet, sondern eine Fall- und Mechanikstudie. Es zeigt, wie Begriffe (»Hass und Hetze«, »Desinformation«, »Delegitimierung«) zu politischen Werkzeugen werden; wie aus dem Ausnahmezustand eine Methode wird; wie das Erlaubte unter Druck gerät, weil man es »markiert«, »downrankt«, »risikobewertet«; und wie der Preis dafür nicht nur bei den Angegriffenen anfällt, sondern bei jedem, der in Zukunft lieber schweigt, als sich mit dem Apparat anzulegen.


  Der Titel ist persönlich – und er ist es zugleich nicht. Natürlich beschreibt er auch meine Auseinandersetzungen: Verfahren, Beschwerden, die Instrumentalisierung von Standesrecht, die Reflexe einer Obrigkeit, die Kritik als Angriff versteht. Aber der Kern ist allgemeiner. Wenn ein Staat sich anmaßt, nicht nur Recht durchzusetzen, sondern Diskurs zu kuratieren, dann wird jeder Bürger zum potentiellen Opfer. Dann wird Meinungsfreiheit zu etwas, das man »gut begründen« muss, und ist nicht mehr ein Grundrecht, das man einfach ausübt. Dann gilt nicht mehr: Der Eingriff bedarf der Rechtfertigung, sondern: Die Rede muss sich rechtfertigen. Genau diese Inversion ist der Punkt, an dem eine Demokratie beginnt, ihre freiheitliche Substanz zu verlieren.


  Dass der Staat heute der mächtigere Gegner ist, hat einen simplen Grund: Er besitzt nicht nur Reichweite, sondern auch das Gewaltmonopol. Er kann nicht nur löschen lassen, sondern durchsuchen, beschlagnahmen, anklagen, verurteilen. Er kann nicht nur die Bühne umbauen, sondern den Zuschauer einschüchtern. Und er kann, wenn er klug vorgeht, all das so organisieren, dass es wie Verwaltung aussieht: wie Neutralität, wie Fürsorge, wie »Schutz«. Wer die Geschichte kennt, weiß, warum gerade diese Form der Macht gefährlich ist: Sie tarnt sich als Vernunft.


  Ich habe Die digitale Bevormundung geschrieben, weil ich gesehen habe, wie schnell eine offene Gesellschaft ihre Debattenräume an private Gatekeeper verliert. Der Staat gegen Steinhöfel schreibe ich, weil ich sehe, wie schnell der Staat selbst beginnt, diese Gatekeeper zu dirigieren – und wie bereitwillig viele Institutionen das mittragen, solange es gegen die »Richtigen« geht. Die Fälle in diesem Buch erzählen von Menschen, die freigesprochen wurden, von Menschen, die verurteilt wurden, von Menschen, die noch warten. Aber alle bezahlen denselben Preis: Zeit, Geld, Energie und Vertrauen. Nicht das Urteil, sondern schon der Prozess wird zur Strafe.


  Ich habe Der Staat gegen Steinhöfel nicht geschrieben, weil ich Opfer bin. Ich habe es geschrieben, weil ich die Ressourcen, die juristische Expertise und die öffentliche Reichweite habe, um zu dokumentieren, was geschieht – und weil die meisten Menschen diese Ressourcen nicht haben. Der Rentner aus Unterfranken, dessen Wohnung um 6: 15 Uhr morgens gestürmt wird, weil er ein Meme geteilt hat. Der Satiriker, der sich vor Gericht für eine Pointe verantworten muss. Der Bürger, der eine E-Mail vom Landeskriminalamt bekommt und nicht weiß, ob er schweigen oder sprechen soll. Diese Menschen sind der Grund, warum dieses Buch existiert.


  Dieses Vorwort ist daher keine Einladung zur Empörung, sondern zur Wachsamkeit. Die Traditionen dieses Landes und dieses Kontinents – Rechtsstaatlichkeit, Aufklärung, die Idee, dass der Staat nicht Herr über die Wahrheit ist – sind nicht verschwunden. Sie werden nur zu oft nicht mehr verteidigt, wenn es unbequem wird. Dieses Buch ist der Versuch, sie einzufordern. Mein Anliegen ist, dass man nach der Lektüre dieses Buches über das spricht, was hier beschrieben wird – und über die Frage, wie viel Freiheit eine Gesellschaft sich noch zutraut.


  Ein Wort zur Form dieses Buches. Es gibt einen Abschnitt – die Analyse der europäischen Zensurmaschinerie um den Digital Services Act – der in Dichte und Ausführlichkeit aus dem Rhythmus der übrigen Kapitel herausfällt. Ich habe diese Passage nicht gekürzt, obwohl ich die Herausforderung an den Leser erkenne. Der Grund ist einfach: In Deutschland existiert bislang keine Dokumentation in dieser Breite und mit dieser Quellengrundlage. Wer über den DSA schreibt, schreibt über die Architektur des europäischen Zensursystems – über Mechanismen, die bestimmen, welche Meinungen auf welchen Plattformen noch sichtbar sind. Das ist kein akademisches Detail. Das ist die Infrastruktur von staatlicher Repression, der wir alle ausgesetzt sind. Die Feinheiten sind in Hunderten von Seiten von Regulierung sorgsam versteckt. Diese Infrastruktur zu benennen, zu belegen und für die öffentliche Debatte zugänglich zu machen, ist eine historische Aufgabe. Historische Aufgaben haben ihren Preis. In diesem Fall ist es die erforderliche Lesearbeit.


  Kapstadt, im Februar 2026


  Joachim Nikolaus Steinhöfel

  

  


  TEIL I

DER STAAT
GEGEN STEINHÖFEL

  

  



  Kapitel 1
Der Justizminister 
gegen den Anwalt


  Wenn sich der Staat über Gerichtsurteile hinwegsetzt


  Es gibt diesen besonderen Ton, den nur der Staat beherrscht. Eine Mischung aus Amtsdeutsch, passiv-aggressiver Selbstgewissheit und dem unerschütterlichen Glauben, dass die eigene Sicht der Dinge schon deshalb richtig sein muss, weil sie auf dem Briefpapier einer Behörde steht. Ich kenne diesen Ton. Ich höre ihn seit Jahren. Man gewöhnt sich daran.


  Und doch war es diesmal anders. Es war persönlicher. Kleiner. Giftiger. Es war nicht der große politische Konflikt, nicht das offene Gefecht um ein Gesetz. Es war eher ein scheinbarer Nebenkriegsschauplatz, auf dem eine Behörde, die das Verlieren nicht gelernt hat, endlich einmal gewinnen wollte – und sei es um den Preis der eigenen Würde und Rechtsstaatlichkeit.


  Es gibt Momente in der Rechtsgeschichte, in denen sich die Machtverhältnisse in aller Klarheit offenbaren. Der 26. Juni 2024 war ein solcher Moment. An diesem Tag entschied das Amtsgericht Bonn, dass das Bundesamt für Justiz mir Akteneinsicht zu gewähren habe. Der Beschluss war unmissverständlich: »Diese Entscheidung ist nicht anfechtbar.«


  Was dann geschah, sollte jeden erschüttern, dem der Rechtsstaat noch etwas bedeutet. Eine »untergeordnete und inkompetente« Referentin im Bundesamt für Justiz teilte mir per E-Mail mit, dass die Behörde »die betroffenen Personen zwecks Gewährung rechtlichen Gehörs zunächst über den Beschluss des Amtsgerichts Bonn in Kenntnis gesetzt hat«. Nach Abschluss dieses Vorgangs werde man auf mich zukommen.


  Lesen Sie diesen Satz noch einmal. Eine Bundesbehörde erklärt einem Bürger, dass sie eine von diesem erstrittene, rechtskräftige gerichtliche Entscheidung nicht befolgen werde. Nicht etwa, weil sie Rechtsmittel einlegte, denn die waren ausgeschlossen, sondern weil sie nach eigenem Gutdünken erst noch andere Personen anhören wollte. Das Bundesamt für Justiz, ausgerechnet eine Behörde im Zuständigkeitsbereich des Bundesjustizministeriums, die für die Durchsetzung von Recht zuständig ist, weigerte sich, eine rechtskräftige Entscheidung zu respektieren.


  Ein skandalöses und evident rechtsstaatswidriges Verhalten, nannte ich das in meiner Antwort. Diese Einschätzung war nicht übertrieben. Sie war präzise.


  Wie alles begann: Ein Tweet und seine Folgen


  Die Vorgeschichte ist schnell erzählt, aber in ihren Implikationen von erschreckender Tragweite. Im Jahr 2022 veröffentlichte ich auf der Plattform X (damals noch Twitter) einen Beitrag, in dem ich den baden-württembergischen Antisemitismusbeauftragten Michael Blume als »antisemitisch« bezeichnete. Eine pointierte, scharfe Formulierung – genau das, was die politische Debatte ausmacht und aushalten muss. Das Landgericht ging aufgrund der verschiedenen antisemitischen Äußerungen von Blume auch davon aus, dass diese Meinungsäußerung von »hinreichenden Anknüpfungstatsachen« unterfüttert war.


  Die Plattform löschte meinen Beitrag zunächst. Ich ging vor Gericht. Das Landgericht Hamburg gab mir im Oktober 2022 Recht und stellte fest: Es handelte sich um eine »scharfe, aber noch zulässige Meinungsäußerung«. Der Tweet wurde wiederhergestellt. Eine juristische Niederlage für die Zensur, ein Sieg für die Meinungsfreiheit. So dachte ich jedenfalls.


  Im Dezember 2022 trat das Bundesamt für Justiz wegen meines Tweets auf den Plan, angestoßen durch eine »Meldung« von Philipp B., einem Denunzianten, der gemeinsam mit anderen »Aktivisten« nach eigenen Angaben bereits mehr als 1000 Beschwerden beim BfJ eingereicht hatte.


  In einem unter Pseudonym geführten Interview mit t-online prahlte B. mit seiner Tätigkeit. Er arbeite »in einer Behörde«, habe für seine »mehreren Hundert Stunden Aktivismus« keine Bezahlung erhalten und fügte hinzu: »Auch kleine Leute können Großes bewirken.« Bei der Selbsteinschätzung möchte ich nicht widersprechen. Auf die Verwirklichung von »Großem« warten wir gespannt.


  Was B. »Aktivismus« nennt, ist Denunziation im industriellen Maßstab. Und das Bundesamt für Justiz bedient sich dieser Zuträger. Der Staat outsourct die Zensur an ideologisch motivierte Spitzel und nennt das Rechtsdurchsetzung.


  Die Bürokraten beantragten beim Landgericht Hamburg Akteneinsicht in meiner Sache. Die Begründung: Man habe die Aufgabe, Verstöße gegen Pflichten zu verfolgen, die nach dem (verfassungswidrigen) Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) zu beachten sind. Das Bundesamt ging offenbar aufgrund der Meldung davon aus, dass mein Tweet eine strafbare Beleidigung darstellen könne und die Plattform X somit bei der Löschung rechtswidriger Inhalte versagt haben könnte.


  Denken Sie bitte kurz über die Mechanik dieses Vorgangs nach: Ein Gericht hatte festgestellt, dass meine Äußerung rechtmäßig war. Trotzdem ermittelte eine Bundesbehörde weiter, ob nicht doch eine Straftat vorliegen könnte. Hier zeigt sich die Tulsa King-Doktrin (»Dinge tun, die das Gesetz uns verbietet, die ihr aber problemlos für uns erledigen könnt«, mehr dazu später in diesem Buch) in Reinform: Der Staat sucht nach Wegen, das zu tun, was ihm rechtlich verboten ist. Wenn ein Gericht die Meinungsfreiheit schützt, aktiviert man eben andere Instrumente, um sein Ziel zu erreichen.


  Ich beantragte daraufhin meinerseits Akteneinsicht beim Bundesamt für Justiz. Ich wollte wissen: Wer hatte meinen Tweet als strafbar gemeldet? Welchen weiteren Verlauf nahm die Sache? Was passiert mit den Daten eines Bürgers, wenn staatliche Stellen erst einmal ihre Fühler ausgestreckt haben?


  Das Bundesamt verweigerte die Akteneinsicht.


  Es ist die klassische Asymmetrie der Macht: Der Staat will alles über den Bürger wissen. Der Bürger soll nichts über den Staat wissen. Transparenz ist hier kein Komfort, sondern die Voraussetzung demokratischer Kontrolle.


  Die Verweigerung: Wenn Behörden Urteile ignorieren


  Also klagte ich vor dem Amtsgericht Bonn auf Akteneinsicht und gewann im Juni 2024. Das Gericht ordnete die Gewährung der Akteneinsicht an und erklärte den Beschluss für unanfechtbar.


  Was dann folgte, gehört zu den eindrücklichsten Demonstrationen staatlicher Arroganz, die ich in meiner Karriere erlebt habe. Statt das Urteil umzusetzen, schrieb mir die zuständige Referentin, Frau A., eine »untergeordnete Sachbearbeiterin«, wie ich sie später korrekt bezeichnen sollte, dass man erst noch »die betroffenen Personen zwecks Gewährung rechtlichen Gehörs« informieren müsse.


  Das ist nicht nur juristisch unhaltbar, es ist eine Verhöhnung des Rechtsstaats. Ein unanfechtbarer Gerichtsbeschluss ist genau das: unanfechtbar. Er ist sofort und vollständig umzusetzen. Es gibt kein »Aber zuerst müssen wir noch…«. Es gibt kein »Wir prüfen das noch einmal«. Es gibt nur: Befolgen.


  Ich antwortete der Referentin schriftlich, dass ich das Amtsgericht Bonn über diese Missachtung der Entscheidung informieren, eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen sie einlegen und ihr Verhalten auch öffentlich thematisieren werde. Und genau das tat ich. Ich veröffentlichte den folgenden Tweet:


  [image: Ein Screenshot eines Social-Media-Beitrags in deutscher Sprache, in dem das Justizsystem der Bundesrepublik Deutschland kritisiert wird und Probleme mit einem Antrag auf Offenlegung von Rechtsakten dargelegt werden.]



  Dabei verlinkte ich das LinkedIn-Profil der inkompetenten Mitarbeiterin, jenes Profil, das sie selbst öffentlich ins Netz gestellt hatte und auf dem sie sich mit Kopftuch zeigte. Es kommt hier nicht auf das Kopftuch an, sondern auf die öffentliche Identifizierbarkeit der Amtsträgerin und die Frage, wie Behörden auf öffentliche Kritik reagieren.


  Der Gegenangriff: 
Diffamierung statt Rechtsbeachtung


  Die Reaktion des Bundesamtes war bemerkenswert und entlarvend.


  Statt das Urteil nun endlich umzusetzen, verfasste die Behörde Ende Juli 2024 eine Stellungnahme an das Amtsgericht Bonn, in der sie ihre Weigerung zu rechtfertigen versuchte. Das Dokument ist ein Lehrstück in Sachen staatlicher Hybris.


  Man argumentierte, die »von der Akteneinsicht betroffene Person« sei vor dem Erlass des Beschlusses nicht angehört worden. »Eine Vorabinformation an die betroffene Person wäre jedoch erforderlich gewesen.« Die Person habe ein »Geheimhaltungsinteresse«.


  Lesen Sie auch diesen Absatz zweimal. Eine Bundesbehörde erklärt einem Gericht, dass dessen Beschluss mangelhaft sei, weil es (oder man selbst als Behörde) versäumt habe, Dritte vorher anzuhören. Das ist bemerkenswert dreist und von völliger fachlicher Inkompetenz beseelt. Wenn das Bundesamt der Meinung war, es hätten Dritte angehört werden müssen, hätte es das während des gerichtlichen Verfahrens vorbringen müssen. Aber nicht nach Erlass eines unanfechtbaren Beschlusses.


  Doch damit nicht genug. Das Bundesamt warf mir vor, ich würde die untergeordnete Mitarbeiterin »in diffamierender Weise öffentlich machen«. Als Beweis diente mein Tweet über die Referentin. Ich hätte ihr Profil »gegen ihren ausdrücklichen Willen der Allgemeinheit zugänglich gemacht und sie damit Hass und Hetze im Internet ausgesetzt«.


  Auch diese Argumentation ist so absurd, dass man sie mehrfach lesen muss, um zu glauben, dass sie tatsächlich ernst gemeint ist. Die Referentin hatte ihr LinkedIn-Profil selbst öffentlich ins Internet gestellt. Sie wollte, dass die Welt sie so sieht, wie sie sich dort präsentierte: als Beamtin des Bundesamtes für Justiz, mit Kopftuch. Wenn ich dieses ohne jede Einschränkung öffentlich zugängliche Profil verlinke, mache ich nichts »gegen ihren ausdrücklichen Willen« öffentlich. Ich nehme lediglich zur Kenntnis, was sie selbst öffentlich gemacht hat.


  Und noch etwas: Dass eine Beamtin einer dem Justizministerium unterstellten Behörde sich auf ihrem beruflichen Profil mit religiösem Symbol zeigt, widerspricht dem Grundsatz der weltanschaulich-religiösen Neutralität des Staates. Auch Kritik daran ist nicht nur zulässig, sondern geboten.


  Die Strategie des Bundesamtes war durchschaubar: Man versuchte, von der eigenen Rechtsverletzung abzulenken, indem man mich zum Täter erklärte. Eine ebenso klassische wie plumpe Täter-Opfer- Umkehr.


  Der Revancheversuch: 
Die Beschwerde an die Anwaltskammer


  Im Oktober 2024 ging das Bundesamt noch einen Schritt weiter. Es reichte bei der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer Hamburg eine Beschwerde gegen mich ein. Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Justiz, warf mir wegen meiner Äußerungen »untergeordnete Sachbearbeiterin« und »inkompetente Sachbearbeiterin« Beleidigung und üble Nachrede sowie eine Verletzung des anwaltlichen Sachlichkeitsgebots vor. Der Staat versucht, einen Anwalt über dessen Standesvertretung zu sanktionieren, weil dieser ihn für rechtsstaatswidriges Verhalten kritisiert hat. Das ist der Versuch einer Instrumentalisierung der Anwaltskammer zur politischen Disziplinierung.


  Es ist der klassische Reflex eines autoritären Geistes: Wer die Macht kritisiert, bekommt es mit der Macht zu tun.


  Die Beschwerde war in mehrfacher Hinsicht bizarr. Sie behauptete, ich hätte die »Straftatbestände der §§ 185, 186 StGB erfüllt«, also Beleidigung und üble Nachrede. Eine »Straflosigkeit wegen Wahrnehmung berechtigter Interessen nach § 193 StGB scheide aus«.


  Lassen Sie uns diese juristischen Behauptungen Schritt für Schritt zerlegen.


  Erstens: Die Bezeichnung »untergeordnete Sachbearbeiterin« ist eine wahre Tatsachenbehauptung. Die Referentin ist im Organisationsplan des Bundesamtes für Justiz nicht einmal aufgeführt. Sie ist, nach allen objektiven Maßstäben, untergeordnet. Wahre Tatsachenbehauptungen können keine Beleidigung sein.


  Zweitens: Die Bezeichnung »inkompetent« bezog sich auf einen konkreten Vorgang: die Weigerung, einen unanfechtbaren Gerichtsbeschluss zu beachten. Wer sich über rechtskräftige Gerichtsurteile hinwegsetzt, demonstriert Inkompetenz und fachliche Unfähigkeit. Auch dies ist eine auf Tatsachen gestützte Bewertung.


  Drittens: Selbst wenn man in meinen Äußerungen eine Beleidigung sehen wollte, greift § 193 StGB: die Wahrnehmung berechtigter Interessen. Im »Kampf um das Recht« darf ein Anwalt »starke, eindringliche Ausdrücke« wählen, wie die Rechtsanwaltskammer Hamburg später selbst feststellen sollte. Und wenn im Justiziariat des Bundesamtes für Justiz eine Volljuristin sitzt, die unanfechtbare Urteile eines deutschen Gerichts meint ignorieren zu können, sollte die Öffentlichkeit von dieser Inkompetenz auch erfahren.


  Am schwersten wiegt jedoch ein ganz anderer Punkt: Beleidigung und üble Nachrede sind Antragsdelikte. Sie können nur von der betroffenen Person selbst, nicht aber vom Staat verfolgt werden. Indem das Bundesamt für Justiz diese Vorwürfe erhob, überschritt es seine verfassungsrechtlichen Grenzen. »Dem Staat kommt kein grundrechtlich fundierter Ehrenschutz zu« steht in dem Beschluss, mit dem wir für Julian Reichelt vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die Bundesrepublik Deutschland gewonnen haben (Beschluss vom 11.04.2024 – 1 BvR 2290/23). Der Staat ist nur Adressat, nicht aber Inhaber von Grundrechten. Ihm ist es verfassungsrechtlich untersagt, sich ohne hinreichend rechtfertigenden Grund herabsetzend über einen Bürger zu äußern.


  Das Bundesamt für Justiz benimmt sich wie ein Troll im Internet, nur dass es die Machtmittel einer Bundesbehörde hat. Es versucht, die legitime Kritik an seiner Arbeit in einen persönlichen Angriff auf eine Entität umzudeuten, die aber gar keine Grundrechte besitzt.


  Das Scheitern: Die Anwaltskammer weist die Beschwerde zurück


  Im April 2025 – nach monatelangem Verfahren – stellte die Hanseatische Rechtsanwaltskammer Hamburg das Beschwerdeverfahren ein. Ein berufsrechtliches Fehlverhalten konnte nicht festgestellt werden.


  Die Begründung war klar: Auf meinem Twitter-Profil trete ich nicht als Anwalt auf. Die Äußerungen erfolgten demnach nicht »bei meiner Berufsausübung«, wie das Bundesamt kritisiert hatte. Ein Verstoß gegen die Bundesrechtsanwaltsordnung liege nicht vor.


  Ich hätte mir hier allerdings etwas mehr hanseatisches Selbstbewusstsein gewünscht. Die Kammer nahm die erste Abfahrt: Er hat es nicht als Anwalt gesagt. Man hätte den irrlichternden Bürokraten aus Bonn auch ganz deutlich ins Stammbuch schreiben können, was man von dem Versuch einer berufsrechtlichen Attacke des Staates auf einen Anwalt hält, der von seiner Meinungsfreiheit Gebrauch macht und Versagen bei einer Bundesbehörde öffentlich macht.


  Das ist der Unterschied zwischen Recht und Etikette, zwischen Legalität und Höflichkeit. Das Grundgesetz schützt selbst eine unhöfliche, eine scharfe, eine unangenehme Meinungsäußerung. Gerade sie bedarf der Absicherung durch die Verfassung, denn der Opportunismus und die konforme Meinung sind nie in Gefahr.


  Das Bundesamt für Justiz war mit seinem Versuch gescheitert, mich über das Standesrecht mundtot zu machen. Doch das ist nur die halbe Geschichte.


  Die Bilanz: Sechzehn zu null


  Der Fall des Bundesamtes für Justiz steht nicht isoliert. Er ist Teil eines Musters. Im Jahr 2024 gewann ich mehr als ein Dutzend Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch verschiedene Behörden und Ministerien des Bundes. Die genaue Bilanz: 16: 0 für mich und meine Mandanten, 16: 0 gegen die Bundesregierung.


  Das sind nicht einfach nur juristische Erfolge. Für den Respekt des Staates vor dem Recht ist es ein Offenbarungseid. Wenn eine Bundesregierung sechzehnmal in Folge vor Gericht verliert – jedes Mal gegen denselben Anwalt und das alles in einem Jahr –, dann ist das kein Zufall. Dann hat das System.


  Auch an solchen Vorgängen ist die Erosion des Respekts der Regierung vor den Regeln unseres demokratischen Rechtsstaats erkennbar!


  Was bedeutet dieser Fall?


  Lassen Sie mich zum Abschluss dieses Kapitels eine Frage stellen: Was sagt es über einen Staat aus, wenn seine Justizbehörde sich über rechtskräftige Gerichtsurteile hinwegsetzt?


  Es zeigt, dass dieser Staat das Recht nicht mehr als Grenze seiner Macht begreift, sondern als Instrument seiner Macht. Es sagt, dass Urteile befolgt werden, wenn sie passen – und ignoriert werden, wenn sie nicht passen. Es sagt, dass wir uns vom Rechtsstaat zu einem Staat entwickeln, der nach der Maxime lebt: »Macht bricht Recht!«


  Ein Rechtsstaat ist dadurch definiert, dass auch der Staat selbst dem Recht unterworfen ist. Wenn Behörden beginnen, Gerichtsurteile nach Gutdünken zu befolgen oder zu missachten, ist das das Ende eines Rechtsstaats. Nicht mit einem Knall, sondern schleichend, bürokratisch, mit Verweisen auf »rechtliches Gehör« und »Geheimhaltungsinteressen.«


  Der Rechtsstaat stirbt immer zentimeterweise könnte man frei nach Karl-Hermann Flach formulieren.


  Und nun stellen Sie sich vor, Sie wären kein bekannter Medienanwalt mit juristischer Expertise und öffentlicher Reichweite. Stellen Sie sich vor, Sie wären ein normaler Bürger, der vor Gericht Recht bekommen hat, und eine Behörde sagt Ihnen: »Schön für Sie, aber wir machen erst mal was anderes.« Was dann?


  Genau hier liegt die Brisanz dieses Falles. Wenn der Staat es wagt, selbst einen Anwalt so zu behandeln, der über Ressourcen, Wissen und Öffentlichkeit verfügt, wie behandelt er dann den Durchschnittsbürger? Die Antwort ist: willkürlich.


  Ein Leserkommentar in der WELT, die über dieses Verfahren berichtete, brachte es auf den Punkt: »Und dann stellen wir uns mal den juristischen Laien vor! Der steht ja ohnmächtig vor den Behörden.«


  Und sehr häufig folgt der DDR-Vergleich. Das ist zwar eine Übertreibung. Aber es ist auch die nüchterne Einschätzung von Menschen, die zwei Systeme erlebt haben. Und sie kommen immer häufiger zu dem Schluss: Das neue System hat vom alten gelernt.


  Der Fall des Bundesamtes für Justiz ist noch nicht abgeschlossen. Mein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gegen die Bundesrepublik Deutschland liegt Anfang 2026 seit einem Jahr (!) beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen. Ich fordere, dass es der Behörde untersagt wird, verschiedene rechtswidrige Behauptungen aufzustellen und (als Staat) gegenüber der Anwaltskammer zu verlangen, mich »berufsrechtlich zur Verantwortung zu ziehen«.


  Der Staat versucht das, was ihm auf dem Hauptkriegsschauplatz vor Gericht bei einer historischen Niederlagenserie von 16: 0 im Jahr 2024 verwehrt blieb, auf anderen Wegen zu erreichen: durch Zermürbung, durch bürokratische Schikane, durch den Versuch der Sanktionierung über Standesvertretungen.


  Seine Vorwürfe sind nicht nur falsch, sie sind der Versuch, einen »aufmüpfigen« Anwalt einzuschüchtern, indem man ihm mit berufsrechtlichen Konsequenzen droht. Es ist die Botschaft an alle Juristen: Wer den Staat kritisiert, riskiert seine Zulassung.


  Das ist die Mechanik der Angst. Es ist administrative Enthemmung.


  Und genau dagegen müssen wir uns wehren.


  Erst setzt sich der Staat durch eine dem Justizministerium untergeordnete Behörde über eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung hinweg. Dann verletzt er die Grundrechte des Anwalts, der ihm diese Niederlage zugefügt hat, und fordert wegen dessen zulässiger Meinungsäußerungen, die das Versagen des Staates öffentlich machen, berufsrechtliche Schritte. Auch damit scheitert er.


  Was bleibt, ist ein erschütterndes Bild: Das Bundesamt für Justiz ist, wie ich in meinem Antrag schrieb, »erkennbar bis hin zur Behördenspitze seinen Aufgaben fachlich nicht gewachsen«.


  Aber es geht um mehr als Fachkompetenz. Es geht um eine Haltung. Eine Haltung, die Gerichtsurteile als Empfehlungen betrachtet, nicht als Befehle. Eine Haltung, die kritische Bürger als Gegner sieht, nicht als Träger von Rechten. Eine Haltung, mit der Bürokraten sich über das Recht stellen.


  Dieser Fall ist mehr als eine Anekdote aus dem Behördenalltag. Er ist ein Symptom für eine administrative Enthemmung. Wir sehen einen Staat, der dünnhäutig geworden ist. Ein Staat, der Kritik nicht mehr als demokratisches Feedback begreift, sondern als Störung.


  Diese Haltung ist das eigentliche Problem. Sie ist gefährlicher als jede einzelne Rechtsverletzung, weil sie die Grundlage für alle künftigen Rechtsverletzungen schafft. Wenn staatliche Stellen glauben, sie stünden über dem Recht, dann ist der Weg in die Willkür kurz.


  Ein Leser der WELT schrieb: »Das Verhalten des BfJ und seiner betreffenden Mitarbeiter zeigt das fehlende Verständnis betreffend Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Gültige Gerichtsurteile zu ignorieren ist ein Tabu und macht einen einfach nur fassungslos.«


  Fassungslosigkeit ist eine verständliche Reaktion. Aber sie darf nicht die einzige bleiben. Es braucht hier juristischen Widerstand, publizistischen Widerstand und demokratischen Widerstand.


  Ich kann mir die Gegenwehr leisten. Ich habe die Ressourcen, solche Angriffe durchzufechten und öffentlich zu machen. Der Staat beißt sich bislang an mir die Zähne aus. Aber was ist mit denen, die das nicht können? Was ist mit dem Bürger, der keine Kanzlei im Rücken hat und keine ausreichenden Mittel, um sich gegen staatliches Stalking zu verteidigen?


  Wenn wir zulassen, dass Behördenleiter ihre gekränkte Eitelkeit mit der Macht des Staates ausleben, dann erodiert das Fundament des Rechtsstaats. Deshalb führe ich diese Verfahren. Nicht weil ich muss, sondern weil man es diesem Staat nicht durchgehen lassen darf.


  Es ist Prinzipienreiterei im besten Sinne: Man reitet so lange auf Prinzipien herum, bis der Staat wieder lernt, sie zu respektieren. Denn wenn wir zulassen, dass der Staat sich über Gerichtsurteile hinwegsetzt, dann haben wir bereits verloren. Dann ist es keine Frage mehr ob, sondern nur noch wann dieser Staat auch Sie zum Gegner erklärt und Ihr Name und nicht meiner auf dem Buchcover auftaucht. Und dann werden Sie verstehen, worum es in diesem Buch wirklich geht: Es geht um Sie.


  Zur veränderten Beschwerdepraxis der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer


  Unabhängig von den vorstehenden Ausführungen weise ich auf eine bedenkliche Verschiebung in der Beschwerdepraxis der Kammer hin. Die Hanseatische Rechtsanwaltskammer war traditionell dafür bekannt, evident unbegründete Beschwerden gegen Rechtsanwälte ohne weitere Behelligung des betroffenen Anwalts zurückzuweisen. Das entsprach einer liberalen, der anwaltlichen Unabhängigkeit und Meinungsfreiheit verpflichteten Haltung, die der Hamburger Kammer über die Landesgrenzen hinaus Respekt eingetragen hat.


  Diese Linie wird offenbar zunehmend aufgegeben. Die Kammer eröffnet vermehrt Beschwerdeverfahren und fordert Stellungnahmen ein, obwohl die zugrunde liegenden Beschwerden nach den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts zur anwaltlichen Meinungsfreiheit keine berufsrechtliche Relevanz aufweisen. So hat die Kammer ein Verfahren eröffnet, weil ich in einer E-Mail an den Gegnervertreter im Rahmen eines laufenden Rechtsstreits ein bildungsfernes Mandantenpärchen, das sein öffentliches Image seit über einem Jahrzehnt gewerblich als Reality-TV-Format vermarktet, als »bildungsfern« bezeichnet habe – eine Beschreibung, die sich in vergleichbarer Form in zahlreichen Medienberichten findet und angesichts der dokumentierten öffentlichen Auftritte als schlichte Tatsachenfeststellung vertretbar ist. In einem Fall geht die Kammer noch weiter und rügt die öffentliche Kritik an dem verantwortlichen Richter und einem Strafurteil, das national wie international als offenkundiger Verstoß gegen Art. 5 GG wahrgenommen wurde, weil ein Journalist wegen einer Satire zu einer Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt wurde – eine Urteilskritik, die in Inhalt und Schärfe nicht über das hinausgeht, was Medien von Süddeutscher Zeitung über The Guardian bis The Economist publiziert haben. Eine Beschwerde der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Justiz, wegen der Bezeichnung einer Sachbearbeiterin als »untergeordnet« und »inkompetent« hat die Kammer demgegenüber zu Recht zurückgewiesen, als der frühere Maßstab noch funktionierte.


  Wenn eine Rechtsanwaltskammer, die ihre Mitglieder vor evidenter Querulanz schützen sollte, zunehmend selbst zum Instrument derjenigen wird, die anwaltliche Meinungsäußerungen disziplinieren wollen, läuft etwas grundlegend falsch.

  

  


  Kapitel 2
Der Staat als Troll – 
Der Fall Baden-Württemberg


  Der Regierungssprecher und das Wort »niederträchtig«: Wenn der Staat beleidigt


  Dieses Kapitel ist nicht nur eine Chronik juristischer Erfolge; es ist ein Blick in den Abgrund einer staatlichen Kommunikation, die sich von den Fesseln der Sachlichkeit befreit hat. In Baden-Württemberg war in den vergangenen Jahren zu beobachten, wie ein Regierungsapparat zur digitalen Keule griff, um Kritiker nicht etwa sachlich und mit Argumenten zu stellen, sondern sie moralisch zu delegitimieren und wirtschaftlich auszuschalten. Dass der Staat dabei regelmäßig vor Gericht scheiterte, schien die Verantwortlichen kaum zu stören – schließlich zahlten nicht sie die bislang aufgelaufenen sechsstelligen Kosten, sondern Sie, der Steuerzahler.


  In einer funktionierenden Demokratie bindet das Sachlichkeitsgebot den Staat auch dort, wo er spricht, nicht nur dort, wo er handelt. Das Sachlichkeitsgebot ist eine grundrechtliche Grenze, die verhindern soll, dass die enorme Macht des Staatsapparats dazu missbraucht wird, einzelne Bürger oder ihm unliebsame Meinungen im öffentlichen Diskurs zu diskreditieren. Das Bundesverfassungsgericht hat hierfür eine klare Messlatte definiert: Der Staat darf sich nicht ohne rechtfertigenden Grund herabsetzend über Bürger äußern. Jede staatliche Äußerung muss einen sachlichen Bezug haben und darf nicht in eine Schmähung ausarten. Entscheidend ist dabei: Der Staat hat kein Recht auf Gegenschlag. Auch wenn Kritik an staatlichem Handeln scharf, polemisch oder gar ehrverletzend formuliert wird, berechtigt das den Staat nicht, mit gleicher Münze zurückzuzahlen. Denn das Verhältnis zwischen Staat und Bürger ist kein Verhältnis unter Gleichen. Der Bürger, der den Staat kritisiert, übt ein Grundrecht aus. Der Staat, der den Bürger herabsetzt, greift in eines ein. Wer über Steuergelder, Behördenapparate und mediale Reichweite verfügt, kann mit einer einzigen Äußerung Existenzen beschädigen, gesellschaftlich isolieren, wirtschaftlich ruinieren. Genau deshalb verlangt das Grundgesetz vom Staat eine Selbstdisziplin, die es vom Bürger nicht verlangt: Er muss sachlich bleiben, gerade dann, wenn es ihm schwerfällt.


  In Baden-Württemberg scheint man dieses Gebot für ein Hindernis aus einer vergangenen Epoche zu halten. Hier hat sich ein »Troll-Staat« entwickelt, der in den sozialen Medien agiert wie ein aggressiver Troll-Account im Kommentarbereich: Er sperrt, er kanzelt ab und er etikettiert. Man muss diesen Apparat an seine rechtlichen Grenzen erinnern.


  Berlin im August 2022: Wenn Merz’ Prinzipien Gegenwind bekommen


  Die Chronologie der Eskalation beginnt im August 2022 mit einer Posse in der Landesvertretung Baden-Württemberg in Berlin. Dort sollte Friedrich Merz bei einer Veranstaltung der konservativen Denkfabrik »The Republic« auftreten, zusammen mit dem republikanischen US-Senator Lindsey Graham; auf dem Programm standen außerdem Henryk M. Broder und ich. Nachdem die vollständige Rednerliste öffentlich war, setzte das erwartbare Ritual ein: Empörung, Kontaktschuld, der Versuch, eine Debatte über Personen, statt über Inhalte zu erledigen. In der WELT wird als besonders markantes Beispiel der Angriff des Grünen-Abgeordneten Konstantin von Notz zitiert, der Merz in einer Tonlage anfuhr, die weniger Argument als Disziplinierungsversuch und Drohgebärde war.1


  Peinlich war nicht die Existenz dieses Drucks, das ist politischer Alltag. Peinlich war Merz’ Reaktion darauf. Denn nur wenige Tage zuvor hatte er die »Zensurkultur« beziehungsweise »Cancel Culture« als größte Bedrohung der Meinungsfreiheit beschrieben, und nun cancelte er sich selbst. Diese Selbstwiderlegung war der Kern der medialen Kritik. Die WELT machte genau daraus den Punkt: Wer so spricht, muss gerade in solchen Situationen stehen bleiben, nicht weglaufen. Auch die NZZ las den Rückzug als Muster fehlender Standfestigkeit und als Signal an die eigenen Anhänger, dass man sich bei Gegenwind lieber entschuldigt als widerspricht.2


  Die öffentliche Ersatzbegründung aus dem Merz-Umfeld lautete, man habe beim »Studium der Teilnehmerliste« festgestellt, dass Broder und ich ebenfalls auftreten, und insbesondere meine Teilnahme sei problematisch, weil ich unter anderem Max Otte in einem CDU-Parteiausschlussverfahren vertreten habe. Das wirkte bereits deshalb befremdlich, weil es das anwaltliche Berufsbild moralisiert, und obendrein kurios, weil man sich vermutlich nicht einmal begegnet wäre, die Programmpunkte lagen zeitlich auseinander.


  Noch unangenehmer wird die Geschichte, wenn man den tatsächlichen Mechanismus hinter der Absage betrachtet. Das »Broder und Steinhöfel sind auch da-Argument« war vor allem der nützliche Vorwand zweier zentraler Mitarbeiter aus dem unmittelbaren Umfeld von Merz, die die Veranstaltung ohnehin torpedieren wollten und nach dem von Notz-Tweet Alarm (Merz hätte »nicht mehr alle Latten am Zaun«, ginge er zu dem Event) schlugen. Sie hatten die Behauptung konstruiert, der Anwalt Ottes sei »juristischer Gegner« der CDU und deshalb unzumutbar. Der eigentliche Punkt, der Merz’ Ausrede endgültig in die Kategorie Selbstkarikatur verschiebt, steht aber in der eigenen Parteigerichtsordnung der CDU: Diese verlangt grundsätzlich, dass Beistände und Verfahrensbevollmächtigte in Parteiausschlussverfahren sogar Mitglied der CDU oder CSU sein müssen; Ausnahmen kann das Parteigericht zulassen. Ich durfte in dem Verfahren nur auftreten, weil der Vorsitzende des zuständigen CDU-Parteigerichts mir eine Ausnahmegenehmigung erteilt hatte. Wer daraus einen Unzumutbarkeitsgrund bastelt, kennt die eigenen Statuten nicht, erklärt rechtsstaatliche Verfahrensregeln zum Makel und beschädigt nebenbei die Entscheidung und Integrität des eigenen Parteigerichts.


  Die Quittung kam aus Washington, und sie fiel so öffentlich aus, dass sie selbst Merz’ Umfeld nicht mehr wegmoderieren konnte. BILD titelte »Riesen-Klatsche für Merz« und zitierte Graham mit der klaren Absage: »Ich habe nicht vor, Herrn Merz zu treffen.« 3 Graham machte daraus ausdrücklich eine Prinzipienfrage und formulierte einen Maßstab, neben dem Merz’ Ausweichmanöver wie das genaue Gegenteil konservativer Debattenkultur wirkte: Bei Konservativen gehe es um »einen offenen, ehrlichen Dialog«, man dürfe »sich nicht gegenseitig canceln, bevor man miteinander gesprochen« habe, sonst sei man »nicht anders als die Linken«. Damit stellte Graham sich nicht nur gegen Merz, sondern öffentlich auf die Seite derjenigen, deren angebliche »Unzumutbarkeit« die Absage erst ausgelöst hatte: auf die Seite von Broder und mir. Der Subtext war unmissverständlich: Wenn schon jemand »gecancelt« wird, dann die Cancelnden selbst – und Merz gehörte in diesem Moment zu ihnen.


  Die NZZ zog daraus den in seiner Kürze vernichtenden Befund: »Friedrich Merz ohne Rückgrat«. Sie beschrieb das Muster als »Selbstdemontage«: Merz erkläre die Cancel Culture zur größten Gefahr für die Meinungsfreiheit und »cancelte sich selbst«, sobald SPD und Grüne raunten, er mache sich »unmöglich«. Am Ende protokollierte die NZZ den politischen Schaden in einem Satz, der hängen bleibt: Während Merz’ Seite noch verbreiten ließ, man sei weiter zu einem Gespräch verabredet, erklärte Graham, er wolle sich wegen des »falschen« Verhaltens nicht mehr treffen, und für die Gegner von Merz und seiner CDU »hätte es nicht besser laufen können«.


  Der Staat betritt die Bühne


  Die Sache wäre schon damit unerquicklich genug gewesen, sie bekam aber eine zweite, für das Thema dieses Buches relevante Ebene. Denn nach Bekanntwerden der Teilnehmerliste kündigte die Landesvertretung Baden-Württemberg, in deren Räumen die Veranstaltung stattfinden sollte, den Mietvertrag, und veröffentlichte einen Tweet, in dem den Referenten eine »starke Nähe zur AfD« zugeschrieben wurde, weshalb die Veranstaltung geeignet sei »das Ansehen der Landesvertretung zu beschädigen.«


  [image: Screenshot von zwei Tweets der Landesvertretung BW, in denen sie mitteilt, dass sie sich von der Ausrichtung des "Transatlantischen Forums" zurückzieht, weil die Referenten der AfD nahe stehen.]


  So sieht staatlicher Rechts- und Verfassungsbruch aus. Genau diese Stigmatisierung musste die Landesvertretung zurücknehmen, das Land Baden-Württemberg unterschrieb Unterlassungserklärungen und zahlte die Anwaltsgebühren.


  Rechtlich ist das nicht bloß ein Tonproblem, sondern eine Frage der Bindung der öffentlichen Gewalt an die Grundrechte. Wenn der Staat Räume vorhält und vergibt, handelt er nicht wie ein normaler Teilnehmer am Wirtschaftsverkehr, sondern grundrechtsgebunden. Er darf Meinungs- und Pressefreiheit nicht dadurch »regulieren«, dass er missliebigen Stimmen den Zugang zu öffentlichen Einrichtungen entzieht oder sie über absurde Etiketten wie »AfD-Nähe« aus dem Diskurs drängt. Das ist ein klassischer mittelbarer Grundrechtseingriff, besonders gefährlich, weil er sich als Hausrecht tarnt. Der Staat ist zur Neutralität verpflichtet und muss bei der Teilnahme am Geschäftsverkehr Bürger nach sachlichen Kriterien gleichbehandeln. Wenn er stattdessen politische Zuschreibungen und Herabsetzungen verwendet, verlässt er den Boden fairen, rechtsstaatlichen Handelns. Dass Baden-Württemberg auch hier diese Regeln verletzt hat, legt auch das Nachspiel nahe: In einem Vergleich im Berufungsverfahren Broder gegen das Land um Geldentschädigung vor dem OLG Köln verpflichtete sich Baden-Württemberg zu einer Zahlung von 5.000 Euro an die pro-israelische Organisation Keren Hayesod. Die Vorsitzende Richterin bezeichnete das Verhalten des Landes als schuldhafte Pflichtverletzung und eine Persönlichkeitsrechtsverletzung von erheblichem Gewicht.


  Berlin war kein Ausrutscher des Bundeslandes Baden-Württemberg, sondern Auftakt zum Verfassungsbruch in Serie.


  Der Staat als Wiederholungstäter


  Hauptdarsteller in diesem Trauerspiel staatlicher Übergriffe und demütigender Prozessniederlagen ist der Antisemitismusbeauftragte des Landes Baden-Württemberg, Dr. Michael Blume, in Nebenrollen tauchen der Pressesprecher und der Prozessbevollmächtigte des Landes auf. Dr. Blume darf man bekanntlich wegen hinreichender Anknüpfungspunkte in seinen Äußerungen als antisemitisch bezeichnen. »Die Kontroverse um den baden-württembergischen Antisemitismus-Beauftragten Michael Blume hat mit einem Beschluss des Landgerichts Hamburg eine neue Eskalationsstufe erreicht«, schrieb die WELT am 27.10.2022.4 Das Gericht kam in dem Verfahren zu dem Schluss, dass die Bezeichnung Blumes als »antisemitisch« eine »zwar scharfe, aber noch zulässige Meinungsäußerung« sei, für die »hinreichende Anknüpfungstatsachen« vorliegen. Auf eine Anfrage der Zeitung erklärte Blume, er habe »als Beauftragter gegen Antisemitismus mit der bundesdeutschen Justiz bisweilen« leider »durchwachsene Erfahrungen gemacht«, Blume unterstellte dem Gericht weiter »peinliche und antiisraelische Fehler«.


  Wenn Blume sich auf seinem offiziellen, hoheitlichen X-Profil des Antisemitismusbeauftragten äußert, tut er das nicht als Privatperson, der die Grundrechte zur Seite stehen, hier spricht der Staat. Blume äußert sich auch gern als Hoheitsträger zu Dingen, für die er nicht zuständig ist (denn es fehlt die Ermächtigungsgrundlage für Äußerungen zu diesen Themen) oder zu Fragen, bei denen Zweifel berechtigt erscheinen, ob er tatsächlich über die erforderliche Sachkunde verfügt.


  Weil Blume auf dem von Henryk M. Broder gegründeten Portal »Die Achse des Guten« (Achgut Media GmbH) häufig scharf kritisiert wurde, reagierte er auf seinem offiziellen Profil wiederholt rechtswidrig.


  a) Am 29.06.2022 veröffentlichte er dort diese Tweets:


  [image: Screenshot von zwei Tweets von @beauftragtdg über Dr. Michael Blumes Unterstützung für den Stopp von Werbung auf einer Verschwörungstheorie-Plattform, in denen er Antisemitismus und Kritik an rassistischen Inhalten erwähnt.]


  Das Verwaltungsgericht Stuttgart (1 K 3675/22 – Beschluss vom 22.09.2022) untersagte dem Land Baden-Württemberg auf Antrag der Achgut Media GmbH die Äußerungen »Viele Autoren vertreten rassistische & demokratiefeindliche Positionen« und »Die Finanzierung von Verschwörungsmythen durch die Wirtschaft muss dringend ein Ende haben«.


  In der Begründung finden sich Passagen, die das Selbstverständnis eines Beamten, der sein Amt als digitale Kampfplattform missversteht, im Kern erschüttern sollten:


  Das Gericht rügte, dass Blume mit der Behauptung, viele Autoren des Portals verträten »rassistische & demokratiefeindliche Positionen«, die Grenzen zulässiger staatlicher Information überschritten habe. Solche stigmatisierenden Werturteile verletzten das Gebot der Sachlichkeit und griffen unzulässig in die Pressefreiheit ein.


  Besonders scharf kritisierten die Richter Blumes Forderung, die »Finanzierung von Verschwörungsmythen durch die Wirtschaft muss dringend ein Ende haben«. Das Gericht stellte klar, dass ein staatlicher Funktionär ohne ausreichende gesetzliche Befugnis nicht berechtigt ist, in dieser Form einen »schwerwiegenden Grundrechtseingriff« oder gar wirtschaftliche Boykotte gegen Medienunternehmen zu fordern.


  Die Entscheidung verdeutlichte, dass ein Amtsträger nicht als moralische Instanz fungieren darf, die darüber entscheidet, welche Publikationen für die Wirtschaft »finanzierungswürdig« sind oder nicht.


  Dieses Urteil war ein entscheidender Etappensieg: Es entzog Blume die Legitimation, sein Amt als »politisches Megafon zur wirtschaftlichen Schädigung eines Mediums« zu missbrauchen. Dass das Land Baden-Württemberg für solche rechtlich haltlosen Vorstöße seiner Beamten am Ende hohe Prozesskosten tragen musste, unterstreicht die politische Verantwortungslosigkeit, mit der hier in Grundrechte eingegriffen und Steuergelder verbrannt werden. Das Verbot wurde rechtskräftig.


  b) Schon zwei Tage später beging das Land durch Blume den nächsten Rechtsverstoß. Nachstehend finden Sie den inzwischen gelöschten, weil dem Land ebenfalls rechtskräftig untersagten Tweet vom 1. Juli 2022.


  Kurz nach der ersten Schlappe folgte für die Landesregierung die nächste gerichtliche Zurechtweisung. Mit dem Beschluss vom 6. Oktober 2022 (Az. 1 K 4176/22) wies das Verwaltungsgericht Stuttgart den Versuch zurück, Twitter-Aktivitäten des Antisemitismusbeauftragten als »privat« umzudeklarieren, um sich den Bindungen staatlicher Kommunikation zu entziehen. Maßgeblich war für das Gericht der Eindruck für den objektiven Beobachter: Wer seinen Kanal für amtsbezogene Öffentlichkeitsarbeit nutzt, kann sich nicht je nach Bedarf eine private Tarnkappe aufsetzen. Eine Strategie, die in jüngerer Zeit auch durch den schleswig-holsteinischen Ministerpräsidenten Daniel Günther in Zusammenhang mit seinem TV-Auftritt bei Markus Lanz am 7. Januar 2026 fruchtbar zu machen versucht wurde.


  [image: Ein Screenshot eines Twitter-Threads von @beauftragtsanti über rechtliche Drohungen, Presseerklärungen und SLAPP-Taktiken, mit Kommentaren von Dr. Michael Blume in Stuttgart.]


  In der Sache ging es um den dargestellten Tweet, der nicht argumentierte, sondern markierte: Ein »szenebekannter Rechts-Anwalt« versuche mit einer »schlampig zusammengeleimten … SLAPP-Erklärung« zum Schweigen zu bringen; zugleich wurde die an das Land gerichtete Abmahnung des Autors als »Rechtsmissbrauch« etikettiert. Das Gericht untersagte dem Land eine Äußerung mit diesen Passagen.


  Die Schwere des Rechtsbruchs liegt nicht nur im Ton, sondern im Mechanismus: Ein staatlicher Amtsträger etikettiert einen Rechtsanwalt öffentlich als »szenebekannt« und setzt das Wort »Rechts« demonstrativ ab (»Rechts-Anwalt«), während er zugleich die Inanspruchnahme rechtsstaatlicher Mittel – eine normale Abmahnung – als »SLAPP« und »Missbrauch« denunziert. Der SLAPP-Vorwurf beruht auf einer bemerkenswerten Umkehrung: Er erklärt den Gang zum Gericht selbst zum Angriff auf die Meinungsfreiheit. Damit wird ausgerechnet das rechtsstaatliche Verfahren, das die Meinungsfreiheit schützen soll, zum Instrument ihrer angeblichen Unterdrückung erklärt. Wer so argumentiert, verlangt im Ergebnis Immunität vor gerichtlicher Kontrolle. Der Tweet des Landes Baden-Württemberg war eine doppelte Grenzüberschreitung: erstens die Stigmatisierung der Person über eine politisch aufgeladene Nähe-Insinuation, zweitens die Delegitimierung des Rechtswegs selbst. Beides wirkt wie staatlich autorisierte Herabsetzung – mit absehbaren Folgen für Reputation und Beruf.


  Durch die Schreibweise »Rechts-Anwalt« und die Zuschreibung »szenebekannt« werde gerade in diesem Kontext die Botschaft transportiert, der Betroffene sei ein Anwalt »der rechten Szene« oder stehe ihr jedenfalls nahe. Und genau hier wird es für das Land besonders unerquicklich: Für diese Insinuation war nach den Feststellungen der Kammer schlicht nichts da. Keine Tatsachen, keine Beispiele, keine Belege, nicht einmal ein ansatzweise nachvollziehbarer Vortrag. Das Gericht hält fest, dass der Antragsgegner derartige Anhaltspunkte weder benannt habe noch diese aus allgemein zugänglichen Quellen allgemeinkundig seien. Mit anderen Worten: Der Staat stellte eine politisch ruinöse Nähebehauptung in den Raum, ohne irgendeine tragfähige Grundlage zu liefern.


  Hinzu kommt: Auch das »SLAPP/Rechtsmissbrauch« -Narrativ trug nicht. Die Kammer betont, es sei nicht ansatzweise erkennbar, dass mit der Abmahnung überwiegend sachfremde Ziele verfolgt worden seien; vielmehr genüge sie den Anforderungen, und vor dem Hintergrund bereits gerichtlich beanstandeter amtlicher Äußerungen lag ein legitimes Schutzbegehren auf der Hand. Dass das Land dennoch öffentlich »Missbrauch« rief, zeigt die Logik dieses Troll-Staates: Nicht der Übergriff ist das Problem, sondern der Bürger, der ihn rügt.


  Der Beschluss spricht damit mehr als ein nur punktuelles Unterlassungsgebot aus. Er schneidet die Fluchtroute ab, über die Amtsträger sich der gerichtlichen Kontrolle und dem Sachlichkeitsgebot durch ein »privat« -Label entziehen möchten. Es wurde gerichtlich festgeschrieben: Wenn der Staat twittert, bleibt er der Staat – egal, welches Label er dem Account gibt.


  Das Verbot wurde rechtskräftig.


  c) Am 27. März 2023 erließ der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg eine weitere einstweilige Anordnung gegen das Land. Nachdem der Autor den baden-württembergischen Antisemitismusbeauftragten Michael Blume auf X/Twitter als »antisemitisch« bezeichnet hatte und das Landgericht Hamburg dies als zulässige Meinungsäußerung einstufte, kam es bei der Pressestelle des Staatsministeriums zu Presseanfragen.


  In dieser Situation ließ der Regierungssprecher erklären, die erhobenen Antisemitismusvorwürfe seien »absurd und niederträchtig«. Zugleich wurde gegenüber der Presse eingeräumt, das Urteil liege der Landesregierung »nicht vor«.


  Genau an diesem Punkt setzt der VGH Baden-Württemberg mit Beschluss vom 27. März 2023 (14 S 319/23) an und trennt scharf zwischen zulässiger Zurückweisung und staatlicher Herabsetzung. Es war bereits das dritte gerichtliche Verbot in kurzer Folge, das Baden-Württemberg im Zusammenhang mit dem Komplex Blume kassierte. Kein Ausrutscher, kein Einzelfall, sondern ein Muster: Das Land überschreitet die Grenzen staatlicher Kommunikation wiederholt und wird wiederholt dafür verurteilt.


  Der Staat darf sich gegen Kritik wehren und sie »klar« zurückweisen; deshalb wurde das Wort »absurd« nicht untersagt. Verboten wird aber die zusätzliche moralische Abqualifizierung einer Äußerung als »niederträchtig«. Tragend ist die Begründung, dass »niederträchtig« nicht mehr die Aussage kritisiert, sondern den Kritiker trifft: Dem Begriff wohne eine »deutliche Tendenz« inne, »nicht nur die Äußerung des Antragstellers [der Autor dieses Buches], sondern dessen Gesinnung als auf niederer Stufe stehend einzuordnen«. Damit verlasse die staatliche Reaktion den Bereich sachlicher Information und rutsche in eine personalisierte Abwertung, die durch den Kommunikationsauftrag nicht mehr gedeckt sei.


  In der Sache ist das eine einfache, für Nichtjuristen gut verständliche Linie: Der Staat darf widersprechen. Er darf sich irren. Er darf sogar verlieren. Was er nicht darf, ist den Bürger mit der Autorität des Amtes moralisch herabsetzen. Dass Baden-Württemberg diese Lektion zum dritten Mal vor Gericht lernen musste, lässt nur zwei Schlüsse zu: Entweder versteht man in Stuttgart die Rechtslage nicht, oder man hält sie für unverbindlich. Beides ist für einen Rechtsstaat inakzeptabel.


  d) Am 8. April 2023 schlug dann wieder der Antisemitismusbeauftragte persönlich von seinem Dienstprofil aus zu. Man möge sich die zuvor geschilderten Niederlagen des Landes und die gerichtlichen Zurechtweisungen vor Augen führen und sich fragen, was ein Gericht dem Rechtsbrecher eigentlich noch ins Stammbuch schreiben muss, damit er begreift, dass es auch für den Staat rechtliche Grenzen gibt.


  Was fällt an diesem Tweet auf? Es geht im Folgenden nicht um eine Persönlichkeitsdiagnose, sondern um die Analyse eines öffentlichen Kommunikationsverhaltens im Amt, das sich anhand dokumentierter Muster beschreiben lässt.


  Der Tweet erscheint auf dem offiziellen Amtsaccount des Antisemitismusbeauftragten. Blume referenziert sich selbst in der dritten Person (»Dr. Michael Blume: ›Ich dokumentiere‹«), was den Eindruck amtlicher Autorität verstärkt. Dann geschieht Folgendes in einem einzigen Satz: Sachliche Kritik wird zu »Übergriffe« eskaliert, ein einzelner Tweet wird zu einer »koordinierten« Kampagne erklärt, der Karfreitag/Pessach wird als Kontext eingeführt (was den impliziten Vorwurf der Religionsfeindlichkeit transportiert), und die Familie wird als betroffen einbezogen, obwohl der zitierte Tweet die Familie nicht erwähnt.


  [image: Screenshot eines Tweets auf Deutsch, in dem es um Antisemitismus geht, mit einem zitierten Tweet auf Englisch, in dem es um den Begriff "antisemitisch" und rechtliche Schritte gegen einen gelöschten Tweet geht.]


  Psychologisch beschreibbar sind hier mehrere Muster:


  –Strategische Opferinszenierung: Blume reagiert auf einen Tweet, der im Wesentlichen referiert, was Gerichte entschieden haben, als sei er Opfer eines Angriffs. Die Forschung beschreibt das Phänomen, dass öffentliche Akteure, die über institutionelle Macht verfügen, sich strategisch in die Opferrolle begeben, um Kritik zu delegitimieren, ohne sich inhaltlich mit ihr auseinandersetzen zu müssen.


  –Inflationierung von Bedrohungsszenarien: Mein von Blume zitierter Tweet ist in Ton und Inhalt nüchtern. Die Antwort darauf operiert mit Vokabular (»Übergriffe », »koordiniert«, »Familie«), das physische Bedrohung suggeriert. Diese Diskrepanz zwischen Anlass und Reaktion folgt einem bekannten Muster: Sachliche Kritik wird sprachlich so lange aufgeladen, bis jede Gegenreaktion verhältnismäßig erscheint.


  –Fehlende Selbstkorrektur nach institutioneller Rückmeldung: Der psychologisch auffälligste Aspekt ist das Timing. Blume setzt sein Verhalten fort, das kurz zuvor gerichtlich wiederholt als rechtswidrig eingestuft wurde. In der Organisationspsychologie spricht man von Escalation of Commitment: die Unfähigkeit, nach negativem Feedback den Kurs zu korrigieren, weil ein Einlenken als Eingeständnis des bisherigen Fehlverhaltens empfunden würde.


  Der Tweet führte zum vierten gerichtlichen Verbot gegen das Land Baden- Württemberg (Verwaltungsgericht Stuttgart, Beschluss vom 13. November 2023, Az. 1 K 2198/23).


  Das Land versuchte erneut, die Äußerungen als »private Meinung« des Amtswalters darzustellen. Das Gericht stellte klar: Da der Tweet über den offiziellen X-Account des Beauftragten abgesetzt wurde und dessen Amtsautorität in Anspruch nahm, handelte es sich um eine hoheitliche Äußerung, die dem Land voll zuzurechnen ist.


  Das Gericht bewertete die Unterstellung der »Koordination« als unzutreffende Tatsachenbehauptung. Das Land konnte auch hier keinerlei Belege für eine tatsächliche Abstimmung zwischen dem Autor und Herrn Weinthal vorlegen.


  Selbst wenn man die Äußerung als Meinung gewertet hätte, wäre sie laut Gericht rechtswidrig, da sie jeglicher tragfähigen Tatsachenbasis entbehre. Die Argumentation des Landes beruhte auf bloßen Mutmaßungen.


  Das Gericht rügte auch in diesem Verfahren, dass die unwahre Behauptung geeignet sei, das Ansehen des Autors – insbesondere in seiner Rolle als Rechtsanwalt – in der Öffentlichkeit herabzusetzen.


  Durch die Verbreitung haltloser Vorwürfe verletzte der Antisemitismusbeauftragte das staatliche Sachlichkeitsgebot massiv. Der Staat dürfe seine Machtmittel nicht nutzen, um Bürger durch unbelegte Verdächtigungen zu stigmatisieren.


  e) Ein Verfahren läuft im Frühjahr 2026, als ich dieses Buch schreibe, noch und ist das juristisch vielleicht interessanteste. Es dokumentiert auch die niederträchtigsten Entgleisungen des Bundeslandes Baden-Württemberg. Die hochinteressante Rechtsfrage befasst sich damit, was der Staat sich in gerichtlichen Schriftsätzen erlauben darf.


  In den Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Stuttgart, dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg und dem Landgericht Köln hat das Land Baden-Württemberg in anwaltlichen Schriftsätzen behauptet, das Blog »Die Achse des Guten« werde »häufig als rechtspopulistisch, antisemitisch und islamophob eingeordnet«, es »verharmlose Antisemitismus und bagatellisiere die Verfolgung der Juden im Nationalsozialismus« und lasse »Verschwörungstheorien und antisemitisches Gedankengut« verbreiten. Der Beklagte begrüße es ausdrücklich, dass Firmen dort, »wo Verschwörungsmythen und antisemitisches Gedankengut verbreitet wurden«, keine Anzeigen mehr schalteten. Diese Äußerungen fielen nicht beiläufig in einem Nebensatz. Sie wurden in verschiedenen Verfahren wiederholt, teils wortgleich, und bilden ein Muster systematischer Diskreditierung.


  Wer das liest, versteht sofort die Zielrichtung: Das sind keine neutralen, zur Rechtsverteidigung zwingend erforderlichen Tatsachenbehauptungen, sondern maximal stigmatisierende Zuschreibungen mit dem offensichtlichen Effekt, ein Medium und seine Akteure sozial, publizistisch und wirtschaftlich zu ächten. Genau darin liegt der verfassungsrechtliche Skandal: Der Staat setzt das schwerste moralische Etikett ein, das der politische Raum in Deutschland kennt, und tarnt es als »Sachvortrag«.


  Man muss sich die Tragweite dieser Vorwürfe vergegenwärtigen: Der Staat wirft einem journalistischen Medium vor, es verharmlose den Holocaust und verbreite antisemitisches Gedankengut. In der Bundesrepublik Deutschland ist kaum ein schwerwiegenderer Vorwurf denkbar. Die Verharmlosung des Holocaust ist nach § 130 Abs. 3 StGB strafbar, die Verbreitung antisemitischer Äußerungen fällt unter den Tatbestand der Volksverhetzung. Was der Staat dem Blog vorwirft, beschreibt im Kern strafbares Verhalten.


  Die Grenzüberschreitung wird noch drastischer, sobald man den persönlichen Bezug sieht, den Baden-Württemberg kannte und der im Verfahren vorgetragen ist: Gründer und Autor des Blogs ist Henryk M. Broder. Broder ist jüdischen Glaubens. Seine Eltern überlebten die Konzentrationslager Auschwitz und Buchenwald. Dass ausgerechnet einem solchen publizistischen Projekt vorgehalten wird, es bagatellisiere die Verfolgung der Juden im Nationalsozialismus und verharmlose Antisemitismus, ist nicht »zugespitzt«, nicht »hart in der Sache«, sondern eine beispiellose staatliche Ehrverletzung. Der Staat, dem die Monstrosität dieses Vorwurfs bewusst gewesen sein muss, erhob ihn dennoch, in gerichtlichen Schriftsätzen, unter Aktenzeichen, mit anwaltlicher Unterschrift, und zwar wiederholt. Das zeigt ein Maß an Rücksichtslosigkeit, das mit dem Sachlichkeitsgebot schlechthin unvereinbar ist.


  Das Verwaltungsgericht Stuttgart hat die Klage der Achgut Media GmbH gleichwohl als unzulässig abgewiesen. Die Begründung: Äußerungen in gerichtlichen Verfahren dienten der Rechtsverfolgung und dürften nicht durch Unterlassungsansprüche eingeschränkt werden. Der Rechtssuchende müsse »ohne Angst vor Rechtsnachteilen« alles vortragen dürfen, was nach seiner »vom guten Glauben bestimmten Sicht« geeignet sei, sich im Prozess zu behaupten.


  Diese Argumentation hat einen Konstruktionsfehler, der so grundlegend ist, dass man ihn kaum übersehen kann. Die gesamte Rechtsprechung, auf die sich das Verwaltungsgericht stützt, ist ausnahmslos in Verfahren zwischen Grundrechtsträgern ergangen: Bürger gegen Bürger, Vereinsmitglied gegen Verein, Angeklagter gegen Staatsanwaltschaft. Ihr tragender Gedanke ist, dass der Bürger sich im Prozess frei äußern können muss, ohne Angst vor paralleler Inanspruchnahme, weil ihm die Meinungsfreiheit in Verbindung mit dem Recht auf ein faires Verfahren diesen Schutz gewährt. Der Staat ist aber kein Grundrechtsträger. Er kann sich weder auf die Meinungsfreiheit noch auf die Äußerungsfreiheit berufen. Er ist nach Art. 1 Abs. 3 GG ausschließlich Adressat der Grundrechte, nicht ihr Berechtigter. Die Übertragung einer zum Schutz des Bürgers entwickelten Rechtsprechung auf den Staat, damit dieser seine Grundrechtsbindung im Prozess abstreifen kann, verkehrt den Schutzzweck in sein Gegenteil. Das Sachlichkeitsgebot gilt nicht »außerhalb« des Gerichtssaals und endet nicht an dessen Tür. Im Gegenteil: Wenn der Staat irgendwo zur Sachlichkeit verpflichtet ist, dann dort, wo er vor Gericht mit einem Bürger streitet.


  Die eigentliche Pointe aber liegt in einem Widerspruch, der sich über zwei Verfahren derselben Kammer erstreckt. Im Verfahren um die Äußerung »niederträchtig« (1 K 5793/22) hatte dieselbe 1. Kammer des Verwaltungsgerichts die Bezeichnung einer Person als »antisemitisch« eindeutig gewürdigt: Sie habe »stark abwertende und ehrenrührige Bedeutung« und stelle den Adressaten »in die Tradition mit einer Geisteshaltung, die unter der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft zum Völkermord an 6 Millionen Juden geführt hat«. Das steigere sich »geradezu ins Groteske«, wenn es den Antisemitismusbeauftragten treffe, dessen Aufgabe die Bekämpfung des Antisemitismus sei. Der VGH Baden-Württemberg bestätigte diese Einordnung im Beschluss vom 27. März 2023 wörtlich. Dieselbe Kammer, die den Begriff »antisemitisch« so eindrücklich in seiner Schwere beschrieben hat, sieht aber keinen Anlass, einem Bürger oder Unternehmen Rechtsschutz zu gewähren, wenn der Staat genau diesen Begriff gegen ihn richtet. Und zwar nicht in einem Tweet, sondern in gerichtlichen Schriftsätzen, als Tatsachenbehauptung, unter amtlicher Verantwortung, und wiederholt. Der Vorwurf des Antisemitismus ist also nach Auffassung des Verwaltungsgerichts ein schwerster Eingriff, wenn er den Staat trifft, und eine nicht justiziable Prozesshandlung, wenn der Staat ihn erhebt. Wer diesen Widerspruch für auflösbar hält, muss erklären, warum der Staat weniger sachlich sein darf als der Bürger, obwohl das Grundgesetz exakt das Gegenteil verlangt.


  Der Staat kann nicht gleichzeitig Adressat der Grundrechte sein und sich im Prozess so benehmen, als stünden sie ihm als taktische Ressource zur Verfügung. Dass Baden-Württemberg im Abstand weniger Monate wiederholt gerichtlich gestoppt wurde, weil staatliche Akteure mit Etiketten, Boykottaufrufen und moralischer Abrissbirne agierten, ist als Serie bereits bemerkenswert. Die hier streitigen Schriftsatzpassagen fügen dem eine neue Dimension hinzu: Der Staat versucht, die verfassungsrechtlich gezogene Linie zu umgehen, indem er die Diffamierung in den Gerichtssaal verlegt und sich dann auf Prozessprivilegien beruft. Genau diese Flucht in die »Prozessimmunität« sitzt in diesem Verfahren auf der Anklagebank. Das Verfahren ist vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg anhängig.


  Die Bilanz: Über 100.000 Euro Steuergeld für verlorene Prozesse


  Wie teuer diese Serie staatlicher Grenzüberschreitungen ist, lässt sich aus einer Landtagsdrucksache schwarz auf weiß ablesen: Der Landtagsabgeordnete Dennis Klecker fragte nach den Verfahren »mit dem Anwalt Joachim Steinhöfel und seinen Mandanten«; das Staatsministerium beantwortete die Kleine Anfrage, Drucksache 17/8902, am 07.07.2025 und legte eine Kostenübersicht als Anlage vor.


  In Anlage 2 werden sieben Rechtsstreitigkeiten aufgelistet, jeweils mit dem vage bezeichneten Streitgegenstand, dem Verfahrensstand, den vom Land beauftragten Kanzleien und den »bisher entstandenen Kosten für das Land«. Danach belaufen sich die Kosten auf 109.481,94 Euro – überwiegend für Unterlassungsverfahren (sowohl Eil- als auch Hauptsacheverfahren), darunter ein Komplex »Unterlassung und Entschädigung (Eil-, Hauptsache- und Berufungsverfahren)« mit 43.307,23 Euro; daneben unter anderem 23.886,16 Euro, 16.149,73 Euro, 7.104,30 Euro und weitere Positionen. Ein Verfahren ist in der Liste als »laufend« gekennzeichnet.


  Das ist die nüchterne Quintessenz: Der Staat prozessiert, verliert und zahlt – aber nicht aus eigener Tasche. Die Rechnung geht an Sie.


  Der Bürger als unfreiwilliger Mäzen seiner eigenen Herabsetzung


  Das ist die Bilanz eines Bundeslandes, das die Grundrechte seiner Bürger nicht als Grenze, sondern als Hindernis begreift. Kein einziger Sieg vor Gericht, aber auch keine einzige personelle Konsequenz. Der Antisemitismusbeauftragte ist im Amt, der Regierungssprecher spricht weiter, die Prozessbevollmächtigten schreiben weiter Schriftsätze. Die Hybris, mit der hier staatliche Macht gegen Bürger eingesetzt wird, speist sich aus einer einfachen Rechnung: Solange die Kosten der Rechtsbrüche nicht von den Verantwortlichen, sondern vom Steuerzahler getragen werden, fehlt jeder Anreiz zur Selbstkorrektur. Wer wieder und wieder verliert und trotzdem weitermacht, ist nicht standhaft, sondern unbelehrbar. Baden-Württemberg wird weitermachen. Die Frage ist, ob die Gerichte das zulassen.

  

  


  Kapitel 3
Das BKA als Löschtrupp, 
die Staatsanwaltschaft als 
Serviceagentur für Politiker


  Habeck und das BKA


  Am 08.07.2025 um 11: 45 Uhr erhielt ich eine E-Mail der Rechtsabteilung von X. Sie ist hier eingeblendet.


  [image: Eine E-Mail-Benachrichtigung informiert den Nutzer darüber, dass seine Inhalte in Deutschland aus rechtlichen Gründen zurückgehalten werden, und enthält einen Link, über den er Einspruch einlegen kann, sowie Hinweise auf alternative Rechtsmittel.]


  Der dort im Text mit seiner Webadresse individualisierte Tweet sei in Deutschland gelöscht worden. Der wesentliche Satz in der Mail lautet übersetzt: »In Übereinstimmung mit geltendem Recht hält X die gemeldeten Inhalte in DEUTSCHLAND nun dauerhaft zurück, insbesondere aus folgenden rechtlichen Gründen: ILLEGALE ODER SCHÄDLICHE ÄUSSERUNGEN.«


  Ein paar Minuten danach habe ich X wie folgt geantwortet: »Vielen Dank für Ihre E-Mail. Sie haben bis morgen, 12: 00 Uhr MEZ, die Möglichkeit, die Einschränkung aufzuheben und mir dies zu bestätigen. Andernfalls erhalten Sie eine förmliche Abmahnung, und wenn dies erfolglos bleibt, werde ich beim Landgericht Hamburg eine einstweilige Verfügung beantragen.«


  Vorher hatte ich geschaut, um was für einen Tweet es bei der Löschung ging. Es handelte sich um einen von mir kommentierten Retweet von Robert Habeck.5


  [image: Robert Habeck sitzt und spricht in einem Video-Statement eine ausführliche Botschaft aus, in der er auf die Untersuchung der Vorwürfe bezüglich seiner Doktorarbeit eingeht, die nach seinen Angaben kein Fehlverhalten ergeben hat.]


  Mein Kommentar (https://x.com/Steinhoefel/status/188932144958584 0346), den ich mit dem Habeck- Tweet verbreitete, lautete so:


  [image: Ein Graustufenbild zeigt Robert Habeck, der steht und mit den Händen gestikuliert, während er spricht, in einem Tweet mit deutschem Text, in dem es um politische Anschuldigungen geht.]


  Ein harter Kommentar, den man auch anders hätte formulieren können. Aber das ist eine Stilfrage. Habeck hat in dem konkreten Zusammenhang keine Schonung verdient. Der Kommentar enthält zwei Kernvorwürfe: Heuchelei und Antisemitismus.


  Der Vorwurf der Heuchelei


  Die Vorgeschichte ist schnell erzählt: Im Frühjahr 2024 verbreitete der damals 64-jährige Rentner Stefan Niehoff aus dem unterfränkischen Burgpreppach auf der Plattform X ein Meme, das er nicht einmal selbst erstellt hatte. Es zeigte ein Porträtfoto des Bundeswirtschaftsministers Robert Habeck mit dem an die Haarkosmetik-Marke »Schwarzkopf


  Professional« angelehnten Schriftzug »Schwachkopf PROFESSIONAL«. Eine Shampoo-Parodie. Robert Habeck persönlich stellte Strafantrag. Am 12. November 2024 stand um 6: 15 Uhr die Kriminalpolizei vor Niehoffs Tür, beschlagnahmte sein Tablet und riss dabei auch seine Ehefrau und seine 33-jährige Tochter mit Down-Syndrom aus dem Schlaf. Über die strafrechtlichen und verfassungsrechtlichen Dimensionen dieses Vorgangs – die Frage der Verhältnismäßigkeit einer Wohnungsdurchsuchung wegen einer Shampoo-Parodie, den fragwürdigen Einsatz des erst 2021 verschärften § 188 StGB, die nachgeschobene Volksverhetzungs-Konstruktion der Staatsanwaltschaft Bamberg – wird in einem späteren Kapitel zu sprechen sein. Hier geht es um etwas anderes. Hier geht es um Charakter. Wer hundertfache Strafanträge als politisches Werkzeug nutzt, prägt das Klima der gesamten Debatte.


  Fünf Tage nach der Razzia stellte sich Habeck in der ZDF-Sendung Was nun, Herr Habeck? den Fragen von Bettina Schausten und Anne Gellinek. Er gab sich nachdenklich, fast reuig. Er räumte ein, »Schwachkopf« sei »nicht die schlimmste Beleidigung, die jemals ausgesprochen wurde«, und kündigte an, in einem ähnlichen Fall künftig »genauer hingucken und überlegen« zu wollen. Die Inszenierung saß. Einsichtiger Spitzenpolitiker reflektiert eigenes Handeln, so sollte die Botschaft lauten.


  Allein es blieb bei Worten. Den Strafantrag nahm Habeck nicht zurück. Nicht nach dem ZDF-Interview, nicht nach der wochenlangen öffentlichen Diskussion, nicht nach den Berichten über Niehoffs verstörte Tochter. Nie. Dabei wäre die Rücknahme jederzeit möglich gewesen. Selbst die Jungle World, wahrlich kein Habeck-kritisches Blatt, konstatierte nüchtern: »Allerdings könnte er seine Anzeige wegen Beleidigung als ›professioneller Schwachkopf‹ immer noch zurücknehmen.« 6


  Er tat es nicht. Stattdessen mahlte die Maschinerie weiter, die er in Gang gesetzt hatte. Die bei der Durchsuchung auf Niehoffs beschlagnahmtem Tablet gefundenen weiteren Bilder – offenkundig satirische Montagen – führten im Juni 2025 zu einer Verurteilung zu 825 Euro. Am 31. Januar 2026 starb Stefan Niehoff im Alter von 65 Jahren an den Folgen eines Schlaganfalls. Er hinterließ seine Frau und seine behinderte Tochter. Habeck hat sich zu Niehoffs Tod nie öffentlich geäußert.


  Und nun der zweite Akt, der die Heuchelei vollendet.


  Am 10. Februar 2025, zwölf Tage vor der Bundestagswahl, veröffentlichte Habeck auf X einen sorgfältig komponierten Tweet. Er rechnete mit Plagiatsvorwürfen des österreichischen Plagiatsforschers Stefan Weber gegen seine Doktorarbeit. Habeck inszenierte sich als transparent, verwies auf eine Prüfung der Ombudsstelle der Universität Hamburg und den Präsidenten der Leopoldina, diskreditierte Weber über dessen unklare Finanzierungsquellen. Und dann kam der entscheidende Satz:


  »Ein letztes: Herr Weber wird auch Vorwürfe gegen die Doktorarbeit meiner Frau erheben. Meine Frau kandidiert aber für kein politisches Mandat. Sie ist nicht Teil dieses Wahlkampfs. Ich bitte darum, meine Familie rauszuhalten.«


  Die Familie raushalten. Diese Bitte kommt von einem Mann, der spätestens seit November 2024 wusste, dass sein Strafantrag dazu geführt hatte, dass Polizeibeamte im Morgengrauen auch Niehoffs schwerbehinderte Tochter aus dem Schlaf rissen. Von einem Mann, der über mehr als 700 Strafanzeigen den Verfolgungsapparat des Staates in Hunderte von Privathaushalten trug, in Hunderte von Familien. Von einem Mann, der seinen Strafantrag gegen Stefan Niehoff zu keinem Zeitpunkt zurücknahm, weder vor noch nach seinem Appell an die Öffentlichkeit, doch bitte seine eigene Familie zu schonen.


  Habeck verlangt hier genau das, was er anderen zuvor verweigert hat: einen weiten Schonraum, eine Art private Immunität gegen Härte und Eskalation – und zwar gerade dann, wenn es politisch unangenehm wird. Er möchte, dass man die Familie nicht »hineinzieht«. Gleichzeitig hat er selbst gezeigt, wie seine Definition von Grenzen aussieht, wenn die Grenze ihn schützt: Ein Rentner, der »Schwachkopf« sagt, bekommt es mit dem Strafrecht zu tun.


  Man muss das nicht verwechseln. Das eine ist eine Bitte um Fairness. Das andere ist die Inanspruchnahme staatlicher Zwangsmittel wegen einer Lappalie. Wer um Fairness bittet, sollte sie praktizieren. Wer um Mäßigung wirbt, sollte sie vorleben. Wer die Familie als Tabuzone reklamiert, sollte nicht das Strafrecht als pädagogischen Vorschlaghammer wählen, wenn ein Bürger Kritik äußert.


  Das ist die Anatomie der Heuchelei: die Diskrepanz zwischen dem sorgsam gepflegten Image des nachdenklichen, fast philosophisch-zögerlichen Staatsmannes und der kalten Realität seiner Machtausübung. Habeck beansprucht für sich und sein Umfeld einen Schutzraum, den er anderen mit der Selbstverständlichkeit des Amtsinhabers verweigert. Eine doppelte Moral, die den Bürger als Untertanen begreift, den es zu disziplinieren gilt, während man für sich selbst die Privilegien einer schützenden Immunität reklamiert. Und diese Ungleichheit verkauft Habeck dann noch als moralische Haltung. Wer als Vizekanzler einen Rentner strafrechtlich verfolgen lässt und drei Monate später die Öffentlichkeit bittet, seine Familie zu verschonen, hat jedes Recht auf moralische Autorität verwirkt. Die Bezeichnung »Heuchler« ist keine Schmähung. Sie ist eine Feststellung.


  Der Antisemitismusvorwurf


  Jemanden als Antisemit zu bezeichnen, ist einer der schwerwiegendsten Vorwürfe überhaupt. Wenn man diese Äußerung einem Bundesminister und Vizekanzler gegenüber erhebt, braucht man gute Gründe.


  Robert Habeck hielt am 1. November 2023 eine vielgelobte Videoansprache, in der er Israels Sicherheit als deutsche Staatsräson bekräftigte und Antisemitismus verurteilte. Doch bereits in dieser Rede zeigten sich die Sollbruchstellen: Habeck sprach von »Perspektivlosigkeit und Armut« in Gaza und bezeichnete die Siedlerbewegung als Kraft, die »Unfrieden schürt«. Wer hinhörte, konnte erkennen, dass das Bekenntnis zur Staatsräson jetzt an Bedingungen geknüpft war.


  Die folgenden Monate bestätigten das. Im Januar 2024 erklärte Habeck, »vor allem« müsse das Töten im Gaza-Streifen jetzt aufhören – eine Prioritätensetzung, die das Ende israelischer Militäroperationen rhetorisch über das Selbstverteidigungsrecht des jüdischen Staates stellte. Am 25. Mai 2024 ging er weiter: Israels Vorgehen sei »mit dem Völkerrecht nicht vereinbar«, Israel habe »Grenzen überschritten«. Das war kein diplomatischer Appell mehr, sondern der Vorwurf des Völkerrechtsbruchs.


  Hinter den Kulissen ging es um mehr als Worte. Nach Medienberichten unter Berufung auf Quellen aus allen drei Ampelparteien sollen Habeck und Baerbock im Bundessicherheitsrat seit März 2024 Genehmigungen für Kriegswaffenlieferungen an Israel faktisch blockiert haben. Die Bedingung wurde als »Völkermord-Klausel« bekannt: Israel sollte schriftlich versichern, deutsche Waffen nicht zu einem »Völkermord« einzusetzen. Das war eine Garantie, die man keinem anderen Empfänger deutscher Waffen abverlangte. Im selben Zeitraum genehmigte die Bundesregierung Rüstungsgüter in dreistelliger Millionenhöhe an die Türkei, deren Präsident Hamas-Propaganda salonfähig machte und Krieg gegen Kurden führte.


  Die Reaktionen waren entsprechend. Wolfgang Kubicki erklärte, wer »auch nur einen Hauch« um Deutschlands historische Schuld wisse, müsse sich »für die grünen Spitzenminister … in Grund und Boden schämen«. Er nannte die Völkermord-Klausel »grottenschlechtdumm«, weil sie dem einzigen demokratischen Rechtsstaat der Region unterstelle, sich nicht an Recht und Gesetz zu halten. Berlins CDU-Generalsekretärin Ottilie Klein erklärte, sollten Habeck und Baerbock mit der »antisemitischen Unterstellung« eines Genozids operiert haben, seien beide als Minister nicht mehr tragbar. Stimmen aus der jüdischen Presse warfen Habeck Täuschung und eine moralisch unhaltbare Sonderbehandlung Israels vor.


  Die Grundlinie blieb bis zuletzt: Öffentlich große Staatsräson-Sätze, gleichzeitig Vorwürfe, die Israel als Rechtsbrecher stigmatisieren, und eine restriktive Genehmigungspraxis unter Bedingungen, die man keinem anderen Staat stellte. Habeck hat Israel nicht nur kritisiert, sondern in Sprache und Praxis Narrative bedient, die Israel in Deutschland traditionell zum Gegenstand moralischer Sonderbehandlung machen. Wer daraus die Folgerung zieht, Habeck bewege sich antisemitisch anschlussfähig oder bediene antisemitische Deutungsmuster, macht in zulässiger Weise von seinem Recht auf Meinungsfreiheit Gebrauch. Der Tweet, so hart er auf den ersten Blick erscheinen mag, ist daher aufgrund der zugrundliegenden Tatsachen rechtlich zulässig.


  Das sah man beim Bundeskriminalamt anders. Die Behörde hat sich an X gewandt und die Löschung verlangt. X folgte dem zunächst, stellte den Tweet aber nach meiner Drohung mit gerichtlichen Schritten wieder her. Der Tweet ist weiterhin online und abrufbar.


  Das Bundeskriminalamt war nicht die einzige Behörde, die sich durch fragwürdigen Aktionismus hervortat.


  Baerbock und der Denunziant – Die Fratze der Grünen


  Wie ein Denunziant und das LKA Hamburg aus politischer Kritik eine Straftat herbeifantasierten


  Am 18. Dezember 2024 veröffentlichte ich auf X einen Beitrag. Er lautete:


  [image: Ein Tweet von @Steinhoefel kritisiert die Grünen und Annalena Baerbock und bezieht sich auf eine Schlagzeile über einen Rentner, der wegen eines Kommentars zum Trampolinspringen zu einer Geldstrafe von 800 Euro verurteilt wurde.]


  Der Beitrag verlinkte einen Pressebericht über die Verurteilung eines Rentners zu einer Geldstrafe von 800 Euro. Sein Vergehen: Er hatte sich im Internet über Annalena Baerbock lustig gemacht. »Beim Trampolinspringen zu oft an die Zimmerdecke geknallt« – das war dem deutschen Staat eine Geldstrafe wert. Mein Beitrag wurde 143.500 Mal aufgerufen.


  Der Tweet war eindeutig. Ich kritisierte nicht Annalena Baerbock. Ich kritisierte eine politische Praxis, die in Deutschland Methode hat: die massenhafte Einschaltung des Strafverfolgungsapparats gegen Bürger, die sich kritisch über Spitzenpolitiker äußern. Mein Text sagte es wörtlich: »Das ist ihr wahres Gesicht, die hässliche, semi-totalitäre Fratze der Grünen.« Nicht: der Annalena Baerbock. Der Grünen. Das versteht jeder, der Deutsch kann. Wie sich zeigen sollte, schloss das die Hamburger Strafverfolgungsbehörden in diesem Fall nicht ein.


  Der Denunziant


  Drei Stunden nach der Veröffentlichung meines Tweets setzte sich ein Bürger in Köln an seinen Computer und verfasste eine Anzeige, die er an die Online-Wache schickte. Nicht weil er selbst betroffen war. Nicht weil ihm ein Schaden entstanden war. Sondern weil er fand, dass jemand bestraft werden sollte. Er denunzierte mich bei den Ermittlungsbehörden.


  In einer Demokratie steht es jedem frei, Strafanzeige zu erstatten, soweit es sich nicht um falsche Verdächtigung (§ 164 StGB) handelt. Ebenso steht es jedem frei, den Bus zu nehmen und bei der Polizei persönlich vorbeizuschauen, wenn ihm ein Tweet nicht gefällt. Die spannendere Frage ist, was dann mit dieser Anzeige geschieht – und ob ein Rechtsstaat sie zum Anlass nimmt, ernsthaft Ermittlungen einzuleiten. In meinem Fall entschied die Staatsanwaltschaft Hamburg: Ja, das machen wir.


  Der Staat ermittelt


  Der Tatvorwurf, den die Behörden aus meinem Tweet herauslasen, war § 188 StGB – »Beleidigung gegen Personen des politischen Lebens«.


  § 188 ist der Qualifikationstatbestand, der geschaffen wurde, um Politiker vor Angriffen zu schützen, die geeignet sind, ihre öffentliche Tätigkeit »erheblich zu erschweren«. Die höchste Eskalationsstufe für einen Tweet, der eine Partei kritisierte. Die Vorschrift, die identische Beleidigungen härter ahndet, wenn sie gegen Politiker und nicht nur gegen »normale« Bürger gerichtet sind, übersetzt einen der berühmtesten Sätze George Orwells in das deutsche Strafgesetzbuch: »Alle Tiere sind gleich, aber manche Tiere sind gleicher als andere.«


  Die Antwort


  Am 25. August 2025 ging meine Stellungnahme an das LKA. Ich bedankte mich zunächst, dass sich die in anderen Bundesländern übliche Stürmung meiner Anwaltskanzlei durch das SEK glücklicherweise erübrigt habe.


  Es folgte eine umfassende Darlegung, warum der Vorwurf von Anfang bis Ende haltlos war. Ich legte dar, was jedem Juristen, der einen Grundkurs Verfassungsrecht absolviert hat, hätte auffallen müssen:


  Erstens: Mein Beitrag richtete sich nicht gegen eine Person, sondern gegen eine Partei und ihre politische Methode. »Die Grünen« sind kein taugliches Tatopfer des § 188 StGB. Der strafrechtliche Ehrschutz setzt eine individuell bestimmbare Person voraus. Eine Partei ist ein Großkollektiv. Das lernt man im dritten Semester.


  Zweitens: Selbst wenn man einen Personenbezug hineinlesen wollte – was dem Wortlaut widerspricht –, müsste nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei mehrdeutigen Äußerungen die straflose Deutung zugrunde gelegt werden, solange sie nicht mit schlüssigen Gründen ausgeschlossen werden kann. Das ist die »Soldaten sind Mörder« -Entscheidung von 1995. Man sollte sie kennen, wenn man Ermittlungen wegen Äußerungsdelikten führt.


  Drittens: Die besondere Eignung, die öffentliche Tätigkeit »erheblich zu erschweren«, fehlte offensichtlich. Wie ein einzelner Tweet eines Rechtsanwalts die Amtsführung einer ehemaligen Außenministerin erheblich erschweren soll, blieb das Geheimnis der Ermittlungsbehörde.


  Viertens: Politische Rede genießt den stärksten Schutz unter Art. 5 Abs. 1 GG und Art. 10 EMRK. Politiker müssen nach ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte einen erhöhten Toleranzspielraum aufbringen. Wer hundertfach den Strafverfolgungsapparat gegen Bürgerkritik mobilisiert, muss harte Gegenkritik aushalten.


  Die Polizei als Dienstleister


  Was ich zu diesem Zeitpunkt noch nicht wusste und erst durch die Akteneinsicht erfuhr: Am 27. August 2025 – zwei Tage nach meiner Stellungnahme – schrieb der (sehr nette) Mitarbeiter vom Landeskriminalamt auf Anweisung der Staatsanwaltschaft an Annalena Baerbock, um sich zu erkundigen, ob sie einen Strafantrag stellen möchte.


  Das ist keine Strafverfolgung. Das ist ein Serviceangebot.


  Es ist auch ein Rechtsbruch. § 185 StGB ist ein Antragsdelikt. Die Entscheidung, ob ein Strafantrag gestellt wird, liegt allein bei der vermeintlich verletzten Person. Wenn eine Ermittlungsbehörde aktiv an eine Politikerin herantritt, ihr den Sachverhalt präsentiert und faktisch zur Stellung eines Strafantrags einlädt, dann überschreitet sie ihre Rolle. Sie macht sich vom neutralen Ermittler zum Erfüllungsgehilfen einer Anzeigenmaschine.


  Der normale Bürger, der in den sozialen Medien beleidigt wird, bekommt keinen Brief vom LKA mit der freundlichen Anfrage, ob er vielleicht Strafantrag stellen möchte. Kein Polizeibeamter setzt sich hin und schreibt ihm, man habe da etwas gefunden, das ihn interessieren könnte. Dieser Service ist offenbar ausschließlich Politikern vorbehalten. Er unterläuft die gesetzliche Systematik der Antragsdelikte und schafft eine Zweiklassenjustiz, in der Spitzenpolitiker einen privilegierten Zugang zur Strafverfolgung genießen, Millionen Bürger aber nicht.


  Auf die Anfrage antwortete nicht etwa Annalena Baerbock selbst. Am 4. September 2025 schrieb eine Mitarbeiterin des Landesverbands Brandenburg von Bündnis 90/Die Grünen an das LKA einen einzigen Satz: Sie möchte »im Auftrag von Frau Baerbock« mitteilen, dass diese auf die Stellung eines Strafantrages verzichte.


  Die Polizei schreibt eine Politikerin an und fragt, ob sie einen Strafantrag stellen will. Die Politikerin lässt über eine Parteiangestellte ausrichten: Nein, möchte ich nicht. Kein Interesse an Strafverfolgung. Die angeblich Geschädigte antwortet nicht einmal selbst.


  Das war der Aktenstand: Eine Stellungnahme, die den Tatbestand auf zehn Seiten zerlegte. Die ausdrückliche Erklärung der angeblich Verletzten, keinen Strafantrag stellen zu wollen. Und eine Anzeige eines unbeteiligten Denunzianten, der weder Geschädigter noch sonst irgendwie legitimiert war.


  In einem funktionierenden Rechtsstaat wäre die Einstellung jetzt eine Sache von Tagen gewesen. Denn ein Satz genügt: »Das Verfahren wird gemäß § 170 Abs 2 StPO eingestellt.«


  Die Stille


  Stattdessen geschah: nichts.


  Keine Einstellungsmitteilung. Kein Abschlussvermerk. Kein Wort. Das Verfahren liegt mit diesem Aktenstand Mitte Februar 2026, als ich diese Zeilen schreibe, seit einem halben Jahr bei den Hamburger Behörden. Die angeblich Geschädigte will nicht. Der Beschuldigte hat den Tatbestand widerlegt. Der Denunziant ist irrelevant. Und die Staatsanwaltschaft schweigt.


  Man fragt sich: Warum? Annalena Baerbock, die Hunderte von Strafanzeigen gestellt hat, die den Strafverfolgungsapparat wie kein zweites Regierungsmitglied für persönliche Empfindlichkeiten mobilisiert hat – selbst sie will hier nicht. Und trotzdem kann die Behörde sich nicht dazu durchringen, einen Einstellungsvermerk zu fertigen? Nach über einem Jahr?


  Es gibt dafür nur zwei Erklärungen. Entweder die Behörde ist so überlastet, dass sie nicht einmal offensichtliche Fälle abarbeiten kann. Oder das Liegenlassen hat Methode. Der Beschuldigte soll im Ungewissen bleiben. Das Aktenzeichen soll in der Welt bleiben. Der Vorgang soll nicht enden. Beides ist indiskutabel. Das eine spricht für Staatsversagen, das andere für Schikane.


  Das System


  Mein Fall ist kein Einzelfall. Er ist ein Musterfall. Er illustriert exakt das Zusammenspiel, das diese Anzeigenpraxis so gefährlich macht.


  Am Anfang steht ein Denunziant. Er muss nichts wissen, nichts können, nichts riskieren. Er muss nur eine Anzeige aufgeben. Das kostet nichts, dauert Minuten und ist folgenlos für ihn, gleichgültig wie haltlos sein Vorwurf ist.


  Dann kommt der Staat. Eine Behörde prüft die Anzeige oder tut so, als täte sie das. Sie leitet Ermittlungen ein, obwohl der Text bei auch nur flüchtiger Lektüre erkennbar keine Person, sondern eine Partei adressiert, und obwohl die Tatbestandsvoraussetzungen des § 188 StGB offensichtlich nicht erfüllt sind. Und als wäre das nicht genug, tritt sie anschließend aktiv an die vermeintlich Geschädigte heran, um einen Strafantrag zu generieren, den diese von sich aus nie gestellt hätte.


  Und am Ende sitzt irgendwo in Deutschland ein Bürger, der Post vom LKA bekommt. Der einen Brief liest, in dem Aktenzeichen stehen und Paragrafen und sein Name. Der womöglich keinen Anwalt hat und keinen kennt. Der nicht weiß, dass das Bundesverfassungsgericht entschieden hat, dass bei mehrdeutigen Äußerungen zum Schutze der Meinungsfreiheit die straflose Deutung zugrunde zu legen ist. Der nicht weiß, dass §188 StGB einen individualisierbaren Personenbezug voraussetzt. Der nur weiß, dass der Staat gegen ihn ermittelt.


  Das ist der Einschüchterungseffekt, vor dem der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte seit Jahrzehnten warnt. Nicht die Verurteilung ist das Problem. Das Problem ist das Verfahren. Die Machtdemonstration. Das Signal lautet: Pass auf, was du sagst. Wir beobachten dich. Und wenn du Pech hast, fragen wir die Politikerin, ob sie dich auch noch offiziell verfolgen lassen will.


  Annalena Baerbock hat keinen Strafantrag gestellt. Sie wollte nicht einmal selbst antworten. Der Rentner, über dessen Verurteilung ich mich empörte, hatte weniger Glück. Und ich? Ich warte bis heute auf die Einstellung eines Verfahrens, das nie hätte eingeleitet werden dürfen.

  

  


  TEIL II

DIE TULSA-KING-
DOKTRIN


  Das Outsourcing der Zensur – 
Wie der Staat das Grundgesetz ausmanövriert

  

  




  Kapitel 4
 »Dinge tun, 
die wir nicht tun dürfen«


  In der Premiere der dritten Staffel von Tulsa King wird Dwight Manfredi, der von Sylvester Stallone gespielte New Yorker Mafioso, von FBIAgent Musso verhört. Musso, gespielt von Kevin Pollak, hat Beweise gegen Dwights gesamte kriminelle Operation in Tulsa in der Hand. Genug, um ihn für den Rest seines Lebens wegzusperren. Doch statt ihn festzunehmen, macht er ihm ein Angebot: Dwight soll für das FBI arbeiten. »What do you want from me, Musso?«, fragt Dwight. Mussos Antwort: »There it is. As you can imagine, there are certain things we can’t do as a law enforcement agency. But you? You would have no problem doing these things for us.« Das ist die Tulsa-King-Doktrin.


  Die Szene ist so gut, weil sie das Verhältnis zwischen Staat und Privatem in einem Satz erklärt. Die Strafverfolgungsbehörde weiß genau, was sie nicht darf. Sie weiß aber auch, wie sie es trotzdem bekommt, indem sie einen aktiven Kriminellen, den sie eigentlich verfolgen müsste, stattdessen für sich arbeiten lässt.


  Und es ist ein Prinzip, das die Bundesrepublik Deutschland in den vergangenen zwei Jahrzehnten perfektioniert hat. Im Wettbewerb der Meinungen fehlt ein objektiver Maßstab für die Einteilung in »richtig« und »falsch«, »gut« oder »schlecht«; Meinungsbildungen und Wertungen sind subjektive Vorgänge. Für den Staat gilt daher eine Neutralitätspflicht im Wettbewerb der Meinungen: Er darf nicht bestimmte Auffassungen oder Tendenzen durch Förderung begünstigen oder benachteiligen. Artikel 5 des Grundgesetzes schützt die freie Rede, und die verfassungsrechtliche Neutralitätspflicht des Staates im politischen Wettbewerb setzt staatlicher Meinungslenkung enge Grenzen. Keine Behörde darf bestimmen, welche Meinung im öffentlichen Raum geäußert werden darf und welche nicht. Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung bekräftigt, dass nicht nur sachlich differenzierte Äußerungen geschützt sind, sondern auch polemische Zuspitzungen.


  Und dennoch geschieht genau das: Meinungen werden unterdrückt, legale Inhalte werden gelöscht, Bürger werden für Äußerungen verfolgt, die strafrechtlich nicht zu beanstanden sind. Wie ist das möglich?


  Die Antwort ist so einfach wie perfide: Der Staat macht es nicht selbst. Er bezahlt andere dafür. Er ist Musso, nur dass er seine Dwights nicht mit Straffreiheit bezahlt, sondern mit Steuergeld.


  Die Auslagerung der Repression


  Der Soziologe Helmut Schelsky hat für das Sprachregime des modernen Staates den Begriff der »Klassenabschließung« geprägt, eine gruppenhafte Sprache, die den Raum des Sagbaren vorgibt und gegen Tabuthemen abschirmt. Wer die Codes beherrscht, darf mitspielen. Wer sie ablehnt, ist draußen. Da eine direkte sprachliche Zensur in einer Demokratie praktisch ausgeschlossen ist, so stellte Schelsky fest, müssen hier »andere Kräfte« walten.


  Genau diese anderen Kräfte hat der Staat sich geschaffen. Er hat ein Netzwerk aus Vereinen, Stiftungen und sogenannten Nichtregierungsorganisationen aufgebaut und mit öffentlichen Mitteln finanziert, die in der Praxis häufig nur eine einzige Aufgabe erfüllen: die Bekämpfung von Meinungen, die der herrschenden Politik nicht passen. Die Bundesrepublik hat dabei einen Weg gefunden, der verfassungsrechtlich kaum angreifbar erscheint, jedenfalls solange niemand genau hinschaut.


  Der Journalist Björn Harms hat das in seinem 2025 erschienenen Buch Der NGO-Komplex so akribisch dokumentiert, dass man es ohne Übertreibung als Standardwerk bezeichnen kann: Zahlen, Verknüpfungen, Mechanik, alles präzise und nachprüfbar aufgeführt. Wer verstehen will, wie Deutschland die Kontrolle über öffentliche Rede auslagert, findet in seinem Buch die Belege.


  Die Politik lagert die Bekämpfung falscher Meinungen an private Anbieter aus, die im Gegenzug mit Steuermitteln belohnt werden. Diese Erfüllungsgehilfen leben vom Staat, können ohne ihn nicht existieren und tun für den Staat das, was der Staat nicht darf. Nicht der Staat zensiert. Er finanziert die Zensur. Der Unterschied mag geringfügig klingen, er ist aber gewaltig. Denn die verfassungsrechtlichen Schranken, die den Staat binden, gelten für diese privaten Akteure nicht. Grundrechte sind Abwehrrechte gegen den Staat, nicht gegen private Vereine. Die sogenannte Zivilgesellschaft operiert damit in einem rechtsstaatlichen Niemandsland: Sie übt staatliche Funktionen aus, ohne an staatliche Pflichten gebunden zu sein.


  Die Kreislaufwirtschaft


  Das Prinzip funktioniert in einem geschlossenen Kreislauf. Am Beispiel des sogenannten »Kompetenznetzwerks gegen Hass im Netz«, das vom Bundesfamilienministerium gefördert wird, lässt sich die Mechanik nachzeichnen. Das Bündnis besteht aus fünf Lobbygruppen, die allesamt vom Steuerzahler alimentiert werden: die LPR-Trägergesellschaft für jugendschutz.net, die Neuen Deutschen Medienmacher, HateAid, NETTZ und die Gesellschaft für Medienpädagogik. Allein 2024 erhielten diese fünf Vereine rund 2,3 Millionen Euro aus dem Familienministerium.


  Dasselbe Familienministerium beauftragte sein Kompetenznetzwerk mit einer Studie zum Thema »Hass und Hetze«, die es selbst mitfinanzierte. Die Studie wurde am 13. Februar 2024 gemeinsam mit Bundesfamilienministerin Lisa Paus vorgestellt. Die Schlussfolgerung des Papiers lautete, man ahnt es: Die Regierung muss die Vereine mit weiteren Millionen versorgen. Wer würde nicht gern Geld vom Staat für eine Studie erhalten, die zu dem Ergebnis kommt, dass man noch mehr Geld vom Staat erhalten muss? »Mehr denn je braucht es jetzt eine starke Zivilgesellschaft«, hieß es im Text, und es wurde die »Absicherung und Förderung bestehender demokratiefördernder, zivilgesellschaftlicher Strukturen« gefordert. Für jede Floskel wurde vermutlich ein fünfstelliger Betrag angewiesen. Im Fußball-Talk spricht man vom »Phrasenschwein«.


  Ein Kompetenznetzwerk, bestehend aus Lobbygruppen, die Millionen von der Regierung erhalten, lieferte der Regierung eine Studie, die von der Regierung bezahlt wurde, und deren Fazit lautete: Die Regierung muss die Vereine mit weiteren Millionen versorgen.


  Selbst die sonst vielleicht nicht immer durch übermäßige Regierungskritik auffallende ZEIT wunderte sich: »Das sieht nach einem weltanschaulich geschlossenen System aus, in dem NGOs und Regierung wie ein eingespieltes Team zusammenarbeiten.« 7


  Ministerin Paus nutzte die Gelegenheit für eine bemerkenswerte Ankündigung. »Hass im Netz« komme »auch unterhalb der Strafbarkeitsgrenze vor«, erklärte sie. Und die Bundesregierung werde »da, wo nötig, Gesetze überprüfen und bei Bedarf auch nachjustieren«. Der Strafrechtler Gerhard Strate, einer der renommiertesten Strafverteidiger des Landes, sprach angesichts dieses Tons von einem »Tabubruch«. Und FDP-Politiker Wolfgang Kubicki stellte klar: »Es ist nicht politische Aufgabe, schon gar nicht Aufgabe eines Ministeriums, Artikel 5 unseres Grundgesetzes auszulegen.«


  Der Vorgang ist deshalb so entlarvend, weil er das Musso-Prinzip, die Tulsa-King-Doktrin in Reinform zeigt: Der Staat kann Meinungsäußerungen unterhalb der Strafbarkeitsgrenze nicht verfolgen, das darf er nicht. Also finanziert er Organisationen, die genau das tun. Damit wird die Grundrechtsbindung durch Auslagerung aufgehoben.


  Wenn die Lobby sich selbst den Scheck schreibt


  Der Mechanismus hat System, und er wurde im Jahr 2020 institutionalisiert. Nach den Terroranschlägen von Halle und Hanau bildete die Bundesregierung einen »Kabinettsausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus«. Der Schock über die Morde saß tief, und genau diesen Schock wussten die Lobbygruppen geschickt zu nutzen.


  Im August und September 2020 lud die Bundesregierung über 80 NGOs ein, um über die Verteilung von mehr als 1 Milliarde Euro mitzubestimmen. Die Einladung ging dabei gezielt an »zahlreiche Akteure der Zivilgesellschaft, von Migrantenorganisationen sowie Vertreter aus dem Bereich Wissenschaft«, wie das Innenministerium bestätigte. Was die Bundesregierung lange Zeit nicht verraten wollte: wer da eigentlich am Tisch saß.


  Monatelang wurde auf eine Teilnehmerliste gedrängt. Das Innenministerium vertröstete, verwies auf einen künftigen Abschlussbericht. Als auch dieser keine Namen enthielt und juristische Schritte angedroht wurden, rückte das Ministerium die Liste heraus.


  Das Ergebnis war vorhersehbar: Wer Förderempfänger an der Verteilungslogik mitschreiben lässt, baut sich eine Parallelverwaltung ohne Wahl, ohne Amtshaftung und ohne echte Kontrolle. Beratend tätig in den verschiedenen Panels waren fast ausschließlich Organisationen, die ohnehin bereits durch Steuermittel finanziert wurden. Die Amadeu Antonio Stiftung, HateAid, der Antidiskriminierungsverband, Migrantenverbände, das Violence Prevention Network, sie alle saßen mit am Tisch. Die bereits vom Staat finanzierten Lobbygruppen durften also darüber mitbestimmen, wie weitere Milliarden an Steuergeldern im »Kampf gegen Rechts« verteilt werden sollten.


  Man stelle sich den Vorgang in der Privatwirtschaft vor: Ein Unternehmen beauftragt seine eigenen Zulieferer mit der Erstellung eines Gutachtens darüber, ob man den Zulieferern in Zukunft noch mehr bezahlen sollte. Jeder Wirtschaftsprüfer würde das als Interessenkonflikt beanstanden. In der deutschen Förderpolitik ist es Alltag.


  Die Amadeu Antonio Stiftung: Prototyp dieser Methode


  Die Blaupause für die Umsetzung der Tulsa-King-Doktrin wurde bereits zu Beginn der 2000er-Jahre erstellt. Das Bundesfamilienministerium rief 2001 unter der SPD-Ministerin Christine Bergmann ein Aktionsprogramm »Jugend für Toleranz und Demokratie« ins Leben. 40 Millionen D-Mark flossen in den Haushalt. Zahlreiche linke Lobbygruppen dockten an das Familienministerium an.


  Knapp zehn Millionen D-Mark aus dem Etat entfielen auf ein Programm, das von der Berliner Amadeu Antonio Stiftung betreut wurde. Die Stiftung war erst wenige Jahre zuvor von der ehemaligen Stasi-Mitarbeiterin Anetta Kahane gegründet worden. Durch ihre Zusammenarbeit mit der Bundesregierung entschied die Amadeu Antonio Stiftung fortan, welche NGO-Projekte wie viel Geld erhielten. Man muss sich diesen Vorgang vergegenwärtigen: Eine private Stiftung, gegründet von einer ehemaligen Mitarbeiterin des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR, wurde zur Gatekeeperin öffentlicher Fördermittel. Sie entschied, wer Steuergeld bekommt und wer nicht. Es ist eine Ironie der Geschichte, die sich kein Verschwörungstheoretiker besser hätte ausdenken können.


  Von 2020 bis 2025 erhielt allein die Amadeu Antonio Stiftung über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« 3,3 Millionen Euro. Für 2026 wurden weitere 872.916,57 Euro bewilligt. Sie ist damit nur eine von Dutzenden Organisationen, die vom Staat alimentiert werden. Aber sie ist der Prototyp: eine Organisation, die von Anfang an nicht als unabhängige Stimme der Zivilgesellschaft agierte, sondern als verlängerter Arm der Regierung.


  Die Evaluation: Wenn der Prüfer den Prüfling bezahlt


  Die Perfektion des Systems zeigt sich in seiner Selbstimmunisierung. Denn auch die Kontrolle über den NGO-Komplex hat der Staat an Organisationen ausgelagert, die von ihm abhängen.


  Das Bundesprogramm »Demokratie leben!« ist das milliardenschwere Herzstück der staatlichen Förderarchitektur im »Kampf gegen Rechts«. Die Frage nach der Wirksamkeit dieser Ausgaben ist berechtigt. Also werden regelmäßig Evaluationen in Auftrag gegeben.


  Durchgeführt werden sie vom Deutschen Jugendinstitut, das selbst rund 16 Millionen Euro jährlich vom Familienministerium erhält. Unter den fünf Autoren des letzten Evaluationsberichts von 2024 befand sich mit Diana Zierold eine Grünen-Stadträtin aus Plauen. Die Grünen fordern bekanntlich nicht nur den Erhalt, sondern den massiven Ausbau von »Demokratie leben!«. Eine unabhängige Untersuchung wurde hier bestenfalls simuliert.


  Als Beweis für die Wirkung des Programms diente eine Umfrage unter »programmexternen Fach-Experten und Politikern auf der Ebene der Bundesländer«. Wer befragt wurde, blieb im Dunkeln. Weder das Familienministerium noch das Jugendinstitut wollten die Namen der Befragten herausgeben, nicht einmal deren Parteizugehörigkeit. Auf Nachfrage, ob nicht doch Vertreter von durch »Demokratie leben!« geförderten Vereinen unter den »externen Experten« waren, wollte das niemand ausschließen.


  Der Dresdner Politikwissenschaftler Werner Patzelt, jahrzehntelang in der empirischen Sozialforschung tätig, nannte das Papier »sachlich wertlos«. Es seien »keine Indikatoren entwickelt oder gar angewandt« worden, »mit denen man faktengestützt hätte abschätzen können, ob das Programm seinen Leitzielen nähergekommen« sei. Ohne die Namen der Experten sei die Untersuchung ohnehin nutzlos: »Solange man das alles nicht dank entsprechender Personenkenntnis beurteilen kann, sind derlei Experteneinschätzungen sachlich wertlos.«


  Aber darum ging es den Auftraggebern ja auch nicht. Die Evaluation dient nicht der Wahrheitsfindung, sondern der Legitimation. Sie ist ein weiteres Zahnrad im Getriebe des Musso-Prinzips: Der Staat finanziert Organisationen, die Studien erstellen, die belegen, dass die Finanzierung gerechtfertigt ist, die dann von einer vom Staat finanzierten Institution evaluiert wird, die zu dem Ergebnis kommt, dass alles seine Richtigkeit hat. Es ist, als würde die Regierung ein Gesetz erlassen, das Kritik an Regierungsgesetzen unter Strafe stellt und dann selbst über die Verstöße urteilt. Formal rechtsstaatlich verpackt, materiell aber totalitär.


  Es ist ein geschlossenes System. Und es ist ein System, das der Staat nicht selbst betreiben dürfte, weshalb er andere dafür bezahlt.


  Auf dem linken Auge blind


  Das Problem beschränkt sich dabei nicht auf einzelne Vorfälle. Es ist strukturell. In der angesprochenen Evaluation wurden die Empfänger der Steuermillionen befragt, welche Phänomenbereiche für ihre eigene Arbeit von Bedeutung seien. Das Ergebnis spricht Bände: Nur 1 Prozent der Befragten wies »linker Militanz« eine unmittelbare Bedeutung zu, das Wort Linksextremismus nahm man erst gar nicht in den Mund. Auch der Islamismus spielte nur für 9 Prozent eine Rolle. 46 Prozent nannten hingegen Rechtspopulismus, 40 Prozent Rechtsextremismus.


  Und so fließen 44.000 Euro an ein linkes Jugendzentrum in Strausberg, das jeden Donnerstag zum »offenen Antifaschistischen Treffen« einlädt und sich auf seiner Website mit illegalen Hausbesetzern solidarisiert. Linksextreme Symbole werden verwendet, verfassungsschutzbekannte Gruppen erhalten Steuermittel, alles kein Problem, solange es im »Kampf gegen Rechts« geschieht.


  Wer wissen will, wo sich die wirklich sicherheitsrelevante Kriminalität konzentriert, sollte einen Blick auf die amtlichen Zahlen werfen: In der Gegenüberstellung der neu eingeleiteten Verfahren zum internationalen islamistischen Terrorismus und zum Rechtsterrorismus, die der Generalbundesanwalt bis Ende des dritten Quartals 2024 einleitete, entfielen rund 94 Prozent auf den internationalen islamistischen Terrorismus und nur etwa 6 Prozent auf Rechtsterrorismus.


  Laut Polizeilicher Kriminalstatistik waren im Jahr 2024 rund 42 Prozent aller Tatverdächtigen nichtdeutsche Staatsangehörige, obwohl ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung nur bei 14,8 Prozent lag. Berlins Polizeipräsidentin Barbara Slowik brachte es mit Blick auf die Berliner Zahlen 2023 auf den Punkt: »Zugespitzt formuliert: Nach unseren Zahlen ist die Gewalt in Berlin jung, männlich und hat einen nicht-deutschen


  Hintergrund.«


  Der Staat investiert also Hunderte von Millionen in die Bekämpfung einer Bedrohung, die statistisch nachrangig ist, während er die tatsächlichen Gefahren weitgehend ignoriert. Die Bekämpfung von Islamismus und Ausländerkriminalität lässt sich nicht so elegant an linke Lobbygruppen auslagern wie der »Kampf gegen Rechts«. Für das Musso-Prinzip braucht man willige Vollstrecker. Und die finden sich nun einmal vor allem im linken Milieu.

  

  



  Kapitel 5
Der staatlich-industrielle 
Zensurkomplex


  Das vorherige Kapitel hat das Prinzip beschrieben: Der Staat lässt andere tun, was er selbst nicht darf. Dieses Kapitel schildert den Apparat, den er sich dafür geschaffen hat.


  Man kann das Netzwerk, das der Staat in den vergangenen zwei Jahrzehnten aufgebaut hat, mit gutem Grund als staatlich-industriellen Zensurkomplex bezeichnen. Was Eisenhower 1961 über den militärisch-industriellen Komplex der USA sagte, dass der Erwerb von ungerechtfertigtem Einfluss stets eine Gefahr für die Freiheit darstelle, lässt sich auf die deutsche Förderlandschaft unmittelbar übertragen. Mit einem Unterschied: Der militärisch-industrielle Komplex bedroht im schlimmsten Fall den Frieden. Der Zensurkomplex bedroht die Meinungsfreiheit.


  Die Geldströme: Hunderte Millionen für die »Zivilgesellschaft«


   »Follow the money« – der Satz, mit dem die Washington Post einst die Watergate-Affäre aufrollte, ist zum Grundsatz jeder seriösen Recherche geworden. Also: Wohin fließt das Geld?


  Die Zahlen in Der NGO-Komplex sprechen eine deutliche Sprache.


  Herzstück ist das im Bundesfamilienministerium angesiedelte Bundesprogramm »Demokratie leben!«. Im Jahr 2026 sollen darüber rund 191 Millionen Euro in über 700 Projekte fließen. Seit 2015 hat sich das Budget verfünffacht.


  Die größten Profiteure sind ein überschaubarer Kreis politisch eher linksorientierter Organisationen. Allein zwölf von ihnen strichen von


  2020 bis 2024 knapp 30 Millionen Euro ein, nur aus diesem einen Programm:


  Each One Teach One erhielt 2,8 Millionen Euro, ebenso CLAIM, die »Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit«, der die Jüdische Allgemeine »enge Bezüge zu islamistischen Gruppierungen« vorwarf. Die Amadeu Antonio Stiftung kassierte 2,7 Millionen Euro, cultures interactive und die Schwarzkopf-Stiftung Junges Europa je 2,5 Millionen, der Bundesverband Trans und der Antidiskriminierungsverband je 2,4 Millionen, die Neuen Deutschen Organisationen und HateAid je 2,2 Millionen Euro. Der Lesben- und Schwulenverband erhielt 1,8 Millionen, die Initiative Schwarze Menschen in Deutschland 1,6 Millionen, die Neuen Deutschen Medienmacher 1,5 Millionen Euro.


  Doch »Demokratie leben!« ist nur die Spitze des Eisbergs. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unter Ferda Ataman, jener Journalistin, die Deutsche in ihren SPIEGEL-Kolumnen gern als »Kartoffeln« verspottete, sah ihr Budget von 3,5 Millionen Euro im Jahr 2022 auf 13,4 Millionen Euro im Jahr 2023 explodieren. Mehr als die Hälfte dieser Aufstockung wurde erst wenige Wochen vor der Abstimmung über den Bundeshaushalt festgesetzt. Im gleichen Änderungsantrag wurde das Budget für Frauenhäuser um 10 Millionen Euro gekürzt. Ataman nutzte ihre Behörde auch dazu, gegen kritische Berichterstattung vorzugehen. In drei aufeinanderfolgenden Verfahren, die ich für Julian Reichelt und das Portal Nius führte, unterlag die Antidiskriminierungsstelle vor dem Landgericht Berlin, dem Kammergericht Berlin und dem Verwaltungsgericht Berlin, auch das bezahlt der Steuerzahler.


  Die SPD-Politikerin Reem Alabali-Radovan erhielt 2024 als Beauftragte für Antirassismus rund 37,3 Millionen Euro. Ihre Behörde überwies von 2020 bis 2024 fast 10 Millionen Euro allein an die Migrantenorganisation DaMigra. Dieselbe DaMigra durfte anschließend an der Ausarbeitung einer »Diversity-Strategie« der Bundesregierung mitwirken, deren Ziel es ist, mehr Migranten in die Bundesverwaltung zu bringen.


  Dazu kommen Millionen aus jedem Landeshaushalt. Jede Landesregierung unterhält ein eigenes Ministerium, das als Verteilstation für den NGO-Komplex dient. In Berlin ist es die Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung. In Nordrhein-Westfalen unter CDU-Ministerpräsident Wüst ein Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration. Merkwürdigerweise werden all diese Ministerien meist von SPD- oder Grünen-Politikern geführt.


  Die Gesamtsumme aller Bundes- und Landesmittel, die in den NGO-Komplex fließen, lässt sich kaum seriös beziffern. Allein die Bundesministerien bezuschussten den Komplex von 2020 bis 2024 mit mehreren Milliarden Euro, wie eine Anfrage der AfD im Bundestag ergab. Es ist ein gigantischer Markt, und er wächst jedes Jahr.


  Die Konstruktion: »Zivilgesellschaft« als Tarnbegriff


  Der Begriff, unter dem sich dieser Komplex verbirgt, verdient eine eigene Analyse. Denn »Zivilgesellschaft« klingt nach Bürgerengagement, nach Eigeninitiative, nach Menschen, die sich freiwillig für das Gemeinwohl einsetzen. In Wahrheit verbirgt sich dahinter etwas völlig anderes.


  Der marxistische Theoretiker Antonio Gramsci liefert, und das ist eine Ironie besonderer Güte, die präziseste Beschreibung des heutigen Systems. Gramsci verstand die »Zivilgesellschaft« als Summe von Akteuren, die den gesellschaftlichen Status quo stabilisieren und eine Veränderung der Machtverhältnisse unmöglich machen. Er sprach von der Verteidigung einer »kulturellen Hegemonie« und nannte die zivilgesellschaftlichen Strukturen die »Schützengräben« und »dauerhaften Befestigungen der Front im Stellungskrieg«.


  Das ist exakt das, was geschieht. Die vom Staat finanzierten Organisationen verteidigen den herrschenden Konsens. Sie sind keine unabhängige Stimme der Bürger. Sie sind das Vorfeld der Regierungsparteien, finanziert mit öffentlichen Mitteln.


  In der Verfassung und in den gängigen Politiklehrbüchern ist ein solcher NGO-Komplex nicht vorgesehen. Aber demokratisch nicht legitimierte Organisationen gewinnen die Deutungshoheit über die Öffentlichkeit und bestimmen bei der Gesetzgebung mit. Ihre Vertreter sitzen in Parlamentsanhörungen, wirken an Gesetzesvorhaben mit, werden als »Experten« in Talkshows eingeladen.


  Tatsächlich handelt es sich um privatisierte Regierungsorganisationen, die nur den Anschein von Unabhängigkeit wahren und den Verfassungsverstoß verschleiern sollen. Das Possessivpronomen verrät dabei alles: Als die SPD-Politikerin Alabali-Radovan 2025 vor Kürzungen warnte, sprach sie von den »vielen Aktiven in unserer Zivilgesellschaft« und versprach: »Unsere Projekte laufen weiter.« Man beachte: nicht »die« Projekte. Nicht »deren« Projekte. Sondern: »unsere«. Die Maske sitzt, aber sie verrutscht gelegentlich. Dasselbe Phänomen ist bei der ubiquitären Verwendung der Floskel von »unserer Demokratie« am Werke. Unterhalb der Strafbarkeitsgrenze: Die Meldestellen


  Die gefährlichste Konsequenz des Zensurkomplexes sind die Meldestellen, die in ganz Deutschland aus dem Boden schießen. Denn hier wird das Musso-Prinzip operativ. Private Organisationen erhalten durch staatliche Finanzierung die Macht, ja es ist ihre eigentliche Aufgabe, Bürger für legales Verhalten zu denunzieren.


  In Hessen rief das CDU-geführte Innenministerium die Meldestelle Hessen gegen Hetze ins Leben. Als Partner fungiert das »Beratungsnetzwerk Hessen«, ein Zusammenschluss von über 50 staatlichen und zivilgesellschaftlichen Trägern. Das Netzwerk des Demokratiezentrums Hessens erhielt von 2024 bis 2024 rund 9,1 Millionen Euro über »Demokratie leben!«, dazu 5,5 Millionen Euro aus dem hessischen Innenministerium. Auch der Verein HateAid ist als »zentraler Partner« der Meldestelle eingebunden.


  Die Daten werden an die Zentralstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität weitergeleitet. Dort prüften Staatsanwälte seit 2020 bis Februar 2026 rund 13.700 Meldungen aus der Meldestelle. Das Ergebnis: Knapp 5700 Meldungen, mehr als ein Drittel, wurden von vornherein als strafrechtlich nicht relevant eingestuft. In weiteren 2000 Fällen wurden zwar Ermittlungsverfahren eingeleitet, aber wieder eingestellt. Wie viele der verbleibenden Fälle tatsächlich zu Verurteilungen führten, weiß niemand.


  Die deutliche Mehrheit der Meldungen war also strafrechtlich irrelevant. Aber HateAid sieht das gelassen. Auf deren Webseite heißt es: »Ganz wichtig: Wenn du dir nicht sicher bist, ob der Kommentar tatsächlich strafrechtlich relevant ist oder nicht, denk daran: Lieber einmal zu viel als einmal zu wenig melden!«


  Es ist dieser Satz, der den Geist des Zensurkomplexes in neun Worten zusammenfasst. Lieber einmal zu viel melden. Die Botschaft ist klar: Jeder soll jeden melden. Ob eine Straftat vorliegt, ist zweitrangig. Die Meldung selbst ist das Ziel. Denn deren Masse dient als Rechtfertigung für die umstrittene Einrichtung und deren weitere staatliche Alimentierung.


  In Nordrhein-Westfalen trieb die CDU-geführte Landesregierung unter Ministerpräsident Hendrik Wüst das System weiter voran. Im Juli 2022 begann das zuständige Ministerium unter grüner Federführung mit dem Aufbau von vier neuen Meldestellen: für »Queerfeindlichkeit«, »antimuslimischen Rassismus«, »Antiziganismus« sowie »antiSchwarzen, antiasiatischen und weitere Formen von Rassismus«. Diese Meldestellen sollen ausdrücklich auch Vorfälle »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze erfassen, analysieren und dokumentieren«. Es handele sich, so die Landesregierung, um »niedrigschwellige Möglichkeiten der Meldung diskriminierender oder als diskriminierend empfundener Vorfälle«.


  »Just because you’re offended, doesn’t mean you’re right.«


  Ricky Gervais


  Man lese diesen Satz noch einmal: »als diskriminierend empfundener Vorfälle«. Es geht nicht um Straftaten. Es geht nicht einmal um objektiv feststellbare Diskriminierung. Es geht um das subjektive Empfinden einzelner Personen. Und private Organisationen sollen dieses Empfinden sammeln, dokumentieren und auswerten.


  Als Träger suchte die CDU-Landesregierung auch hier politisch klar positionierte Vereine aus: das »Queere Netzwerk NRW«, den Lesben- und Schwulenverband, den Verein »Geschlechtliche Vielfalt Trans* NRW«, verschiedene Migrantenverbände und das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung, das vom Bundesfamilienministerium zwischen 2017 und 2024 über 70 Millionen Euro erhalten hatte.


  Jede der vier geplanten Meldestellen strich seit Sommer 2022 jährlich 140.000 Euro ein, ab 2024 sogar 165.000 Euro, 2025 sollten es 180.000 Euro sein. Es dauerte Jahre, bis etwas passierte, das Steuergeld versickerte. Als nachgefragt wurde, was mit dem Geld geschehen sei, begründete das Ministerium der Grünen-Politikerin Josefine Paul die Wartezeit mit einer »intensiven Konzeptions- und Aufbauphase«.


  Selbst in der Partei von Hendrik Wüst regte sich Widerstand. CDU-Kommunalpolitiker in Nordrhein-Westfalen sprachen von einer »Übergriffigkeit des Staates« und einer »Blockwartmentalität«. Der frühere Präsident des Verfassungsgerichtshofs für Nordrhein-Westfalen, Michael Bertrams, wurde deutlicher: »Darüber, ob eine Diskriminierung strafbar ist oder nicht, entscheiden in einem Rechtsstaat nicht private Vereine, sondern der Staat in dafür vorgesehenen Verfahren bei Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht.« Die Meldestellen würden Gefahr laufen, sich »zu Denunziationsstellen in privater Hand zu entwickeln«.


  Der Staat als Werbeträger: der Fall Wüst und »So Done«


  Zu diesem Komplex gehört nicht nur die staatliche Finanzierung, sondern auch die politische Adelung privater Verfolgungsdienstleister. Ein besonders anschauliches Beispiel lieferte ausgerechnet die Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen.


  Das Unternehmen »So Done« wirbt damit, politische Amtsträger und andere Betroffene bei der Verfolgung von Beleidigungen und Bedrohungen im Netz zu unterstützen. Das Geschäftsmodell lebt davon, dass möglichst viele Vorgänge gemeldet, geprüft, aufbereitet werden und in Verfahren münden. Man kann darüber diskutieren, ob man so etwas gesellschaftlich wünscht oder die wirtschaftliche Ausbeutung von Denunziation unappetitlich findet. Was man nicht diskutieren sollte, ist etwas anderes: Ein Ministerpräsident darf sein Amt nicht dafür einsetzen, einem einzelnen Marktteilnehmer mit Foto, Amtsbezeichnung und Werbeslogans einen hoheitlichen Vertrauensstempel zu geben.


  Genau das geschah. Hendrik Wüst wurde auf der Website als Testimonial geführt, mit dem Titel des Ministerpräsidenten und einem Foto, dessen Rechte beim Land Nordrhein-Westfalen lagen. Ich habe ihn deshalb abgemahnt. Die Staatskanzlei unterzeichnete am 26. November 2024 eine Unterlassungserklärung, in der das Land sich verpflichtete, es zu unterlassen, in dieser Form für »So Done« zu werben. Die Kosten wurden erstattet. Es geht hier nicht um Peanuts, sondern um ein Prinzip: Der Staat darf nicht auch noch zum Rekrutierungsbüro für ein privates Denunziationssystem werden, das den Druck auf freie Rede weiter erhöht.


  Das Muster ist wieder Musso. Der Staat kann, darf und soll Straftaten verfolgen. Aber er soll nicht, in Amtstracht, ein Geschäftsmodell bewerben, das die Schwelle zur Anzeige senkt und den Raum »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze« politisch auflädt. Hier verschwimmt die Grenze zwischen legitimer Rechtsdurchsetzung und einer Kultur des Denunzierens als Normalzustand.


  Trusted Flagger: 
Private Zensur mit staatlichem Gütesiegel


  Mit den sogenannten Trusted Flaggers hat der staatlich-industrielle Zensurkomplex eine neue Dimension erreicht. Der Begriff stammt aus dem Digital Services Act der EU, jenem Regelwerk, das die Plattformregulierung in Europa auf eine neue Grundlage stellen soll. Trusted Flagger sind »vertrauenswürdige Hinweisgeber«, die als verifizierte Meldestellen Hinweisen auf rechtswidrige Inhalte im Internet nachgehen sollen.


  Was harmlos klingt, ist in Wahrheit die Formalisierung des Musso-Prinzips auf europäischer Ebene: Private Organisationen erhalten eine quasi-amtliche Befugnis, Inhalte im Internet zu markieren, ohne dass die klassischen rechtsstaatlichen Verfahren greifen. Kein Richter muss zustimmen. Kein Staatsanwalt muss prüfen. Ein privater Verein meldet, und die Plattform muss reagieren.


  Im Oktober 2024 ernannte die von einem Grünen-Politiker geführte Bundesnetzagentur den ersten deutschen Trusted Flagger: den Verein »REspect!« aus Baden-Württemberg. Dieser wird vom bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales mit rund 270.000 Euro jährlich finanziert. Dazu erhält der Träger von »REspect!«, die Jugendstiftung Baden-Württemberg, rund 425.000 Euro aus dem Bundesfamilienministerium. »REspect!« rühmt sich auf seiner Website mit über 100.000 Meldungen seit 2017, die zu mehr als 27.000 Anzeigen geführt hätten.


  Die entscheidende Frage, zu wie vielen Verurteilungen diese Anzeigen geführt haben, wird auch hier nicht beantwortet.


  Besonders brisant ist, was der Chef von »REspect!«, der Islamwissenschaftler Ahmed Gaafar, im Jahr 2021 in einer Dokumentation des öffentlich-rechtlichen Jugendformats »Funk« erklärte: Die Meldestelle melde auch legale Inhalte im Netz. Das Ziel sei, dass die Plattformen diese Inhalte löschen. Es passiert nicht jeden Tag, dass Personen aus diesem Milieu deutlich sagen, was sie denken und was sie wirklich wollen: Der Leiter einer Organisation, die als staatlich anerkannter Trusted Flagger fungiert, hat öffentlich erklärt, dass das Ziel seiner alimentierten Tätigkeit auch die Löschung legaler Inhalte ist.


  Ein einziger, glasklarer Satz in Der NGO-Komplex von Björn Harms fasst es zusammen: »Die Zensur wird damit an private Organisationen ausgelagert.«


  »Eine Zensur findet nicht statt« – Amtliche Beschwichtigung


  Klaus Müller, Präsident der Bundesnetzagentur, hat demgegenüber ausgesprochen, wie er die Sache sieht: »Eine Zensur findet nicht statt.« Er schreibt das nicht in ein internes Memo, sondern als Gastbeitrag in der WELT vom 28.01.2026.8 Wenn eine Behörde, die im DSA-Regime eine Schlüsselrolle spielt, öffentlich zur Grundsatzfrage ansetzt, geht es nicht mehr nur um Recht, sondern um Deutungshoheit. Der Text ist politische Kommunikation mit amtlichem Briefkopf, ein Sedativ in Prosaform für ein System, das um Akzeptanz wirbt, weil es sie nicht hat.


  Müller beginnt mit einem Vergleich, der zunächst bestechend wirkt. Offline, in der Zeitung, so seine Erzählung, ist der Rechtsstaat greifbar: Diffamierung, Drohung, Rufschädigung – dann gibt es Ansprechpartner, Verfahren, Abwägung, notfalls Polizei, Staatsanwaltschaft, Gericht. Online dagegen sei man häufig einer Blackbox ausgeliefert: kein Ansprechpartner, versteckte Meldewege, zähe Klickstrecken, Schweigen, dann vielleicht eine Abfuhr mit Verweis auf Gemeinschaftsrichtlinien, im schlimmsten Fall sogar eine Kontosperre für denjenigen, der sich wehrt. Das ist nicht aus der Luft gegriffen. Der digitale Raum ist tatsächlich vermint und viele Plattformen interessieren Nutzerrechte nicht.


  Aber genau an dieser Stelle kippt der Beitrag. Aus der richtigen Diagnose wird eine falsche Therapie. Müller nutzt das plausible Opferbild, um eine politische Schlussfolgerung als Notwendigkeit zu verkaufen: Mehr Verfahren, mehr Meldeinfrastruktur, mehr zertifizierte Hinweisgeber – dann werde alles rechtsstaatlicher. Das ist die eigentliche Botschaft. Sie wirkt umso geschmeidiger, je häufiger er die beruhigenden Floskeln wiederholt: Der DSA lege nicht fest, was illegal sei, das bleibe nationales Recht. Die Verordnung verbiete sogar generelles Monitoring. Gerichte entschieden am Ende. Plattformen blieben verantwortlich. Und damit, so der Subtext, könne es sich gar nicht um Zensur handeln.


  Schon die Behauptung, es sei dem nationalen Recht vorbehalten zu bestimmen, was rechtswidrig ist, ist mindestens eine Halbwahrheit. Durch die über den DSA implementierte Pflicht zur Berücksichtigung ausländischer Rechtsnormen droht ein »kleinster gemeinsamer Nenner«, der die Meinungsfreiheit EU-weit auf das Niveau des jeweils restriktivsten Mitgliedstaates herabsetzt. Müller umgeht mit seinen Allgemeinplätzen die entscheidende Frage: Es geht nicht darum, wer theoretisch am Ende zuständig wäre, sondern wer im Alltag die Hand am Schalter hat. Denn im Alltag entscheidet nicht der Richter. Im Alltag entscheidet die Plattform. Und sie entscheidet nicht in einem kontemplativen Grundrechtsseminar, sondern unter Zeitdruck, in Masse, mit Risikoaversion, mit extremen Bußgelddrohungen, mit Berichtspflichten. Wer so entscheidet, löscht im Zweifel zu viel, nicht zu wenig. Genau das räumt Müller an anderer Stelle selbst ein, wenn er das Haftungsregime erklärt: Wären Plattformen von vornherein haftbar, würden sie aus Vorsicht vieles gar nicht erst veröffentlichen. Der Satz ist richtig – und er entlarvt zugleich die Beruhigung. Denn wenn Vorsicht zum Overblocking führt, dann ist die Frage nicht, ob ein Gesetz »Zensur« definiert, sondern ob es in der Praxis noch mehr Löschdruck erzeugt.


  Hier kommt Müllers zentrale Figur ins Spiel: die Trusted Flagger. Sie seien unabhängige Stellen, die Inhalte meldeten, bei denen ein begründeter Verdacht auf Illegalität bestehe. Unterhalb dieser Schwelle könnten sie nichts melden. Die Bundesnetzagentur zertifiziere lediglich Sachkenntnis, arbeite nicht mit »staatlichen Aufträgen«, die Plattformen blieben verantwortlich, und wenn Meldungen zu oft mangelhaft seien, könne man den Status entziehen. Kurz: alles harmlos, alles rechtsstaatlich, alles wie offline.


  Das ist die typische Konstruktion einer amtlichen Entwarnung: Man beschreibt die Architektur und verschweigt den entscheidenden Punkt, nämlich die Wirkung. Trusted Flagger sind nicht »wie jeder Nutzer, nur mit höherer Erfolgschance«, sondern sie sind ein privilegierter Kanal, der Plattformen verpflichtet, Meldungen vorrangig zu behandeln. In einem System, das ohnehin nach Geschwindigkeit und Risikominimierung arbeitet, ist »Priorisierung« keine Petitesse. Sie ist ein Steuerungsinstrument. Und die Behauptung, man könne ja später den Status entziehen, ist das Verwaltungsäquivalent zu »wir passen schon auf«. Das mag als Gewissensberuhigung taugen, ersetzt aber nicht die rechtsstaatliche Grundfrage: Warum wird eine derart mächtige Sortierfunktion überhaupt an private Akteure verlagert, statt sie entweder streng zu justiziieren oder gar nicht erst zu institutionalisieren?


  Noch gravierender ist, dass Müllers Unschuldserzählung mit der Wirklichkeit kollidiert, die derselbe Staat gleichzeitig mit einem Gütesiegel versieht. Wenn ein als Trusted Flagger zertifizierter Akteur öffentlich erklärt, auch legale Inhalte zu melden, mit dem Ziel, dass Plattformen sie entfernen, dann ist das kein Randproblem. Dann genügt es nicht, zu sagen: »Gerichte entscheiden am Ende«, als würde jeder von einer Löschung betroffene Nutzer jedes Mal Zeit und Kosten investieren und ein Gericht anrufen. Denn hier geht es gerade um die Lücke zwischen »am Ende« und »im Alltag«. Wer im Alltag die Löschung verlangt und beschleunigt, beeinflusst am Ende die öffentliche Debatte. Dass man später theoretisch klagen kann, ist in vielen Fällen nur ein Hinweis auf die eigene Ohnmacht: Verfahren dauern, Reichweitenbeschränkungen erfolgen sofort, die Debatte zieht weiter, der Betroffene bleibt zurück.


  Am Ende erhebt Müller einen Anspruch, der den Leser misstrauisch machen sollte. Über Fakten dürfe man nicht streiten. Fakt sei, dass der DSA kein Zensurinstrument sei. Das ist der Punkt, an dem der Text nicht mehr erklärt, sondern schließt. Die Debatte wird nicht beantwortet, sondern beendet. Der Beitrag setzt eine amtliche Sprachregelung gegen eine offenkundige gesellschaftliche Intuition: dass ein System, das Löschungen beschleunigt, Meldehierarchien schafft und Plattformen in Risikoaversion zwingt, die Freiheit der Rede nicht automatisch schützt, sondern in der Praxis häufig einengt.


  Wie wenig diese Beschwichtigungsabsicht verfängt, zeigte die Reaktion der WELT-Leser. Das Abstimmungsergebnis (Stand 14.02.2026) war ein Desaster: 1114 Gegenstimmen standen 75 Zustimmungen gegenüber.


  [image: Eine Umfrage mit der Frage "Teilen Sie die Meinung des Autors?" mit 75 Daumen hoch für "Ja" und 1114 Daumen runter für "Nein".]


  In den Kommentaren tauchte als Vergleich wiederholt Ulbrichts Satz auf: »Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten.« Das ist kein juristisches Argument, aber ein politisches Symptom, das besagt: Der Vertrauensvorschuss ist weg. Der Satz »Eine Zensur findet nicht statt« wirkt nicht mehr wie Aufklärung, sondern wie das Geräusch, das man hört, wenn die Macht den Bürger einschläfern will.


  Weitere Organisationen haben sich bei der Bundesnetzagentur als Trusted Flagger beworben. Welche das sind, wollte die Bundesregierung nicht verraten. In einer Bundestagsanfrage aus dem Jahr 2023 tauchte allerdings ein weiterer Bewerber auf: der Bundesverband RIAS, die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus.


  Man möchte meinen, eine Meldestelle für antisemitische Vorfälle sei über jeden Zweifel erhaben. Doch auch hier lohnt ein Blick auf das Personal. Dokumentiert ist der Fall der RIAS-Mitarbeiterin Dora Streibl, die 2016 als Studentin auf Twitter zum Besten gab: »Es gibt keine schlechten Gulags im richtigen Kommunismus.« Und: »Sachsen als Reservat für Deutsche fände ich ja eine Überlegung wert. Wir könnten es Gulag nennen.«


  Das also ist das Personal, das künftig als »vertrauenswürdiger Hinweisgeber« darüber mitentscheiden soll, welche Inhalte im Internet stehen bleiben und welche gelöscht werden.


  HateAid: Der Zensurkomplex als Geschäftsmodell


  Unter den Akteuren des Zensurkomplexes verdient der Verein HateAid besondere Aufmerksamkeit, weil er das Geschäftsmodell des Systems in Reinform verkörpert. Die 2018 gegründete gemeinnützige GmbH hat ein Modell entwickelt, das man treffend als »simpel, aber genial« beschreiben kann: prominente Politiker bei ihren Prozessen gegen »Hasskommentare« unterstützen und Millionen vom Staat kassieren.


  Die wohl prominentesten Politiker, denen HateAid juristisch beistand, waren Claudia Roth, Sawsan Chebli und Renate Künast, allesamt aus dem rotgrünen Milieu. Ob auch die Prozesskosten übernommen wurden, wollte HateAid nicht beantworten.


  Von 2020 bis 2022 erhielt HateAid 344.000 Euro aus dem Bundesjustizministerium und 787.813,73 Euro über »Demokratie leben!«. 2023 stieg der Betrag auf 497.000 Euro aus dem Justizministerium und 696.405 Euro aus dem Familienministerium. Allein der Bund finanzierte die Organisation damit in wenigen Jahren mit über 3 Millionen Euro. Auch 2026 fließen 600.000 Euro aus dem Justizministerium und 425.000 Euro aus dem Familienministerium an HateAid.


  Besonders aufschlussreich sind die Eigentumsverhältnisse. HateAid ist ein politisch eindeutig positioniertes Dreigespann: Ausweislich des am 15.02.2026 abgerufenen Transparenzberichts von HateAid hält Campact 33,32 Prozent, Anna-Lena von Hodenberg 33,34 Prozent und Fearless Democracy 33,34 Prozent.


  Campact ist die Kampagnenplattform, der 2019 vom Berliner Finanzamt die Gemeinnützigkeit entzogen wurde. Campact bestreitet, von den staatlichen Millionen zu profitieren, die an HateAid fließen, und lässt entsprechende Behauptungen anwaltlich zurückweisen.


  Formal mag das stimmen: Die Fördermittel werden nicht an Campact ausgeschüttet. Wer Campact und HateAid aber als das betrachtet, was sie gesellschaftsrechtlich sind – ein Verbund mit klarer politischer Agenda –, der wird kaum übersehen, dass dem Verbund Millionen an Steuergeldern zufließen, die bei HateAid verbleiben und dort für die Umsetzung von deren politischer Agenda eingesetzt werden. Und aus demselben Campact-Milieu flossen kurz vor den Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen 161.300 Euro an die Grünen und 66.600 Euro an die Linkspartei.


  Der dritte HateAid-Gesellschafter komplettiert das Bild: Fearless Democracy ist der soweit ersichtlich faktisch ruhende Verein von Gerald Hensel, jenem »PR-Strategen«, der 2016 mit der Kampagne »Kein Geld für Rechts« versuchte, missliebige Medien über deren Werbekunden auszutrocknen. Das Vorgehen richtete sich ausdrücklich auch gegen liberal-konservative Ziele wie die »Achse des Guten« um Henryk M. Broder. Das ist die DNA dieser Konstruktion: nicht überzeugen, sondern austrocknen; nicht widerlegen, sondern stigmatisieren; nicht um das bessere Argument streiten, sondern den Geldhahn zudrehen.


  Die These, dass die Beteiligungsgesellschaft Campact nicht einmal mittelbar davon profitiert, wenn ihrer Tochtergesellschaft Millionenbeträge vom Staat zufließen, lassen wir einmal mit ihrer ganzen intellektuellen Überzeugungskraft stehen.


  Einerseits fordert HateAid das Löschen von rechten Postings. Wenn es aber um linke Aktivitäten im Netz geht, sieht es anders aus: HateAid unterstützte Travis Brown, einem US-amerikanischen Datenanalysten in Berlin, der unter dem Namen »Hassreden-Tracker« einen Onlinepranger erstellt hatte, auf dem neben vermeintlich »extremen Rechten« auch konservative und liberale Persönlichkeiten wie der brillante britische Autor Douglas Murray oder der Philosoph Sam Harris landeten.


  Als Brown wegen Doxing gesperrt wurde, sprang HateAid ein.


  Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hatte das Pranger-Projekt zuvor mit knapp 32.000 Euro finanziert. Die Bundesregierung setzte also Steuergeld ein, mit dessen Hilfe Onlinepranger erstellt wurden und eine von der Bundesregierung finanzierte Lobbygruppe setzte sich anschließend für den Verantwortlichen ein.


  Gründerin, Anteilseignerin und Geschäftsführerin von HateAid ist die Journalistin Anna-Lena von Hodenberg. In ihrem Team arbeiten fast ausschließlich Frauen aus dem grünen Milieu, darunter die Grünen-Politikerin Jenny Brunner, die für ihre Partei als Stadtratsmitglied in Dortmund aktiv ist. Die HateAid-Anwältin Verena H. sitzt im Vorstand des »Deutschen Juristinnenbundes«, der sich als »Brandmauer gegen Rechts« versteht und Regierungsprojekte wie das Selbstbestimmungsgesetz mit unterstützenden juristischen Stellungnahmen begleitete.


  Es ist ein Netzwerk, in dem immer dieselben Personen auftauchen, dieselben Organisationen zusammenarbeiten und dasselbe Geld im Kreis fließt. Und es ist ein Netzwerk, das der Staat in seiner heutigen Form geschaffen hat und finanziert.


  US-Sanktionen gegen den NGO-Komplex


  Dieses meinungsfreiheitsfeindliche und politisch kontaminierte System erlangte kurz vor Weihnachten 2025 verdiente internationale Aufmerksamkeit. Im Vorfeld hatte das US-Außenministerium ausführliche Gespräche mit Personen geführt, die sich in Deutschland aus Sicht der US-Administration in besonderem Maße für die Meinungsfreiheit einsetzen, um sich ein umfassendes Bild der Lage zu verschaffen. Im Dezember 2025 verhängte das State Department dann Einreisesperren gegen die beiden HateAid-Geschäftsführerinnen Anna-Lena von Hodenberg und Josephine Ballon. Nach ihren eigenen Angaben waren nicht nur sie betroffen; Ballons gültige ESTA-Einreisegenehmigung sei kurz zuvor widerrufen worden, und die Maßnahmen könnten auch Familienangehörige erfassen.


  Zum ersten Mal wurde der europäische Zensur-Komplex, der sich so gern als »Zivilgesellschaft« tarnt, von außen als das erkannt, was er in der Wirkung häufig ist, nämlich als staatlich finanziertes, privatisiertes Instrument zur Bekämpfung der Meinungsfreiheit.


  Die US-Einreisesperren gegen die beiden HateAid-Geschäftsführerinnen wurden hierzulande erwartungsgemäß als Skandal erzählt, samt vorhersehbarer Solidarisierungsroutine. Interessanter als die Empörung aber waren die redundanten Abwehrformeln, die sofort nachgeschoben wurden: Man habe »nichts mit Zensur zu tun«, man melde lediglich »strafbare Inhalte«, man arbeite »gegen Hass und Desinformation«. Das ist die typische floskelgesättigte Beruhigungsrhetorik eines Systems, das seine Wirkung nicht erklären will, sondern unsichtbar machen muss. Denn entscheidend ist nicht, wie sich das System beschreibt, sondern wie es wirkt: Wer die öffentliche Rede dauerhaft unter Generalverdacht stellt, wer sich auf eine Hermeneutik des Verdachts stützt, reduziert die Freiheit, ohne dass ein Verbot ausgesprochen werden muss. Genau an dieser Stelle trifft die Rede von J. D. Vance auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2025 ins Schwarze: Die Gefahr für die Meinungsfreiheit ist nicht das offene Verbot, sondern eine institutionalisierte Einschüchterung, die sich als Fürsorge tarnt.


  Aber es gab auch Stimmen, die die US-Entscheidung wohlwollend bewerteten. Wolfgang Kubicki schrieb im Januar 2026 im Cicero, dieses Einreiseverbot werfe ein Schlaglicht auf politisch geprägte Organisationen, die auf die Meinungsfreiheit im Netz einwirkten. Und er formulierte den Befund in einer Aufzählung, die man sich merken sollte: »HateAid, Trusted Flagger und Digital Services Act sind Fehlkonstruktionen. Sie gefährden die freie Rede.« 9


  Ich halte die Einreisesperren politisch für einen wichtigen und begrüßenswerten Schritt, dem hoffentlich weitere folgen. Auch weil der Vorgang den Kern des Problems sichtbar macht: Der Staat löscht nicht selbst, aber er finanziert, adelt und verstetigt Strukturen, die Löschdruck erzeugen und die Grenzen des Sagbaren verschieben. Diejenigen, die daran mitwirken, sich mit diesem System assoziieren und von ihm auch finanziell profitieren, die wirtschaftlichen Profiteure der Denunziation, haben jetzt mit persönlichen Konsequenzen zu rechnen. Es wäre nur folgerichtig, wenn sich die US-Administration z. B. die Hauptverantwortlichen von »Hessen gegen Hetze« ebenfalls etwas genauer anschaut.


  Die Schritte der US-Administration sind eine ebenso konsequente wie freiheitsfreundliche Folge dessen, was J. D. Vance auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2025 in einer Form sagte, die in München wenig überraschend für Unruhe sorgte. »In Britain, and across Europe, free speech, I fear, is in retreat.« Wer diesen Satz als bloßen Kulturkampf abtut, macht es sich zu einfach. Denn der Satz beschreibt völlig zutreffend eine Entwicklung, die man in Deutschland mit Meldestellen, Trusted Flaggers und staatlich finanzierten Vorfeld-Organisationen in Zahlen und Fällen beobachten kann.


  Denunziere deinen Vater


  Die vielleicht verstörendste Ausprägung des Zensurkomplexes findet sich in Berlin. Die Beratungsstelle »entschwört« fordert Menschen dazu auf, Familienmitglieder zu denunzieren, die »Verschwörungserzählungen« glauben, »krude Videos teilen« oder »Alternativmedien« lesen. Finanziert wird auch dieses obskure Projekt über »Demokratie leben!« aus dem Bundesfamilienministerium.


  In einem Werbevideo des Vereins heißt es: »Du bist überfordert, weil dein Vater dir krude Videos schickt und rassistische Verschwörungserzählungen im Familienchat teilt?« Der Verein bietet seine Hilfe an: »Wenn du den Eindruck hast, auch deine Familienmitglieder oder


  Freunde leben langsam in einer anderen Realität, melde dich bei uns.«


  Man muss kein Historiker sein, um bei solchen Aufrufen an finstere Zeiten zu denken. In der DDR wurden Antennen von Dächern gerissen, wenn sie nach Westen zeigten. Ein Gesetz gegen Westfernsehen gab es nie; es reichten gesellschaftlicher Druck, Denunziation und die Angst vor Konsequenzen. Wer heute auf YouTube und Telegram unterwegs ist statt auf tagesschau.de, konsumiert die »Alternativmedien« unserer Zeit. Und »entschwört« liefert die Infrastruktur, damit die eigene Tochter das melden kann.


  Die Zahlen sprechen für sich: Im gesamten Jahr 2023 fanden 281 Beratungsgespräche bei »entschwört« statt. Im selben Zeitraum erhielt die Beratungsstelle allein über »Demokratie leben!« 115.100 Euro. Das sind 410 Euro pro Gespräch. Von Juni 2021 bis Ende 2023 flossen insgesamt 251.082,40 Euro in das Projekt. Es geht nicht darum, ob Beratung sinnvoll ist, sondern dass hier eine staatlich finanzierte Melde- und Klassifizierungsinfrastruktur entsteht.


  »Entschwört« ist dabei Teil eines ganzen Netzwerks von Denunziationsstrukturen in Berlin. Die Beratungsstelle koordiniert das »Berliner Netzwerk gegen Verschwörungserzählungen«, dem sieben mehrheitlich staatsfinanzierte Projekte angehören. Der Trägerverein hat auch das »Berliner Register« ins Leben gerufen, einen Onlinepranger, der zur Meldung von »Diskriminierung und extrem rechten Aktivitäten« auffordert.


  Anfangs enthielt das Berliner Register sogar die Namen der angeprangerten Personen, wohlgemerkt Personen, die sich nicht strafbar gemacht hatten, sondern lediglich die falsche Meinung vertraten. Die Biologin Marie-Luise Vollbrecht etwa landete dort, weil sie öffentlich erklärte, es gebe nur zwei Geschlechter. Das reichte für eine Eintragung wegen »LGBTIQ*-Feindlichkeit«. Im Jahr 2023 flossen aus der Berliner Senatsverwaltung rund 830.000 Euro an die Berliner Registerstellen.


  Das Ende der Faktenchecker?


  Am Ende der Nahrungskette des Zensurkomplexes standen bislang die Faktenprüfer, die direkt in die Infrastruktur der Tech-Plattformen eingebunden waren. Seit 2017 arbeitete Facebook mit dem auch staatlich finanzierten Portal Correctiv zusammen, das vom Bund von 2014 bis 2024 fast 3 Millionen Euro an Steuergeld erhalten hatte. Correctiv entschied eigenständig, welche Beiträge es prüfte. Für die Nutzung der Recherchen zahlte Facebook eine Vergütung. Zahlreiche rechtswidrige Faktenchecks von Correctiv wurden der Gesellschaft um den Bottroper David Schraven und Facebook gerichtlich verboten.


  Dann kam der Januar 2025: Mark Zuckerberg kündigte an, die Faktenprüfer abzuschaffen und sie durch ein Community-Notes-System nach dem Vorbild von X zu ersetzen, zunächst in den USA. Sollte der Schritt auch in Deutschland umgesetzt werden, würde dies erhebliche Einbußen für Correctiv und andere Faktenchecker bedeuten.


  Das Entsetzen im Correctiv-Milieu war verständlicherweise groß, denn der Schritt drohte, ein zentrales Element des Zensurkomplexes zu beseitigen. Sind das die Vorboten eines größeren Wandels?


  Das wäre schön. Doch wer die Strukturen kennt, die in diesem und dem vorherigen Kapitel beschrieben wurden, weiß: Der staatlich-industrielle Zensurkomplex wird nicht verschwinden, nur weil eine einzelne Plattform ihre Zusammenarbeit mit Faktencheckern beendet. Die Meldestellen bleiben. Die Trusted Flagger bleiben. Die Milliarden fließen weiter. Solange der Staat bereit ist, Dritte für die Arbeit zu bezahlen, die er selbst nicht tun darf, wird es immer willige Vollstrecker geben. Und der DSA verschärft die ganze Entwicklung weiter.


  Wenn diese Auslagerung zur Normalität wird, verliert Artikel 5 seinen praktischen Gehalt nicht durch Verbot, sondern durch Verfahren. Auf dem Spiel steht die offene Gesellschaft: nicht, weil der Staat offen verbietet, sondern weil er das Klima schafft, in dem viele das Erlaubte nicht mehr wagen.


  Oder, um es mit Agent Musso zu sagen:« There are certain things we can’t do as a law enforcement agency. But you? You would have no problem doing these things for us.«

  

  


  Kapitel 6
 Das Wörterbuch der Macht


  »As government expands, liberty contracts.«


  Ronald Reagan, Farewell Address, 11. Januar 1989


  Wer die Freiheit einschränken will, beginnt selten mit Handschellen. Er beginnt mit Worten, weil Worte das Denken sortieren, das moralische Klima aufheizen und die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Zwang später als Fürsorge erscheint. Politik ist zu einem erheblichen Teil Lexikografie: Wer Begriffe setzt, setzt Grenzen. Wer Grenzen setzt, bestimmt die Deutungshoheit und projiziert damit seine Macht in den gesellschaftlichen Diskurs.


  Ein solcher Wortschatz funktioniert wie ein Betriebssystem: Er legt fest, welche Optionen überhaupt denkbar und sagbar sind, und welche als »unsagbar« stigmatisiert werden. Das ist in freien Gesellschaften normal, denn jede Kultur hat Tabus. Der Unterschied ist, dass, wenn der Staat Tabus setzt oder verstärkt, aus Kultur Macht wird. Und Macht arbeitet gern mit vernebelnden Begriffen. »Hass« klingt nach moralischer Hygiene. »Desinformation« klingt nach Wissenschaft. »Delegitimierung« klingt nach Verfassungsschutz. Wer möchte da schon widersprechen, ohne selbst wie ein Problem zu wirken?


  Dabei ist es ein Kennzeichen liberaler Rechtsstaatlichkeit, dass gerade scharfe Eingriffe mit präzisen Begriffen arbeiten müssen. Das strafrechtliche Bestimmtheitsgebot ruht auf zwei verfassungsrechtlichen Säulen: dem Rechtsstaatsprinzip, das klare und vorhersehbare Strafnormen verlangt, damit der Bürger erkennen kann, was ihm verboten ist und was nicht, und dem Demokratieprinzip, wonach allein der parlamentarische Gesetzgeber über die Strafbarkeit eines bestimmten Verhaltens entscheidet. Unbestimmte Tatbestände würden diese Entscheidung in die Hände von Staatsanwälten und Richtern verlagern; dort gehören sie jedoch nach dem Willen des Grundgesetzes nicht hin.


  Der politische Einsatz von schwammigen Vokabeln ist so attraktiv, weil sie Wirkungen entfalten, ohne die Verantwortung dafür zu begründen. Wer kritisiert, wird nicht verurteilt; er wird etikettiert. Und wer etikettiert ist, wird im Zweifel schon von Dritten erledigt, aus Angst, aus Opportunismus oder aus »Compliance«.


  Das Muster ist bekannt. Neu ist die Geschwindigkeit, mit der es heute implementiert wird. Ein Begriff wird in die Welt gesetzt, er klingt anständig, er bleibt bewusst unbestimmt und taugt gerade deshalb als Waffe. In der Rechtsanwendung gilt das Bestimmtheitsgebot; im politischen Kampf gilt das Gegenteil, weil hier gerade die Unschärfe eine Funktion erfüllt. »Hass und Hetze«, »Desinformation«, »Delegitimierung des Staates« sind die drei jedermann geläufigen Paradebeispiele. Sie machen aus politischer Auseinandersetzung ein Sicherheitsproblem, aus Kritik ein Risiko und aus Widerspruch einen Fall für Meldestellen, Algorithmen und »Resilienzprogramme«.


  »Hass und Hetze« – Politisch nützlich, juristisch leer


   »Hass und Hetze« ist ein rhetorischer Presslufthammer. Es klingt nach Strafrecht, ist aber keines. Juristisch existieren Straftatbestände wie Beleidigung, üble Nachrede und Volksverhetzung. »Hass und Hetze« dagegen ist ein Container, in den man alles werfen kann, was im Weg steht. Man muss nicht begründen, man muss nicht differenzieren, man muss nur etikettieren. Und Etiketten sind in Zeiten der Plattformregulierung und des staatlichen Mündels »Zivilgesellschaft« keine bloße Dekoration mehr.


  Man könnte den Begriff als semantischen Joker bezeichnen. Er spart die Mühe, zwischen scharfem Ton und strafbarer Äußerung zu unterscheiden, zwischen Tatsachenbehauptung und Werturteil, zwischen Polemik und Volksverhetzung. Er ist, mit einem Begriff aus der Linguistik, ein »leerer Signifikant«: Er transportiert starke Emotion und Abwertung, aber wenig konkreten Inhalt. Genau dadurch kann er einen großen Bereich von Äußerungen abdecken, was ihn zum politisch höchst pragmatischen Allzweckvorwurf macht. Die alliterative Wortkombination erfüllt dabei zwei Funktionen zugleich. Sie moralisiert und kriminalisiert. Wer etwas »Hass und Hetze« nennt, setzt eine soziale und politische Ächtung in Gang: Distanzierung, Ausschluss, Lösch- und Ermittlungsdruck. Die Formel ersetzt Argumente durch Verdacht.


  Der Trick mit der Schwelle


  Besonders perfide wird es, wenn der Staat genau dort aktiv wird, wo das Strafrecht seine Zuständigkeit verloren hat, nämlich unterhalb der Strafbarkeitsschwelle. Das Strafrecht rechtfertigt schärfste Grundrechtseingriffe, aber es ist klar begrenzt, weil es die Freiheitsrechte zu wahren hat. Weil der Staat diese Grenze nicht überschreiten darf, verschiebt er die Auseinandersetzung ins Vorfeld: Meldestellen, Förderprogramme, »Beratungsangebote«, »Kooperationen« mit Plattformen, die in der Praxis wie parallele Durchsetzungssysteme wirken. Dann lautet die Botschaft: »Noch legal– aber schon problematisch.« Und kaum äußert man sich problematisch, schon wird man quasi-behördlich erfasst.


  »Problematisch« ist eine prima Kategorie für Formulare. Plattformen, Meldestellen und Behörden arbeiten mit solchen Kategorien. Wer die Kategorien vorgibt, kontrolliert den Arbeitsfluss: Was gemeldet wird, was automatisiert gefiltert wird, was in Statistiken auftaucht, was als »Trend« gilt. Ab diesem Moment endet die Debatte, es wird nur noch einsortiert.


  Die semantische Vorstufe zur faktischen Sanktion sieht so aus: Erst wird die Rede moralisch entwertet, dann wird sie administrativ kategorisiert, am Ende wird sie technisch unterdrückt. Der entscheidende Punkt ist, dass man ja nichts verboten hat. Man hat nur »sensibilisiert«, »resilient gemacht« und »Qualitätsstandards« eingefordert. Wer könnte dagegen Einwände erheben? Die Freiheit wird nicht abgeschafft, sie wird nur »moderiert«.


  Die moralische Asymmetrie eines Totschlagarguments


  Ein weiteres Merkmal dieser Begriffe ist ihre Asymmetrie. »Hass« ist kein neutraler Befund, sondern eine moralische Befindlichkeit und ein Urteil über den Sprecher. Wer den Begriff verwendet, wertet den Charakter ab. Das ist der Kern seines delegitimierenden Effekts. Der Gegner soll nicht widerlegt, sondern aus dem zivilen Diskurs ausgeschlossen werden. Man substituiert durch die Kategorisierung die Auseinandersetzung mit dem Argument.


  Hier zeigt sich eine rhetorische Technik, die man seit langem kennt: die Verschiebung vom Argument zum Motiv. Nicht »Das ist falsch«, sondern »Du sagst das aus Hass«. Nicht »Das überzeugt mich nicht«, sondern »Das ist Hetze«. Das ist die Transformation politischer Debatte in eine anmaßende Prüfung der moralischen Integrität des Debattengegners.


  Der psychologische Vorteil dieser Konstruktion ist enorm: Wer beim Gegner »Hass und Hetze« lokalisiert, ist automatisch auf der Seite des Guten. Genau deshalb ist der Begriff so attraktiv für Regierungen, Ministerien und Parteizentralen. Er verwandelt politischen Streit in eine Art Hygiene-Management. Dazu passt die moderne Praxis, durch Sprachverbote scheinbare Sicherheitsvorkehrungen für das Gesprächsklima zu etablieren. Man kann dann gleichzeitig behaupten, man schütze die Debatte, während man sie abwürgt und den Gegner delegitimiert.


  Vom Begriff zur Sanktion: Volksverhetzung und Wahlrecht


  Dass aus moralischen Etiketten reale Sanktionen werden können, zeigen die Debatte um § 130 StGB (»Volksverhetzung«) und die Vorschläge, Verurteilungen mit Eingriffen in das passive Wahlrecht zu sanktionieren. Aus einem Äußerungsdelikt wird politische Exkommunikation. Wenn politische Teilhabe einmal an dehnbare Sprachbegriffe gekoppelt wird, wird jede künftige Mehrheit die Versuchung spüren, diese Grenze im Namen des Guten immer weiter zu verschieben.


  Auch diese Maßnahme wird als Schritt zum »Schutz unserer Demokratie« verkauft. Es ist der immer gleiche Mechanismus: Die Maßnahme trägt ein moralisches Etikett, das Kritik erschwert. Und je unschärfer der zugrunde liegende Begriff ist, desto größer ist der Spielraum für die Feinde der Meinungsfreiheit.


  Der juristische Hinweis, dass erweislich unwahre Tatsachenbehauptungen nicht geschützt sind, ist der Ausgangspunkt der Gefahr: In der Praxis werden Grenzfälle durch institutionelle Macht entschieden. Ein Begriff, der rechtlich eng definiert ist, wird politisch ausgedehnt.


  Politiker wollen das Lügen verbieten


  Es gehört zu den besonderen Befähigungsnachweisen erfolgreicher Politiker, die Halbwahrheit zur Kunstform zu erheben. Nun soll der Bürger vor Fehlinformationen geschützt werden, die kein anderer Berufsstand so reichhaltig zur Verfügung stellt.


  Wenn in dem Medienpapier der aktuellen Regierungskoalition sinngemäß festgehalten wird, dass die »bewusste Verbreitung falscher Tatsachenbehauptungen« nicht mehr von der Meinungsfreiheit gedeckt sei, ist das juristisch banal. Die Floskel ignoriert den entscheidenden Aspekt: Wer entscheidet, was »richtig« und was »falsch« ist? Es ist kein Zufall, dass solche politischen Problembeschreibungen regelmäßig mit Forderungen nach neuen Zuständigkeiten, Aufsichtsstrukturen und Eingriffsrechten verbunden werden. Es ist die Inkarnation von Macht, wenn der Staat sich die Definitionshoheit über wahr und unwahr anmaßt.


  Um dieses Ziel zu erreichen, muss die Bundesregierung kein »Wahrheitsministerium« errichten. Es reicht, Aufsichtsbehörden Kompetenzen zu geben, »Informationsmanipulation« zu verfolgen, Plattformen zu »kooperativen Maßnahmen« zu gängeln und bei Bedarf die staatlich finanzierte Zivilgesellschaft als Erfüllungsgehilfen einzuschalten. So entsteht ein System, in dem sich niemand als Zensor positioniert, in dem der Bürger seine eigene Bevormundung bezahlt und am Ende doch in die Meinungsfreiheit eingegriffen wird.


  »Desinformation« – Das neue Wahrheitsregime


  Die Warnung vor »Desinformation« ist die Methode, mit der der Staat den Anspruch auf die Definition von Wahrheit erobern will, allerdings nicht im philosophischen Sinn, sondern im administrativen. Natürlich gibt es Desinformation, gezielte Täuschung, Propaganda, Betrug, und kaum eine Bundestagsdebatte ist frei davon. Sobald »Desinformation« aber nicht mehr nur gerichtlich überprüfbare Lüge meint, sondern auch Deutung, Einordnung, Prognose, Wertung, Spott, Zweifel, Skepsis – also die gesamte Bandbreite demokratischer Streitkultur –, wird der Begriff zur Lizenz, abweichende Stimmen zu delegitimieren und so den Diskurs mit dem staatlichen Gewaltmonopol einzuschränken.


  Demokratien leben davon, dass Irrtümer möglich sind und korrigiert werden. Viele gesellschaftliche Debatten sind gerade deshalb kontrovers, weil sie Prognosen, Wahrscheinlichkeiten, Gewichtungen betreffen. Wer in solchen Feldern »Wahrheit« administriert, ersetzt Erkenntnis durch Autorität. Die Versuchung, Deutungen zu monopolieren, ist enorm. Sie verspricht Kontrolle über den Diskurs. Wenn der Streit verstummt, regiert es sich leichter. Genau deshalb ist der Satz »Die Fakten bestimmt nicht der Staat« eine demokratische Überlebensformel.


  Die Semantik der Macht: »European Democracy Shield«


  Auf EU-Ebene lässt sich beobachten, wie aus dem Kampf gegen ausländische Einflussnahme ein umfassender Gestaltungsanspruch wird.


  Ein anschauliches Beispiel ist die Semantik der Macht, die vorgibt, es gehe um »Schutz«. Die Kommission formuliert Programme, die im Kern auf Informationssteuerung zielen, in der Sprache der Gefahrenabwehr. Schon die Abkürzungen wirken wie ein Sicherheitsapparat: »FIMI« (Foreign Information Manipulation and Interference) klingt nach Geheimdienst und nicht nach politischer Debatte. Am 8. März 2025 veröffentlichte die Kommission eine Mitteilung zum »European Democracy Shield«, wiederum mit einem Vokabular aus »Schutz«, »Resilienz« und »Abwehr«. Es ist der Moment, in dem der Staat beginnt, Diskussionen wie Bedrohungen zu behandeln.


  Unter dem bizarren Label »European Democracy Shield« wird ein floskelstarkes Programm angekündigt. »Resilienz« stärken, »Manipulation« bekämpfen, Netzwerke koordinieren. Es ist der lupenreine Zugriff auf das Informationsökosystem. Wenn »Resilienz« bedeutet, dass Bürger das Richtige glauben sollen, dann ist es keine Resilienz, sondern Bevormundung und Erziehung. Und wenn Erziehung durch Regulierung, Förderrichtlinien, »Netzwerke« und »Kooperationen« stattfindet, ist sie nicht weniger wirksam, aber schwerer zu erkennen als ein Verbot.


  Geld, Netzwerke, Standards: Die Infrastruktur der Deutungshoheit


  Wer Macht durchsetzen will, braucht eine Infrastruktur. Die Regierungen arbeiten daran. Sie erschaffen ein »Wahrheits-Ökosystem«, in dem sie bestimmen und Tätigkeiten delegieren, aber niemand für die Folgen dieser Machtausübung die Verantwortung trägt. Deshalb lohnt der Blick auf Geldströme und Organisationsformen. Wenn ein Projekt wie »AgoraEU« Recherchen zufolge mit bis zu 9 Milliarden Euro ausgestattet sein soll, wird deutlich, dass es nicht um einzelne Korrekturen geht, sondern um die dauerhafte Etablierung von Macht über den politischen Diskurs.


  Die Kommission rechtfertigt die massiven Ausgaben mit der Notwendigkeit, die demokratische Resilienz gegen Desinformation zu stärken und die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Kultur- und Medienbranche gegenüber globalen (US-amerikanischen/chinesischen) Plattformen zu sichern. Diese Floskeldichte ist selbst für Brüssel be merkenswert.


  Gerade deshalb ist Transparenz über eine Reihe von Fragen besonders wichtig: Wer finanziert wen? Welche Standards gelten? Wer kontrolliert die Kontrolleure? In der neuen Wahrheitsarchitektur gibt es keine Kontrolle und keine Transparenz, dafür schafft man Gremien, Netzwerke und Zertifikate.


  Der Staat baut sich hier eine neue Form der Informationsverwaltung. Und eine einmal etablierte Verwaltung installiert für sich selbst stets eine Bestandsgarantie.


  Der semantische Nebel: »falsch«, »irreführend«, »problematisch«


  Das Kernproblem der Terminologie bei dieser staatlich gelenkten Wahrheitsfindung ist die schleichende Ausweitung der Kategorien.


  Es fängt mit nachweislich falschen Tatsachenbehauptungen an. Dann geht es um »irreführende« Aussagen. Dann geht es um »Kontext«, dann um »Gefährdung« und schließlich um »Schädlichkeit«. So wird aus der Suche nach Wahrheit eine Frage der politischen Zweckmäßigkeit. Damit ist die Grenze zum staatlichen Eingriff in die politische Debatte überschritten, weil das System als Ganzes darauf angelegt ist, diesen Meinungsaustausch durch Steuerung zu ersetzen.


  In einer Demokratie bestimmt nicht die Regierung, was wahr ist. Sie kann Fakten vortragen, sie kann widersprechen, sie kann argumentieren. Aber sie hat keinen Anspruch auf Wahrheitsmonopol. Die staatlichen Verwaltungseinheiten sind hier nur noch einen ganz kleinen Schritt vom Machtmissbrauch entfernt.


  »Delegitimierung des Staates« – Kritik als Sicherheitsproblem


   »Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates« klingt nach staatsrechtlicher Fachliteratur, ist in der Praxis aber eine Kampfansage an die Machtkritik. Denn jede Regierung profitiert davon, wenn Kritik in dieser Weise diskreditieren kann, ohne sich mit den vorgebrachten Argumenten befassen zu müssen.


  Thomas Haldenwang, der frühere Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, ist Schöpfer dieser Vokabel und ordnet darunter Bestrebungen ein, die demokratische Institutionen verächtlich machen, die Funktionsfähigkeit staatlicher Einrichtungen beeinträchtigen oder angeblich dazu aufrufen, behördliche oder gerichtliche Entscheidungen zu ignorieren. Jedoch gibt es kaum etwas verfassungsrechtlich Zulässigeres als die Verhöhnung des Staates (aber dazu mehr im folgenden Kapitel).


  Gerade weil der Begriff behördlich etabliert wurde, maßt er sich eine Aura des Objektiven an. Er erscheint wie eine Diagnose. Und damit wird er zu einem idealen Baustein im Wörterbuch der Macht: staatlich autorisiert, moralisch aufgeladen, in der Praxis schwer angreifbar.


  Das Ziel des Einsatzes dieser Behördenvokabel ist es, Regierungskritik als Angriff auf den Staat umzudeuten. Ein perfides Vorhaben, das sich frontal gegen die Wahrnehmung von Grundrechten positioniert. Der Begriff hat in seiner ganzen bürokratischen Absurdität eine elegante Unschärfe: Er kann die gezielte Verächtlichmachung staatlicher Institutionen meinen, aber er kann auch jede harte Kritik an Regierungshandeln erfassen. Der Begriff operiert mit einer moralischen Falle. Wer kritisiert, steht sofort unter Verdacht, nicht mehr nur zu kritisieren, sondern das demokratische Gemeinwesen zu gefährden.


  Der DDR-Reflex: »Staatsfeindlichkeit« im demokratischen Gewand


  Historisch erinnert die Formel an die Mechanik autoritärer Systeme: Man gibt dem Widerspruch einen Namen, der ihn aus dem Bereich legitimer Auseinandersetzung herausdefiniert. In der DDR war das Instrument »staatsfeindliche Hetze«, ein sprachlicher Vorläufer von Haldewangs Wortschöpfung. Heute ist es etwas eleganter. »Delegitimierung«, »Hass«, »Desinformation«. Aber Ziel und Ergebnis sind mit der Krimi nalisierung des Zulässigen weitestgehend deckungsgleich.


  Wer heute applaudiert, weil es »die Richtigen« trifft, sollte sich an die Erfahrung erinnern, dass Apparate Regierungen überleben. Ein unbestimmter Begriff, der heute als Werkzeug gegen den politischen Gegner dient, steht morgen der nächsten Mehrheit zur Verfügung. Das Wörterbuch der Macht ist parteipolitisch flexibel. Die Begriffe sind ideologisch anpassungsfähig. Das ist es, was diese Systematik so gefährlich macht.


  Sprache als Machtinstrument


  Pierre Bourdieu beschreibt Sprache als »symbolische Macht«: Wer über die »legitime« Sprache verfügt, definiert Wirklichkeit. Der Staat spielt dabei eine Schlüsselrolle, weil er Kategorien autorisiert: Er vergibt Titel, erteilt Bescheide, setzt Rechtsbegriffe. Wer eine Handlung »extremistisch« nennt, verändert ihren Status. Wer eine Rede »Hass« nennt, tut dasselbe. Macht wirkt dabei häufig unterhalb bewusster Wahrnehmung: Sie verschiebt die Grenze des Sagbaren, ohne dass ein Gesetz geändert werden muss.


  Politische Etiketten sind Sprechakte; sie sind keine Erkenntnisse, sondern Interventionen. »Hassrede« ist selten ein analytischer Befund. Es ist eine Aufforderung, Abstand zu halten, zu sanktionieren, zu löschen und zu canceln. Der Begriff ist die Maßnahme.


  Etiketten funktionieren nach derselben Logik. Wer »Schutzschild« sagt, aktiviert Schutzlogik. Wer »Resilienz« sagt, aktiviert Therapielogik. Wer »Hass« sagt, aktiviert Abwehrlogik und liefert die Legitimation für Abwehrmaßnahmen gleich mit. Der Staat greift, wenn er klug ist, nicht zuerst zur Verordnung, sondern zur Metapher. Wer Migration als »Flut« bezeichnet, sieht Deiche und Abwehr; wer sie »Zuzug« nennt, sieht Verwaltung und Integration.


  Dazu kommt der Euphemismus als Dauerwerkzeug: Aus »Zensur« wird »Moderation«, aus »Überwachung« wird »Sicherheit«, aus »Zwang« wird »Schutz«. Die Maßnahme bleibt; der Name wird harmloser. Steven Pinker nennt das die euphemism treadmill. Und wer gegen »Prävention« ist, muss sich erst einmal rechtfertigen.


  Das Lehrstück der Geschichte


  Wer diese Mechanik verstehen will, muss in die Geschichte schauen. Es geht dabei nicht um Gleichsetzungen, sondern darum, das Muster zu erkennen.


  Victor Klemperer hat in seinem Werk LTI – Lingua Tertii Imperii. Notizbuch eines Philologen dokumentiert, wie sich die NS-Ideologie nicht allein durch Gewalt, sondern durch Sprache in den Alltag fraß: durch Wiederholung, durch Schlagworte, Euphemismen und ständige moralische Aufladung. Sein Vergleich ist so schlicht wie präzise: Worte wirken wie kleine Dosen Gift; zunächst merkt man nichts, später setzt die Wirkung ein.


  Das Regime arbeitete konsequent mit Verwaltungssprache, um seine Verbrechen zu tarnen. »Umsiedlung nach dem Osten«, »Evakuierung«, »Aktion«: All das klang nach Logistik. »Sonderbehandlung« klang nach Büro. Gemeint war Mord. In den Protokollen des Eichmann-Prozesses wird diese Verschleierung in erschreckender Klarheit sichtbar. Die Holocaust-Enzyklopädie des United States Holocaust Memorial Museum weist ausdrücklich darauf hin, dass solche Euphemismen das Begreifen verhinderten, Opfer täuschten und Täter entlasteten: Man konnte töten, ohne es beim Namen zu nennen.


  Dasselbe gilt für »Schutzhaft«: Ein Wort, das Schutz verspricht, meint Gefängnis. Gewalt wird als Fürsorge maskiert. Das ist der semantische Kern totalitärer Verwaltung: Sie nennt das Gegenteil dessen, was sie tut. Orwell hat das literarisch verdichtet, Klemperer philologisch dokumentiert. Nicht zufällig erschien nach 1945 Aus dem Wörterbuch des Unmenschen von Sternberger, Storz und Süskind, eine philologische Abrechnung mit der Sprache der Diktatur und ihren Nachwirkungen.


  Am gefährlichsten ist also nicht die grobe Parole, sondern der scheinbar neutrale Begriff, der moralische und rechtliche Immunität suggeriert. Wenn Gewalt als »Maßnahme« beschrieben wird, wird Widerspruch schwieriger. Dieses Wörterbuch der Macht ist kein Neben schauplatz. Es ist der Anfang.


  Kleine Anatomie der Machtbegriffe


  Man erkennt solche Begriffe an wiederkehrenden Merkmalen.


  Sie sind moralisch asymmetrisch. Niemand ist »für Hass«. Niemand ist »für Desinformation«. Wer dennoch widerspricht, muss sich rechtfertigen.


  Sie sind unbestimmt. Je unbestimmter, desto besser – denn dann können sie auf wechselnde Gegner angewandt werden.


  Sie verschieben die Beweislast. Im Ergebnis sind das Begriffe, die Tatbestand, Vorwurf und Urteil in einem Wort bündeln. Der Bürger soll zeigen, dass er nicht unter den Begriff fällt.


  Sie sind institutionenkompatibel. Sie lassen sich in Richtlinien, Förderbedingungen, Plattformregeln, Schulprogramme und Behördenkategorien übersetzen.


  Und schließlich: Sie arbeiten mit Zukunftsrisiken. Nicht die tatsächliche Gefahr zählt, sondern die behauptete Möglichkeit: »Das könnte Radikalisierung fördern.« »Das könnte Vertrauen erschüttern.« »Das könnte demokratiefeindlich sein.« Wer mit »könnte« arbeitet, braucht kein »ist«.


  Das Wörterbuch der Macht ist deshalb kein Lexikon von Definitionen, sondern ein Katalog von Effekten. Seine Wörter sollen nicht klären, sondern wirken.


  Freiheit beginnt mit Definitionen


  »And I hope we have once again reminded people that man is not free unless government is limited. There’s a clear cause and effect here that is as neat and predictable as a law of physics: As government expands, liberty contracts.«


  Ronald Reagan, Farewell Address to the Nation, 11. Januar 1989.


  Reagans Satz aus seiner Abschiedsrede ist eine praktische Warnung. Die Ausdehnung staatlicher Zuständigkeit, egal in welchem Bereich, bedeutet weniger Freiheit für den Bürger. Wenn der Staat durch Machtanmaßung im Bereich der Sprache festlegt, welche Begriffe moralisch zulässig sind, welche Deutungen »gefährlich«, welche Aussagen »irreführend« und welche Kritik »delegitimierend« ist, hat er nicht nur das Verhalten, sondern das Denken im Blick.


  Die Bedeutungshoheit über Begriffe zurückerobern, nach Definitionen fragen, juristisch insistieren: Was genau soll »Hass« sein? Was genau ist »Desinformation« und wer trägt die Beweislast? Was genau ist »Delegitimierung« und wo endet sie, wo beginnt legitime Kritik? Und wer befindet über die Grenzen? Wer diese Fragen stellt, nimmt dem Wörterbuch der staatlichen Anmaßung die Macht. Und dann bleibt nur noch das, was in einer Demokratie Bestand haben muss: Argumente statt Etiketten. Das ist der Kern jeder liberalen Ordnung. Denn die Gedanken, die man nicht mehr aussprechen darf, sind die, die man bald nicht mehr denken darf. Und die Freiheit, die man nicht mehr denken darf, ist die Freiheit, die man bald nicht mehr hat.


  Zum Schluss ein kleines Gegenmittel, das zugleich ein Test ist: Ersetzen Sie die Vokabeln der Macht durch präzise Sprache. Aus »Hass und Hetze« wird Beleidigung, Schmähung, Polemik, Satire, Drohung – jeweils mit Tatbestand und Kontext. Aus »Desinformation« wird erweislich falsche Tatsachenbehauptung, unbelegte Behauptung, Prognose, Meinung. Aus »Delegitimierung« wird harte Kritik an Regierungshandeln, Fundamentalkritik an staatlichen Institutionen. Plötzlich wird sichtbar, worüber man tatsächlich streitet. Und genau deshalb mögen Machtapparate diese Präzision nicht. Präzision nimmt ihnen den Nebel. Sie zwingt zur Begründung. Sie macht Eingriffe überprüfbar. Wer Freiheit will, sollte also nicht nur Gesetze lesen, sondern Wörterbücher.

  

  


  Kapitel 7
Das autoritäre Mindset – 
Die drei Reiter der Zensur


  »Politische Polemik gefährdet die Demokratie« – Pathologisierung des politischen Streits


  Robert Habeck


  »Wer den Staat verhöhnt…« – Die Rückkehr der Majestätsbeleidigung


  Nancy Faeser


  »Auch unterhalb der Strafbarkeitsgrenze« – Wenn das Legale zum Feind der Demokratie erklärt wird


  Lisa Paus


  Die Ära der Ampel-Koalition wird in der Rückschau vor allem als eine Epoche in die Geschichte eingehen, in der das Verhältnis zwischen Staat und Bürger einer schleichenden, aber fundamentalen Erosion unterlag. An der Spitze dieser Entwicklung standen drei Minister, deren Wirken ein tiefsitzendes, autoritäres Mindset offenbarte: Robert Habeck, Nancy Faeser und Lisa Paus. In einer konzertierten Aktion verschoben sie die Grenzen des Sagbaren und deuteten das Grundgesetz von einem Schutzrecht des Bürgers gegen den Staat in ein Instrument zur Disziplinierung der Regierten um. Die Minister propagierten die Ausweitung der politischen Kampfzone auf zulässige Meinungsäußerungen.


  Robert Habeck: »Politische Polemik gefährdet die Demokratie« – Die Pathologisierung des politischen Streits


  Am 17. Oktober 2024 trat Robert Habeck (Grüne), damals Wirtschaftsminister und Vizekanzler der Bundesrepublik Deutschland bei der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik in Berlin auf.10 Mit jener kühlen, fast schon schläfrigen Herablassung, die er stets als Ausdruck tiefer intellektueller Durchdringung zu verkaufen suchte, lieferte er einen jener seltenen Momente, in denen ein Spitzenpolitiker unfreiwillig offenlegt, wie er Demokratie versteht. Es war eine Sternstunde unfreiwilliger politischer Selbstentleibung. »Politische Polemik ist demokratiegefährdend«, erklärte er. Dies war kein bloßer rhetorischer Fehlgriff eines im Wahlkampf gestressten Politikers, sondern eine programmatische Absage an den politischen Streit als Wesenskern der Demokratie. Polemik, also Zuspitzung, Spott, Übertreibung, gelegentlich auch Häme, wird nicht als der Preis der offenen Debatte begriffen, sondern als Risiko, das »reguliert« werden müsse. Seinen Herzenswunsch nach staatlicher Kuratierung lieferte Habeck gleich mit: »Ich will kein Hehl daraus machen, dass ich glaube, dass diese unregulierte Form von diesen sozialen Medien inzwischen nicht mehr akzeptabel ist.«


  Man könnte darüber hinweggehen, wenn Habeck sich sonst durch eine gewisse Präzision auszeichnen würde. Habeck fiel schon zuvor durch eine eigenwillige Exegese wirtschaftlicher Grundbegriffe wie der Pendlerpauschale oder des Insolvenzrechts auf. Diese Offenbarungen fachlicher Kenntnislosigkeit zeigen ein Muster: maximale moralische Gewissheit bei minimaler Sachkenntnis. Genau dieses Muster macht Habecks Berliner These gefährlich. Wer als Wirtschaftsminister nicht einmal bei Steuer- und Insolvenzrecht sattelfest ist, sollte sich mit verfassungsrechtlichen Grenzziehungen besonders zurückhalten. Das gilt grundsätzlich, wenn man von einem Thema nichts versteht. Dieter Nuhr hat es einmal noch treffender formuliert. Habeck ignorierte diesen Ratschlag und meldete sich trotzdem zu Wort.


  Die verfassungsrechtliche Lage ist an dieser Stelle völlig eindeutig. Polemik ist nicht das Gegenteil von Demokratie, sondern eine ihrer wichtigsten Ausdrucksformen. Sie ist die Sprache der Machtkritik, und Machtkritik ist kein Beiwerk, sondern das elementare Funktionsprinzip eines freiheitlichen Staates. Art. 5 Abs. 1 GG schützt deshalb nicht nur die vernünftige, ausgewogene oder höfliche Rede, sondern ausdrücklich auch jene Formen, die stören, verletzen und provozieren. Wo Staat und Regierung handeln, entsteht ein besonderes Schutzbedürfnis der Kritik. Gerade weil Staatsgewalt mächtig ist, muss sie der schärfsten, auch ungerechten, auch spöttischen öffentlichen Kontrolle ausgesetzt sein. Die Alternative wäre eine demokratische Kulisse, in der Bürger zwar wählen dürfen, aber im Alltag nur noch in staatlich akzeptierten Tonlagen sprechen sollen.


  Das Bundesverfassungsgericht schützt diese Machtkritik dabei nicht nur, wenn sie höflich und zivilisiert vorgetragen wird, sondern schützt den politischen Streit in seiner tatsächlichen, manchmal auch unschönen Gestalt. Das Gericht verlangt bei der Auslegung umstrittener Äußerungen eine Betrachtung im Gesamtzusammenhang, einschließlich Anlass, Adressat und Tonfall. Es ist eine bewusste Absage an die Methode, einzelne Sätze aus einer Auseinandersetzung herauszubrechen und sie anschließend wie amtliche Protokollerklärungen zu behandeln. Gerade im politischen Meinungskampf sind Übertreibungen, Zuspitzungen und Ironie typische Stilmittel. Der Schutz entfällt nur ausnahmsweise, etwa wenn es nicht mehr um die Sache, sondern ausschließlich um die schmähende Herabsetzung der Person geht.


  Auch in der »Der Staat gegen Julian Reichelt« -Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 11. April 2024, 1 BvR 2290/23) zeigt sich diese Kontextdisziplin. Das Kammergericht hatte Reichelt im Eilverfahren einen Tweet untersagt, der neben einem verlinkten Artikel über Entwicklungshilfezahlungen an Afghanistan lautete: »Deutschland zahlte in den letzten zwei Jahren 370 MILLIONEN EURO (!!!) Entwicklungshilfe an die TALIBAN (!!!!!!).«


  Durch diese Äußerung des Beschwerdeführers bestünde die Gefahr, so das Kammergericht, dass bei der Bevölkerung der Eindruck entstehe, die Bundesregierung zahle Entwicklungshilfe an ein Terrorregime. Dies könne Zweifel an der Arbeit der Bundesregierung und an ihrer Funktionsfähigkeit wecken.


  Karlsruhe hielt die gegen diese Einschätzung gerichtete Verfassungsbeschwerde für »offensichtlich begründet«. Das Gericht machte deutlich, dass das Grundrecht der Meinungs- und Pressefreiheit nicht daran gemessen wird, ob eine Aussage der Regierung nützt, sondern ob sie als Beitrag zur öffentlichen Debatte im Schutzbereich der Meinungsfreiheit liegt. Dem Staat bleibt die sachliche Gegenrede, nicht die gerichtliche Verfolgung von missliebigen Journalisten. Karlsruhe hat die Staatsromantik der Vorinstanz nicht mit freundlichen Ermahnungen korrigiert, sondern mit einem Satz, der jede ministeriale Empfindlichkeit wie eine leere Hülle zurücklässt: »Dem Staat kommt kein grundrechtlich fundierter Ehrenschutz zu.«


  Der Staat ist kein Grundrechtsträger persönlicher Ehre. Er hat nicht das Recht, sich wie ein Bürger vor Gericht gegen persönlichkeitsrechtsverletzende Kritik zu wehren, weil er kein Persönlichkeitsrecht hat. Und er hat erst recht nicht das Recht, Kritik an seiner Tätigkeit als Angriff auf »die Demokratie« umzudeuten. Aus diesem verfassungsgerichtlichen verbürgten Grundsatz folgt die nächste, für Habecks Berliner These verheerende Konsequenz: Der Staat hat »grundsätzlich auch scharfe und polemische Kritik an seiner Tätigkeit auszuhalten«. Der Schutz staatlicher Einrichtungen dient der Funktionsfähigkeit, nicht dem Komfort. Er darf nicht dazu führen, den Staat gegen jene öffentliche Kritik zu immunisieren, die das Grundrecht gerade besonders sichern will.


  Karlsruhe setzt noch eine Klammer, die für Politiker, die gern austeilen, aber nicht einstecken, besonders unangenehm ist. Ein »Recht auf Gegenschlag« gibt es nicht; der Staat darf auf Angriffe nicht »in gleicher Weise reagieren«. Das bedeutet: Selbst dort, wo Kritik überzogen, grob oder polemisch ist, besteht für den Staat die Pflicht zur Mäßigung fort. Er kann richtigstellen, argumentieren, erklären, sich sachlich verteidigen. Er darf aber nicht die Gerichte als Zufluchtsort für gekränkte Eitelkeit benutzen und nicht so auftreten, als stünde ihm ein persönlicher Ehrenschutz zu. Der »Der Staat gegen Julian Reichelt« -Beschluss ist deshalb nicht nur eine Einzelfallkorrektur, sondern eine verfassungsrechtliche Leitplanke: Die Demokratie ist nicht die seelische Unversehrtheit von Regierenden. Die Demokratie ist das Recht der Regierten, Regierende auch hart, spöttisch und unfair zu kritisieren.


  Damit wird das völlige intellektuelle Scheitern von Habecks Haltung sichtbar. »Politische Polemik ist demokratiegefährdend« ist verfassungsrechtlicher Unsinn sui generis. Es stellt die grundrechtlich gesicherte Konstellation des freiheitlichen Staates auf den Kopf. Es ist so falsch, dass noch nicht einmal das Gegenteil richtig ist. Karlsruhe erklärt, dass die Meinungsfreiheit gerade aus dem besonderen Schutzbedürfnis der Machtkritik erwachsen ist. Habeck erklärt Machtkritik zur Gefahr. Karlsruhe sagt: Der Staat hat keinen Ehrenschutz. Habeck agiert, als müsse der Staat vor zugespitzter Rede geschützt werden. Karlsruhe zieht die Grenze dort, wo staatliche Macht versucht, sich gegen Kritik zu immunisieren. Habeck schiebt die Grenze in die öffentliche Debatte selbst.


  Habecks Auftritt vor dem außenpolitischen Forum hatte noch eine zweite Ebene, die seine staatstragend vorgetragenen und von Grundrechtskenntnis unberührten Plattitüden als das entlarvte, was sie waren: parteipolitischer Opportunismus im moralischen Gewand. Er leitete seine Forderung nach strengerer Regulierung der Plattformen nicht aus der Kenntnis anerkannter rechtsstaatlicher Grundsätze ab, sondern allein mit aus grüner Sicht unzulässigen weltanschaulichen Positionen. Seine Kritik zielte auf den »falschen«, weil zu wohlhabenden Eigentümer von X, Elon Musk. Er sagte, man könne nicht zulassen, »dass Milliardäre, die in den USA Trump unterstützen,« … »mit ihrer Vorstellung von Kommunikation oder chinesischer Technik, die in China selbst verboten oder reguliert ist, den Diskurs in Europa definiert.« Und er fügte hinzu, die Möglichkeiten seien »vielleicht noch nicht ausreichend«, aber eine »scharfe Anwendung« des Digital Services Act sei »das Mindeste«. Der Maßstab ist so schlicht wie aufschlussreich. Ein Trump-affiner Milliardär muss reguliert werden, ein den Demokraten wohlgesonnener Multi-Millionär darf weitermachen. Schlichter geht es nicht. Nicht »Milliardäre« an sich sind das Problem, sondern Milliardäre mit der falschen politischen Überzeugung. Es ist die ganze Idee, mit der Habeck spielt: Die Infrastruktur ist so lange unbedenklich, wie ihre kulturelle und politische Ausrichtung passt; erst wenn das kippt, wird der Plattformbesitzer zur Gefahr für die Demokratie erklärt.


  Dass solche Lagerasymmetrien in der Plattformwelt real sind, musste selbst Mark Zuckerberg 2018 in einer US-Senatsanhörung einräumen. »Silicon Valley is an extremely left-leaning place.« (Das Silicon Valley ist politisch extrem links.) Und er ergänzte, es sei »a fair concern« (eine berechtigte Sorge), dass Menschen deshalb dort politische Voreingenommenheit vermuten. Als die großen Plattformen kulturell und politisch erkennbar links dominiert waren, hörte man aus dem Habeck-Lager kein »nicht mehr akzeptabel«. Als konservative Positionen über Jahre hinweg als angebliche »Hassrede« oder »Desinformation« gelöscht oder in der Reichweite reduziert wurden, hörte man vom damaligen Vizekanzler nichts. Erst als Musk X erwarb und die politische Schlagseite der Plattform beendete, witterte man Gefahr. Das ist keine Verteidigung der Demokratie. Das ist Verteidigung der eigenen Deutungshoheit und plumper Machterhalt, verkleidet als Ordnungspolitik.


  Aber Habeck fiel nicht nur durch intellektuelle Doppelmoral auf. Der Deutsche Bundestag dokumentiert, dass im Bundeswirtschaftsministerium seit seinem Amtsantritt insgesamt 805 Strafanzeigen gestellt wurden. Der Deutschlandfunk berichtete zudem von »mehr als 700« Anzeigen allein seit April 2023. Man kann diese Zahlen mit dem Hinweis auf Beleidigungsdelikte erklären, darunter so staatsgefährdende Postings wie das berühmte »Schwachkopf« -Meme. Wer 805-mal den


  Staatsanwalt ruft und gleichzeitig erklärt, politische Polemik sei demokratiegefährdend, der bekämpft nicht Polemik. Der bekämpft Kontrollverlust. Und genau dieser Kontrollverlust, dass Bürger öffentlich sagen, was die Regierung nicht hören will, ist es, den Art. 5 GG gewährleisten soll.


  Der »Der Staat gegen Julian Reichelt« -Beschluss setzt hinter diese Entwicklung ein verfassungsrechtliches Ausrufezeichen. Wenn der Staat keinen Ehrenschutz hat, dann hat er erst recht keinen Anspruch darauf, vor polemischer Kritik verschont zu bleiben. Wenn die Meinungsfreiheit aus dem besonderen Schutzbedürfnis der Machtkritik erwachsen ist, dann ist Polemik nicht demokratiegefährdend, sondern ihre Möglichkeit konstituierend für den freiheitlichen Staat. Und wenn eine Gefahr entsteht, dann nicht durch den spöttischen Bürger, sondern durch den Minister, der den Bürgern erklärt, die Wahrnehmung ihrer Grundrechte sei ein Sicherheitsrisiko.


  Der Satz »Politische Polemik ist demokratiegefährdend« ist selbst demokratiegefährdend. Das ist die eigentliche Pointe von Habecks Ausflug in ein Terrain, das er weder fachlich noch intellektuell zu beherrschen vermochte.


  Nancy Faeser: »Wer den Staat verhöhnt …« – 
Die Rückkehr der Majestätsbeleidigung


  Nancy Faeser ist seit der Bundestagswahl vom 23. Februar 2025 und der anschließenden Regierungsbildung am 6. Mai 2025 nicht mehr Bundesinnenministerin. An der Grundhaltung, die sie in ihrer Amtszeit zur Schau stellte, ändert das nichts. Faeser verwechselte sich mit dem Staat. Dabei war sie lediglich Trägerin von Macht auf Zeit. Sie war nicht der Staat. Kritik an ihrer Person behandelte sie dennoch, als wäre es ein Angriff auf die Institution selbst, und sie beanspruchte für sich einen Respekt, der keinem Amtsträger zusteht, sondern allenfalls dem Amt. Weil Faeser Spott als Störung empfand, griff sie zum Strafrecht. Der Fall, der das am deutlichsten zeigt, begann im Februar 2023. David Bendels, Chefredakteur des Onlineportals »Deutschland-Kurier«, postete auf X eine Fotomontage der Ministerin. Das Originalbild stammte aus einer Kampagne zum Holocaust-Gedenktag: Faeser hielt ein Schild mit der Aufschrift »We Remember« in die Kamera. Bendels montierte einen anderen Text auf das Schild: »Ich hasse die Meinungsfreiheit!« Es war erkennbar satirisch, erkennbar überspitzt, erkennbar ein Meme, wie es im Internet tausendfach kursiert. Und es gab erkennbar ausreichende Ansatzpunkte für diese Bewertung. Faeser stellte persönlich Strafantrag.


  [image: Nina Faeser in Business-Kleidung hält ein Schild mit der Aufschrift "Ich hasse die Meinungsfreiheit!", auf einer Website auf der ein Adler-Logo zu sehen ist.]


  Der Chefredakteur des »Deutschland-Kuriers« David Bendels hatte diese Fotomontage geteilt.


  Was dann folgte, las sich wie eine Justizgroteske. Der Amtsrichter Martin Waschner aus Bamberg verurteilte Bendels im April 2025 wegen Verleumdung einer Person des politischen Lebens nach § 188 StGB zu sieben Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung. In der Urteilsbegründung hieß es, der durchschnittliche Internetnutzer sei nicht in der Lage, die Fotomontage als Satire zu erkennen. Sieben Monate Bewährung für ein Meme. Die WELT nannte es »ein Urteil wie aus einer Diktatur«, der FOCUS sprach von einer »Sondergerichtszone Bamberg«. Ebenso sprachlos von dem Urteil sagte ich im April 2025 auf einem Nachrichtenportal, Richter wie der zuständige Richter am Bamberger Amtsgericht, Martin Waschner, »sind ungeeignet, ihr Amt auszuüben und sind eine Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung und den Rechtsstaat«. Und weiter: »Das Urteil ist lächerlich, abwegig, grotesk und von einem geradezu totalitären Bestrafungsfieber getragen, das einem um den Rechtsstaat, wenn man solchen Richtern ausgeliefert ist, angst und bange wird.«


  Am 14. Januar 2026 hob das Landgericht Bamberg die Entscheidung auf und sprach Bendels frei. Selbst die Staatsanwaltschaft, die zunächst noch eine Strafverschärfung angestrebt hatte, plädierte am Ende auf Freispruch. Dass hier wegen der internationalen medialen Aufmerksamkeit, die das Verfahren erregte, politischer Druck aus dem bayerischen Justizministerium auf die Strafverfolger ausgeübt wurde, steht für mich fest. Die bayerische Justiz war auf dem besten Wege, die Bundesrepublik als Rechtsstaat weltweit zu blamieren. Im Berufungsverfahren stellt der Vorsitzende Richter dann zutreffend fest, dass der Post im Gesamtkontext durch die Meinungsfreiheit gedeckt sei. Auch, so das Gericht, »hanebüchene Äußerungen« wie die, dass eine Bundesministerin die Meinungsfreiheit hasse, seien von der Meinungsfreiheit selbst geschützt. Eine Bemerkung, die in diesem Kontext möglicherweise entbehrlich war.


  Der erstinstanzliche Staatsanwalt Alexander Baum ist inzwischen Vorsitzender Richter an einer Strafkammer des Landgerichts Bamberg. Er war auch schon im »Schwachkopf« -Verfahren gegen den inzwischen verstorbenen bayerischen Rentner Stefan Niehoff zuständig, der ein Meme gegen Habeck retweetet hatte und von diesem angezeigt wurde.


  Das Problem ist nicht dieser Einzelfall, das Problem ist der Reflex. Eine Bundesinnenministerin sieht ein satirisches Meme, das ihre Haltung zur Meinungsfreiheit karikiert, und antwortet nicht mit Gelassenheit, nicht mit Humor oder gelassenem Ignorieren. Sie antwortet mit dem Strafrecht. Und Staatsanwaltschaft und Amtsgericht folgen ihr dabei so willig wie eifrige Erfüllungsgehilfen, dass erst die nächste Instanz und der weltweite Presserummel daran erinnern mussten, was Meinungsfreiheit bedeutet.


  Derselbe Reflex steckt in dem Satz, den Faeser im Februar 2024 bei der Vorstellung eines politischen Maßnahmenpakets äußerte: »Diejenigen, die den Staat verhöhnen, müssen es mit einem starken Staat zu tun bekommen.«


  Als Juristin und Verfassungsministerin musste ihr schon die Wortwahl aufstoßen. »Verhöhnen« ist kein Rechtsbegriff, sondern ein von der jeweiligen persönlichen Empfindlichkeit bestimmte subjektive Wertung. Er markiert keine Straftat, sondern Missfallen. Und genau darin liegt das verfassungsrechtliche Problem: Wo die Strafbarkeit endet, beginnt der geschützte Bereich der Freiheit. Wer wie Faeser den Staat wegen »Verhöhnung« in Stellung bringt, reanimiert das alte Denken der Majestätsbeleidigung. Die Vokabeln sind moderner. Die Struktur ist dieselbe, das Denken auch.


  Karlsruhe hat diese Denkfigur gerade erst wieder als verfassungswidrig eingeordnet. Im Beschluss »Der Staat gegen Julian Reichelt« vom 11. April 2024 (1 BvR 2290/23) heißt es unmissverständlich: »Dem Staat kommt kein grundrechtlich fundierter Ehrenschutz zu.« Und weiter, ebenso schlicht wie vernichtend für jede Faeser-Formel vom »starken Staat« der sich gegen Kritiker in Stellung bringen »muss«: Der Staat hat »grundsätzlich auch scharfe und polemische Kritik auszuhalten«.


  Der Staat kann sich – nur – gegen Angriffe auf seine Funktionsfähigkeit wehren. Er kann sich aber nicht vor Gericht gegen öffentliche Verachtung, vor Spott oder Häme schützen lassen, weil er nicht Träger persönlicher Ehre ist. Er hat keine Grundrechte, er muss sie nur beachten. Was Karlsruhe als Freiheitsschutz des Bürgers begründet, wurde in Berlin zur Rechtfertigung ministerieller Eingriffe umgedeutet. Es ist die alte Verwechslung: Faeser hält Kritik an der Regierung für Kritik an der Demokratie.


  Bemerkenswert ist, dass Faeser selbst den Rückwärtsgang einlegte, als die Kritik lauter wurde. In einer Bundestagsdebatte erklärte sie später genau das Gegenteil: »Selbstverständlich kann man den Staat verhöhnen, eine Regierung kritisieren, das ist von der Meinungsfreiheit gedeckt und das wird von der Bundesregierung auch gewährleistet.« Das ist keine Klarstellung, sondern ein Widerruf. Wenn »Verhöhnen« selbstverständlich von Art. 5 GG gedeckt ist, dann bleibt von der vorherigen Drohgebärde nur noch die peinliche politische Pose. Ein starker Staat, der ein Grundrecht gewährleistet, das er kurz zuvor noch als Provokation mit Drohungen beantwortet hat.


  Genau das ist der Kern: Die autoritäre Versuchung besteht nicht darin, Grundrechte abzuschaffen. Das traut sich in Deutschland niemand. Sie besteht darin, Kritik nicht als Normalfall, sondern als Störung zu kategorisieren. Und »Demokratieschutz« als Etikett zu verwenden, um freie Bürger, die es wagen, sich zu dieser Störung zu erdreisten, zu disziplinieren.


  Alle Protagonisten dieses Abschnitts haben weder das historische Format eines Talleyrand noch die berechtigte Hoffnung, für irgendeine kleine politische Leistung noch lange in Erinnerung zu bleiben. Ein Grund mehr, von Größeren zu lernen, wie man Kritik nicht mit dem Gewaltmonopol des Staates zu beantworten versucht, sondern mit jener Souveränität, die sich gerade darin zeigt, wie man mit Kritik umgeht. In Stefan Zweigs Joseph Fouché: Bildnis eines politischen Menschen findet sich im 6. Kapitel die folgende Passage:


  »Nur Talleyrand, dessen Gleichgültigkeit gegen Angriffe so undurchdringlich büffelhäutig scheint, daß man erzählt, er sei einmal bei der Lektüre eines gegen ihn gerichteten Pamphlets eingeschlafen, er verzieht keine Miene, viel zu hochmütig, um derartige Beschimpfungen noch als Beleidigungen zu empfinden.«


  Es ist die Szene, in der Napoleon Talleyrand und Fouché vor dem versammelten Kabinettsrat eine halbe Stunde lang mit Beschimpfungen überschüttet. Talleyrand reagiert bekanntlich nur mit dem Satz: »Wie schade, dass ein so großer Mann so schlecht erzogen ist.«


  Lisa Paus: »Auch unterhalb der
Strafbarkeitsgrenze« – Wenn das Legale zum Feind der Demokratie erklärt wird


  Auch Lisa Paus ist seit 2025 nicht mehr Bundesfamilienministerin. Ihre Sätze bleiben dennoch als Dokument einer Verschiebung im politischen Denken erhalten. Paus hat ausgesprochen, was andere nur andeuten. Sie erklärte ihr Ziel, dem Umstand Rechnung zu tragen, »dass Hass im Netz auch unterhalb der Strafbarkeitsgrenze vorkommt«. Und dann sagte sie, was sie wirklich meint: »Viele Feinde der Demokratie wissen ganz genau, was auf den Social Media Plattformen gerade noch so unter Meinungsfreiheit fällt.«


  Man muss diese beiden Sätze langsam lesen, um ihre Tragweite zu erfassen.


  Der erste Satz benennt als Zielgebiet den Bereich, in dem der Rechtsstaat nichts mehr zu bestrafen hat: »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze«. Das ist der Bereich der Legalität, der Rechtstreue. Was man dort tut, ist erlaubt und von der Verfassung geschützt. Wer dem Geschehen dort dennoch »Rechnung tragen« will, erklärt den Bereich des Zulässigen zum Einsatzgebiet staatlicher Verfolgung.


  Der zweite Satz macht es noch schlimmer. Paus arbeitet mit einem politischen Kampfbegriff, »Feinde der Demokratie«, der die juristische Prüfung entbehrlich macht, bevor sie überhaupt beginnt. Und er markiert die Kenntnis der eigenen Rechte als Verdachtsmoment. Die »Feinde der Demokratie« wissen »ganz genau«, was noch erlaubt ist. In Paus’ Welt ist das kein Zeichen von Gesetzestreue. Es ist ein Zeichen von Gerissenheit. Der rechtskundige Bürger als Sicherheitsrisiko für den Staat.


  Der frühere Bamberger Staatsanwalt Alexander Baum könnte so argumentieren: Der Angeklagte wusste ganz genau, was erlaubt ist, und hat sich daran gehalten. Und deshalb ist er besonders gefährlich. In jedem seriösen Gerichtssaal der Republik würde man wegen einer solchen Absurdität ausgelacht. Aus dem Mund einer Bundesministerin wird es zur Regierungspolitik.


  Was Paus beschreibt, ist Disziplinierungslogik. Sie verschiebt die Eingriffsschwelle vom illegalen Verhalten zur legalen Meinung und tut so, als sei gerade die Legalität das Problem, weil die Betroffenen sich erdreisten, ihre Rechte zu kennen.


  Wenn dem Staat »kein grundrechtlich fundierter Ehrenschutz« zukommt und er »grundsätzlich auch scharfe und polemische Kritik auszuhalten« hat, dann ist der Raum »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze« nicht das Vorfeld präventiver staatlicher Intervention. Er ist der Kernbereich einer freiheitlichen Gesellschaft. Der Raum, in dem der Bürger frei ist und der Staat nichts zu suchen hat.


  Paus’ Formulierung zielt auf das Gegenteil: ein Vorfeldregime. Nicht verbieten, aber markieren. Nicht bestrafen, aber delegitimieren. Dass solche Vorfeldstrukturen längst existieren, ist kein Geheimnis. Der Digital Services Act institutionalisiert mit den »Trusted Flaggern« ein System privilegierter Meldestellen, deren Hinweise von Plattformen priorisiert bearbeitet werden sollen. In Deutschland ist die Bundesnetzagentur als Koordinator zuständig und benennt die entsprechenden Stellen. Die Versuchung liegt auf der Hand: Wo der Staat die strafrechtliche Schwelle nicht senken kann, baut er ein Umfeld, in dem legale Inhalte durch staatlich finanzierte Erfüllungsgehilfen unter Druck geraten. Nicht durch Urteil, sondern durch Verfahren, durch Meldelogik und durch die Risikoaversion der Plattformen, die lieber zu viel löschen als zu wenig.


  Der verfassungsrechtliche Schaden entsteht nicht erst durch ein Verbot. Er entsteht im Verhalten der Bürger, die sich vorsorglich anpassen. Die leiser werden. Die den polemischen Tweet nicht absenden, den scharfen Kommentar nicht posten, die Satire nicht teilen. Wer befürchten muss, dass der Staat mitlesen, mithören oder mitprotokollieren lässt, zensiert sich selbst. Er kommuniziert nicht mehr frei, sondern kalkuliert. Bereits die Möglichkeit staatlicher Registrierung des Kommunikationsverhaltens erzeugt einen Anpassungsdruck, der den Einzelnen von der unbefangenen Grundrechtsausübung abhalten kann. Dieser Einschüchterungseffekt untergräbt nicht nur die individuelle Freiheitsentfaltung, sondern zugleich das Fundament der demokratischen Ordnung selbst, deren Lebensfähigkeit eine überwachungsfreie Kommunikation voraussetzt. Paus’ Satz von der Zone »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze«, der man Rechnung tragen müsse, kündigt staatliche Eingriffe nicht nur an. Er formuliert sie als politisches Programm.


  Paus’ Ansatz ist damit das Spiegelbild von Faesers Drohformel – nur von der anderen Seite. Faeser will »Stärke« gegen »Verhöhnung« demonstrieren: der Staat als beleidigte Obrigkeit. Paus will das Legale als demokratiepolitisches Risiko framen: der Staat als Kurator des Sagbaren. Beides läuft auf dasselbe hinaus – der Staat soll nicht nur Recht durchsetzen, sondern Meinungen, Sprache und Diskurs regulieren. Er soll nicht nur das Verbotene ahnden, sondern das Erlaubte bewerten.


  Das aber ist in einer freiheitlichen Demokratie nicht seine Rolle.


  Das war sie nie. Und das darf sie nie werden.

  

  



  Kapitel 8
TTPA – Der Frontalangriff auf die politische Kommunikation



  Transparenz als Waffe


  Im März 2024 verabschiedete die Europäische Union die Verordnung (EU) 2024/900 über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung, weithin als »Transparency and Targeting of Political Advertising« (TTPA) bekannt. Das erklärte Vorhaben war eines, gegen das man kaum Vorbehalte äußern konnte: Politische Werbung solle erkennbar werden, Wähler sollten besser verstehen, wer sie mit welchen Botschaften erreicht und warum, und ausländische Einflussnahme auf die politische Meinungsbildung und auf Wahlen solle erschwert werden.


  Doch was als Schutzmaßnahme gegen Manipulation daherkam, entpuppte sich in seiner Wirkung als etwas völlig anderes: als ein Instrument, das politische Kommunikation im digitalen Raum nicht transparenter macht, sondern unterbindet. Die Reaktion der großen Technologiekonzerne war ebenso vorhersehbar wie verheerend. Statt ihre Systeme an die neuen Vorgaben anzupassen, zogen sie sich schlicht aus dem Geschäft mit politischer Werbung in Europa zurück. Wer das Ergebnis betrachtet, sieht kein »Mehr« an Offenlegung, sondern ein »Weniger« an politischer Kommunikation in den digitalen Werbesystemen großer Plattformen. Also genau dort, wo sie in den vergangenen Jahren besonders dynamisch war.


  Die Verordnung steht dabei in einer Reihe europäischer Eingriffe in die digitale Öffentlichkeit: dem Digital Services Act (den wir im folgenden Kapitel behandeln), dem Digital Markets Act zur Regulierung marktbeherrschender Plattformen und der im August 2024 in Kraft getretenen KI-Verordnung. In dieser Reihe wirkt die TTPA besonders paradox, weil sie nicht primär an Inhalte anknüpft, sondern an die Bedingungen ihrer Verbreitung. Politisch kann man sie also als angebliches Transparenzgesetz verkaufen. Herausgekommen ist ein Instrument, das den Risikohaushalt politischer Kommunikation so drastisch verändert hat, dass sich die mächtigsten Gatekeeper des digitalen Werbemarkts, die großen Plattformen, abwenden.


  Die EU behauptet, es gehe nicht um ein Verbot politischer Rede. Das stimmt nur formal. Weder Kandidaten noch Bürger werden daran gehindert, politisch zu posten, zu streiten, zu werben. Das Problem ist der staatlich erzeugte Druck auf bezahlte Reichweite, also auf den Teil politischer Kommunikation, der neue Akteure überhaupt erst sichtbar macht.


  Was die TTPA tatsächlich regelt


  Die TTPA arbeitet mit drei Hebeln. Sie dehnt den Begriff der politischen Werbung bis weit ins Unbestimmte aus, sie zwingt entlang der gesamten Werbekette zu Kennzeichnung, Auskünften und Archivierung, und sie unterwirft Targeting (also die zielgerichtete Ausspielung an bestimmte Nutzergruppen) Anforderungen, die kein Anbieter ohne erhebliches Haftungsrisiko erfüllen kann. Flankiert wird dies durch Bußgelder von bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes11 und durch ein vorgesehenes deutsches Durchführungsgesetz, das die Eingriffsintensität noch einmal erheblich verschärfen wird.


  Der Begriff »politische Werbung«


  Politische Werbung ist nach der Verordnung nicht nur das Plakat einer Partei oder ein Wahlwerbespot. Erfasst werden auch Anzeigen, die darauf gerichtet sind, das Ergebnis von Wahlen oder Referenden, das Stimmverhalten oder Gesetzgebung und Regulierung zu beeinflussen, auf Ebene der EU, des Bundes, der Länder oder der Kommunen. Und wer glaubt, das sei ein Spielfeld nur für Parteien und Kandidaten, übersieht den zweiten Kreis der Betroffenen: Verbände, NGOs, Kampagnenorganisationen und Unternehmen, die ihre Werbung mit gesellschaftspolitischen Bezügen versehen. Die Verordnung stellt in Erwägungsgrund 25 ausdrücklich klar, dass auch kommerzielle Werbung als politische Werbung gelten kann, etwa wenn Unternehmen über Kampagnen zur sozialen Verantwortung oder zu gesellschaftlichem Engagement Einfluss auf Regulierungsprozesse nehmen wollen.


  Beruhigungspillen liefert die Verordnung gleich mit. Politische Meinungen, die man als Privatperson äußert, sollen nicht erfasst sein. Redaktionelle Inhalte ebenso wenig, solange kein Dritter für Ausarbeitung, Platzierung, Förderung oder Verbreitung zahlt oder sonst vergütet (Art. 1 Abs. 2 und 3). Und der Inhalt politischer Anzeigen werde nicht geregelt (Art. 2 Abs. 2). Formal stimmt das alles. Nur bleibt die entscheidende Frage unbeantwortet: Wer klassifiziert im Zweifel, ob eine Anzeige geeignet und darauf ausgerichtet ist, Politik zu beeinflussen, und wer trägt das Risiko für eine Fehleinschätzung? In der Kette von Sponsor über Agentur bis Plattform reicht ein Fehler aus. Aufgrund des aggressiven Sanktionsrahmens lernt jeder schnell, was er in der Praxis zu tun hat: lieber aussteigen als streiten.


  Transparenzpflichten entlang der Werbekette


  Die TTPA will Transparenz nicht nur beim »Sponsor« (also dem Auftraggeber oder Finanzierer) einer Anzeige, sondern bei allen »politischen Werbedienstleistungen«, von der Erstellung über die Platzierung bis zur Ausspielung. Politische Anzeigen müssen mit einem Hinweis versehen werden, der unter anderem den Sponsor, die Wahl oder den Prozess, auf den die Anzeige bezogen ist, und noch weitere Informationen ausweist. Für Onlinewerbung kommt die bizarre Pflicht hinzu, die Anzeigen in einem öffentlich zugänglichen Archiv aufzubewahren, einschließlich Angaben über die Ausspielung und bei Targeting über die hierzu verwendeten Kriterien.


  Die Transparenzpflichten gehen dabei deutlich über das hinaus, was viele aus den bisherigen Werbearchiven der Plattformen kennen. Die Verordnung verlangt nicht nur die Offenlegung des Auftraggebers, sondern auch des davon abweichenden wirtschaftlich Begünstigten sowie Angaben darüber, ob und nach welchen Kriterien Zielgruppen ausgewählt oder Inhalte algorithmisch ausgeliefert wurden. All das müssen nicht nur Parteien und Kandidaten leisten, sondern auch Verbände, NGOs und Kampagnenorganisationen, und zwar unabhängig davon, ob es um Wahlkampf oder eine Themenkampagne geht.


  Dazu kommt die Pflicht, alle Transparenzinformationen entlang der gesamten Wertschöpfungskette weiterzureichen: Jeder Beteiligte muss die ihm übermittelten Angaben übernehmen und ergänzen, damit am Ende jeder seine eigenen Pflichten nachweisen kann. In einem Markt aus Agenturen, Plattformen, Ausspielungsdiensten und Vermittlern erzeugt das keine Ordnung, sondern lediglich Haftungsrisiken. Denn ein einziger Fehler in der Kette schlägt auf alle Beteiligten durch.


  Archivierungspflicht und Sanktionen


  Die Verordnung verlangt, dass sämtliche politischen Anzeigen in ein europäisches Archiv eingestellt werden und dort sieben Jahre lang öffentlich auffindbar und überprüfbar verwahrt bleiben. Auch hier droht die EU bei Fehlern mit empfindlichen Sanktionen. Die Verordnung sieht vor, dass die Mitgliedstaaten wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Geldbußen vorsehen müssen; als Obergrenze nennt sie bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes. Der Begriff »Verhältnismäßigkeit« wird hier auf Brüsseler Art ad absurdum geführt. Wer in einem solchen Sanktionssystem Verantwortung trägt und über Veröffentlichungen zu entscheiden hat, reagiert nicht mit Mut zur Meinungsfreiheit und zum Publizieren, sondern mit Risikoaversion.


  Ein weiteres, politisch leicht vermittelbares Element ist das angebliche Ziel einer Eindämmung ausländischer Einflussnahme. Die TTPA untersagt in den drei Monaten vor Wahlen und Referenden bestimmte politische Werbung, wenn der Sponsor keinen hinreichenden Unionsbezug hat. Das behauptete Ziel erscheint auf den ersten Blick plausibel. Problematisch wird es in der Praxis, weil in einer globalisierten Öffentlichkeit »Drittstaat« nicht nur den russischen oder chinesischen Geheimdienst meint. Betroffen sein kann ebenso eine israelische Menschenrechtsorganisation, die vor einer Europawahl für eine Kampagne gegen Antisemitismus auf europäischen Plattformen wirbt, eine Schweizer Stiftung, die eine Klimakampagne in EU-Staaten finanziert, oder die New York Times, die einen Beitrag auf europäischen Plattformen bewirbt. Da die großen Plattformen politische Werbung in der EU aufgrund der unkalkulierbaren Haftungsrisiken inzwischen vollständig eingestellt haben, stellt sich die Frage der Einzelfallprüfung gar nicht mehr, und die Bewerbung aller dieser Inhalte wird kategorisch abgelehnt.


  Die Einschränkung des Targeting


  Der heikelste Teil der Verordnung betrifft die zielgerichtete Ausspielung politischer Werbung an bestimmte Nutzergruppen. Die TTPA lässt dies nur unter engen Bedingungen zu. Politische Werbung darf grundsätzlich nur an Personen ausgespielt werden, deren Daten diese selbst bereitgestellt haben. Es bedarf einer ausdrücklichen Einwilligung nach Datenschutzrecht. Besondere Kategorien personenbezogener Daten wie politische Meinung, Gesundheit oder Religion dürfen nicht verwendet werden. Und Daten Minderjähriger sind dabei ausgeschlossen.


  Das klingt nach Datenschutz, verkennt aber die Funktionsweise politischer Kommunikation. Wer für eine Klimakampagne oder eine Petition zur Mietpreisbremse werben will, spricht seine Zielgruppen über Interessen und Verhaltensmuster an. Genau diese Kriterien beruhen regelmäßig auf beobachteten oder abgeleiteten Daten, die die betroffene Person gerade nicht selbst bereitgestellt hat. Die TTPA macht damit das Werkzeug unbrauchbar, mit dem politische Werbung im Digitalen überhaupt erst funktioniert. Wer ohne Zielgruppensteuerung werben muss, zahlt für enorme Streuverluste und braucht ein Vielfaches des bisherigen Budgets, um dieselbe Reichweite zu erzielen. Für große Parteien ist das verkraftbar. Für eine Bürgerinitiative oder eine kleine NGO ist es das Ende bezahlter digitaler Kommunikation.


  Die TTPA verpflichtet Plattformen grundsätzlich dazu, ihre Entscheidungen über politische Werbung zu begründen. Wenn eine Anzeige abgelehnt, eingeschränkt oder entfernt wird, soll der Betroffene erfahren, warum. Das klingt fair. Doch die Verordnung sieht zugleich Ausnahmen vor: Wenn eine Begründung laufende Ermittlungen gefährden oder die Verhinderung von Straftaten beeinträchtigen könnte, darf sie unterbleiben. In der Praxis bedeutet das, dass eine Plattform eine politische Anzeige ohne jede Erklärung ablehnen kann, solange sie sich auf eine dieser Ausnahmen beruft. Der Werbetreibende erfährt nicht, was genau beanstandet wurde, und kann die Entscheidung weder nachvollziehen noch gezielt anfechten. Ausgerechnet in einem Gesetz, das Transparenz verspricht, entsteht damit ein Bereich vollständig intransparenter Entscheidungen.


  Der Rückzug der Plattformen


  Der entscheidende Maßstab für eine Regulierung ist nicht die Absichtserklärung des Gesetzgebers, sondern die Reaktion derjenigen, die sie umsetzen müssen. Bei der TTPA fällt diese Reaktion einheitlich aus: Die großen Plattformen haben den Markt für politische Werbung in der EU aufgegeben.


  1. Google


  Google kündigte am 14. November 2024 an, politische Werbung in der


  EU vor dem Anwendungsbeginn der Verordnung einzustellen. Die Be gründung ist bemerkenswert offen. Die Verordnung führe zu »erheb lichen operativen Herausforderungen« (»operational challenges«) und »rechtlichen Unsicherheiten« (»legal uncertainties«). Die Definition politischer Werbung sei so unbestimmt, dass sie die Bewerbung von politischen Inhalten zu einem »extrem weiten Spektrum von Themen« (»extremely wide range of issues«) erfassen könne, was sich in der Massenanwendung (»at scale«) kaum zuverlässig beherrschen lasse. Als Konsequenz stellt Google politische Werbung in der EU komplett ein. Bezahlt beworbene politische Inhalte auf YouTube sollen in der EU, soweit sie als politische Anzeigen einzustufen sind, ebenfalls entfallen. Google verweist zudem darauf, dass man ähnliche Rückzüge bereits in Frankreich, Kanada und Brasilien wegen vergleichbarer regulatorischer Vorgaben habe vollziehen müssen.


  Bemerkenswert ist auch der zeitliche Verlauf. Die Verordnung gilt ab dem 10. Oktober 2025. Zentrale Auslegungs- und Umsetzungsfragen wurden erst kurz zuvor durch Leitlinien und technische Spezifikationen konkretisiert. Genau diese Ungewissheit nennt Google das Kernproblem.


  Mit Googles Richtlinienupdate vom September 2025 zieht das Unternehmen die Konsequenzen. Politische Werbung im Sinne der EU-Verordnung 2024/900 ist auf Google-Plattformen in der EU nicht mehr zulässig (»not allowed«).12 Google übernimmt die Definitionen der Verordnung zu politischen Akteuren und zu Anzeigen, die auf Wahl-, Referendums- oder Gesetzgebungsprozesse abzielen, und verankert die Logik der TTPA damit unmittelbar in den eigenen Werberichtlinien.


  2. Meta


  Meta folgte mit einer vergleichbaren Entscheidung: Ab Oktober 2025 werden auf den Meta-Plattformen in der EU keine politischen, wahlbezogenen und auch keine gesellschaftspolitischen Anzeigen (»social issue ads«) mehr zugelassen.13 Meta nennt die Vorgaben der TTPA »nicht umsetzbar« (»unworkable«) und verweist ebenfalls auf »rechtliche Unsicherheiten« (»legal uncertainties«). Gleichzeitig betont Meta ausdrücklich, das Verbot betreffe nur bezahlte Anzeigen. Kandidaten und Bürger könnten weiterhin organisch posten und über Politik debattieren. Nur die bezahlte Verstärkung fällt weg.


  Diese Einschränkung auf bezahlte Reichweite ist der entscheidende Punkt: In der Praxis sind es gerade Reichweite und zielgerichtete Ausspielung, die digitale Kampagnen für neue Akteure, kleine Parteien und zivilgesellschaftliche Gruppen attraktiv machen. Wenn die großen Plattformen aus dem Segment aussteigen, entscheidet nicht mehr der Wähler über Relevanz, sondern die Rechtsabteilung über Risiko.


  Die TTPA zeigt durch die Konsequenzen, die die Unternehmen gezogen haben, ihr wahres Gesicht. Sie verändert den Risikohaushalt so, dass politische Werbung, obwohl formal zulässig, faktisch aus dem Markt gedrängt wird. Das ist indirekte Steuerung. Nicht ein Verbot produziert die Wirkung, sondern Haftungsrisiken und Sanktionsdrohungen mit unbestimmten Begriffen.


  3. Der Dominoeffekt: Warum der gesamte Werbemarkt kollabierte


  Google und Meta sind nicht die einzigen. Microsoft Invest lässt politische Werbung nicht mehr zu; ab September 2025 kam für EU-Ausspielungen eine politische Deklaration als zusätzlicher Compliance-Schritt hinzu. TikTok und LinkedIn hatten politische Anzeigen bereits zuvor weltweit verboten, die TTPA gab den Anbietern auf zynische Weise in ihrer Entscheidung Recht. Entscheidend ist aber auch, was unterhalb der sichtbaren Plattformebene geschah. Politische Werbung im Digitalen funktioniert über eine mehrstufige Infrastruktur: Agenturen buchen über Vermittler, die an Ausspielungsdienste weiterreichen, die wiederum auf den Werbeflächen der Plattformen ausliefern. Als Google und Microsoft ihre Ausspielungsdienste für politische Werbung in der EU abschalteten, brach nicht nur ihr eigenes Angebot weg, sondern die gesamte dahinterliegende Kette. Die Werbetechnologie-Anbieter Adform, Equativ und ConnectAd stellten die Verarbeitung politischer Anzeigen am 9. Oktober 2025, einen Tag vor dem Geltungsbeginn der Verord nung, ein. Die European Broadcasting Union und der European Pu blishers Council warnten, dass Verlage und Medienhäuser weder die technischen Mittel noch die rechtliche Infrastruktur besäßen, um die Anforderungen der Verordnung eigenständig zu erfüllen oder programmatisch ausgelieferte politische Anzeigen zuverlässig zu identifizieren und abzulehnen. Die TTPA hat damit nicht nur einzelne Plattformen aus dem Markt gedrängt, sondern das gesamte Ökosystem der digitalen politischen Werbung in der EU zum Erliegen gebracht.


  Die Wirkung: Demokratie ohne bezahlte digitale politische Werbung


  Wie groß die Bedeutung bezahlter digitaler Werbung ist, lässt sich am Bundestagswahlkampf 2025 zeigen. Recherchen des ZDF, unter Auswertung der Plattformdaten, beziffern allein die Ausgaben der Parteien auf den Meta-Plattformen in den letzten drei Monaten vor der Wahl auf mehr als 6,9 Millionen Euro; auf Google seien zusätzlich knapp 3 Millionen Euro eingesetzt worden. Andere Auswertungen aus dem Google Ads Transparency Center kommen, je nach Zeitraum und Abgrenzung, auf Summen in ähnlicher Größenordnung. Die Summen sind sekundär. Entscheidend ist, dass bezahlte Reichweite längst ein normaler Bestandteil politischer Kommunikation geworden ist.


  Bezahlt wurde, weil bezahlte Reichweite im digitalen Raum politisch wirkt. Sie erreicht Menschen außerhalb der eigenen Filterblase, sie aktiviert Unterstützer, sie mobilisiert Spenden und Freiwillige.


  Wenn dieser Kommunikationskanal durch wahnwitzige Bußgelddrohungen bei faktischer Unumsetzbarkeit der Verordnung geschlossen wird, ist Wettbewerbsverzerrung die Folge. Große Akteure mit etablierten Distributionswegen, öffentlich-rechtliche Medien mit garantierter Finanzierung und Parteien mit gewachsenen Strukturen können den Verlust kompensieren. Kleine Verlage, Start-ups, unabhängige Medien und Bürgerinitiativen können das nicht. Die TTPA wirkt dadurch wie ein Strukturkonservierungsgesetz. Wer Reichweite hat, behält sie; wer Reichweite erst aufbauen muss, verliert das wichtigste Werkzeug, um sie zu erlangen.


  Besonders deutlich wirkt diese Folge bei NGOs und zivilgesellschaftlichen Organisationen. Meta hat das Verbot ausdrücklich auch auf »social issues« erstreckt, also auf gesellschaftspolitische Themen. Die europäische Fundraising Community warnte, dass die von Meta veröffentlichte Auslegung nahezu sämtliche Kampagnen zivilgesellschaftlicher Akteure erfassen werde, mit absehbaren Folgen für Spenden, Mobilisierung und öffentliche Sichtbarkeit. Was als Schutz vor Manipulation verkauft wird, trifft damit ausgerechnet jene, die politische Teilhabe jenseits staatlicher und parteipolitischer Strukturen organisieren wollen.


  Die betroffenen Grundrechte


  Wer die TTPA und das zu ihrer Durchführung vorgesehene Politische- Werbung-Transparenzgesetz (PWTG) an den Grundrechten misst, stößt nicht auf einen einzelnen Eingriff, sondern auf ein ganzes Bündel. Die Verordnung greift, zusammen mit dem deutschen Umsetzungsgesetz, in mindestens sechs verfassungsrechtlich geschützte Positionen ein. Dass keiner dieser Eingriffe im Gesetzgebungsverfahren auch nur ansatzweise die Aufmerksamkeit erhalten hat, die seine Schwere verlangt, ist kein Versäumnis. Es ist Methode.


  Am schwersten wiegt der Eingriff in die Meinungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes. Politische Werbung ist Meinungsäußerung. Das Bundesverfassungsgericht hat wiederholt klargestellt, dass der Schutz des Art. 5 GG nicht an der Grenze zwischen unbezahlter und bezahlter Verbreitung endet. Die TTPA knüpft ihre Rechtsfolgen nicht an den Inhalt einer Äußerung, sondern an die Form ihrer Verbreitung. Das ändert aber nichts daran, dass sie den Kern des Schutzbereichs trifft. Denn wer die Bedingungen der Verbreitung so reguliert, dass kein rationaler Akteur das Risiko der Verbreitung mehr eingeht, unterdrückt die Äußerung selbst. Der Umweg über das Haf tungsrecht macht den Eingriff nicht geringer, sondern nur schwerer an greifbar.


  Betroffen ist auch die Pressefreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG. Die Verordnung nimmt redaktionelle Inhalte formal aus, solange kein Dritter für Ausarbeitung, Platzierung oder Verbreitung zahlt. Doch die Grenze zwischen redaktionellem und »gesponsertem« Inhalt ist in der digitalen Medienlandschaft längst fließend. Advertorials, bezahlte Partnerschaften, beworbene Beiträge auf Plattformen, all das gehört zum Alltag publizistischer Finanzierung. Wer die Trennlinie so unscharf zieht, wie die TTPA es tut, erzeugt eine Grauzone, in der Verlage und Redaktionen im Zweifel auf die Bewerbung verzichten, statt das Risiko einer Fehlklassifikation zu tragen. Dass das PWTG überdies Durchsuchungsbefugnisse vorsieht, die auch Redaktionsräume treffen können, verschärft den Eingriff in die Pressefreiheit zu einem strukturellen Problem. Ein Transparenzgesetz, das Redaktionen mit dem Risiko behördlicher Durchsuchungen konfrontiert, schützt nicht die Presse, sondern schüchtert sie ein.


  Die Parteienfreiheit und die Chancengleichheit der Parteien nach Art. 21 GG werden durch die TTPA in einer Weise verzerrt, die dem Gesetzgeber bewusst gewesen sein muss. Wenn bezahlte digitale Reichweite als Kommunikationskanal ausfällt, profitieren Parteien mit gewachsener Infrastruktur, mit Zugang zu öffentlich-rechtlichen Medien, mit Parteiapparaten und Mitgliederstrukturen, die von Plattformen unabhängige organische Reichweite erzeugen können. Neue Parteien, kleine Parteien und Einzelkandidaten, die auf digitale Kampagnen angewiesen sind, um überhaupt wahrgenommen zu werden, verlieren überproportional. Die TTPA wirkt damit als Bestandsschutz zugunsten der etablierten Kräfte. Das ist das Gegenteil von Chancengleichheit.


  Art. 9 GG schützt die Vereinigungsfreiheit. Dass NGOs, Verbände und Kampagnenorganisationen ausdrücklich in den Anwendungsbereich der Verordnung fallen, ist kein Nebeneffekt, sondern Konstruktionsmerkmal. Wer als Verein für Bürgerrechte, Umweltschutz oder soziale Gerechtigkeit wirbt und dafür bezahlte Reichweite einsetzt, unterliegt denselben Transparenz-, Kennzeichnungs- und Archivierungspflichten wie eine politische Partei, ohne über deren Ressourcen zu verfügen. Die Kampagnenfähigkeit zivilgesellschaftlicher Organisationen wird damit nicht reguliert, sondern beschnitten.


  Art. 38 GG garantiert die Freiheit der Wahl. Freie Wahl setzt informierte Wähler voraus. Wenn zentrale Informations- und Kommunikationskanäle, über die in den vergangenen Jahren ein wachsender Teil der politischen Auseinandersetzung stattfand, durch Regulierung faktisch geschlossen werden, verändert das die Bedingungen der Willensbildung. Die Wähler erhalten weniger Informationen, erfahren weniger von unterschiedlichen Sichtweisen und weniger Angebote, gerade von jenen Akteuren, die auf digitale Verbreitung besonders angewiesen sind. Das ist kein abstraktes Risiko, sondern eine konkrete Folge des Plattformrückzugs.


  Der greifbarste Grundrechtseingriff findet sich im PWTG. Der Entwurf sieht vor, dass die Bundesnetzagentur Geschäftsräume während der üblichen Geschäftszeiten betreten und besichtigen darf. Das soll nach einem harmlosen Verwaltungsvorgang klingen, ist aber tatsächlich eine beispiellose gesetzgeberische Anmaßung. Geschäftsräume einer Redaktion, eines Verbandes, eines Kampagnenbüros oder einer Agentur sind Orte, an denen politische Kommunikation entsteht. Dass eine Behörde, die gestern noch Briefporto und Netzentgelte geprüft hat, morgen die Räume einer Tageszeitung betreten darf, um die Einhaltung von Transparenzvorschriften zu kontrollieren, ist ein Vorgang, der in der Geschichte der Bundesrepublik ohne Beispiel ist. Darüber hinaus sieht der Entwurf bei Gefahr im Verzug auch Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung vor, sowie Beschlagnahmen, die in bestimmten Fällen erst innerhalb von drei Tagen gerichtlich bestätigt werden müssen. Der Text benennt die Einschränkung der Unverletzlichkeit der Wohnung nach Art. 13 GG14 ausdrücklich. Die Ehrlichkeit des Gesetzentwurfs an dieser Stelle ist bemerkenswert, denn sie macht sichtbar, dass das Gesetz in Wahrheit kein Instrument der Transparenz, sondern ein Eingriffsgesetz ist, das den Apparat der Gefahrenabwehr auf politische Kommunikation ausdehnt.


  Ein Gesetz, sechs Grundrechtseingriffe. Das Bundesverfassungsgericht verlangt für jeden einzelnen dieser Eingriffe eine eigene Rechtfertigung, eine eigene Verhältnismäßigkeitsprüfung, einen eigenen Nachweis, dass kein milderes Mittel zur Verfügung steht. In der Gesetzesbegründung des PWTG sucht man eine solche Auseinandersetzung vergeblich.


  Die Bundesnetzagentur: Vom Postministerium zur Diskurskontrolle


  Die TTPA gilt als EU-Verordnung unmittelbar. Doch Zuständigkeiten, Verfahren und Sanktionen muss jeder Mitgliedstaat selbst regeln. In Deutschland soll das durch das PWTG geschehen, mit dessen Umsetzung die Bundesnetzagentur betraut ist.


  Die Bundesnetzagentur entstand 1998 als Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post (RegTP) und wurde 2005 in Bundesnetzagentur umbenannt. Sie ist nach eigener Darstellung für die »zentralen Lebensadern unseres Landes« verantwortlich: Energie, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen. Dass dieser Infrastrukturaufsicht nun die in Abschnitt VI beschriebenen Eingriffsbefugnisse übertragen werden, wirft grundlegende Fragen auf.


  Bereits im Rahmen des Digital Services Act hat die Bundesnetzagentur als Koordinierungsstelle für digitale Dienste eine zentrale Rolle in der Plattformregulierung übernommen. Durch die Anerkennung vertrauenswürdiger Hinweisgeber (Trusted Flagger) entscheidet sie faktisch darüber mit, was als rechtswidriger Inhalt verfolgt wird. Durch das PWTG soll sie nun zusätzlich die Einhaltung der Transparenzvorschriften für politische Werbung überwachen, mit Zwangsmitteln, die an die einer Strafverfolgungsbehörde heranreichen.


  Problematisch ist dabei nicht nur die sachliche Unzuständigkeit einer Infrastrukturbehörde für Eingriffe in die Meinungs- und Pressefreiheit. Problematisch ist auch die institutionelle Verflechtung mit Akteuren, deren politische Positionierung in Kapitel 5 ausführlich dokumentiert ist. Im Juni 2025 erkannte die Bundesnetzagentur HateAid als »Trusted Flagger« nach dem DSA an. Deren Geschäftsführerin Josephine Ballon saß als Mitglied im Beirat der Koordinierungsstelle für digitale Dienste bei der Bundesnetzagentur, also in jenem Aufsichtsgremium, das sich nun mit der Umsetzung des neuen Transparenzgesetzes befasst und an dessen Ausarbeitung sie auf EU-Ebene selbst mitgewirkt hatte. Wer die Regeln mitschreibt, über deren Durchsetzung mitentscheidet und zugleich im Aufsichtsgremium der zuständigen Behörde sitzt, ist kein unabhängiger Akteur, sondern Teil einer Regulierungsarchitektur, die die Prinzipien der Gewaltenteilung unberücksichtigt lässt.


  Die Übererfüllung: Wo das PWTG über die EU-Verordnung hinausgeht


  Das Digitalministerium verteidigt die in dem Gesetz geregelten Durchsuchungsbefugnisse mit dem Hinweis, diese orientierten sich am »gängigen Recht der Wirtschaftsregulierung«. Auch im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, im Telekommunikationsgesetz und im Bundesdatenschutzgesetz bestünden vergleichbare Möglichkeiten für behördliche Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung.


  Dieses Argument verfehlt den entscheidenden Punkt. Die genannten Gesetze regeln die Aufsicht über wirtschaftliche Tätigkeiten. Das PWTG hingegen greift in politische Kommunikation ein, in Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und den Parteienwettbewerb. Die verfassungsrechtliche Schwelle für solche Eingriffe ist eine andere als bei der Überwachung wirtschaftlicher Marktteilnehmer. Der Vergleich mit dem Wettbewerbsrecht ist nicht nur unpassend, er offenbart ein grundlegendes Missverständnis. Politische Kommunikation ist kein Regulierungsobjekt wie die Preisgestaltung auf dem Telekommunikationsmarkt.


  Das deutsche Gesetzesvorhaben geht sogar noch über die EU-Verordnung hinaus. Art. 22 der Verordnung sieht zwar Nachprüfungsbefugnisse der nationalen Behörden vor, verweist dabei aber ausdrücklich auf die Möglichkeit, »eine Justizbehörde um die Anordnung solcher Nachprüfungen zu ersuchen«. Die EU verweist bei Durchsuchungen und Beschlagnahmen also auf den Rechtsweg. Der deutsche Gesetzentwurf ignoriert dies und eröffnet der Bundesnetzagentur einen Zugriff, der selbst nach EU-Maßstäben nicht geboten ist.


  Die Architektur der Kontrolle


  Die TTPA ist kein isoliertes Regulierungsprojekt. Sie ist ein Baustein in einer Architektur, die politische Kommunikation im digitalen Raum einer umfassenden staatlichen Kontrolle unterwirft. Der DSA regelt die Inhaltekontrolle, die TTPA regelt die Werbekontrolle und der European Media Freedom Act (EMFA), die im August 2025 in Kraft getretene Verordnung (EU) 2024/1083, soll die Medienkontrolle regeln. Der EMFA gibt sich als Schutzgesetz für die Pressefreiheit aus. Er verpflichtet die Mitgliedstaaten, die Unabhängigkeit öffentlich-rechtlicher Medien zu sichern, verbietet staatliche Überwachung von Journalisten und schafft ein Europäisches Gremium für Mediendienste als Koordinierungsinstanz der nationalen Medienaufsichtsbehörden. Was nach Schutz klingt, hat eine Kehrseite: Der EMFA führt erstmals eine unionsweite Regulierungsarchitektur für redaktionelle Medien ein und gibt der EU-Kommission erheblichen Einfluss auf die Zusammensetzung und Arbeitsweise des Gremiums. Kritiker, darunter der Europäische Journalistenverband, sehen darin weniger eine Garantie als eine Vorstufe institutioneller Kontrolle. Zusammen bilden DSA, TTPA und EMFA ein System, in dem der Staat, unmittelbar oder über mandatierte Dritte, bestimmt, was gesagt, was beworben und was verbreitet werden darf. Die in den Kapiteln 4 und 5 beschriebene Auslagerungsmechanik, der staatlich finanzierte Zensurkomplex, findet in dieser Regulierungsarchitektur ihre gesetzliche Grundlage.


  Das deutsche Umsetzungsgesetz stattet eine Infrastrukturbehörde mit den beschriebenen Eingriffsbefugnissen aus, die selbst nach den Maßstäben der Verordnung nicht geboten sind, alles unter dem Vorwand der Transparenz bei politischer Werbung.


  Der Gesetzentwurf wurde in der letzten Kabinettssitzung des Jahres 2025 verabschiedet. Das Timing wirkte nicht zufällig. Ein Gesetz mit weitreichenden Folgen für die Meinungs- und Pressefreiheit sollte unterhalb der öffentlichen Wahrnehmungsschwelle durchgesetzt werden.


  Was als Transparenz daherkommt, ist in Wahrheit ein Paradigmenwechsel. Der Staat beansprucht nicht mehr nur, illegale Inhalte zu verfolgen. Er beansprucht, legale politische Kommunikation einer präventiven Kontrolle zu unterwerfen, deren Nichteinhaltung mit Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Geldbußen sanktioniert wird. Die Frage, wann etwas »politische Werbung« ist, wird dabei nicht vom Gesetzgeber beantwortet, sondern der Auslegung einer Behörde überlassen, die weder fachlich zuständig noch politisch unabhängig ist.


  Dass diese Regulierungsarchitektur nicht nur innereuropäisch umstritten ist, sondern von den Vereinigten Staaten als Bedrohung amerikanischer Freiheitsrechte und Technologieunternehmen wahrgenommen wird, verschärft den Befund. Der 145 Seiten starke Untersuchungsbericht des US-Repräsentantenhauses bezeichnet den DSA als »umfassendes Gesetz der EU zur digitalen Zensur«. Die TTPA fügt sich nahtlos in dieses Bild ein. Die transatlantischen Folgen dieser Entwicklung, von diplomatischen Verwerfungen bis zu konkreten Sanktionsmaßnahmen, werden in Kapitel 12 dargestellt.


  Politische Werbung ist, wie der parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung Philipp Amthor 2021 im Bundestag erklärte, »ein elementarer Bestandteil politischer Willensbildung« und steht »in einem direkten Zusammenhang mit demokratischer Legitimation«. Vier Jahre später trägt er die Mitverantwortung für ein Gesetz, das genau diese Willensbildung unter staatliche Kuratel stellt. Der Widerspruch ist offenkundig. Er wird billigend in Kauf genommen. Denn was sich geändert hat, ist nicht die verfassungsrechtliche Einordnung politischer Werbung. Was sich geändert hat, ist ihre Richtung: Solange sie den bestehenden Diskursrahmen bestätigt, ist sie willkommen. Sobald sie ihn herausfordert, wird sie reguliert.


  Die TTPA und das PWTG sind keine Transparenzgesetze. Sie sind Instrumente der Diskurskontrolle.

  

  



  Kapitel 9
Die europäische Zensur-
Maschinerie – Der DSA und der schleichende Staatsstreich 
gegen das gesprochene Wort


  Prolog: Ein fiktiver Brief aus Amerika


  Washington, im Frühjahr 2026 Liebe Europäer, stellen Sie sich vor, Sie wachen in einem Land auf, in dem Ihre Meinung nicht mehr danach beurteilt wird, ob sie wahr ist oder durch die Verfassung geschützt, sondern danach, ob ein nicht gewählter Bürokrat in einem Tausende Meilen entfernten Glaspalast in Brüssel sie für »schädlich« hält. Das ist keine dystopische Fiktion. Es ist die Realität des Jahres 2026. Wir Amerikaner haben eine einfache, aber radikale Idee: das First Amendment. Wir glauben, dass die Antwort auf schlechte Rede nicht weniger Rede ist, sondern mehr freie Rede. Wir vertrauen dem Bürger, dass er zwischen Wahrheit und Lüge zu unterscheiden vermag. Aber auf der anderen Seite des Atlantiks, in den Hallen der Europäischen Union, wird dieses Vertrauen als Gefahr betrachtet, die zu bekämpfen ist. Für die Eurokraten ist die Freiheit des Einzelnen ein »Risiko«, das »gemildert« werden muss.


  Und genau hier beginnt unser Problem – nicht eures allein, sondern unseres gemeinsamen Westens. Denn was in Brüssel als »Regulierung« verkauft wird, wirkt längst wie Exportware. Nicht als Containerladung mit euren Gütern, sondern als Regelwerk: einmal beschlossen, überall spürbar. Wer glaubt, Zensur bleibe territorial, hat das Internet nicht verstanden und die Logik großer Plattformen ebenso wenig. Eine Regulierung, die angeblich nur für Europa gedacht ist, wird zur globalen Vorschrift. Nicht, weil sie moralisch überzeugt oder gesetzlich zu beachten ist, sondern weil es organisatorisch bequem ist und finanziell erpresst werden kann.


  Das ist der Kern meines Briefes an euch: Es geht nicht um ein paar strittige Einzelfälle, nicht um »schlechte Posts« oder »harmloses Moderieren«. Es geht um den Umbau der öffentlichen Sphäre. Um ein System, das nicht nur gegen Kriminalität oder echte Gewaltaufrufe vorgeht, sondern die Grauzone zum Hauptschauplatz erklärt und damit alles trifft, was demokratische Gesellschaften lebendig macht: politische Kritik, Spott, Widerspruch, unbequeme Fragen, zugespitzte Satire, gelegentlich auch schlicht schlechten Geschmack. In Brüssel nennt man das dann »Resilienz«. Wir würden es als das bezeichnen, was es ist: Kontrolle.


  Dabei müsste Europa, euer Europa, das besser wissen. Ihr habt eine Tradition, die der Welt nicht nur erklärt hat, was Freiheit sei, sondern zumindest in euren besten Momenten auch gehandelt hat, wenn die Freiheit bedroht war. Diese Tradition ist kein Museumsstück, das man in Sonntagsreden abstaubt, während man werktags die Debatte »risikobasiert« zurechtschneidet. Eine Union, die Handel erleichtert und Märkte öffnet, kann Kontinente reicher und stabiler machen. Aber sie muss nicht die Sprachen, Eigenarten und politischen Temperamente Europas glattbügeln. Schon gar nicht, indem sie den Streit darüber unter Kuratel stellt. Wer den freien Diskurs domestiziert, sägt am Ast, auf dem Europa sitzt.


  Und während ihr euch mit immer feineren Protokollen beruhigt, mit moralischer Überlegenheit, mit technokratischem Pazifismus, mit der tröstlichen Idee, man könne Gefahren »managen« wie ein Compliance-Handbuch, wird die Welt draußen rauer. Radikaler Islamismus verschwindet nicht, weil man Begriffe verbietet. Ein selbstbewusstes kommunistisches China wird nicht freundlich, weil man die eigene Öffentlichkeit auf Linie bringt. Neue Kollektivismen, alte Imperien, brennende Regionen, all das fordert den Westen heraus. Und ein Westen, der die Fähigkeit verlernt, sich selbst offen zu diskutieren, wird nicht stärker, sondern wehrloser. Eine Gesellschaft, die ihre Bürger wie unmündige Kinder behandelt, bekommt am Ende genau das: unmündige Bürger und mächtige Gegner.


  Versteht mich richtig: Kritisiert Amerika, so viel ihr wollt. Wir haben genug Gründe geliefert, und liefern sie weiterhin. Gebt uns Rat, streitet mit uns, widersprecht uns. Aber bitte als Partner und als Gleiche, nicht als Lehrmeister von der Seitenlinie, die den Preis nicht zahlen müssen, wenn die offene Gesellschaft kippt. Geschichte ist unbestechlich. Sie vergibt keine Ausreden, die nach »früher waren wir groß« klingen.


  Und jetzt kommt der Punkt, der wehtut: Wenn Europa wirtschaftlich weiter erstarrt, wenn es sich demografisch weiter ausdünnt, wenn es seine Bürger entmutigt statt befähigt und wenn es obendrein den freien Diskurs als Gefahr behandelt, dann wird das Europa, wie wir es kannten, nicht »transformiert«, sondern verschwinden. Nicht über Nacht, nicht mit Trommeln, sondern schleichend: durch Selbstentwaffnung, durch Selbstzensur, durch die Gewöhnung an die leise Hand am Hals der Debatte. Das wird manche Feinde Europas freuen. Uns würde es traurig machen und es würde uns schwächer machen, weil ein Westen ohne ein freies Europa nur noch eine Erinnerung ist.


  Mein Brief an euch ist deshalb kein anti-europäisches Pamphlet. Es ist ein Warnbrief. Eine Notiz von einem Freund aus Amerika an einen Kontinent, den wir brauchen, nicht als Bürokratie, sondern als Idee. Nicht als Zensor, sondern als Verbündeten. Nicht als moralische Aufsicht, sondern als freie Stimme.


  Lasst uns also nicht an der falschen Stelle sparen: nicht an der Freiheit. Denn wer die Meinungsfreiheit fesselt, fesselt am Ende auch das Denken. Und wer das Denken fesselt, wird früher oder später von der Realität eingeholt.


  Mit Respekt, mit Sorge und mit der Hoffnung, dass ihr euch erinnert, wer ihr sein könnt,


  Ein Freund aus Amerika


  Der Mechanismus


  1. Der Digital Services Act (DSA) und die Mechanik der modernen Zensur


  Das Kronjuwel dieses regulatorischen Instrumentariums ist der sogenannte Digital Services Act (DSA).15 Und dieses Kronjuwel ist umfangreich. Die am 27.10.2022 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentliche Verordnung und ihre Erwägungsgründe würden sich in diesem Buch auf rund 310 Seiten erstrecken. Dreihundertzehn Seiten, um zu regeln, was europäische Bürger im Internet schreiben dürfen und was nicht. Selbst wenn man die ausufernden Erwägungsgründe streicht – jene Textbausteine, in denen sich Brüsseler Beamte gegenseitig versichern, wie wichtig und alternativlos ihr Werk ist –, bleiben immer noch 109 Seiten reiner Gesetzestext.


  Zum Vergleich: Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, gesetzt in derselben Schrift und demselben Format, würde in diesem Buch 112 Seiten umfassen. Einhundertzwölf Seiten genügten den Vätern und Müttern des Grundgesetzes, um die Architektur eines freiheitlichen Rechtsstaats zu errichten – die Würde des Menschen, die Meinungsfreiheit, die Gewaltenteilung, die gesamte freiheitlich-demokratische Grundordnung.


  Wer den Blick weiter über den Atlantik wirft, erkennt das ganze Ausmaß der regulatorischen Hybris: Die Verfassung der Vereinigten Staaten, das älteste noch gültige Dokument dieser Art, benötigt inklusive sämtlicher 27 Zusatzartikel in diesem Buch gerade einmal 25 Seiten.


  Wenn eine Behörde für eine Internet-Verordnung zwölfmal so viel Text produziert, wie eine demokratische Weltmacht für ihr gesamtes Staatsfundament benötigt, dokumentiert dies eine Verschiebung der Maßstäbe: Die kleinteilige Verwaltung des Digitalen scheint den Bürokraten wichtiger als die Definition der Freiheit selbst.


  Lassen Sie sich bitte nicht von dem technokratischen Namen der Regelung täuschen. Der DSA ist keine harmlose Regulierung des digitalen Marktes.16 Er ist ein Instrument weitreichender Kontrolle. Es ist das Instrument, mit dem die Europäische Kommission auf die mächtigsten Technologieunternehmen der Welt erheblichen Druck ausübt. Seit Inkrafttreten des DSA im Jahr 2022 (mit schrittweiser Anwendung ab 2023 für sehr große Plattformen) hat die EU die Macht, erhebliche Geldstrafen gegen Unternehmen wie X (früher Twitter), Meta oder Google zu verhängen – Geldstrafen, die bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes betragen können. Diese Bedrohung ist allgegenwärtig und hochaktuell: Alphabet/Google wurde zwischen 2017 und 2019 mit kumulativen Strafen von 8,2 Milliarden Euro belegt.17 Im Dezember 2025 verhängte die Kommission gegen X (vormals Twitter) eine DSA-Strafe von 120 Millionen Euro – deutlich unter der 6-Prozent-Obergrenze.18 Für die betroffenen Unternehmen ist das nicht nur eine regulatorische Hürde, sondern ein potenziell existenzielles Druckmittel.


  Die zentralen Bestimmungen des DSA bilden ein geschlossenes Kontrollsystem: Art. 34 verpflichtet Plattformen zur Identifizierung systemischer Risiken – ein Begriff, der bewusst unbestimmt formuliert wurde und Themen wie gesellschaftliche Polarisierung oder Wahlbeeinflussung umfasst. Art. 35 fordert angemessene Risikominderungsmaßnahmen, de facto eine Pflicht zur vorauseilenden Inhaltskontrolle. Art. 36 etabliert einen »Krisenreaktionsmechanismus«, der der Kommission in selbstdefinierten Notlagen Sonderbefugnisse einräumt. Der DSA überträgt der Kommission die alleinige Untersuchungskompetenz für sehr große Plattformen und sieht Bußgelder bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes vor sowie eine mögliche zeitweilige EUweite Zugangsbeschränkung als Ultima Ratio.19


  Doch wie funktioniert dieses Instrument genau? Die EU nutzt in der Verordnung vage Begriffe wie »systemische Risiken« und »gesellschaftliche Schäden«. Diese Begriffe sind bewusst unbestimmt gefasst. Ein »systemisches Risiko« kann alles sein, was die EU-Kommission gerade stört. Wenn viele Menschen online über negative Folgen der EU-Migrationspolitik diskutieren, kann das als Risiko für den gesellschaftlichen Zusammenhalt definiert werden. Und schon hat die EU die rechtliche Handhabe, die Plattformen zum Eingriff zu zwin gen. Es ist ein problematisches System: Die Kommission erlässt dele gierte Rechtsakte und Leitlinien, definiert die »systemischen Risiken«, leitet die Untersuchungen und verhängt die Sanktionen. Zwar existiert mit Art. 263 AEUV ein Klageweg vor dem EuGH – doch der greift erst nach der Sanktionierung. In der Praxis gibt es keine wirksame Gewaltenteilung, denn Gesetzgebung, Aufsicht und Bestrafung liegen in einer Hand.


  Der DSA agiert hierbei subtiler als eine klassische Zensurbehörde. Er nutzt den Hebel des »risikobasierten Ansatzes« (Art. 34 & 35). Plattformen werden nicht zwingend angewiesen, einen spezifischen legalen Post zu löschen. Stattdessen verpflichtet die Kommission sie, »systemische Risiken« zu »mindern«. Da die EU-Kommission jedoch allein definiert, was ein Risiko ist, und bei Nichtbeachtung mit existenzbedrohenden Bußgeldern droht, entsteht ein Compliance-Automatismus: Die Löschung legaler, aber politisch unerwünschter Inhalte wird für die Konzerne zur einzig rechtssicheren und kosteneffizienten Methode, um der Kommission gegenüber eine »wirksame Risikominderung« nachzuweisen. Der DSA macht die Unterdrückung von Dissens somit zur ökonomischen Vernunftentscheidung.


  Besonders auffällig ist das »selbstbewusste Auftreten« der Europäischen Kommission. In vom US-Kongress veröffentlichten internen Dokumenten – darunter E-Mail-Korrespondenz zwischen der Kommission und den Plattformen (Sektionen I–II der Anhänge) – wird deutlich, dass sie sich nicht nur als Regulierer für Europa sieht, sondern als globaler Sheriff des Internets. Da die meisten großen Plattformen eine einzige, globale Regelbasis für ihre Inhaltemoderation (Euphemismus für das Löschen von Inhalten) haben, führen die Forderungen der EU dazu, dass diese Regeln weltweit angepasst und von den Tech-Konzernen weitgehend ohne nennenswerten Widerstand umgesetzt werden. Das Ergebnis ist eine globale Zensur-Kaskade, die direkt in die Wohnzimmer der Amerikaner schwappt. Ein Post in Florida kann verschwinden, weil Plattformen ihre Moderationsregeln global vereinheitlichen und ihre eigenen Standards vorverlagert verschärfen, um europäische Compliance- und Sanktionsrisiken zu minimieren – nicht zwingend aufgrund eines einzelnen »Löschbefehls«. Das ist die dokumentierte Praxis des DSA.


  Fallbeispiel 1 – X/Twitter, Dezember 2025: Die Kommission verhängte mit der Decision C (2025) 8630 final (Verfahren DSA.100101103) eine Geldstrafe von 120 Millionen Euro gegen X. Gerügt wurden Verstöße gegen DSA-Pflichten, insbesondere Transparenzpflichten (u.


  a. im Bereich Werbung) und Fragen der Nutzer-Verifizierung; in den Entscheidungsgründen findet sich zudem die Formulierung von der angeblichen »Zweckentfremdung der historischen Bedeutung« blauer Verifizierungshäkchen – ein Beispiel dafür, wie weit der Eingriffsrahmen in der Praxis gezogen werden kann.20


  Fallbeispiel 2 – Rumänien, Dezember 2024: Das rumänische Verfassungsgericht annullierte die Ergebnisse der ersten Runde der Präsidentschaftswahl, die der weitgehend unbekannte Kandidat Călin Georgescu gewonnen hatte. Der Vorwurf: eine russische Einflusskampagne über TikTok. Interne TikTok-Dokumente, die dem Justizausschuss vorgelegt wurden, widersprechen dieser Darstellung. TikTok erklärte gegenüber der Europäischen Kommission, es habe »keine Beweise für ein koordiniertes Netzwerk von 25.000 Konten im Zusammenhang mit Herrn Georgescus Kampagne gefunden und auch keine vorgelegt bekommen« (Exhibit 253).21


  Der Fall Rumänien zeigt dabei exemplarisch, wie der DSA ein Klima der permanenten Intervention schafft. Zwar war es das nationale Verfassungsgericht, das die Wahl annullierte, doch die Grundlage war das durch den DSA sanktionierte Narrativ der hybriden Bedrohung. In vorauseilender Gehorsamkeit gegenüber der Kommission und aus Angst vor DSA-Sanktionen wagte TikTok es nicht, den offensichtlich lückenhaften Berichten der Sicherheitsbehörden rechtzeitig und öffentlich zu widersprechen. Das DSA-System zwingt Plattformen in eine Verteidigungshaltung gegenüber staatlichen Stellen: Im Zweifel wird der Diskurs geopfert, um nicht als Komplize ausländischer Einflussnahme gebrandmarkt zu werden. Spätere Ermittlungen ergaben, dass die an gebliche russische Kampagne tatsächlich von einer anderen rumäni schen Partei finanziert worden war.22


  Fallbeispiel 3 – YouTube, Dezember 2022: Die gegen die COVID-Impfung gerichtete Pseudo-Dokumentation »Died Suddenly«, die auf Rumble über 10 Millionen Aufrufe erreicht hatte, wurde zum Gegenstand einer koordinierten Aktion der EU-Krisenreaktionsgruppe (Crisis Response Subgroup). In einer E-Mail vom 1. Dezember 2022 an die COP Task Force der Kommission (CNECT-COP-TASK-FORCE@ ec.europa.eu) wurde den Plattformen nahegelegt, den Film zu entfernen oder seine Verbreitung einzuschränken. YouTube kam der Aufforderung nach und entfernte mehrere Versionen.23


  2. Der lange Marsch zur Kontrolle


  Der Weg zum DSA war vorgezeichnet. Er war das Ergebnis einer sorgfältig geplanten Strategie, die vor über zehn Jahren in Gang gesetzt wurde. Bereits 2015 und 2016 erkannte die Europäische Kommission, dass das Internet eine Bedrohung für die etablierte politische Ordnung darstellte. Die Menschen begannen, sich unabhängig von den klassischen Massenmedien zu informieren. Sie vernetzten sich, sie kritisierten die Eliten, sie stellen die heiligen Kühe der EU-Politik wie die unkontrollierte Massenmigration oder die immer weiter fortschreitende Zentralisierung der Macht in Brüssel auf den Prüfstand.


  Anstatt auf diese Kritik mit Argumenten zu reagieren, entschied sich die EU für einen Angriff auf die Meinungs- und Informationsfreiheit. Aber sie tat es zunächst subtil, z.b. durch die Schaffung »freiwilliger Verhaltenskodizes«. Der »EU Code of Conduct on Countering Illegal Hate Speech Online« (unterzeichnet am 30. Juni 2016) 24 war der erste große Schritt. Große Plattformen wie Facebook, Twitter und YouTube wurden »eingeladen«, diesen Kodex zu unterzeichnen. Nach außen hin wurde dies als Partnerschaft zur Bekämpfung von Hass im Netz verkauft. Hinter den Kulissen war der Druck massiv. Interne E-Mails von Google, die durch die Vorladungen des Justizausschusses ans Licht kamen, zeigen die Wirklichkeit hinter der Fassade: Die Unternehmen wussten, dass sie keine Wahl hatten. Es war eine »freiwillige« Zusammenarbeit mit der Pistole auf der Brust.


  Diese frühen Kodizes dienten dazu, die Infrastruktur für die spätere Kontrolle aufzubauen. Die EU zwang die Unternehmen, enge Kontakte zu Regulierungsbehörden und sogenannten »vertrauenswürdigen Hinweisgebern« (Trusted Flaggers) zu knüpfen. Dieser jahrzehntelange Prozess delegiert die Eingriffe in die Meinungsfreiheit heute an ein Heer von Gesinnungswächtern. Über Art. 22 DSA werden sogenannte »Trusted Flagger« installiert. Das Gesetz verpflichtet die Plattformen, Meldungen dieser Gruppen nicht nur zu prüfen, sondern sie beschleunigt zu bearbeiten. In der operativen Praxis erhöht Priorisierung die Wahrscheinlichkeit automatisierter Entscheidungen. Um die gesetzlichen Reaktionszeiten einzuhalten, werden Meldungen von akkreditierten NGOs häufig mit verkürzter Prüfung abgearbeitet. Dass »Trusted Flagger« -Meldungen mengenmäßig nur einen sehr kleinen Ausschnitt des gesamten Moderationsgeschehens ausmachen können, ändert nichts an der Strukturwirkung des Systems: Der relevante Löschdruck wird häufig vorverlagert, indem Plattformen ihre eigenen Standards so setzen, dass DSA-Risiken gar nicht erst entstehen. Damit hat die EU die Löschtaste faktisch an ideologisch ausgerichtete Organisationen ausgelagert, die keiner demokratischen Kontrolle unterliegen, aber die Macht haben, den digitalen Raum im Sinne ihrer Geldgeber zu säubern.


  Diese Hinweisgeber sind oft politisch ausgerichtete Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die eine eigene Agenda verfolgen. Sie sind die digitalen Erfüllungsgehilfen zur Überwachung und Einschränkung des freien Diskurses. In über 100 dokumentierten Treffen allein im Rahmen der »Hate-Speech- und Desinformations-Kodizes« – viele davon unter Ausschluss der Öffentlichkeit –25 wurde den Tech-Unternehmen diktiert, wie sie ihre Algorithmen anpassen müssen, um »unliebsame« Inhalte zu verstecken und »autoritative« Quellen (sprich: regierungsnahe Narrative) zu bevorzugen.


  Dieser jahrzehntelange Prozess hat dazu geführt, dass die Tech-Un ternehmen heute völlig in das europäische Bevormundungssystem inte griert sind. Sie sind keine neutralen Plattformen mehr, sondern Hilfssheriffs der EU-Bürokratie. Sie haben ihre Unabhängigkeit aufgegeben, um ihren Marktzugang in Europa zu sichern. Ganz Big-Tech? Nein. Wie jenes unbeugsame gallische Dorf leistet ein einziges Unternehmen noch Widerstand gegen die Brüsseler Legionen: X und Elon Musk.26


  3. Die Entlarvung der »Freiwilligkeit« – Was die Subpoenas wirklich zeigen


  Dank der Arbeit des US-Justizausschusses unter dem Vorsitz von Jim Jordan wissen wir nun endlich, was wirklich auf der dunklen Seite der Macht besprochen wurde. Tausende von Dokumenten, die in den Untersuchungen von Unternehmen wie Meta, Google, TikTok und X vorgelegt werden mussten, belegen den Verrat an der freien Rede. Diese Dokumente zeigen, dass die Europäische Kommission die Plattformen direkt und unverblümt unter Druck gesetzt hat, legale, politische Meinungsäußerungen zu unterdrücken.


  In einem besonders schockierenden Beispiel wurde deutlich, wie die Vizepräsidentin der EU-Kommission Věra Jourová den Vertretern von TikTok am 20. April 2021 (Exhibit 55) unverblümt mitteilte, 27 dass die »freiwilligen« Kodizes dazu dienten, eine »regulatorische Lücke« zu füllen, bis man verbindliche Gesetze (wie den DSA) erlassen könne. Mit anderen Worten: Die EU hat die Unternehmen jahrelang dazu gedrängt, Eingriffe in legale Inhalte vorzunehmen, bevor sie dies gesetzlich regelte. Es war ein schleichender Staatsstreich gegen die Informationsfreiheit.


  Die internen Berichte von TikTok an die EU-Kommission lesen sich wie die Geständnisse eines Untertanen gegenüber seinem Lehnsherrn. Detailliert wird aufgelistet, wie viele Videos zum Thema COVID-19 oder zur Impfthematik gelöscht wurden, wie viele Nutzer mit Warnhinweisen versehen wurden und wie eng man mit den Gesundheitsministerien der EU-Mitgliedstaaten zusammengearbeitet hat. Es gab keinen Raum für Debatten. Wer die offiziellen Regierungsnarrative in Frage stellte, wurde gelöscht. Und TikTok war stolz darauf, wie effizient es diese Maßnahmen im Auftrag Brüssels durchführte.


  Die Beweise liegen auf dem Tisch: Es gab nie einen »Konsens« oder eine »freiwillige Zusammenarbeit«. Es gab nur Nötigung. Die Europäische Kommission hat ihre Marktmacht missbraucht, um amerikanische Unternehmen zu Grundrechtseingriffen zu bewegen, die durch unsere Verfassung untersagt sind. Sie haben die globale Reichweite dieser Plattformen instrumentalisiert, um ihre eigene, enge Ideologie weltweit durchzusetzen. Dies ist nicht nur ein millionenfacher Eingriff in die Grundrechte der Bürger der EU, es ist auch eine Verletzung der amerikanischen Souveränität, die die USA nicht länger ignorieren werden.


  Der Leitfaden zur Unterdrückung der Meinungsfreiheit


  4. Das »Handbuch für grenzwertige Inhalte« – Wenn Satire zum Verbrechen wird


  Eines der dunkelsten Kapitel in diesem Feldzug gegen die Meinungsfreiheit ist das sogenannte »Handbook of Borderline Content« (Handbuch für grenzwertige Inhalte, 2023, DG Home, Exhibit 38).28 Erstellt vom EU Internet Forum (EUIF) – einer Initiative unter der Leitung der Generaldirektion Migration und Inneres (DG Home) der EU-Kommission – ist dieses 72-seitige Dokument die ultimative Anleitung zur Auslöschung von Dissens. Lassen Sie sich auch hier nicht von der vorsätzlich irreführenden Terminologie und nicht von dem Begriff »grenzwertig« täuschen. In der Sprache der Eurokraten bedeutet »grenzwertig« schlichtweg alles, was legal ist, aber der politischen Agenda der EU widerspricht.


  Was in diesem Handbuch steht, offenbart das schiere Ausmaß der erwünschten Eingriffe. Die EU listet dort Kategorien von völlig legalen Inhalten auf, die von den Plattformen gelöscht werden sollen. Zu die sen Kategorien gehören unter anderem:


  •»Populistische Rhetorik«


  •»Regierungsfeindliche/EU-feindliche Inhalte«


  •»Elitenfeindliche Inhalte«


  •»Politische Satire«


  •»Anti-Migranten-Inhalte«


  •»Meme-Subkultur«


  Überlegen Sie sich das einmal: Die EU sieht in »politischer Satire« und »Memes« eine kategorisierte Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die mit den Methoden der Terrorismusbekämpfung bekämpft werden soll. In demokratischen Gesellschaften ist Satire ein Grundpfeiler der Demokratie. Von Mark Twain bis hin zu modernen Late-Night-Shows – wir machen uns über die Mächtigen lustig, um sie zur Rechenschaft zu ziehen. In Brüssel jedoch wird ein witziges Meme, das die Inkompetenz eines Kommissars entlarvt, als »gewalttätiger Rechtsextremismus« eingestuft. Dies ist der Höhepunkt bürokratischer Paranoia.


  Das Handbuch geht noch weiter. Es empfiehlt den Plattformen, »entmenschlichende« Sprache zu verbieten, wobei die Definition von »entmenschlichend« so weit gefasst ist, dass selbst die einfache Feststellung, dass ein Land seine Grenzen schützen sollte, darunterfallen kann. Die EU instrumentalisiert hier die Sprache des Opferschutzes, um politische Opposition mundtot zu machen. Es ist ein Orwellscher Albtraum: Kritik an der Regierung wird zur »Hassrede« umgedeutet, und wer die Eliten attackiert, ist ein potenzieller Terrorist.


  5. Die »Krisen-Reaktion« – Der permanente Ausnahmezustand


  Ein weiteres Werkzeug im Instrumentarium der Zensoren ist die sogenannte »Crisis Response Subgroup« (Untergruppe für Krisenreaktion). In diesem Format treffen sich EU-Bürokraten regelmäßig mit Vertretern der großen Tech-Unternehmen, um über »akute Bedrohungen« zu beraten. Was die EU dabei als »Krise« definiert, ist jedoch häufig kein objektiv feststellbarer Notstand, sondern ein politischer Moment, der ihr nicht passt und der genutzt wird, um Eingriffe in den Diskurs als bloßes Krisenmanagement zu tarnen. Krisen sind der Turbo für Politik: weniger Debatte, mehr Durchregieren und hinterher heißt es: »war alternativlos«.


  Während der Pandemie diente diese Gruppe als perfektes Versuchslabor. Nicht, weil man offen ein katalogisiertes Verbot einzelner Äußerungen formulierte, sondern weil man die Plattformen in einen Modus dauerhafter Gefügigkeit versetzen konnte. Kritik an Lockdown-Maßnahmen oder an staatlichen Impfstrategien wurde als »Desinformation« eingeordnet; Informationen, die nicht aus dem Kreis der Weltgesundheitsorganisation oder nationaler Behörden stammten, wurden unter Generalverdacht gestellt und bei YouTube schon über deren AGB kategorisch gelöscht. In über einem Dutzend Treffen soll die Kommission die Unternehmen massiv gedrängt haben, ihre Richtlinien zu verschärfen und noch aggressiver gegen kritische Stimmen vorzugehen. Entscheidend ist dabei weniger die einzelne Löschung als die Installation eines Prozesses, der Löschbereitschaft produziert.


  Besonders entlarvend ist der Streit um das Reporting selbst. Plattformen wollten naheliegenderweise nur über »policy-violative misinformation« berichten, also über Inhalte, die nach ihren eigenen Regeln entfernt worden waren. Der Anspruch der Kommission ging aber darüber hinaus: Es sollte über angebliche Falschinformationen zu COVID-19 (und später auch zur russischen Invasion der Ukraine) berichtet werden, selbst dann, wenn sie nach Plattformmaßstäben gar nicht löschwürdig waren. Damit verschob sich der Maßstab im Verborgenen vom Illegalen zum politisch Unerwünschten. »Reporting« wird zur Vorstufe von Zwang: Wer ständig berichten muss, ist ständig angreifbar; und wer ständig angreifbar ist, lernt, sich zu fügen – notfalls durch globale Regelverschärfungen, weil Plattformen mit einer globalen Moderationslogik arbeiten.


  Diese Krisenmechanismen schaffen einen permanenten Ausnahmezustand im Internet. Die EU hat gelernt, dass sie nur das Wort »Krise« rufen muss, um den Diskurs unter Sonderrecht zu stellen. Ob Ukraine, Klima, Nahost oder Migration – das Instrumentarium bleibt dasselbe, nur der Anlass wechselt. Es entsteht ein System kontrollierter Information, in dem die zulässige Perspektive nicht mehr durch Recht und offene Debatte bestimmt wird, sondern durch Risikodefinitionen und behördliche Beseitigungsanordnungen.


  Flankiert wird das durch ein Ökosystem politisierter Aktivisten- und »Expertengruppen«, deren Empfehlungen als objektive Legitimation dienen. Organisationen wie das Center for Countering Digital Hate werden dabei als Kronzeugen herangezogen, obwohl sie mit politischer Agenda agieren. So verschmelzen Behördenmacht und NGO-Aktivismus zu einer arbeitsteiligen Zensurinfrastruktur: Die einen definieren das »Risiko«, die anderen liefern das moralische Etikett, und die Plattformen vollziehen, weil sie die regulatorische Eskalation fürchten.


  6. Die Inversion der Wahrheit – Wie Kritik zu Extremismus wird


  Die wohl ernüchterndste Erkenntnis aus dem EUIF-Handbuch und den zugehörigen Dokumenten ist die Art und Weise, wie die EU legitimen politischen Diskurs in »gewalttätigen Rechtsextremismus« umdeutet. In einem Bericht aus dem Jahr 2023 behauptet die EU ernsthaft, dass migrationskritische Aussagen eine Idee der »weißen Vorherrschaft« (White Supremacy) seien. Wer also die Meinung vertritt, dass ein Nationalstaat das Recht hat, seine kulturelle Identität zu bewahren und die Einwanderung zu begrenzen, wird auf eine Stufe mit Neonazis gestellt.


  Ebenso wird die Forderung nach einer Änderung der Asylgesetze, um den Zustrom ungeprüfter Migranten zu stoppen, als »grenzwertige anti-immigrantische Rhetorik« bezeichnet. Dies ist ein direkter Angriff auf die Grundfesten der politischen Debatte. Die Migration ist eines der wichtigsten Themen unserer Zeit, und die Menschen haben jedes Recht, darüber leidenschaftlich zu diskutieren. Indem die EU diese Diskussion als »extremistisch« kategorisiert, stigmatisiert sie Millionen von Bürgern bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf politische Teilhabe.


  Dies hat direkte globale Auswirkungen. Viele der Themen, die im EUIF-Handbuch als »gefährlich« eingestuft werden, sind zentrale Bestandteile der amerikanischen politischen Debatte. Wenn die EU-Plattformen wie Meta oder Google durch regulatorischen Druck dazu zwingt, »populistische Rhetorik« oder »elitenfeindliche Inhalte« weltweit zu unterdrücken, dann bedeutet das, dass sogar Einschränkungen im amerikanischen Wahlkampf zur Folge haben kann. Die EU versucht damit faktisch, ihre universelle politische Agenda durch die Hintertür der Plattform-Moderation nach Amerika zu exportieren. Sie wollen, dass Amerikaner so denken und reden wie viele der braven Untertanen von Brüssel. Ich glaube nicht, dass sich die Amerikaner von europäischen Bürokraten vorschreiben lassen werden, was sie sagen dürfen und was nicht.


  In den nächsten Abschnitten werden wir sehen, wie dieser Angriff ganz konkret amerikanische Politiker und Institutionen ins Visier genommen hat. Die EU macht keinen Halt vor der Souveränität unserer gewählten Vertreter. Sie betrachten jeden, der für die Freiheit eintritt, als einen Feind, der vernichtet werden muss. Es ist Zeit, die Maske dieser »Wahrheitshüter« endgültig herunterzureißen.


  Der Angriff auf Amerika


  7. Die Brüsseler Anmaßung: US-Abgeordnete als »TerrorBedrohung«


  Wenn Sie glaubten, die EU würde sich darauf beschränken, ihre eigenen Bürger zu bevormunden, dann haben Sie sich gewaltig geirrt. Der Bericht des Justizausschusses enthüllt eine bizarre Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Vereinigten Staaten. Die Europäische Union maßt sich an, von den Amerikanern demokratisch gewählte Vertreter auf schwarze Listen zu setzen und sie als »extremistische Bedrohungen« einzustufen.


  In einem Bericht des EU Internet Forums vom März 2022 mit dem Titel »Violent Extremism and Terrorism Online in 2021« wurden der US-Abgeordnete Paul Gosar und die Abgeordnete Marjorie Taylor Greene als »rechtsextreme Figuren« aufgeführt. Die EU setzte diese amerikanischen Staatsbürger, über deren politische Positionen man wie immer geteilter Meinung sein kann, in denselben Kontext wie gewalttätige White Supremacists und islamistische Terroristen. Dies ist nicht nur eine Beleidigung für die Millionen von Amerikanern, die diese Politiker gewählt haben; es ist ein Angriff auf demokratische Institutionen.29


  Was ist das Ziel einer solchen Einstufung? Es ist ganz einfach: Die EU gibt den Tech-Plattformen damit das Signal, diese Personen zu zensieren, ihre Reichweite einzuschränken oder sie ganz von den Plattformen zu verbannen. Wenn eine supranationale Organisation wie die EU einen amerikanischen Kongressabgeordneten als »Terror-Gefahr« bezeichnet, liefert sie den Silicon-Valley-Zensoren die moralische (und unter dem DSA auch die rechtliche) Rechtfertigung, dessen Stimme zu löschen. Das ist die Einmischung in amerikanische Wahlen auf höchstem Niveau, die, wenn sie von Russland ausgeht, von der EU kritisiert und zurecht bekämpft wird. Gleichzeitig versuchen die Eurokraten darüber zu befinden, wer in Amerika gehört werden darf und wer nicht.


  8. Angriff auf den Störfaktor: Truth Social


  Besonders bezeichnend ist die Haltung der EU gegenüber neuen, politisch unliebsamen Social-Media-Plattformen wie das mit Nettoverlusten im mittleren dreistelligen Millionenbereich operierende Truth Social. Während Plattformen wie Facebook und Google vor dem Brüsseler Druck eingeknickt sind, sind Alternativen entstanden, die sich der Meinungsfreiheit verschrieben haben. Und genau das macht sie in den Augen der EU zu einer Gefahr. Wenngleich Truth Social Redefreiheit verspricht, agiert die Plattform aber nach Erkenntnissen unabhängiger Untersuchungen restriktiver und willkürlicher als X. In ihrem »Terrorismus-Bericht« attackiert die EU Truth Social mit einer Logik, die jedem freiheitsliebenden Menschen den Atem raubt. Dort heißt es, dass Truth Social deshalb gefährlich sei, weil es »offene, freie und ehrliche globale Konversationen fördert«. Für die Europäische Kommission ist eine ehrliche und freie Debatte offenbar ein Risiko für den Weltfrieden und eine Brutstätte für Terrorismus.30


  Hier offenbart sich die eigentliche Sorge der EU: nicht die Gefahr durch einzelne Nutzer, sondern die Existenz eines Raumes, der sich ihrer Kontrolle entzieht. Die Argumentation folgt einer bemerkenswerten Logik: Eine Plattform, die freie Rede schützt, ziehe »rechtsextreme Nutzer« an und stelle damit ein »systemisches Risiko« dar. Der DSA macht diese Logik justiziabel. Jede Plattform, die sich den Bevormundungsvorgaben aus Brüssel widersetzt, wird zur Gefahr für die öffentliche Sicherheit erklärt und mit existenzbedrohenden Strafen belegt. Die Botschaft ist unmissverständlich: Es soll keinen digitalen Raum geben, der sich dem europäischen Regulierungsregime entziehen kann.


  9. Die Task Force der Gedankenpolizei


  Der Druck der EU erfolgt nicht nur über Gesetze, sondern über eine ununterbrochene Belagerung der Unternehmen. Zwischen Ende 2022 und 2024 gab es über 100 Treffen der sogenannten »Disinformation Code Task Force«. In diesen Treffen saßen EU-Regulatoren zusammen mit Vertretern der Tech-Giganten und linientreuen NGOs, um die Daumenschrauben weiter anzuziehen.


  Diese Task Force wurde in sechs Untergruppen unterteilt, die sich um Themen wie »Faktencheck«, »Wahlen« und die »Dämonisierung konservativer Nachrichtenquellen« kümmerten. Ein offizielles Gremium der Europäischen Union arbeitet aktiv daran, wie man konservativen Medien das Geld entziehen kann, indem man Werbepartner unter Druck setzt und diese Medien als »unzuverlässig« stigmatisiert. Staatlich organisierter Wirtschaftsboykott gegen politische Gegner.


  Durch die Untersuchung des US-Kongresses erlangte interne Dokumente von Google zeigen, wie erschöpft und frustriert die Mitarbeiter über diesen ständigen Druck waren. Sie stellten fest, dass die Teilnahme an diesen Treffen faktisch obligatorisch war und dass die Europäische Kommission die volle Kontrolle über die Tagesordnung und die Entscheidungen behielt. Es gab keinen Dialog auf Augenhöhe. Es war ein Dauerverhör, bei dem die Unternehmen immer wieder beweisen mussten, dass sie hinreichende Löschungen und Sperrungen vornahmen, um den Unwillen der Kommissare zu vermeiden.


  Diese über 100 Treffen sind das pulsierende Herz der europäischen Kontrollinfrastruktur. Hier werden die Details dazu ausgearbeitet, wie Algorithmen verändert werden müssen, um sicherzustellen, dass Sie in Ihrem Newsfeed niemals eine Meinung sehen, die die EU-Elite dort nicht sehen möchte. Es ist eine technokratische Gedankenpolizei, die im Verborgenen agiert und die Grundlage unserer freien Gesellschaft untergräbt. Die Übergriffe dieser Gedankenpolizei ruhen auf einem verfassungs- und rechtswidrigen Fundament einer nur semi-demokratischen Staatenvereinigung. Die Demokratiedefizite der EU liegen auf der Hand: Die Stimme eines Maltesers wiegt im EU-Parlament zehnmal so viel wie die eines Deutschen, den Kommissionspräsidenten wählen die Staats- und Regierungschefs im Hinterzimmer, und die Kommissare werden von den nationalen Regierungen entsandt, ohne dass ein einziger Bürger je danach gefragt würde.


  Die Instrumentalisierung der Krise


  10. Die Zensur-Statistik der EU – TikTok als Erfüllungsgehilfe


  Nichts entlarvt das Ausmaß der europäischen Kontrollpolitik besser als die kalten Zahlen aus den eigenen Berichten der Technologieunternehmen. Die durch den Justizausschuss ans Licht gebrachten Dokumente von TikTok bieten einen deprimierenden Einblick in die Effizienz, mit der die Meinungsfreiheit in Europa – und damit weltweit – immer mehr in Bedrängnis gerät.


  In den Berichten für September und Oktober 2021 brüstet sich TikTok gegenüber der Europäischen Kommission damit, wie viele Inhalte es im Rahmen des »Code of Practice on Disinformation« unterdrückt hat. Die Zahlen sind atemberaubend. Allein in Italien wurden in diesem Zeitraum über 24.000 Videos mit Warnhinweisen versehen, in Deutschland waren es über 30.000. Noch schlimmer ist die vollständige Löschung: Tausende von Videos, die Begriffe wie »Coronavirus« oder »Covid« enthielten, wurden einfach digital exekutiert. In Italien wurden allein im Januar 2021 fast 1600 Videos gelöscht.


  Fallbeispiel 4 – TikTok, EU-weit, H1 2023: TikTok meldete der Kommission im Rahmen des »Code of Practice on Disinformation«, 390 politische Werbeanzeigen in der EU gelöscht zu haben, die gegen TikToks Verbot politischer Werbung verstießen – darunter allein 49 in Polen. Die Definition, was als »politisch« gilt, liegt dabei allein bei der Plattform in Absprache mit der Kommission.31


  Was wurde hier wirklich gelöscht? Die EU und TikTok nennen es »medizinische Fehlinformationen«. Aber wir wissen heute, dass unter diesem Deckmantel jede Information unterdrückt wurde, die der Regierungslinie widersprach.


  Ob es um die Wirksamkeit von Masken, die Sicherheit von Impfstoffen oder die verheerenden sozialen Folgen der Schulschließungen ging – wer nicht die offizielle Linie vertrat, wurde zum Schweigen gebracht. TikTok arbeitete Hand in Hand mit den Gesundheitsministerien in Deutschland, Spanien und Irland zusammen, um »Aufklärungskampagnen« zu schalten, während gleichzeitig jede abweichende Stimme verschwand.


  Dies war kein wissenschaftlicher Diskurs. Es war staatliche Propaganda, unterstützt durch die algorithmische Macht eines chinesischen Unternehmens, das sich den europäischen Zensoren bereitwillig unterwarf. Man sammelt in China hinreichend Erfahrung mit totalitären Systemen. In Deutschland entwickelte das Bundesgesundheitsministerium gemeinsam mit TikTok Kampagnen, um junge Menschen zu manipulieren. Gleichzeitig wurde die Reichweite von kritischen Videos künstlich eingeschränkt. Das ist die Definition von Manipulation im Regierungsauftrag im digitalen Zeitalter.


  11. Migration – Das verbotene Thema


  Ein weiteres Feld, auf dem die EU besonders aggressiv vorgeht, ist die Debatte über Massenmigration. Hier zeigt sich die ganze Heuchelei der Eurokraten. Während sie behaupten, »Hassrede« zu bekämpfen, unterdrücken sie die auf den sozialen Plattformen geäußerten Sorgen der Bürger um ihre Sicherheit und ihre kulturelle Identität.


  Der Bericht enthüllt, dass die EU-Kommission das Thema Migration systematisch als »Krisenthema« nutzt, um Eingriffe zu rechtfertigen. Im »Handbook of Borderline Content« wird jede Kritik an der Migrationspolitik als potenziell extremistisch eingestuft. Wenn ein Bürger darauf hinweist, dass unkontrollierte Zuwanderung zu steigender Kriminalität führen kann – eine Tatsache, die durch zahlreiche Polizeistatistiken in Europa belegt ist –, wird dies häufig als »anti-immigrantische Rhetorik« diffamiert und gelöscht.


  Besonders fragwürdig ist die Zusammenarbeit mit sogenannten »Faktencheckern«. Das Oberlandesgericht Karlsruhe stellte in einem gegen Facebook im Mai 2022 ergangenen Urteil nach einem dortigen »Faktencheck« von »Correctiv« eine nicht hinnehmbare Herabsetzung der journalistischen Leistung von Tichys Einblick fest. In unserem damaligen Fall wurde nicht etwa eine Tatsachenbehauptung, sondern eine Meinungsäußerung einem sogenannten Faktencheck unterzogen.


  Organisationen wie AFP, Politifact oder Lead Stories werden von den Plattformen bezahlt, um unliebsame Meinungen als »falsch« zu markieren. Diese Faktenchecker sind oft nichts anderes als politische Aktivisten, die im Auftrag der EU agieren. Sie haben die Macht, die Sichtbarkeit von Inhalten drastisch zu reduzieren. Wenn ein amerikanischer Nutzer einen Artikel über die Probleme in europäischen Städten teilt, kann dieser Artikel durch einen europäischen Faktenchecker in seiner Reichweite so weit herabgestuft werden, dass ihn praktisch niemand mehr sieht. Die EU bestimmt, welche Informationen über ihre eigene Politik die Weltöffentlichkeit erreichen dürfen.


  12. Die technokratische Falle – Der Code of Practice 2022


  Im Jahr 2022, kurz vor dem Inkrafttreten des DSA, hat die Europäische Kommission den »Strengthened Code of Practice on Disinformation« (unterzeichnet am 16. Juni 2022) 32 noch einmal massiv verschärft. Dieser neue Kodex ist die Blaupause für die vollständige Überwachung. Er verpflichtet die Plattformen nicht nur zu Löschungen, sondern auch zur aktiven Zusammenarbeit mit Regierungen und NGOs bei der Identifizierung »neuer Bedrohungen«.


  In den Dokumenten wird deutlich, wie die EU diesen Kodex nutzt, um die Plattformen in ihr Sicherheitssystem zu integrieren. Diese müssen regelmäßig Berichte vorlegen, in denen sie ihre Zensur-Erfolge dokumentieren. Sie müssen »Task Forces« bilden, die sich mit Themen wie »Wahlintegrität« befassen. In der Sprache der EU bedeutet »Wahlintegrität« jedoch oft nur, dass sichergestellt wird, dass keine populistischen oder EU-kritischen Parteien eine faire Chance im digitalen Raum bekommen.


  Dies ist eine gefährliche Entwicklung für die globale Demokratie. Die EU schafft ein System, in dem politische Opposition nicht mehr durch Argumente besiegt wird, sondern durch Algorithmen. Wenn eine Partei die EU-Politik kritisiert, wird sie als »Quelle von Desinformation« eingestuft, und ihre Kommunikation mit den Wählern wird unterbrochen. Das ist digitaler Autoritarismus unter dem Deckmantel der Demokratie. Und da diese Plattformen global agieren, wird dieses Modell weltweit exportiert. Die Zensur-Methoden, die in Brüssel entwickelt wurden, finden heute Anwendung bei Wahlen auf der ganzen Welt – auch in den Vereinigten Staaten. Damit wird die Europäische Union zum globalen Ministerium für Wahrheit. Die nötigende Gesetzgebung, die die Verbindungen zwischen Tech-Unternehmen und dem europäischen Paternalismus bestimmt, muss gekappt werden.


  Die Gefährdung des globalen Internets


  13. Der »Brüssel-Effekt« – Wie europäische Vorschriften in amerikanische Grundrechte eingreifen


  Die Freiheit, die man in den Vereinigten Staaten genießt, wird heute nicht mehr nur durch die eigene Regierung bedroht, sondern auch durch Brüssel. Es ist das Phänomen des sogenannten »Brüssel-Effekts«. Weil die Europäische Union ein riesiger Markt ist, passen globale Unternehmen ihre Produkte und Regeln an die strengsten Vorgaben an – und das sind fast immer die europäischen. Wenn die EU-Kommission entscheidet, dass eine bestimmte Meinung im Internet »schädlich« ist, dann ändert Google oder Meta nicht nur die Regeln für Paris oder Berlin. Sie ändern sie für die ganze Welt.


  Wer glaubt, der DSA ließe sich geografisch auf Europa begrenzen, ignoriert die ökonomische Realität globaler IT-Infrastrukturen. Die Moderations-Algorithmen von Meta oder X arbeiten nicht mit nationalen Grenzposten; sie basieren auf einheitlichen globalen Datensätzen. Da es technisch riskant und operativ teuer ist, für jeden Rechtsraum eine eigene KI-Logik zu pflegen, wählen die Plattformen den Weg des strengsten Standards. Brüssel setzt diesen Standard. In der Praxis führt dies dazu, dass die Zensur-Vorgaben aus Brüssel in die globalen Moderations-Filter eingespeist werden. Ein Post in Florida wird somit nach den Empfindlichkeiten eines Brüsseler Bürokraten gefiltert, weil die Plattform es sich nicht leisten kann, für Europa eine »Extrawurst« zu braten, die das Risiko eines Milliarden-Bußgeldes birgt.


  Das bedeutet, dass die Europäische Union faktisch auf dem Weg ist, die Herrschaft über das Internet zu übernehmen. Die First-Amendment-Garantien der US-Verfassung werden wertlos, wenn die Plattformen, auf denen man in den USA kommuniziert, sich den Löschkommandos einer fremden Macht beugen. Ein amerikanischer Bürger, der in den USA über US-Politik schreibt, kann gelöscht werden, weil ein Bürokrat in Brüssel sein »Handbuch für grenzwertige Inhalte« aufschlägt. Das wäre eine Kapitulation der Souveränität der Vereinigten Staaten vor einer nicht gewählten, technokratischen Elite.


  Die EU rechtfertigt ihr Vorgehen, sie argumentiert, der DSA sei notwendig, um Bürger vor Desinformation, algorithmischer Manipulation, Dark Patterns und Hassrede zu schützen. EU-Kommissarin Henna Virkkunen erklärte im Februar 2026, die europäischen Digitalregeln seien »not up for negotiation« – sie stünden nicht zur Verhandlung mit den USA.33 Die ehemalige Vizepräsidentin Věra Jourová betonte wiederholt, dass unregulierte Plattformen »systemische Risiken« für demokratische Prozesse darstellten und ein rechtsfreier digitaler Raum gefährlicher sei als eine regulierte Öffentlichkeit. Was Jourová meint, wenn sie das Ende des »Wilden Westens« im Internet verkündet, ist nichts anderes als ein digitaler Raum, in dem die EU bestimmt, was gesagt werden darf. Deutlicher geht es nicht.


  Doch diese Argumentation hält einer kritischen Prüfung nicht stand – aus drei Gründen: Erstens ist der Schlüsselbegriff »systemische Risiken« (Art. 34 DSA) so unbestimmt gefasst, dass er nahezu jede politische Äußerung erfassen kann. Das EUIF-Handbuch definiert »populistische Rhetorik«, »politische Satire« und »elitenfeindliche Inhalte« explizit als Kategorien grenzwertiger Inhalte – also als Phänomene, die nach Auffassung der Kommission einer Risikominderung bedürfen. Damit wird legaler politischer Diskurs zum regulatorischen Risiko umdeklariert. Zweitens greift die gerichtliche Kontrolle strukturell zu spät. Art. 263 AEUV ermöglicht zwar eine Nichtigkeitsklage vor dem EuGH, doch diese kann erst nach Erlass einer Sanktion erhoben werden – nicht vor der Löschung eines Beitrags. Im Fall Rumäniens wurde eine demokratische Wahl annulliert und die Ergebnisse nie wiederhergestellt, obwohl TikToks eigene Daten die Grundannahme der Behörden widerlegten. Die Korrektur kam zu spät und blieb folgenlos. Drittens liegt eine strukturelle Machtkonzentration vor: Die Kommission formuliert die materiellen Pflichten, führt die Untersuchungen durch und verhängt die Sanktionen. Regelgebung, Aufsicht und Bestrafung in einer Institution – das ist das Gegenteil der Gewaltenteilung, auf die sich die EU sonst beruft.34


  14. Big Tech als Verräter – Profit vor Prinzipien


  Die Rolle der amerikanischen Technologieunternehmen in diesem Kampf um die Meinungsfreiheit ist beschämend. Unternehmen, die im Silicon Valley gegründet wurden und von der Freiheit der amerikanischen Gesellschaft profitiert haben, sind heute die willfährigen Vollstrecker europäischer Entmündigungsfantasien. Warum tun sie das? Die Antwort ist simpel: Profit.


  Man sollte Big Tech dabei jedoch nicht nur als Opfer sehen. Es hat sich eine fatale Symbiose entwickelt, ein regulatorisches Kartell. Während die Großen die massiven Compliance-Kosten des DSA zähneknirschend tragen, dienen diese Regeln gleichzeitig als unüberwindbare Markteintrittsbarriere für neue Anbieter. Plattformen wie Truth Social oder Rumble werden durch die regulatorische Last erdrückt, bevor sie zur Gefahr für die etablierten Riesen werden können. Big Tech opfert die Meinungsfreiheit seiner Nutzer auf dem Altar der Marktbeherrschung: Sie akzeptieren die Befehle aus Brüssel als »Lizenzgebühr« für ein geschütztes Monopol, in dem lästiger Wettbewerb durch Regulierung ferngehalten wird.


  Die Drohung mit Geldstrafen in Höhe von Milliarden Dollar hat die Rückgratlosigkeit dieser Unternehmen entlarvt. In den internen E-Mails, die dem Ausschuss vorliegen, sehen wir keine Verteidigung der freien Rede. Wir sehen stattdessen Diskussionen darüber, wie man die EU-Kommission »zufriedenstellen« kann. Wir sehen Manager, die sich gegenseitig dazu beglückwünschen, wie effektiv sie »unliebsame Narrative« unterdrückt haben.


  Besonders schockierend ist die Leichtigkeit, mit der diese Unternehmen ihre eigenen Nutzer verraten. Sie lassen zu, dass EU-Bürokraten in ihre Algorithmen eingreifen. Sie erlauben es, dass »Krisenteams« der EU bestimmen, was bei einem aktuellen Weltereignis die Wahrheit sein soll. Tatsächlich sind diese Unternehmen keine Plattformen mehr; sie sind Verleger von Regierungsmitteilungen geworden. Sie haben ihre Seele an Brüssel verkauft, um ihre Quartalszahlen zu retten. Es ist ein Verrat an dem Geist der Freiheit.


  15. Die Instrumentalisierung des Ukraine-Krieges


  Ein besonders deutliches Beispiel für die Zensur der EU war die Reaktion auf den völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine. Unter dem Deckmantel der Bekämpfung von »russischer Desinformation« hat die EU-Kommission eine Löschwelle losgetreten, die weit über das Ziel hinausging. Sie hat nicht nur staatliche russische Medien verboten – was bereits ein fragwürdiger Eingriff in die Informationsfreiheit war, denn auch höchst unappetitliche Äußerungen sind von der Pressefreiheit gedeckt (vergl. die Vorgänge um das gescheiterte Verbot von COMPACT) –, sondern sie hat die Plattformen dazu gedrängt, massenhaft solche Äußerungen zu unterdrücken, die nicht auf der offiziellen EU-Linie lagen.


  Jede Analyse, die die Ursachen des Konflikts abweichend von den außenpolitischen Positionen der EU betrachtete oder den Sanktionen wurde als »pro-russische Propaganda« gelabelt. Die »Crisis Response Subgroup« der EU traf sich in dieser Zeit fast täglich mit den Tech-Unternehmen. Der Druck war so groß, dass die Plattformen auch hier dazu übergingen, Inhalte präventiv zu löschen, nur um keine Probleme mit der EU zu bekommen.


  Das ist das gefährlichste Muster der EU-Bürokratie: Sie nutzen eine echte Krise, um Zensur-Infrastrukturen zu schaffen, die danach nie wieder abgebaut werden. Was als Kampf gegen russische Propaganda begann, wurde schnell zu einem Werkzeug, um jede Form von geopolitischem Dissens zu unterdrücken. Die EU hat gelernt, dass sie im Namen der »Sicherheit« jede Debatte beenden kann. Und international sollen wir nur noch das sehen, was die Bürokraten in Brüssel für uns vorgesehen haben. Eine freie Gesellschaft kann aber nicht überleben, wenn sie nur noch Informationen aus einem staatlich kontrollierten Trichter erhalten soll.


  16. Die Arroganz der »Faktenchecker« und »Trusted Flagger«


  Von der Meldestelle zum EU-weiten Zensurapparat


  Der Digital Services Act verwandelt das in Kapitel 5 beschriebene deutsche Meldestellen-System in ein rechtlich verbindliches EU-Instrument. Was zuvor als freiwillige Kooperation zwischen Staat, NGOs und Plattformen funktionierte, erhält durch Art. 22 DSA Gesetzeskraft: Plattformen müssen Meldungen zertifizierter Trusted Flagger priorisieren. Wer sich weigert, riskiert Bußgelder bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes.


  Im Oktober 2024 ernannte die Bundesnetzagentur den ersten deutschen DSA-Trusted Flagger: den bayerischen Verein REspect!, der nach eigener Darstellung seit 2017 als Meldestelle für »Hass und Hetze« arbeitet.35


  Die Ernennung war unter anderem wegen der Frage umstritten, wie unabhängig eine staatlich geförderte Meldestelle sein kann (für 2025: bis zu 120.000 Euro aus bayerischen Mitteln). Die Bundesnetzagentur sah sich in ihrer Pressemitteilung sogar zu einem Korrekturhinweis veranlasst: Trusted Flagger melden ausschließlich illegale Inhalte, nachdem es der Chef des vertrauensvollen Hinweisgebers auch auf legale Inhalte abgesehen hatte.36 Er erklärte in einem Interview mit ARD: »Und wenn es strafrechtlich relevant ist, dann melden wir es direkt bei der Polizei oder dem Landeskriminalamt.« Und dann der entscheidende Satz: Sollte etwas nicht strafrechtlich relevant sein, »dann werden wir schon einen Löschantrag beim Provider machen«. Der Verfassungsrechtler Josef Franz Lindner bewertete dies so: »Wenn nicht strafbare pointierte Kritik als ›Hassrede‹, politisch unbequeme Ansichten als ›Hetze‹ oder vom Mainstream abweichende Argumente als ›negativ für den zivilen Diskurs‹ vom Hinweisgeber gemeldet und dann vom Diensteanbieter gelöscht werden, ist die Meinungsfreiheit in der Substanz bedroht, die Demokratie als Wettstreit von Meinungen konkret gefährdet.«


  Rechtsstaatliche Bedenken: Zensur in privater Hand


  Michael Bertrams, ehemaliger Präsident des Verfassungsgerichtshofs Nordrhein-Westfalen, hatte bereits 2022 vor diesem System gewarnt: »Darüber, ob eine Diskriminierung strafbar ist oder nicht, entscheiden in einem Rechtsstaat nicht private Vereine, sondern der Staat in dafür vorgesehenen Verfahren bei Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht.« Die Meldestellen würden Gefahr laufen, sich »zu Denunziationsstellen in privater Hand zu entwickeln«.


  Genau diese Entwicklung vollzieht sich nun im Rahmen des DSA: Eine private Meldestelle erhält durch EU-Recht einen privilegierten Kanal zu Plattformen und ihre Hinweise müssen priorisiert bearbeitet werden.37


  Damit wird aus einer zuvor faktisch-politischen Kooperation ein rechtlich abgesicherter Mechanismus, der staatliche Nähe, private Meldestrukturen und Sanktionsmacht miteinander verschränkt.


  Von freiwillig zu verpflichtend – Der Unterschied zwischen NGOKomplex und DSA-Systematik


  Der entscheidende Unterschied zwischen dem in Kapitel 5 beschriebenen NGO-Komplex und dem DSA-System liegt in der rechtlichen Verbindlichkeit. Vor dem DSA konnten Plattformen mit Meldestellen kooperieren, die Finanzierung lief über nationale Programme wie »Demokratie leben!«, die Wirkung beschränkte sich auf Deutschland, und es gab keine Sanktionen bei Nichtkooperation. Mit dem DSA müssen Plattformen Trusted-Flagger-Meldungen priorisieren (Art. 22 DSA), der Status gilt EU-weit für alle Plattformen ab 45 Millionen Nutzer, Bußgelder bis 6 Prozent des Weltumsatzes drohen bei Nichteinhaltung, und es gibt keine gerichtliche Kontrolle vor der Löschung.


  Der DSA institutionalisiert damit europaweit, was Kapitel 5 als staatlich-industriellen Zensurkomplex beschreibt. Was auf nationaler Ebene durch Steuergeld und politischen Druck funktionierte, erhält nun durch EU-Recht exekutive Befugnisse ohne rechtsstaatliche Kontrolle.


  Die Zahlen: Erfolgsquote ohne Transparenz


  REspect! hat seit 2017 eigenen Angaben zufolge 80.000 Meldungen bearbeitet, die zu 22.500 Anzeigen führten. Wie viele dieser Anzeigen tatsächlich zu Verurteilungen führten, bleibt unklar – die Organisation veröffentlicht diese Daten nicht. Die entscheidende Frage lautet jedoch: Wie viele der 80.000 Meldungen betrafen legale Inhalte, die REspect!, unterstützt vom bayerischen Steuerzahler, dennoch an Plattformen meldete?


  Im DSA-Kontext verschiebt sich die Problematik: Plattformen entscheiden nicht mehr allein nach eigenen Richtlinien, ob sie einer Meldung folgen. Sie müssen bei »illegalen Inhalten« handeln (Art. 16), bei »systemischen Risiken« Risiken mindern (Art. 34–35) und bei Krisenlagen Sondermaßnahmen implementieren (Art. 36). Der regulatorische Druck kann faktisch dazu führen, dass auch legale Inhalte nach (vorverlagerten) AGB-Standards entfernt oder in ihrer Reichweite begrenzt werden – präventiv, um Risiko- und Sanktionslagen zu vermeiden.


  Das System der »unabhängigen« Faktenchecker


  Hinter dieser Maschinerie steht ein ganzes Ökosystem von Organisationen, die sich als »unabhängige Faktenchecker« tarnen. In Wirklichkeit sind sie Teil eines Kartells. Organisationen wie das »European Digital Media Observatory« (EDMO) oder das »Center for Countering Digital Hate« (CCDH) werden von der EU finanziell gefördert oder als sogenannte »Experten« in die Entscheidungsprozesse einbezogen.


  Diese Faktenchecker arbeiten nach einem einfachen Prinzip: Inhalte, die der politischen Agenda der staatlichen Einrichtungen, die sie finanzieren, widersprechen, werden als »falsch«, »fehlgeleitet« oder »Hassrede« markiert. Sie nutzen vage Kriterien und subjektive Einschätzungen, um unliebsame Stimmen zu delegitimieren. Wenn ein Faktenchecker eine Information als »Desinformation« markiert, greifen die Algorithmen von Facebook oder YouTube automatisch ein und verstecken den Inhalt.


  Der Bericht des Justizausschusses zeigt, wie eng diese Faktenchecker mit der EU-Verwaltungsstruktur verzahnt sind. Sie sind die »Fußsoldaten« der Zensur. Sie erledigen die schmutzige Arbeit der Löschung und Markierung, während die EU-Kommission so tun kann, als würde sie nur »Standards setzen«. Es ist ein Outsourcing der Auslöschung freier Rede an ideologisch motivierte Aktivisten.


  Dieses System ist korrupt und undemokratisch. Es entzieht dem Bürger die Möglichkeit, sich selbst ein Bild zu machen, und ersetzt den freien Wettbewerb der Ideen durch ein bürokratisch gesteuertes Wahrheits-Monopol. Die Trusted Flagger und Faktenchecker sind keine neutralen Schiedsrichter – sie sind politische Aktivisten im Sold eines staatlichen Auftraggebers, ausgestattet mit der Macht, durch den DSA EU-weit Inhalte zu kontrollieren.


  Zensur der nächsten Generation


  17. Die algorithmische Inquisition


  Die Lenkung, Löschung und Unterdrückung von Meinungen im Zeitalter des DSA findet nicht mehr durch die Schere eines menschlichen Lektors statt, sondern tief im Maschinencode der Plattformen. Die US-Untersuchung hat Dokumente ans Licht gebracht, die belegen, wie die EU-Kommission den Einsatz von künstlicher Intelligenz zur Unterdrückung politischer Rede erzwingt. Das Herzstück dieser Technik sind die sogenannten »Classifiers«.


  Ein »Classifier« ist ein KI-Modell, das darauf trainiert wurde, bestimmte Muster, Schlagworte oder Narrative zu erkennen. Interne Berichte von Microsoft zur Suchmaschine Bing zeigen, wie diese Werkzeuge gezielt eingesetzt werden, um die Sichtbarkeit von »systemischen Risiken« zu steuern. Wenn ein Classifier einen Inhalt als »unzuverlässig« markiert, tritt der Mechanismus des »Downranking« in Kraft. Der Inhalt wird nicht gelöscht – was juristisch angreifbar wäre –, sondern er wird algorithmisch so weit nach unten sortiert, dass er für den Nutzer praktisch nicht mehr existiert.


  Besonders erschreckend: TikTok musste unter dem Druck der Kommission »Classifiers« entwickeln, die speziell auf »populistische Rhetorik« und »Anti-Establishment-Narrative« reagieren. Das bedeutet, dass eine völlig legale politische Meinung allein deshalb unsichtbar gemacht wird, weil sie von einer Maschine als »potenziell schädlich« für den Brüsseler Konsens eingestuft wurde. Es ist eine lautlose Hinrichtung der Rede, bei der der Autor oft gar nicht bemerkt, dass er in einem leeren digitalen Raum spricht.


  Wir treten also in eine neue Ära der Unterdrückung der Meinungsfreiheit ein, in der nicht mehr Menschen, sondern Maschinen darüber entscheiden, was wir sagen dürfen. Die Europäische Union steht an der Spitze dieser Entwicklung. Unter dem Deckmantel des DSA werden Technologieplattformen gezwungen, »proaktive Maßnahmen« zu ergreifen. Das bedeutet in der Realität: Der Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI), um »schädliche« Inhalte bereits im Keim zu ersticken, oft noch bevor ein einziger Mensch sie gesehen hat.


  Diese KI-Systeme werden mit den verzerrten Definitionen der EU-Bürokraten gefüttert. Sie suchen nach »Hassrede«, »Desinformation« oder »grenzwertigen Inhalten«. Da diese Begriffe jedoch keine klare rechtliche Definition haben, lernen diese unerbittlichen digitalen Maschinen, auch solche Inhalte zu löschen, die kritisch gegenüber der Regierung oder der EU-Politik sein könnten.


  Der Bericht des Justizausschusses zeigt, dass die EU-Kommission die Unternehmen nachhaltig dazu drängt, diese automatisierten Systeme immer weiter auszubauen. Sie wollen ein Internet, in dem »problematische« Gedanken gar nicht erst entstehen können, weil der Algorithmus sie sofort erkennt und unsichtbar macht. Das ist die ultimative Form der Gedankenkontrolle. Wenn der Computer entscheidet, was wahr ist, gibt es keine Debatte mehr. Es gibt nur noch Gehorsam gegenüber den Algorithmen der Macht.


  18. Das European Centre for Algorithmic Transparency (ECAT) – Ein Wolf im Schafspelz


  Um diese algorithmische Kontrolle zu perfektionieren, hat die EU eine neue Behörde geschaffen: Das European Centre for Algorithmic Transparency (ECAT). Lassen Sie sich nicht von dem Wort »Transparenz« täuschen. In Brüssel bedeutet Transparenz nicht, dass der Bürger sieht, was die Regierung tut. Es bedeutet, dass die Regierung bis in das kleinste Detail sieht, wie die Plattformen funktionieren, um sie (und Sie) besser kontrollieren zu können.


  Das ECAT hat die Aufgabe, die Algorithmen von Unternehmen wie Meta, Google und X zu inspizieren. Sie fordern Zugang zum Quellcode und zu den Datenströmen. Offiziell geschieht dies, um »systemische Risiken« zu identifizieren. Inoffiziell ist es ein Instrument zur digitalen Industriespionage und zur direkten Steuerung der Informationsströme. Die EU-Beamten können den Unternehmen vorschreiben, wie sie ihre Empfehlungs-Algorithmen programmieren müssen.


  Stellen Sie sich vor, eine Gruppe von nicht gewählten Bürokraten in Europa könnte entscheiden, welche Videos Ihnen auf YouTube vorgeschlagen werden oder welche Nachrichten in Ihrem Facebook-Feed erscheinen. Genau das ist die Aufgabe des ECAT. Sie wollen sicherstellen, dass die »richtigen« Informationen (sprich: EU-freundliche Inhalte) nach oben gespült werden, während kritische Stimmen durch den Algorithmus in die Bedeutungslosigkeit verbannt werden. Das ist staatliche Manipulation in einem Ausmaß, die sich selbst Diktaturen nicht hätten träumen lassen.


  19. Die Dämonisierung der Anonymität


  Ein weiterer Eckpfeiler des europäischen Paternalismus ist der Kampf gegen die Anonymität im Netz. Die EU argumentiert, dass Anonymität ein »Sicherheitsrisiko« darstellt, weil sie es Menschen ermöglicht, »Hassrede« zu verbreiten, ohne zur Rechenschaft gezogen zu werden.
In Wirklichkeit ist die Anonymität eines der wichtigsten Werkzeuge für Dissidenten und freie Bürger, um sich vor staatlicher Repression zu schützen.


  Unter dem DSA werden Plattformen dazu gedrängt, die Identität ihrer Nutzer immer strenger zu überprüfen. Sie sollen »Know Your Customer« -Prinzipien anwenden, wie wir sie aus dem Bankenwesen kennen. Das Ziel ist klar: Jeder Post, jeder Like und jeder Kommentar soll einer realen Person zugeordnet werden können. In einer Welt, in der »falsche Meinungen« bereits als »grenzwertiger Extremismus« eingestuft werden, ist das ein direkter Weg in den Überwachungsstaat.


  Wenn Sie wissen, dass jeder Ihrer kritischen Kommentare von einer EU-Behörde registriert und Ihrer Identität zugeordnet werden kann, werden Sie sich zweimal überlegen, ob Sie den Mund aufmachen. Das ist die Abschreckung (Chilling Effect), die die EU bewusst erzeugen will. Sie wollen eine Gesellschaft von Ja-Sagern, die sich aus Angst vor Konsequenzen selbst zensiert. Der Angriff auf die Anonymität ist ein Angriff auf das Herz der Freiheit. Und da auch amerikanische Nutzer auf diesen globalen Plattformen aktiv sind, sind auch deren Daten und Privatsphäre von diesen europäischen Überwachungsfantasien bedroht.


  Ein Anonymitätsverbot im Netz wäre verfassungswidrig


  Ich bin ein vehementer Gegner der »Klarnamenpflicht«, die Ende 2025 ausgerechnet vom früheren Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts Andreas Voßkuhle ins Spiel gebracht wurde. Er plädiert für ein Anonymitätsverbot, um »Hass und Hetze« einzudämmen und die Diskurskultur im Netz rationaler zu gestalten. Seine Gedanken sind nicht tragfähig, seine Einschätzung, eine Bekenntnispflicht sei verfassungsrechtlich zulässig, ist rechtsirrig.


  Die Anonymität ist ein Schutzschild der Meinungsfreiheit. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in der Vergangenheit mehrfach angedeutet, dass die Meinungsfreiheit auch das Recht umfasse, seine Meinung anonym zu äußern und nicht nur unter dem Vorbehalt der Namensnennung grundgesetzlich verbrieft ist. Der verfassungsrechtliche Befund wird bereits vom einfachen Recht und der Rechtsprechung getragen: § 19 Abs. 2 TDDDG verpflichtet Anbieter, Nutzung und Bezahlung anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, das Oberlandesgericht Hamm hat schon im Jahr 2011 klargestellt, dass eine Beschränkung der Meinungsfreiheit auf namentlich zurechenbare Äußerungen mit Art. 5 Abs. 1 GG nicht vereinbar ist.


  Historisch waren Flugblätter und politische Pamphlete oft anonym verfasst, um sich vor staatlicher Willkür oder gesellschaftlicher Ächtung zu schützen. Die digitale Kommunikation ist das moderne Äquivalent dazu. Schon Alexander Hamilton, James Madison und John Jay, drei zentrale Architekten der US-Verfassung, veröffentlichten ihre verfassungspolitischen Texte (die Federalist Papers) unter dem Pseudonym »Publius«, also anonymisiert, um in der aufgeheizten Gründungszeit nicht die Person, sondern das Argument in den Vordergrund zu stellen und sich vor politischer Vergeltung und gesellschaftlicher Ächtung zu schützen. Es gibt auch keine Pflicht zum »Heldentum«: Der Bürger muss nicht mutig sein, um Grundrechte wahrzunehmen. Ein Zwang, mit dem eigenen Namen für jede Äußerung einzustehen, würde die Meinungsfreiheit auf diejenigen beschränken, die nichts zu verlieren haben oder gesellschaftlich unantastbar sind.


  Ein Arbeitgeber muss nicht wissen, welche politische Partei ein Angestellter privat favorisiert. Eine Klarnamenpflicht würde die Trennung zwischen privater, öffentlicher und beruflicher Sphäre aufheben.


  Wenn Nutzer fürchten müssen, dass eine völlig legale, aber kontroverse Meinung (z. B. Kritik an Religion, Arbeitgebern, politischen Maßnahmen) zu Kündigung, Mobbing oder zu Familienstreit führt, werden sie verstummen, jedenfalls aber deutlich weniger von ihrem Grundrecht Gebrauch machen. Dies verarmt den Diskurs und es tritt das genaue Gegenteil dessen ein, was Voßkuhle erreichen möchte.


  Eine Klarnamenpflicht würde auch die informationelle Selbstbestimmung berühren. Diese verbietet es dem Staat, Bürger lückenlos registrierbar und überwachbar zu machen. Eine Verknüpfung von Klarnamen mit sämtlichen Online-Aktivitäten würde umfassende Persönlichkeitsprofile ermöglichen, die weit über das hinausgehen, was für die Strafverfolgung notwendig ist.


  Die Klarnamenpflicht stellt auch eine Gefahr für vulnerable Gruppen dar, für Whistleblower, Opfer von häuslicher Gewalt, Juden, Homosexuelle etc. in feindseligen Umfeldern. Viele Menschen würden sich aus dem digitalen Diskurs zurückziehen. Wenn Klarnamen öffentlich sind, wird »Doxing« (das Veröffentlichen von Adressen/Arbeitgebern) trivialisiert. Politische Gegner könnten Nutzer im echten Leben aufsuchen und bedrohen.


  Die Klarnamenpflicht ist auch in anderen Rechtsstaaten gescheitert. Südkorea implementierte eine Klarnamenpflicht im Internet – das sogenannte »Real Name Verification System«. Die Regelung wurde 2007 eingeführt und verpflichtete Nutzer größerer Websites (mit über 100.000 täglichen Besuchern), sich mit ihrem echten Namen und ihrer Personalausweisnummer zu registrieren, bevor sie Kommentare oder Beiträge veröffentlichen konnten. Das südkoreanische Verfassungsgericht erklärte das System am 23. August 2012 für verfassungswidrig. Die Richter argumentierten, dass es die Meinungsfreiheit unverhältnismäßig einschränke und das Recht auf Privatsphäre verletze. Zudem wurde festgestellt, dass die erhofften positiven Effekte (Reduktion von »Hasskommentaren« etc.) nicht eingetreten waren.


  Wer schwere Straftaten plant, nutzt gestohlene Identitäten oder umgeht die Sperren technisch. Die Pflicht träfe also primär den gesetzestreuen Normalbürger.


  Und: Plattformen müssten Ausweisdaten von Millionen Nutzern speichern. Dies schafft riesige Datenbanken, die extrem attraktiv für Hacker sind. Ein Datenleck hätte verheerende Folgen (Identitätsdiebstahl).


  Der Staat darf nicht verlangen, dass man »Gesicht zeigt«, um Grundrechte wahrzunehmen. Die Freiheit der Rede beinhaltet die Freiheit, unbehelligt zu reden. Sobald die Namensnennung zur Bedingung wird, wird die Meinungsfreiheit von einem Abwehrrecht gegen den Staat zu einer mutigen Bekenntnishandlung umgedeutet. Das widerspricht dem liberalen Geist des Grundgesetzes und wäre verfassungsrechtlich problematisch. Im 1983 verkündeten Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts, in dem das Recht auf informationelle Selbstbestimmung erstmals definiert wurde, heißt es: »Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen.«


  Vor diesem Hintergrund ist es umso ernüchternder, wenn Bundeskanzler Friedrich Merz sich im Februar 2026 in einer Mischung aus Selbstgewissheit und Kenntnislosigkeit auf CDU-Veranstaltungen zu Wort meldet und erklärt: »Ich möchte Klarnamen im Internet sehen, ich möchte wissen, wer sich da zu Wort meldet.«


  Wer so spricht, verrät vor allem, aus welcher Komfortzone er argumentiert. Ein Bundeskanzler mit Personenschutz und institutioneller Rückendeckung erklärt Millionen Bürgern, sie sollten im Netz gefälligst so auftreten wie er, wie jemand, der mit den Privilegien der Macht ausgestattet ist und dabei vergessen hat, dass das nicht für alle gilt. Merz ignoriert den entscheidenden Unterschied: Für Regierende ist Sichtbarkeit Teil des Jobs. Für viele Regierte ist Sichtbarkeit ein Risiko.


  Möchte der Kanzler wirklich persönlich wissen, wer der anonyme Whistleblower ist, der auf X Missstände in seinem Unternehmen offenlegt? Oder wer der Iraner ist, der von Deutschland aus anonym Videos von Protesten teilt. um seine Familie im Iran nicht in Lebensgefahr zu bringen? Man darf es bezweifeln. All diese Fälle sind keine exotischen Randnotizen, sondern der Grund, warum Anonymität in freien Gesellschaften nicht »Feigheit« ist, sondern Schutz vor Repression, vor Vergeltung, vor sozialer und wirtschaftlicher Vernichtung. Wer das für vernachlässigbar erklärt, erklärt, dass ihn die Folgen für andere nicht interessieren.


  Merz’ Vorschlag verschiebt das Risiko vom Staat auf den Bürger. Der Staat muss nicht mehr überzeugend begründen, warum er eingreift, sondern die Bürger sollen sich selbst zensieren, weil Identifizierbarkeit Druck erzeugt. Wer dann schweigt, »entscheidet sich« eben für Ruhe. So kann man öffentliche Debatten auch »befrieden«.


  Beunruhigend ist, wie selbstverständlich Merz das ausspricht. Als habe er nie ernsthaft darüber nachgedacht, wozu Anonymität für Menschen da ist, die tatsächlich etwas zu verlieren haben, ihre Sicherheit, ihre Freiheit, manchmal ihr Leben.


  20. Social-Media-Verbot bis 16: Symbolpolitik auf dem Rücken der Familien


  Die CDU Schleswig-Holstein hat den nächsten großen Wurf aus dem Labor für Wohlfühl-Autoritarismus geliefert. Ein Social-Media-Verbot für unter 16-Jährige. Die Bevormundungsinitiative kommt mit allerlei guten Gründen und wohlklingenden Vokabeln daher: Jugendschutz, Kindheitsschutz, Seelenschutz. Tatsächlich ist das allein der vulgäre politische Reflex, Probleme durch Verbote zu lösen, statt Eltern und Plattformen in die Pflicht zu nehmen.


  Art. 6 GG weist Pflege und Erziehung den Eltern zu. Dessen Abs. 2 lautet: »Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.« Der Staat hat kein Mandat zum Ober-Erziehungsberechtigten. Ein pauschales Verbot standardisiert Erziehung und schert alle Familien über einen Kamm. Es ersetzt individuelle Verantwortung durch Kollektivmaßnahmen. Eltern, die ihren Erziehungsauftrag ernstnehmen, die ihre Kinder begleiten, ihre Medienzeit begrenzen und dabei konsequent sind, werden ebenso entmündigt wie jene, die alles laufen lassen.


  Auch der politische Widerspruch des Unionsvorschlags ist grotesk. In Schleswig-Holstein dürfen Jugendliche ab 16 Jahren den Landtag wählen. Gleichzeitig sollen sie bis zu diesem Alter keinen Zugang zu den digitalen Räumen haben, in denen politische Debatten, Gegenrede und Aufklärung stattfinden, als wolle man sie vor ihrer ersten Stimmabgabe entmündigen. Sie sollen mit 16 Jahren erwachsen genug sein, über die Zusammensetzung des Parlaments zu befinden, sich aber vorher nicht informieren dürfen. Das ist nicht konsequent. Das ist lächerlich.


  Noch absurder ist es, dass nach dem Selbstbestimmungsgesetz ein 14-Jähriger die Erklärung zur Änderung seines Geschlechtseintrags selbst abgeben kann. Der Staat behandelt diese Entscheidung als höchstpersönlich und identitätsprägend. Denselben Jugendlichen will er von Informations- und Kommunikationsräumen fernhalten, weil er ihm Social Media nicht zutraut. Dieser Widerspruch ist politisch peinlich und intellektuell unredlich.


  Art. 5 GG schützt nicht nur die eigene Meinung, sondern auch die Freiheit, sich zu informieren. Wer Social Media auf Unterhaltung reduziert, täuscht schon bei der Problembeschreibung. Für viele Jugendliche stellen Plattformen jedenfalls auch den Zugang zu Nachrichten, Debatten, politischer Bildung und Kultur dar. Ein pauschales Verbot schneidet eine Altersgruppe von Öffentlichkeit ab, in der sie lernen soll, zu urteilen, zu diskutieren und zu widersprechen. Der Bundesgerichtshof erachtet die Plattformen als Anbieter, die die Bereitstellung schon der Rahmenbedingungen öffentlicher Kommunikation selbst übernehmen und damit in Funktionen eintreten, die früher dem Staat als Aufgabe der Daseinsvorsorge zugewiesen waren. Und dieser Zugang soll Jugendlichen verwehrt werden?


  Praktisch durchsetzbar ist das alles ohnehin nicht. Wer Alter sicher prüfen will, prüft die Identität. Das Ergebnis sind neue Datensammlungen, neue Missbrauchsrisiken und ein noch stärkerer Druck auf pseudonyme Nutzung. Wenn die Infrastruktur, die man für Kinder baut, erst einmal installiert ist, wird man sie auch benutzen. Erst für Kinder, dann für alle, die als problematisch erscheinen. Das ist die Logik jedes Überwachungsinstruments.


  Die Lebenslüge jeder Verbotsinitiative ist auch hier der Verkauf von Scheinsicherheit. Betroffen sind die, die die Regeln beachten, die anderen weichen in weniger moderierte Räume mit weniger Schutz aus. Damit wird das Problem nicht gelöst, sondern verlagert.


  Und wer genau fällt unter das Verbot? Sicherlich TikTok und Instagram. Aber gilt es auch für YouTube, für Messenger und Gaming- Chats? Je umfassender das Verbot, desto größer die Definitionskriege und die Rechtsunsicherheit.


  Die sinnvolle Alternative ist weit unspektakulärer und deshalb politisch weniger verlockend. Wer übermäßige Nutzung verhindern will, muss dort ansetzen, wo sie systematisch erzeugt wird: bei Plattformen, deren Design Kinder mit personalisierten Empfehlungsströmen, verhaltensbasierter Werbung und manipulativer Gestaltung auf maximale Verweildauer programmiert. Aufgabe des Staates wäre es, diese Mechaniken zu begrenzen und Eltern zu stärken, statt sie durch pauschale Verbote zu entmündigen. Eltern, die ihre Kinder lieben, brauchen keinen paternalistischen Staat, sondern Klarheit und Konsequenz ihren Kindern gegenüber: kein Handy im Schlafzimmer, feste Offline-Zeiten, App-Limits. Natürlich ist das leicht gesagt, und ich weiß das auch. Vom Schreibtisch aus ist »kein Handy im Schlafzimmer« eine elegante Maxime, im echten Leben ist es eher ein Verhandlungsmarathon mit anschließendem Berufungsverfahren. Wer einmal versucht hat, ein Kind vom Bildschirm wegzubekommen, weiß: Dagegen wirkt die Durchsetzung der Schulpflicht wie ein Spaziergang.


  21. Die Überwachungslogik hinter dem »Kinderschutz«


  In den USA hat eine aktuelle Recherche38 gezeigt, wie schnell »Altersverifikation« von Social Media in etwas ganz anderes kippen kann. Beim Messengerdienst Discord lief in Großbritannien ein Test mit dem Dienstleister Persona, an dem Peter Thiel über seinen Founders Fund beteiligt ist. Persona sollte dabei nicht nur »das Alter prüfen«, sondern Nutzer faktisch identifizierbar machen – per Ausweis und Selfie. Die offengelegten Unterlagen beschreiben ein System, das Selfies per Gesichtserkennung mit Fahndungs- und Beobachtungslisten abgleichen kann, Nutzer in 14 Risikokategorien von Terrorismus bis Spionage prüft und insgesamt 269 einzelne Prüfroutinen vorsieht. Dabei kann die Software nicht nur eine Trefferwahrscheinlichkeit dafür berechnen, ob das Selfie zu einer bekannten Person oder einem Eintrag auf einer Sanktionsliste oder einem Fahndungsfoto passt, und zugleich eine Verdachtsstufe für den gesamten Vorgang vergeben, sondern auch Daten wie IP-Adresse, Geräte- und Browsermerkmale, Ausweisnummern und Telefonnummern erfassen. Teil der Architektur sind sogar Schnittstellen, um Verdachtsmeldungen an US-Behörden (FinCEN) und die kanadische FINTRAC zu übermitteln. Ob all diese Funktionen bei Discord tatsächlich aktiv waren, ist nicht abschließend geklärt. Darauf kommt es aber auch nicht an. Der Vorgang zeigt, was die Überwachungssysteme, die als »Kinderschutz« verkauft werden, tatsächlich tun. Discord hat den Persona-Test inzwischen beendet.


  Fragen Sie sich einmal dies: Was bedeuten solche Identifikations- und Prüfstrukturen, wenn sie politisch zur »Social-Media-Kontrolle« gewollt sind und ein außer Kontrolle geratener Behördenapparat jeweils gegen das aktuell Böse kämpft – gegen rechts, gegen Klimasünder, gegen »russische Propaganda«, gegen SCHUFA-Sünder oder »unsere Demokratie«. Heute trifft es die anderen. Und morgen trifft es Sie.


  22. Der globale Widerstand – Warum Amerika führen muss


  Wir stehen an einem Wendepunkt. Entweder wir akzeptieren, dass die Europäische Union die Regeln für das digitale Zeitalter diktiert und die freie Rede weltweit kontrolliert und deren Rahmen setzt, oder wir wehren uns. Aus Europa selbst wird diese Befreiung wohl nicht erfolgen, die Hoffnung ruht auf den USA.


  Der Bericht des Justizausschusses ist ein erster, wichtiger Schritt zur Aufklärung, der klare politische Signale und Konsequenzen gegenüber der EU folgen müssen. Die Vereinigten Staaten sollten gesetzlich regeln, dass es amerikanischen Unternehmen untersagt ist, sich Gesetzen zu beugen, die gegen amerikanische Verfassungsprinzipien verstoßen. Dies kann die Gefahr beinhalten, dass sich die Plattformen aus dem europäischen Markt zurückziehen. Bundeskanzler Friedrich Merz wird dann keine Videos auf Instagram mehr hochladen können. Die USA müssen ihre technologische Souveränität zurückerlangen und klare gesetzliche und politische Grenzen ziehen.


  Wenn die EU amerikanische Bürger zensiert, dann ist das ein feindseliger Akt gegen deren Souveränität und auch gegen die Grundrechte der betroffenen EU-Bürger. Die freie Rede ist nicht verhandelbar. Sie ist das Fundament jeder Republik. Wenn wir sie im digitalen Raum aufgeben, geben wir Amerika und Europa auf. Den Eurokraten in Brüssel muss aus den USA eine klare Botschaft gesendet werden: Eure Eingriffe in die Meinungsfreiheit enden an unseren territorialen Grenzen. Wir sind freie Menschen, und wir werden niemals zulassen, dass eine transatlantische Bürokratie bestimmt, was wir denken, sagen oder glauben dürfen. Der Kampf um das Internet ist der Kampf um die Freiheit des 21. Jahrhunderts – und es ist ein Kampf, den wir gewinnen müssen.


  Die Hall of Shame der EU-Zensur


  23. Die Top 10 der empörendsten Zensur-Skandale


  Um das Ausmaß des Verrats an der Meinungsfreiheit vollständig zu begreifen, sollten wir uns die spezifischen Sünden der geschilderten europäischen Maschinerie vor Augen führen. Hier sind die zehn schockierendsten Erkenntnisse aus den Berichten des Justizausschusses, die jeder Europäer und Amerikaner kennen sollte:


  1.Die Kriminalisierung der Satire: Die EU stuft »politische Satire« und »Memes« offiziell als »grenzwertige Inhalte« ein, die wie gewalttätiger Extremismus behandelt werden müssen. Was für Bürger Humor ist, ist grenzt für Brüssel terminologisch an Terrorismus.


  2.Die schwarze Liste für US-Politiker: Die Europäische Union hat amtierende amerikanische Kongressabgeordnete als »Terror-Bedrohungen« eingestuft, um die Löschung ihrer Inhalte auf globalen Plattformen zu erzwingen.39


  3.Der Kampf gegen die freie Rede bei COVID-19: Plattformen wie TikTok löschten tausende Videos und schalteten Propaganda-Kampagnen im direkten Auftrag europäischer Regierungen, während jede wissenschaftliche Kritik an den Maßnahmen im Keim erstickt wurde.


  4.Die Unterdrückung der Migrations-Debatte: Wer die Folgen der Massenmigration in Europa kritisiert, wird als Anhänger der »weißen Vorherrschaft« gebrandmarkt. Die EU nutzt Zensur, um die Kritik an ihrer eigenen Politik zu vertuschen.


  5. Das »Handbuch des Schweigens«: Ein geheimes 72-seitiges Dokument der EU diktiert den Plattformen, welche legalen Meinungen sie unterdrücken sollen« – von »Elitenkritik« bis hin zu »populistischer Rhetorik«.


  6.Die Erpressung durch den DSA: Die EU droht amerikanischen Unternehmen mit Milliardenstrafen (6 Prozent des weltweiten Umsatzes), wenn sie sich weigern, die Rolle der Gedankenpolizei zu übernehmen.


  7.Die »freiwilligen« Kodizes der Unterwerfung: Interne Google- Dokumente zeigen, dass die Zusammenarbeit mit der EU nie freiwillig war, sondern unter Drohungen und massivem regulatorischem Druck stattfand.


  8.Das Kartell der Faktenchecker: Die EU finanziert und steuert ein Netzwerk von politisch gefügigen und linientreuen NGOs, die als »unabhängige Faktenchecker« getarnt legitime konservative Stimmen weltweit bekämpfen.


  9.Der Angriff auf Newcomer: Die EU bezeichnet Plattformen, die sich der freien Rede verschrieben haben, als »Risiko für den Weltfrieden«, weil sie »ehrliche globale Konversationen« ermöglichen.


  10.Die automatisierte Kontrolle: Durch den Einsatz von KI und das neue »Zentrum für algorithmische Transparenz« will die EU die direkte Kontrolle über die Empfehlungs-Systeme des Internets übernehmen, um im großen Stil globale Meinungslenkung zu betreiben.


  Diese Liste ist kein bloßes Verzeichnis von bürokratischen Fehlern. Es ist die Anklageschrift gegen ein System, das sich vorgenommen hat, der Freiheit des Wortes weltweit den Kampf anzusagen. Jedes dieser Beispiele ist ein direkter Schlag gegen die Grundwerte jeder freiheitlichen Republik. Wenn wir zulassen, dass diese Praktiken zur Normalität werden, dann ist die Ära der Freiheit, die mit der Aufklärung begann, Geschichte.


  24. Ein Weckruf für das freie Amerika


  Amerikaner haben eine besondere Verantwortung. Die Vereinigten Staaten wurden auf dem Prinzip gegründet, dass die Freiheit des Wortes unantastbar ist. Sie haben Kriege geführt und Opfer gebracht, um dieses Recht zu verteidigen. Heute stehen wir vor einer neuen Art von Feind – einem Feind, der keine Panzer schickt, sondern Paragrafen, und der keine Städte besetzt, sondern unsere digitalen Marktplätze.


  Die Eurokraten in Brüssel blicken mit Verachtung auf dieses Modell der Freiheit. Sie halten Amerikaner für naiv, weil diese glauben, dass Menschen selbst entscheiden können, was wahr ist. Die Kommissare halten ihre technokratische Herrschaft für überlegen, weil sie »effizienter« darin ist, unliebsame Meinungen zu unterdrücken. Aber eine Gesellschaft, die Angst vor Worten hat, ist eine Gesellschaft, die bereits im Sterben liegt.


  Wenn Mark Zuckerberg, Sundar Pichai oder Linda Yaccarino lieber den Befehlen eines Brüsseler Kommissars folgen als der Verfassung ihres eigenen Landes, dann muss der amerikanische Gesetzgeber sie zwingen, sich zu entscheiden: Entweder ihr steht auf der Seite der Freiheit, oder ihr seid Teil des Bevormundungsapparats einer fremden Macht. Es gibt keinen Mittelweg mehr.


  25. Die Rückeroberung unserer digitalen Souveränität


  Was wäre zu tun? In den Vereinigten Staaten mehren sich die Stimmen, die eine »Declaration of Digital Independence« fordern – eine klare Feststellung, dass amerikanische Plattformen, die in den USA operieren, zuerst und vor allem dem amerikanischen Recht und dem First Amendment verpflichtet sind. Kein ausländisches Gesetz dürfe dazu genutzt werden, die Rechte amerikanischer Bürger auf amerikanischem Boden zu beschneiden.


  Die Forderungen an den Kongress liegen auf dem Tisch: Gesetze, die es Plattformen verbieten, Inhalte aufgrund von Forderungen ausländischer Regierungen zu löschen, sofern diese Inhalte nach USRecht legal sind. Eine Unterbindung der Zusammenarbeit amerikanischer Behörden mit ausländischen Bevormundungsinstanzen. Und die Möglichkeit für US-Bürger, sich gegen algorithmische Unterdrückung rechtlich zur Wehr zu setzen.


  Es wäre ein Signal, das weit über die Vereinigten Staaten hinaus Wirkung entfalten würde – auch für die Meinungsfreiheit in Europa.

  

  



  Kapitel 10
Döpfner, Brüssel, Usmanow – 
Rechtsbruch und Opportunismus einer Wertegemeinschaft


  Über die Kollision von Verlegerinteressen mit journalistischer Unabhängigkeit


  Im April 2023 veröffentlichte die Wochenzeitung DIE ZEIT unter dem Titel »Der Chef« eine umfangreiche Recherche, die auf internen Dokumenten, E-Mails und Chatnachrichten aus dem Hause Axel Springer basierte. Im Zentrum der Veröffentlichung stand Mathias Döpfner, Vorstandsvorsitzender des Medienkonzerns. Während die Dokumente verschiedene Aspekte der Unternehmenskultur beleuchteten, entzündete sich die folgende, bundesweite Debatte vor allem an einer spezifischen Nachricht, die Döpfner kurz vor der Bundestagswahl 2021 an den damaligen Chefredakteur der BILD-Zeitung, Julian Reichelt, gesandt hatte.


  Der Vorgang und die darauffolgenden Reaktionen befassten sich mit grundlegenden Fragen zur Trennung von Verlag und Redaktion, zur Unabhängigkeit von Journalisten sowie zur Rolle von Medienunternehmern in einer Demokratie.


  Der Sachverhalt: Die Nachricht


  Zwei Tage vor der Bundestagswahl formulierte Mathias Döpfner eine direkte Nachricht an Julian Reichelt. Er thematisierte seine Sorge vor einer linksgerichteten Regierungsmehrheit und skizzierte eine publizistische Strategie. Der Wortlaut dieser SMS wurde von der ZEIT so zitiert:


  »Please stärke die FDP. Wenn die sehr stark sind, sind sie in der Ampel so stark, dass die nicht fliegen kann. Oder Jamaika geht doch.«


  Faktisch handelt es sich bei diesem Text um eine Aufforderung des CEO an den redaktionell Verantwortlichen, die Berichterstattung zugunsten einer bestimmten Partei – der FDP – auszurichten. Das erklärte taktische Ziel war die Beeinflussung der nach der Wahl anstehenden Koalition, spezifisch eine Stärkung der FDP in einer »Ampel« -Koalition (SPD, Grüne, FDP) oder die Ermöglichung eines »Jamaika« -Bündnisses (CDU/CSU, Grüne, FDP).


  Die mediale Rezeption: Der Vorwurf des Machtmissbrauchs


  Die Veröffentlichung dieser Nachricht löste ein empörtes Echo in der deutschen Medienlandschaft aus. Die Kritik, die von konkurrierenden Verlagen, Journalisten und Berufsverbänden geäußert wurde, konzentrierte sich nicht auf die politische Präferenz Döpfners an sich, sondern auf den Modus seiner Einflussnahme.


  Der Bruch der inneren Pressefreiheit


  Ein zentraler Kritikpunkt war die Verletzung der redaktionellen Unabhängigkeit.


  •Der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) wertete den Vorgang als einen Angriff auf die Glaubwürdigkeit des Journalismus. Frank Überall, der damalige Vorsitzende, merkte an, dass Verleger zwar eine publizistische Haltung vorgeben dürften (Tendenzschutz), direkte Eingriffe in die Tagesberichterstattung jedoch die Professionalität der Redaktion untergrüben.


  •Das Medienmagazin Übermedien analysierte, dass die Nachricht das Machtgefälle im Hause Springer offenbare. Die Formulierung »Please stärke« wurde von Kommentatoren nicht als Bitte, sondern im Kontext der Hierarchie als Anweisung interpretiert, die den Chefredakteur zum Erfüllungsgehilfen der verlegerischen Agenda degradiere.


  In den Feuilletons und Leitartikeln der überregionalen Zeitungen wurde die demokratische Legitimation eines solchen Vorgehens diskutiert.


  •Die Süddeutsche Zeitung (SZ) charakterisierte das Verhalten Döpfners als das eines »Möchtegern-Königsmachers«. Die Kritik lautete, Döpfner habe versucht, die publizistische Macht der BILD-Zeitung – und damit deren Millionenreichweite – als Hebel zu nutzen, um politische Prozesse nach eigenem Gutdünken zu steuern.


  •Der SPIEGEL ordnete den Vorgang in eine Reihe von Verhaltensweisen ein, die an ein feudales Verständnis von Medienmacht erinnerten. Kommentatoren warfen die Frage auf, ob hier private politische Interessen unter dem Deckmantel unabhängiger Berichterstattung verfolgt wurden, was den Konsumenten der BILD verborgen blieb.


  Die Reaktion der Politik


  Auch im politischen Berlin sorgte die Nachricht für Irritationen, insbesondere bei der Partei, die »gestärkt« werden sollte.


  •Vertreter der FDP reagierten zurückhaltend bis distanziert. Wolfgang Kubicki bezeichnete die Einflussnahme als »bärendienstlich«. Die Kritik lautete, dass eine solche Unterstützung den Verdacht der Kungelei nähre und der Partei eher schade als nutze, da sie die Legitimität ihres Wahlergebnisses angreifbar mache.


  •Politiker von SPD und Grünen sahen ihre Warnungen vor einer Kampagnen-Berichterstattung durch Springer bestätigt. Kevin Kühnert (SPD) äußerte, die Nachrichten belegten, dass BILD in diesem Kontext kein journalistisches Medium, sondern ein politischer Akteur sei.


  Die interne und externe Verteidigung


  Mathias Döpfner selbst reagierte auf die Veröffentlichungen mit einer Stellungnahme, die ebenfalls intensiv diskutiert wurde.


  •In einem Video und einem Text für die BILD entschuldigte er sich für den »Ton und den Inhalt« mancher Nachrichten, verwies jedoch auf den Kontext. Er argumentierte, es habe sich um »private Nachrichten« und »Gedankensplitter« gehandelt, die in einem Moment der Emotion entstanden seien.


  •Er bestritt, dass diese Nachrichten formale Dienstanweisungen gewesen seien. Döpfner berief sich auf die Freiheit des Verlegers, mit seinen Chefredakteuren auch kontrovers zu diskutieren und Meinungen auszutauschen.


  Diese Verteidigungslinie wurde von Medienrechtlern und Branchenbeobachtern jedoch weitgehend skeptisch aufgenommen. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) merkte an, dass die Unterscheidung zwischen »privat« und »beruflich« in der Kommunikation zwischen einem CEO und einem Chefredakteur kaum aufrechtzuerhalten sei, insbesondere wenn es um konkrete politische Handlungsanweisungen während eines laufenden Wahlkampfs gehe.


  Die Grenzen der Verlegermacht im Lichte der Verfassung


  Die Vehemenz der Kritik an Mathias Döpfner lässt sich nur vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Sonderstellung der Presse verstehen. In der Bundesrepublik Deutschland genießt die Presse nicht nur den Schutz von Artikel 5 des Grundgesetzes als Abwehrrecht gegen den Staat, sondern sie erfüllt eine »öffentliche Aufgabe«. Das Bundesverfassungsgericht hat der Presse die Funktion eines Wächters und Vermittlers zugesprochen, der die »freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung« überhaupt erst ermöglicht.


  Auf diesem Fundament basierte der Kernvorwurf:


  Zwar räumt das deutsche Recht Verlegern den sogenannten »Tendenzschutz« ein. Dies bedeutet, dass der Eigentümer eines Medienhauses die politische Grundhaltung (z. B. »liberal«, »konservativ«) festlegen darf. Die Kritik an Döpfner argumentierte jedoch, dass dieser Schutzbereich überschritten wird, wenn aus einer generellen Haltung eine operative Handlungsanweisung zur Wahlbeeinflussung wird.


  Das verfassungsrechtliche Ideal geht davon aus, dass der Verleger den Rahmen setzt, die Redaktion diesen Rahmen jedoch journalistisch eigenverantwortlich ausfüllt. Eine direkte Durchgriffsmacht auf tagesaktuelle Schlagzeilen, um taktische Parteiinteressen zu bedienen, ist vom Geist des Tendenzschutzes nicht gedeckt, da sie die journalistische Sorgfaltspflicht der ökonomischen oder politischen Willkür unterordnet.


  Die Trennung als Vertrauensbasis


  Ein funktionierendes Mediensystem beruht auf dem ungeschriebenen Vertrag zwischen Medium und Publikum, dass Nachrichten und Kommentare nach journalistischen Kriterien, nach Relevanz und Wahrhaftigkeit ausgewählt werden und nicht nach der persönlichen Agenda des Eigentümers. Verfassungsrechtlich betrachtet ist die Pressefreiheit kein Privileg für Medienunternehmer zur Durchsetzung eigener Machtansprüche, sondern eine Institutionsgarantie im Dienste der Demokratie.


  Die Kritik an der Causa Döpfner war folglich im Kern eine verfassungstheoretische Verteidigung der inneren Pressefreiheit. Sie machte geltend, dass wenn die Spitze eines Medienhauses die redaktionelle Unabhängigkeit zur Verfügungsmasse politischer Deals macht, es seine Funktion als »Vierte Gewalt« aufgibt und Gefahr läuft, das zur demokratischen Meinungsbildung notwendige Vertrauen der Öffentlichkeit irreversibel zu beschädigen.


  Die hier beschriebenen Vorgänge liegen einige Jahre zurück. Anhand der damaligen Ereignisse aber lässt sich die öffentliche, auch politische Haltung der in der Bundesrepublik beim Staat und in den Medien Verantwortung tragenden Personen sowie der einschlägigen Vorschriften der Verfassung exemplarisch schildern.


  Welchen Wert diese Grundsätze haben und was von ihnen übrigbleibt, wenn der Staat anderweitige Interessen hat und die Grundrechte nur noch als missliches Thesenpapier behandelt, erfahren Sie jetzt.


  Wer den vorangehenden Abschnitt über Mathias Döpfner gelesen hat, der glaubt, den westlichen Standard für Medienfreiheit verstanden zu haben. Die Lektion schien eindeutig: Ein Verleger, der in die Redaktion hineinregiert, der politische Inhalte bestellt oder unterdrückt, versündigt sich am Geist der Demokratie. Die Trennung von Kapital und Redaktion ist heilig. Der Verleger hat zu schweigen, damit die Presse frei sein kann.


  In Brüssel stellen die Bürokraten dieses Wertegerüst, ohne mit der Wimper zu zucken, kurzerhand auf den Kopf. Kaum verlässt man den moralischen Hochsitz der deutschen Mediendebatte und blickt in die belgische Hauptstadt und auf die Sanktionspolitik des Rates der Europäischen Union, wird dieses »heilige Prinzip« nicht nur ignoriert, sondern ins groteske Gegenteil verkehrt. Hier wird plötzlich bestraft, wer nicht eingreift, wo die Brüsseler Bürokraten dies gern sehen würden. Hier wird der Verleger sanktioniert, der nicht zensiert. Brüssel verhöhnt die Grundrechtecharta; die Bundesregierung, die diesen Maßnahmen zustimmt, vergeht sich an der deutschen Verfassungsidentität. Es ist erstaunlich, wie viele Menschen meinen, Grundrechte könnten suspendiert werden, wenn der Betroffene Milliardär ist. Und erst recht, wenn er auch noch die russische Staatsbürgerschaft besitzt.


  Um die ganze Absurdität dieses Vorgangs zu begreifen, muss man zunächst eine der Personen näher kennenlernen, die die EU aus Opportunismus und Effekthascherei ins Fadenkreuz genommen hat – und mit welchem Instrumentarium. Und wenn Sie sich über meine freundlichen Worte wundern, so gehört die Mitteilung zur Chronistenpflicht, dass ich die Person, von der Sie gleich lesen, persönlich gut kenne und seit Jahren anwaltlich vertrete.


  Alischer Usmanow ist keine jener blassen Figuren, die durch politische Kungelei zu Reichtum gelangten. Er ist, nach allen westlichen Maßstäben, ein visionärer Unternehmer und ein Philanthrop von historischem Format. Lange bevor das Silicon Valley zum Goldstandard für Investoren wurde, erkannte Usmanow das Potenzial der digitalen Ökonomie und investierte frühzeitig und massiv in westliche Technologie-Giganten wie Facebook (Meta) oder Apple. Er agierte als Brückenbauer zwischen den Welten, nicht als politischer Hardliner. Vor allem aber trat er als einer der großzügigsten Spender der Gegenwart in Erscheinung.


  Die britische Sunday Times führte ihn in ihrer »Giving List« mehrfach als den spendabelsten Philanthropen überhaupt – ein Mann, der viele Milliarden Euro in Wissenschaft, Kunst, Sport und soziale Projekte investierte. Er kaufte eine Nobelpreismedaille zurück, nur um sie dem ausgezeichneten Forscher zurückzugeben, der sie aus persönlicher Not verkauft hatte, er restaurierte historische Bauten in Rom und führte als Präsident den Weltfechtverband (FIE) in die Moderne. Usmanow war im besten Sinne ein Weltbürger, dessen Wirken weit über nationale Grenzen hinausging.


  Demgegenüber steht das Instrument der EU-Sanktionen. Theoretisch, im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), sind diese Maßnahmen als »smarte Sanktionen« konzipiert. Sie sollen angeblich nicht kollektiv im Sinne von Sippenhaft bestrafen, sondern präzise jene treffen, die persönlich politische oder wirtschaftliche Verantwortung für Völkerrechtsbrüche tragen oder den militärischen Apparat Russlands direkt finanzieren. Der Sinn dieser Sanktionslisten ist es, die ökonomischen Adern des Krieges zu kappen und Entscheidungsträger unter Druck zu setzen. Ein legitimes Ziel, zweifellos.


  Doch wenn dieses scharfe Schwert des Rechtsstaats gegen eine natürliche Person wie Usmanow eingesetzt wird, muss die Begründung hieb- und stichfest sein. Sie muss kausal belegen, wie der Betroffene den Krieg befördert.


  Ein Blick auf den »Durchführungsbeschluss (GASP) des Rates« und die konkrete Listung von Alischer Usmanow (Nummer 673) offenbart jedoch statt rechtlicher Präzision einen erschütternden juristischen und intellektuellen Offenbarungseid der europäischen Wertegemeinschaft. Statt finanzieller Verstrickungen in den Krieg bemüht man hier eine Argumentation, die das westliche Verständnis von Pressefreiheit ad absurdum führt.


  Die Rückkehr zu Kollektivschuld und Sippenhaft


  Es ist kein Zufall, dass Strategen von Weltrang entsetzt auf diese Praxis blicken. Edward Luttwak, den John le Carré einmal mit dem italienischen Meisterdenker Machiavelli verglich, hat diesen Mechanismus in seinem Essay in der WELT unter der treffenden Überschrift »Russe, reich und schuldig« seziert.


  Luttwak erkennt in der heutigen Jagd auf russische Unternehmer ein finsteres Echo des 20. Jahrhunderts: individuelle Schuld wird durch pauschale Kategorisierung ersetzt. Unter Lenin genügte der Stempel »konterrevolutionär« für eine Kugel, in Maos China reichte der Besitz von drei Schweinen, um als »reicher Bauer« verfolgt zu werden. Beweise für eine konkrete Tat waren damals so überflüssig wie heute. Die neue Kategorie, so Luttwak, lautet schlicht »Oligarch«.


  Der Militärhistoriker entlarvt die Willkür der Sanktionslisten: Die ursprüngliche »Oligarchen-Liste« des US-Finanzministeriums von 2018 war nichts anderes als eine Abschrift der Forbes-Liste der Milliardäre. Die Behörde selbst stellte damals klar, dass diese Liste »keine Feststellung darstellt, dass eine dieser Personen… die Kriterien für eine Benennung im Rahmen eines Sanktionsprogramms erfüllt« oder in »bösartige Aktivitäten« verwickelt sei. Doch genau diese Differenzierung wurde im Rausch der »globalen Schadenfreude« über Bord geworfen. Yachten werden beschlagnahmt und Vermögen eingefroren, ohne dass es einen Prozess oder Beweise für ein die Sanktionen rechtfertigendes Fehlverhalten gab.


  Der Offenbarungseid: »On Shaky Grounds«


  Ein Artikel des US-Magazins Politico vom 21. September 2023 liefert unter dem Titel »On Shaky Grounds – The Secret, Slipshod Evidence the EU Uses to Sanction Russian Oligarchs – Hastily compiled dossiers leave the challenges« 40 die Bankrotterklärung der Brüsseler Bürokratie. Die journalistische Analyse entlarvt die EU-Sanktionsmaschinerie als ein Trauerspiel der Stümperei: Die »geheimen Beweise«, auf deren Grundlage Milliardenvermögen eingefroren und Existenzen vernichtet werden, bestehen oft aus nicht mehr als hastig zusammengestoppelten Google-Suchergebnissen, schlecht übersetzten Presse-Clippings und Wikipedia-Wissen.


  Das Ergebnis ist ein »kategorisches Versagen« der Sorgfaltspflicht. Reihenweise kassiert der Europäische Gerichtshof die Sanktionen wieder, weil die vorgelegten »Beweise« einer juristischen Prüfung nicht standhielten. Doch hier erst offenbart sich der wahre Zynismus des Apparats: Statt die Urteile zu respektieren, greift die EU oft einfach zum Textbaustein. Kaum ist eine Sanktion für nichtig erklärt, wird ein neuer Beschluss mit minimal geänderter Begründung erlassen (»Copy & Paste«). Es ist ein juristisches Hase-und-Igel-Spiel, bei dem die Exekutive die Judikative faktisch aushebelt. So verkommt die mächtigste geopolitische Waffe der EU zur reinen Willkür-Farce, bei der das Urteil des Gerichts nur noch eine lästige Notiz im Aktenordner ist.


  »Zwischen uns und der Unterdrückung gibt es nur die Rechtsstaatlichkeit«


  Luttwaks Urteil ist demzufolge vernichtend: Wir erleben einen Frontalangriff auf den Grundsatz nulla poena sine lege – keine Strafe ohne Gesetz. Wer akzeptiert, dass Menschen allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Kategorie (»einflussreicher russischer Unternehmer«) und nicht aufgrund nachgewiesener Taten bestraft werden, der opfert den Rechtsstaat selbst. Denn, so warnt Luttwak: »Zwischen uns und der


  Unterdrückung gibt es nur die Rechtsstaatlichkeit.«


  Der Kommersant: Eine unabhängige Stimme


  Alischer Usmanow ist über Beteiligungsstrukturen Eigentümer des Kommersant. Diese Zeitung ist nicht irgendein russisches Blatt. Sie ist eine Bastion von unabhängigem Journalismus, soweit dieser in Russland im Rahmen der dortigen Gesetze noch möglich ist.


  Es sind nicht die Anwälte Usmanows, die das behaupten, es sind die Kronzeugen des westlichen Liberalismus:


  •Der britische Economist bezeichnete den Kommersant 2022 als eine der letzten verbliebenen unabhängigen Stimmen in der russischen Presselandschaft.


  •Das Wall Street Journal stützte diese Einschätzung und hob die Sonderstellung der Zeitung hervor.


  •Sogar das US Treasury Department (Finanzministerium) nahm den Kommersant ursprünglich von Sanktionen aus, gerade weil man die redaktionelle Unabhängigkeit und die Bedeutung als Informationsquelle anerkannte.


  In diesem Medium also, das westliche Beobachter für seine Distanz zum Kreml lobten, erschien ein Gastbeitrag (Op-ed). Der Autor: Dmitry Medvedev, ehemaliger russischer Präsident und Vizechef des Sicherheitsrates. Der Inhalt: Ein aggressiver Text, der Verhandlungen mit der Ukraine als sinnlos darstellte.


  Die Logik der Zensurpflicht


  Was macht eine freie Zeitung, wenn ein Spitzenpolitiker – und sei er noch so extremistisch in seinen Ansichten – einen Text anbietet? Sie druckt ihn. Nicht, weil sie ihm zustimmt, sondern weil es von öffentlichem Interesse ist, zu wissen, was die politische Führung denkt. Das ist das Wesen einer Zeitung: Dokumentation der Zeitgeschichte, nicht Erziehung der Leser.


  Die Europäische Union jedoch konstruiert daraus einen Sanktionsgrund, der einem verfassungsrechtlichen Dammbruch gleichkommt. In der Begründung zur Sanktionierung Usmanows heißt es wörtlich:


  »Als der Kommersant sich im Besitz von Alisher Usmanov befand, wurde dort ein propagandistischer, gegen die Ukraine ausgerichteter Artikel von Dmitry Medvedev veröffentlicht, in dem der ehemalige Präsident Russlands argumentierte, dass es sinnlos sei, Gespräche mit der aktuellen Regierung der Ukraine aufzunehmen, da diese seiner Meinung nach direkt unter ausländischer Kontrolle stehe. Somit hat er [Usmanow] die die Ukraine destabilisierende Politik der russischen Regierung aktiv unterstützt.«


  Man muss diesen Satz juristisch sezieren, um seine ganze Ungeheuerlichkeit zu begreifen.


  Die EU wirft dem Eigentümer vor, dass in seiner Zeitung ein Artikel eines Dritten erschien. Der Vorwurf lautet nicht, dass Usmanow den Artikel bestellt hätte (wie Döpfner die FDP-Kampagne). Der Vorwurf lautet implizit, dass er ihn nicht verhindert hat.


  Döpfner vs. Usmanow: Die totale Inversion der Werte


  Hier stehen wir vor dem Scherbenhaufen der westlichen Glaubwürdigkeit.


  1.Der Fall Döpfner: Mathias Döpfner wird medial und ethisch hingerichtet, weil er versucht hat, Einfluss auf redaktionelle Inhalte zu nehmen. Das Urteil: Verleger dürfen nicht intervenieren.


  2.Der Fall Usmanow: Alischer Usmanow wird mit schwersten Grundrechtseingriffen (Einfrieren von Vermögen, Reiseverbote) belegt, weil er eine Einflussnahme auf redaktionelle Inhalte unterlassen hat. Die Logik der EU: Verleger müssen intervenieren, wenn der Inhalt der EU politisch missfällt.


  Das ist keine »wertegeleitete Außenpolitik«, das ist Willkür. Hätte Usmanow so gehandelt, wie es die EU offenbar verlangt – hätte er also zum Hörer gegriffen, den Chefredakteur angerufen und befohlen: »Druckt den Medvedev nicht, das schadet meinen Geschäften im Westen!« – dann hätte er genau jenen journalistischen Sündenfall begangen, der Döpfner vorgeworfen wird. Er hätte die redaktionelle Unabhängigkeit ignoriert.


  Weil er aber (nach allem, was bekannt ist) dem Kommersant genau jene Freiheit ließ, die der Economist und das WSJ lobten, wird er zum Kriegstreiber und Staatsfeind erklärt. Die EU etabliert hier durch die Hintertür eine Verlegerhaftung für Meinungen Dritter.


  Verfassungsidentität und westliche Doppelmoral


  Diese Sanktionspraxis ist nicht nur politisch heuchlerisch, sie ist verfassungsrechtlich toxisch. Wenn Putin in der New York Times ein Op-ed veröffentlicht (was er 2013 unter dem Titel »A Plea for Caution From Russia« tat), käme niemand auf die Idee, den Verleger Arthur O. Sulzberger Jr. auf eine Sanktionsliste zu setzen und ihm vorzuwerfen, er unterstütze Putins Außenpolitik. Wenn Taliban-Sprecher in westlichen Medien zitiert werden oder dort Gastbeiträge schreiben, ist das Journalismus, keine Komplizenschaft.


  [image: Screenshot eines Meinungsartikels der New York Times mit der Überschrift: "Was wir, die Taliban, wollen", mit einer Zwischenüberschrift über die Beendigung der Gewalt, vom 20. Februar 2020.]


  Der Autor des Artikels, dessen Überschrift hier eingeblendet ist, war Sirajuddin Haqqani (Stellvertretender Führer der Taliban und Anführer des Haqqani-Netzwerks). Die New York Times verteidigte die Veröffentlichung mit dem journalistischen Auftrag der Informationspflicht. Die Chefredaktion für Meinung (Opinion Section) argumentierte, dass die Öffentlichkeit ein Recht darauf habe, die Argumente und Ziele einer Kriegspartei direkt und ungefiltert zu hören, um die Situation einschätzen zu können, unabhängig davon, wie verabscheuungswürdig man die Gruppe finde.


  Indem die EU diese Unterscheidung bei Usmanow aufhebt, greift sie tief in die deutsche Verfassungsidentität ein. Das Grundgesetz garantiert die Pressefreiheit (Art. 5 GG) und schützt das Eigentum (Art. 14 GG). Eine Sanktion, die darauf basiert, dass ein Eigentümer sein Eigentum nicht den außenpolitischen Interessen der EU gemäß missbraucht hat, verstößt gegen den Wesenskern der deutschen Rechtsordnung.


  Deutschland dürfte solchen Sanktionsbeschlüssen im Rat der EU nicht zustimmen. Denn sie implizieren, dass der Staat (oder der Staatenverbund) von privaten Medienunternehmern erwartet, als vorgeschobener Arm der Zensur oder als Erfüllungsgehilfe außenpolitischer Interessen der EU zu fungieren, was gegen die Menschenwürde und das Demokratieprinzip verstößt. Wer als Verleger nicht aktiv das verhindert, was Brüssel als »Destabilisierung« definiert, verliert den Zugriff auf sein Vermögen und sieht sich schwersten Grundrechtseingriffen ausgesetzt.


  Lord Leggatt rechnet ab


  Während in Brüssel und Berlin die Sanktionslisten meist floskelhaft als alternativlose Schläge gegen den russischen Aggressor oder seine angeblichen Helfershelfer gefeiert werden, regte sich im Juli 2025 im Obersten Gerichtshof des Vereinigten Königreichs (UK Supreme Court) Widerspruch. In der Rechtssache Shvidler v. Secretary of State verfasste Lord Leggatt ein Minderheitsvotum (»Dissenting Opinion«), das als eines der wichtigsten juristischen Dokumente dieser Krise gelten muss.


  Leggatt, der als einziger Richter den Mut hatte, gegen den Strom zu schwimmen, zerlegte die Argumentation der britischen Regierung nicht einfach nur – er entlarvte sie als »Kopfgeburten vom Grünen Tisch« (armchair theories), die auf Wunschdenken basierten und den Rechtsstaat zur Farce machen. Seine Analyse liest sich wie eine Anklageschrift gegen eine Bürokratie, die den Bezug zur Realität verloren hat und Bürgerrechte für bloße Symbolpolitik opfert.


  Die »Kopfgeburten« des Mr. Reed


  Der Kern von Leggatts Kritik richtet sich gegen die Art und Weise, wie Ministerien heute Grundrechtseingriffe begründen. Im Fall Shvidler stützte sich die Regierung auf die Aussage eines Beamten des Außenministeriums (FCDO), eines gewissen Mr. Reed. Dieser hatte in einer Zeugenaussage dargelegt, warum es absolut notwendig sei, das Vermögen eines Mannes einzufrieren, der schon seit Jahren nicht mehr in Russland lebt.


  Leggatt kommentierte diese bürokratische Prosa mit beißendem Spott. Die Begründungen seien »flimsy« (fadenscheinig) und basierten auf keinerlei empirischen Beweisen oder Expertenwissen. Stattdessen handele es sich um bloße Kopfgeburten vom Grünen Tisch – Theorien darüber, wie die Welt funktionieren könnte, wenn man nur fest genug daran glaubt.


  Die Regierung konstruiere eine Kausalkette, als glaube sie an Zauberei: Man müsse Shvidler sanktionieren, um ihn zu »ermutigen«, Druck auf seinen Bekannten und ehemaligen Geschäftspartner Roman Abramowitsch auszuüben. Dieser wiederum solle dadurch motiviert werden, zu Wladimir Putin zu gehen und diesen zu »ermutigen«, den Krieg gegen die Ukraine zu beenden. Leggatt bezeichnete dies als das, was es ist: »Wishful thinking« (Wunschdenken). Es sei »inkohärent« und widerspreche jeder Lebenserfahrung, zu glauben, dass das finanzielle Ruinieren eines in London lebenden Geschäftsmannes die geopolitischen Entscheidungen des Kreml beeinflussen könnte. Besonders absurd: Die Regierung erwartete von Abramowitsch gleichzeitig, Putin zu beeinflussen und sich von ihm zu distanzieren – ein logischer Widerspruch, den Leggatt genüsslich aufspießte.


  »Orwellian«: Der Zwang zum Bekenntnis


  Noch düsterer ist die ideologische Analyse der Sanktionen. Die Regierung hatte argumentiert, die Sanktion sei auch deshalb nötig, um Shvidler dazu zu bringen, sich »robuster« gegen die russische Invasion zu äußern. Zwar hatte er den Krieg öffentlich als sinnlose Gewalt verurteilt und für ein Ende gebetet, aber das reichte den Meinungswächtern im Ministerium nicht.


  Hier zieht Lord Leggatt eine rote Linie. Er bezeichnet diese Argumentation als »sinister« (düster/unheimlich): »Es impliziert, dass es in einer Demokratie legitim ist, wenn die Exekutive das Vermögen einer Person einfriert, um Druck auf sie auszuüben, sich unterstützend zur Regierungspolitik zu äußern. Ein solcher Orwellscher Ansatz sollte zurückgewiesen werden.«


  Das ist der Punkt, an dem der liberale Rechtsstaat zugrunde geht. Wenn der Staat existenzvernichtende Maßnahmen ergreift, nicht um eine rechtswidrige Handlung zu bestrafen, sondern um ein ihm genehmes politisches Bekenntnis zu erzwingen, sind wir bei der öffentlichen, prangerhaften Gesinnungsprüfung angekommen. Es ist der Versuch, in Eigentumsrechte einzugreifen, um die Meinungsfreiheit (hier: die Freiheit, zu schweigen oder seine Worte selbst zu wählen) auszuhebeln.


  Voltaire und das Menschenopfer


  Leggatt entlarvte auch die wahre Funktion dieser Maßnahmen: Es gehe nicht um Wirkung, es gehe um Show. Die Regierung argumentierte, man müsse Shvidler bestrafen, um »andere in seiner Position« abzuschrecken. Dazu Leggatt sarkastisch: Das erinnere an die Hinrichtung des britischen Admirals Byng im Jahr 1757. Im 23. Kapitel von Voltaires Candide wird die Hinrichtung von Byng beschrieben, der 1757 wegen angeblichen Versagens in der Schlacht bei Menorca erschossen wurde. Voltaire lässt einen Engländer die Exekution mit den Worten kommentieren: »Dans ce pays-ci, il est bon de tuer de temps en temps un amiral pour encourager les autres« – In diesem Land ist es gut, von Zeit zu Zeit einen Admiral zu erschießen, um die anderen zu ermutigen.« Man tötet nicht zur Strafe oder aus Gerechtigkeit, sondern als pädagogisches Instrument der Einschüchterung. Die scheinbar nüchterne, fast bürokratische Sprache macht die Absurdität der staatlichen Willkür umso deutlicher. Voltaires Bonmot wurde zum geflügelten Wort für Schauprozesse und exemplarische Bestrafungen.


  Leggatt stellt klar: »Ein Gericht sollte zögern zu akzeptieren, dass die Bestrafung eines unschuldigen Individuums, um andere zu motivieren, ein legitimes Mittel der Politik ist.« Wenn Sanktionen nur noch dazu dienen, »ein Signal an ein breites Publikum zu senden«, dass die Regierung »hart durchgreift«, verkommen Menschen zu Erfüllungsgehilfen außenpolitischer Interessen eines Staates oder der EU.


  Die Falle der Staatsbürgerschaft


  Die finale Pointe des Falls: Gerade weil Shvidler britischer Staatsbürger ist, traf ihn die Sanktion härter als jeden Russen. Wäre er nur russischer Staatsbürger gewesen, hätte Großbritannien völkerrechtlich nur seine Vermögenswerte auf der Insel einfrieren können. Als Brite aber unterliegt er der unbeschränkten Sanktionsgewalt seiner eigenen Regierung. Leggatt nannte es »unfair und willkürlich«, dass einem Bürger basierend auf der reinen Tatsache seiner Nationalität Freiheitsrechte abgesprochen werden. Der Betroffene wird zum »Gefangenen des Staates« (prisoners of the state), dem es sogar verboten ist, sein eigenes Geld für Essen auszugeben, ohne beim Staat um Erlaubnis zu betteln.


  Die Abdankung der Justiz


  Lord Leggatt schloss sein Votum mit einer Warnung: Wenn Gerichte anfangen, derartige Grundrechtsverletzungen einfach »abzunicken« und der Exekutive einen »weiten Ermessensspielraum« einräumen, nur weil das Wort »Außenpolitik« fällt, dann versagen sie in ihrer Pflicht, die Grundrechte der Bürger zu schützen und dem Staat bei Übergriffen in den Arm zu fallen. Sein Votum blieb ein Minderheitsvotum. Er stand allein (»Although I am alone in doing so«). Aber seine Worte bleiben als Dokumentation dessen, wie tief die Standards des Rechtsstaats sinken können, wenn »Kopfgeburten vom Grünen Tisch« und »Wunschdenken« des Staates an die Stelle eines fairen rechtsstaatlichen Verfahrens treten.


  Die Instrumentalisierung des Rechts


  Die Sanktionierung von Usmanow mit dem Vorwurf, er habe als Verleger nicht in die journalistische Unabhängigkeit der Redaktion eingegriffen, spielt argumentativ in derselben Liga und entlarvt die EU-Sanktionspolitik als prinzipienlos. Man misst mit zweierlei Maß:


  Ein deutscher Verleger, der Einfluss nimmt, gilt als Gefahr für die Demokratie.


  Ein russischer Eigentümer einer Medienholding, der keinen Einfluss nimmt, wird sanktioniert, weil er der Demokratie (nach Lesart der EU) nicht gedient hat.


  Es ist eine Bankrotterklärung des Rechtsstaats. Man kann russische Milliardäre für ihre Nähe zur Macht kritisieren oder sanktionieren, wenn sie tatsächlich Kriege unterstützen. Aber jemanden zu sanktionieren, weil er eine Zeitung nicht zensiert hat, stellt das westliche Wertegerüst auf den Kopf. Es sendet die fatale Botschaft in die Welt: Wir glauben an Pressefreiheit – aber nur, solange die Presse das druckt, was der Staat hören will. Alles andere ist »Destabilisierung«, und wer nicht gehorcht, wird vernichtet.


  In Berlin ist der eingreifende Verleger ein Demokratiefeind. In Brüssel ist der nicht-eingreifende Verleger ein Staatsfeind. Der einzige Unterschied ist die gewünschte politische Richtung.

  

  


  Kapitel 11
Die Strafjustiz als Instrument der Einschüchterung


  Es gibt eine Szene, die sich in den Jahren 2024 und 2025 in Deutschland häufig wiederholte, mit verblüffender Regelmäßigkeit und mit einer Gleichförmigkeit, die keinen Zufall mehr erkennen lässt. Früh morgens, gegen sechs Uhr, klingelte die Polizei. Bei einem Unternehmer am Tegernsee, der Plakate an sein eigenes Haus gehängt hatte. Bei einem 64-jährigen Rentner in Unterfranken, der ein Meme teilte. Bei einem Journalisten in Lichtenfels, der ein satirisches Bild veröffentlichte. Oder bei einem emeritierten Professor in Berlin, der einen ironischen Tweet abgesetzt hatte.


  Was diese vier Fälle verbindet, ist das Muster. Politiker, die sich durch Kritik belästigt fühlen, stellen Strafanträge. Einsame Spitzenreiterin ist Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die aus der Verfolgung aufmüpfiger Bürger ein Geschäftsmodell gemacht hat, das ihr womöglich höhere Einnahmen einbringt als ihre Diäten als Parlamentarierin. Dicht auf den Fersen der FDP-Politikerin bei der massenhaften Erstattung von Strafanzeigen folgen die früheren Bundesminister der Grünen Annalena Baerbock und Robert Habeck. Ein willfähriger Apparat aus Meldestellen, Staatsanwaltschaften und Ermittlungsrichtern setzt sich in Bewegung. Hausdurchsuchungen werden angeordnet, Geräte beschlagnahmt, Verfahren eingeleitet. Der Staat zeigt, wer die Macht hat. Das eigentliche Ziel dieser Kampagne liegt aber auf der Hand: Wer einmal um sechs Uhr morgens erlebt hat, wie Polizisten seine Wohnung durchsuchen, denkt zweimal nach, bevor er den nächsten aufmüpfigen Post absetzt. So funktioniert Einschüchterung in einer Demokratie.


  Vergleichbare Fälle gibt es massenhaft, die meisten gelangen nicht an das Licht der Öffentlichkeit. Viele dieser Verfahren sind Beleg für ein Versagen der Strafjustiz im fiebrigen Verfolgungseifer.


  Am 16. Februar 2025 strahlte CBS in ihrem Flaggschiff-Format 60 Minutes eine Dokumentation41 aus, die international für Aufsehen sorgte. Reporterin Sharyn Alfonsi begleitete den »Aktionstag gegen Hasskriminalität« vom 12. November 2024 mit der Kamera. Polizisten im Morgengrauen, aufgeschreckte Bürger, Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen. Im Mittelpunkt stand die Niedersächsische Zentralstelle zur Bekämpfung von Hasskriminalität im Internet der Staatsanwaltschaft Göttingen, vertreten durch Oberstaatsanwalt Frank-Michael Laue, Staatsanwalt Dr. Matthäus Fink und Staatsanwältin Svenja Meininghaus. Auf die Frage, wie die Betroffenen auf die Beschlagnahme ihrer Geräte reagierten, grinsten alle drei vor schäbiger Bürokulisse selbstzufrieden in die Kamera. Laue erläuterte mit spürbarer Genugtuung: »Es ist eine Art Bestrafung, wenn man sein Smartphone verliert. Das ist sogar schlimmer als die Geldstrafe selbst.« Der ehemalige Bundesrichter Thomas Fischer kommentierte den Auftritt der drei später als »bemerkenswert misslungen«. Drei mediale Amateure saßen einer hochprofessionellen amerikanischen Interviewerin hilflos gegenüber, vor einer Rippenheizung mit Überputz-Wasserleitungen. US-Vizepräsident J. D. Vance zog auf X Parallelen zu Orwells 1984. Das Bild, das Deutschlands Strafjustiz durch diese Höflinge der Macht an diesem Tag in die Welt sendete, hätte nicht verheerender sein können.


  Was ich täglich sehe, aber die Öffentlichkeit nicht


  Ich bin kein Strafverteidiger. Trotzdem erfahre ich ständig von Menschen, die wegen ihrer Äußerungen Post von der Staatsanwaltschaft bekommen, Hilfe suchen und nicht wissen, an wen sie sich wenden sollen. Sie landen häufig bei mir, weil ich als Medienanwalt bekannt bin.


  Ich nehme diese Mandate nicht an, weil ich im Strafrecht nicht sachkundig bin. Aber ich lese die Anhörungsschreiben oder Strafbefehle. Was ich dort sehe, ist in einer erschreckend hohen Zahl von Fällen keine Grenzfrage oder ein diffiziles Abwägungsproblem. Es sind häufig eindeutig von der Meinungsfreiheit gedeckte Äußerungen, die vermutlich selbst Studenten der Rechtswissenschaften rechtlich zutreffend einordnen würden. Zugespitzte Kritik an Politikern, sarkastische Kommentare zu Regierungsentscheidungen. Ironie. Harte Werturteile. Aus solchen Sätzen werden Strafbefehle für Bürger, die bisher nie mit Gerichten zu tun hatten. Wenn ich diese Entscheidungen immer und immer wieder lese, bin ich häufig ebenso fassungslos wie wütend. Was dort strafrechtlich verfolgt wird, was zu staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen, zu Strafbefehlen, zu Anhörungen führt, ist vom Grundrecht der Meinungsfreiheit gedeckt. Es liegt nicht im Grenzbereich oder schwierigen rechtlichen Grauzonen, über die man ernsthaft streiten könnte.


  Machtkritik, die jemand als Beleidigung liest, landet als Strafbefehl auf dem Tisch von ganz normalen Bürgern, die noch nie in ihrem Leben mit der Strafjustiz zu tun hatten.


  Aus der Menge solcher Sachverhalte ziehe ich den Schluss, dass das, was öffentlich bekannt wird – so zum Beispiel die Fälle Much (»Wir machen alles platt«), Niehoff (»Schwachkopf«), Bendels (»Ich hasse die Meinungsfreiheit«, ausführlich beschrieben in Kapitel 7), Bolz –, nur die absolute Spitze des Eisbergs ist. Was die Medien melden, was bundesweite Empörung auslöst, ist das, was bekannte Personen trifft oder was jemand öffentlich gemacht hat, der Zugang zu den Medien hat. Der Rentner, der nicht Stefan Niehoff heißt und keinen Journalisten kennt, der seinen Fall aufgreift, landet nie in der Zeitung.


  Wir haben es hier mit einem strukturellen Problem zu tun, wenn Bürger sich gegen eine von der Politik aufgehetzte übergriffige Strafjustiz keinen ausreichend kompetenten Anwalt leisten können, um eine Verurteilung zu verhindern. Der Betroffene bleibt mit seinem Strafbefehl allein, rechnet die Kosten gegen das Risiko, und akzeptiert die Sanktion. Dann wird Unrecht rechtskräftig. Erlaubte Aussagen werden bestraft. Die rechtsstaatliche Korrektur findet nicht mehr statt.


  So funktioniert das System, das Strack-Zimmermann & Co. massenhaft aufs Gleis setzen. Politiker rufen die Kavallerie, willfährige Staatsanwälte agieren folgsam, Richter unterschreiben Durchsuchungsbeschlüsse, statt den Antrag abzulehnen. Der Staat attackiert den Bürger, der Bürger zahlt, die Justiz lernt, dass man damit durchkommt. So beschädigt man Demokratie und Rechtsstaat zugleich. Die Menschen hören auf zu reden, weil sie sich finanziell nicht wehren können. Das bedeutet im Ergebnis, dass in diesem Land täglich, wöchentlich und massenhaft Rechtswidriges rechtskräftig wird. Erlaubte Aussagen werden bestraft. Menschen unterwerfen sich einer staatlichen Sanktion, gegen die sie mit einem guten Anwalt problemlos obsiegt hätten. Aber wer will durch zwei oder drei Instanzen gehen, wenn er »nur« mit einem knapp vierstelligen (»preiswerteren«) Strafbefehl konfrontiert ist?


  Ich spreche hier von einem systematischen, demokratiegefährdenden Versagen der Strafjustiz in den unteren Instanzen. Auf der Ebene der Staatsanwaltschaften, die Strafbefehle beantragen, ohne über hinreichende Kenntnis von der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung zur Meinungsfreiheit zu verfügen. Auf der Ebene der Amtsgerichte, die diese Anträge durchwinken. Auf der Ebene eines Systems, das die Kosten des Rechtsschutzes so verteilt, dass der Staat strukturell gewinnt, selbst wenn er im Unrecht ist.


  Die Fälle, die ich im Folgenden beschreibe, sind öffentlich geworden. Sie endeten mit Freisprüchen, weil die Betroffenen kämpften, oder sie wären meiner Einschätzung nach mit einem Freispruch statt mit einer Einstellung geendet, wenn der Betroffene entschieden hätte, das Verfahren zu führen, statt es durch Zahlung zu erledigen. Diese Verfahren repräsentieren die Ausnahme. Die Regel ist: Schweigen, zahlen und in Zukunft besser die Klappe halten.


  Der Mann vom Tegernsee: Wo Satire zur Straftat umgedeutet wurde


  Markus Much ist Unternehmer und CSU-Lokalpolitiker. Er lebt am Tegernsee, und er hatte im Herbst 2022 etwas getan, das in einem freien Land selbstverständlich sein sollte: Er hängte an sein eigenes Gebäude Plakate, die sich satirisch mit den Grünen auseinandersetzten. Eines davon sehen wir hier.


  [image: Eine Schwarz-Weiß-Collage zeigt vier Personen, die vor Industriemaschinen stehen, mit deutschem Text über und unter ihnen, darunter ein Robert Habeck zugeschriebenes Zitat.]


  Wenn man als Jurist ernsthaft länger als eine Minute braucht, um zu erkennen, dass aber auch absolut gar nichts an diesem Bild strafbar ist, sollte man sich in eine andere Abteilung versetzen lassen.


  Das Plakat trug den Text »Wir machen alles platt« und zeigte mehrere Grünen-Spitzenpolitiker: Cem Özdemir mit einer Karotte im Ohr, Annalena Baerbock als trotziges Kind, Robert Habecks Hosentaschen demonstrativ leer. Die damalige Parteivorsitzende Ricarda Lang sitzt auf einer Dampfwalze. Als Unterzeile ein Zitat aus Habecks Buch Patriotismus. Ein linkes Plädoyer, das lautet: »Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen.« Die Partei wurde auf dem Plakat als »Bündnis 90/Grüner Mist« bezeichnet. Das Plakat ging viral. In der Folge erschien die Polizei und entfernte die Plakate. Bereits das ist ein ungeheuerlicher Vorgang. Much hängte sie sofort wieder auf. So ging es hin und her.


  Wenige Wochen später, Ende Oktober 2022, klingelten Beamte mit einem Durchsuchungsbeschluss. Ziel war die Sicherstellung der Kameraanlage des Unternehmers, auf der zu sehen sein sollte, wie Much die Plakate eigenhändig erneut aufgestellt hatte. Offenbar war das der Kern des strafrechtlichen Vorwurfs. Die Staatsanwaltschaft München II erhob schließlich Anklage wegen Beleidigung nach § 185 StGB. Nach einem Bericht des Magazins Cicero soll Außenministerin Baerbock persönlich hinter der Strafanzeige gestanden haben. Die Staatsanwaltschaft erklärte lediglich, das Verfahren sei auf einen »Bürgerhinweis« zurückzuführen.


  Das Amtsgericht Miesbach sprach Much im März 2024 vollständig frei. Die Plakate seien eine zulässige Meinungsäußerung und »Machtkritik«, urteilte das Gericht. Der Richter stellte klar, dass Politiker mehr hinnehmen müssten als Normalbürger, eine Selbstverständlichkeit des deutschen Verfassungsrechts, die man eigentlich nicht vor Gericht erstreiten müsste.


  Selbst wenn das Verfahren zu einem richtigen Ergebnis geführt hat, muss sich der Richter, der immerhin das Format hatte, sich selbst zu korrigieren, die Frage gefallen lassen, was in aller Welt ihn dazu veranlasst hat, einen Durchsuchungsbeschluss zu unterzeichnen.


  Der Rentner aus Unterfranken:


  Die Maschinerie der Denunziation


  Stefan Niehoff starb Anfang 2026. Das Verfahren gegen ihn war zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Er hat nicht mehr erlebt, wie es endet. Ein unbescholtener Rentner, dessen letztes Lebensjahr von einer Hausdurchsuchung wegen eines Memes überschattet war. Das ist die Bilanz eines Systems.


  Stefan Niehoff wurde »zu einer Art lebendem Symbol für das Recht auf unsachliche Kritik an Politikern«.42 Er teilt auf X ein Meme. Es zeigt ein Porträtfoto des damaligen Bundeswirtschaftsministers Robert Habeck, darunter mit dem an das Logo der Haarpflegemarke Schwarzkopf erinnernden Schriftzug: »Schwachkopf Professional.«


  Was dann folgt, illustriert die Architektur des staatlichen Verfolgungsapparats in Deutschland. Die Meldestelle HessenGegenHetze – gegründet 2020 im hessischen Innenministerium, finanziert aus Steuermitteln und betrieben als verlängerter Arm staatlicher Gesinnungskontrolle – greift den Post auf. Sie meldet ihn an die Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im Internet des Bundeskriminalamts. Das BKA reicht weiter an das Landeskriminalamt Bayern. Das LKA leitet an die Kriminalinspektion Schweinfurt. Die KPI Schweinfurt geht zur Staatsanwaltschaft Bamberg. Am Ende dieser Kette steht ein Bürger im Fokus der Strafverfolgung.


  Am 6. August 2024 erlässt eine Ermittlungsrichterin des Amtsgerichts Bamberg einen Durchsuchungsbeschluss. Überschrieben mit dem Wort »Volksverhetzung« , gestützt allerdings auf die Beleidigungsparagrafen §§ 185, 188, 194 StGB. Ein juristisches Dokument mangelhafter Arbeitsweise, das in sich widersprüchlich ist. In Bamberg, so zeigen andere Fälle, ist das keine Ausnahme. Am 12. September 2024 stellt Robert Habeck auf Bitten der Polizei Strafantrag, zu diesem Zeitpunkt liegt der Durchsuchungsbeschluss bereits seit sechs Wochen vor. Habeck wurde also gefragt, ob er eine staatliche Maßnahme billige, die schon längst entschieden war. Er sagte Ja.


  Am 12. November 2024, sehr früh morgens, stehen zwei Kriminalbeamte der Polizei Schweinfurt vor der Wohnungstür von Stefan Niehoff. Sie sind einer ganz großen Sache auf der Spur. Niehoffs Tablet wird beschlagnahmt. Zu Hause ist auch seine Tochter, 33 Jahre alt, mit dem Down-Syndrom. Niehoff sagt hinterher, das habe »eindeutig DDR-Geschmack«. Hat er übertrieben?


  Die Staatsanwaltschaft Bamberg ergänzte später den Vorwurf: Niehoff soll auch ein Bild mit einem NS-Bezug geteilt haben. Ein absurder Vorwurf, denn tatsächlich hat Niehoff mit den beanstandeten Äußerungen einen Boykott-Aufruf im Internet kommentiert und damit vor NS-Zuständen gewarnt und diese nicht gebilligt. Dieses Nachkarten erfolgte, nachdem das Vorgehen der Justiz im »Schwachkopf« -Fall in die Öffentlichkeit geraten war. Es wirkte wie der verzweifelte Versuch, einem unbescholtenen Bürger doch noch irgendwie irgendetwas anhängen zu wollen.


  Der Professor: Ironie vor Gericht


  Norbert Bolz ist 72 Jahre alt, emeritierter Professor für Medienwissenschaften an der TU Berlin, WELT-Kolumnist, einer der bekanntesten konservativen Intellektuellen dieses Landes. Am 23. Oktober 2025, morgens, klingelten vier Polizeibeamte an seiner Berliner Wohnungstür. Sie hatten einen von RiAG Dr. Fricke unterzeichneten Durchsuchungsbeschluss des Amtsgerichts Tiergarten dabei.


  Bolz hatte im Januar 2024 auf X einen Beitrag der taz kommentiert. Die taz hatte einen Artikel mit der Überschrift »AfD-Verbot und Höcke-Petition: Deutschland erwacht.« veröffentlicht. Bolz kommentierte: »Gute Übersetzung von ›woke‹: Deutschland erwache!« Dass das sarkastisch gemeint war, war leicht zu erkennen. Das englische Wort »woke« bedeutet etymologisch »erwacht«. Bolz hat die sprachliche Analogie beim Wort genommen und daraus eine Pointe zu machen versucht. Für jeden, der den Kontext kannte, der öffentlich und auf derselben Plattform unmittelbar verknüpft war, war die satirische Absicht unverkennbar.


  Die Berliner Staatsanwaltschaft sah das anders. Gestützt auf eine Meldung von HessenGegenHetze, weitergeleitet über die Zentrale Meldestelle des BKA, wurde ein Ermittlungsverfahren wegen § 86a StGB eingeleitet: Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen. »Deutschland erwache« sei eine NS-Parole der Sturmabteilung, befand die Staatsanwaltschaft. Dass die taz selbst den Ausdruck »Deutschland erwacht« in offensichtlich ironischer Absicht verwendet hatte, hat die Ermittler zuvor – zu Recht – nicht gestört.


  Die Ironie in Bolz’ Tweet war so offensichtlich, dass man schon vorsätzlich missverstehen muss, um hier eine Straftat zu konstruieren.


  Bolz selbst kommentierte den Morgen auf X mit den Worten: »Hausdurchsuchung wegen eines Posts. Junge, nette Polizisten, die mir abschließend den guten Rat gegeben haben, in Zukunft vorsichtiger zu sein. Das werde ich tun und nur noch über Bäume sprechen.«


  Mit diesem Satz hat Bolz beschrieben, wie Einschüchterung funktioniert. Sie beginnt mit dem anmaßenden Rat eines Polizisten »vorsichtiger zu sein«. Als ob ein Professor für Medienwissenschaften ausgerechnet von ihm sprachwissenschaftliche Ratschläge benötigte.


  Dass selbst die frühere Vorsitzende der Grünen, Ricarda Lang, das Vorgehen auf X als »absurd« bezeichnete und kritisierte, dass eine solche »weitgehende Interpretation des Strafrechts bei Meinungsdelikten das Vertrauen in den Rechtsstaat untergräbt«, ist bezeichnend. Wenn Spitzenpolitiker zugeben, dass hier etwas fundamental falsch läuft, dann ist die Diagnose wohl Konsens. Frau Lang mag prüfen, ob es ratsam sein könnte, sich diesbezüglich mit den Anzeigenrekordhaltern Habeck und Baerbock auszutauschen.


  Das COMPACT-Urteil: Pressefreiheit gilt auch für Inhalte, die man verabscheut


  Das Bundesverwaltungsgericht hat im Juni 2025 das Verbot des COMPACT-Magazins durch Nancy Faeser aufgehoben. Am 5. Juni 2024 hatte Bundesinnenministerin Nancy Faeser die COMPACT-Magazin GmbH und ihre Teilorganisation Conspect Film GmbH auf Grundlage des Vereinsgesetzes verboten. Vollzogen wurde das Verbot am 16. Juli 2024 mit Hausdurchsuchungen, Beschlagnahme von Vermögen, Einstellung des Betriebs. COMPACT sei ein »zentrales Sprachrohr der rechtsextremistischen Szene« und richte sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung. Strafrechtliche Vorwürfe oder gar Verurteilungen gab es nicht. Der Griff zum Vereinsgesetz gegen ein Presseunternehmen war das Eingeständnis, dass das Strafrecht für den von Faeser beabsichtigten Eingriff in die Pressefreiheit nicht ausreichte.


  COMPACT verbreitet antisemitische und geschichtsrevisionistische Inhalte. Aber darum geht es nicht, denn das Grundgesetz verbietet solche Inhalte nicht.


  »Das Grundgesetz garantiert im Vertrauen auf die Kraft der freien gesellschaftlichen Auseinandersetzung selbst den Feinden der Freiheit die Meinungs- und Pressefreiheit. Es vertraut mit der Vereinigungsfreiheit grundsätzlich auf die freie gesellschaftliche Gruppenbildung und die Kraft des bürgerschaftlichen Engagements im freien und offenen politischen Diskurs«, so das Bundesverwaltungsgericht in seiner Pressemitteilung Nr. 48/2025 vom 24.06.2025.


  Das Urteil war vernichtend für die frühere Innenministerin und hätte bei dem gebotenen Respekt vor politischer Verantwortung zu ihrem Rücktritt führen müssen.


  »Das mit Verfügung des Bundesministeriums des Innern und für


  Heimat (BMI) vom 5. Juni 2024 ausgesprochene Verbot der COMPACT-Magazin GmbH und ihrer Teilorganisation, der CONSPECT FILM GmbH, ist rechtswidrig« erklärte das Bundesverwaltungsgericht. Und weiter: »Eine Vielzahl der … als Beleg für den Verbotsgrund angeführten migrationskritischen bzw. migrationsfeindlichen Äußerungen lässt sich danach auch als überspitzte, aber letztlich im Lichte der Kommunikationsgrundrechte zulässige Kritik an der Migrationspolitik deuten … Die darin generell zum Ausdruck kommende polemisch zugespitzte Machtkritik sowie die von der Klägerin bedienten Verschwörungstheorien und geschichtsrevisionistischen Betrachtungen genießen den Schutz des Art. 5 Abs. 1 GG und vermögen das Vereinsverbot nicht zu rechtfertigen.«


  Faeser hat mit diesem Verbot etwas versucht, was das Grundgesetz verbietet. Sie hat ein Presseunternehmen durch eine politische Entscheidung zum Schweigen bringen wollen. Ein Eingriff in die Pressefreiheit, der umso schwerwiegender wog, weil er von der umstrittenen Verfassungsministerin selbst veranlasst wurde.


  Die Pressefreiheit gilt für alle, die sich im Rahmen der Gesetze bewegen, oder sie gilt für niemanden. Das ist das Kernverständnis eines freiheitlichen Staates. Eine der eindringlichsten Formulierungen der intellektuellen Freiheit, die je zu Papier gebracht wurden, stammt von dem Richter am US Supreme Court, Oliver Wendell Holmes Jr., aus seiner abweichenden Meinung in der Sache United States v. Schwimmer aus dem Jahr 1929.43


  »[I]f there is any principle of the Constitution that more imperatively calls for attachment than any other it is the principle of free thought – not free thought for those who agree with us but freedom for the thought that we hate.«


  (»Wenn es einen Grundsatz der Verfassung gibt, der mehr als jeder andere nach Einhaltung verlangt, dann ist es der Grundsatz der Gedankenfreiheit – nicht Gedankenfreiheit für diejenigen, die mit uns übereinstimmen, sondern Gedankenfreiheit für die Gedanken, die wir hassen.«)


  Warum dieses Prinzip von grundlegender Bedeutung ist, lässt sich an drei Überlegungen festmachen. Wer Meinungsfreiheit nur für die Ansichten verteidigt, die ihm selbst genehm sind, verteidigt nicht die Meinungsfreiheit, sondern einen Konsens. Echte Redefreiheit erweist sich erst dann als solche, wenn sie auch dort garantiert ist, wo sie unbequem wird. Eine Gesellschaft, die Gedanken aushält, die sie verabscheut, ist überdies stabiler, weil sie Konflikte durch Diskurs verarbeitet, statt durch Unterdrückung. Und schließlich gilt, dass das, was heute als verwerflich oder radikal gilt, morgen oft selbstverständliche Wahrheit ist. So galten einst der Einsatz für die Abschaffung der Sklaverei oder das Frauenwahlrecht als anstößig, gefährlich oder schlicht undenkbar.


  Faeser hat diesen Grundsatz nie verstanden oder, was schlimmer wäre, sie hat ihn verstanden und ihm bewusst zuwidergehandelt. Eine Innenministerin, die einerseits Strafantrag gegen einen Journalisten wegen einer Fotomontage stellt und andererseits per Vereinsgesetz ein Magazin verbietet, weil ihr dessen Inhalte missfallen, hat ein fundamental gestörtes Verhältnis zur Pressefreiheit. Das ist die Bilanz zweier rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen. Der Bendels-Freispruch. Das COMPACT- Urteil. Beide sprechen dieselbe Sprache.


  Das System der Einschüchterung –
»Seien Sie das nächste Mal vorsichtiger«


  Der erste Baustein dieses Systems ist der staatlich betriebene oder finanzierte Denunziationsapparat. In drei der vier Fälle – Niehoff, Bendels, Bolz – war es die Meldestelle HessenGegenHetze, die den Stein ins Rollen brachte. Eine staatlich finanzierte Einrichtung, die Hinweise auf vermeintlich strafbare Inhalte sammelt und an das Bundeskriminalamt weiterleitet. Was dort als »Hass und Hetze« eingestuft wird, bestimmen die Mitarbeiter der Meldestelle. Wer kontrolliert sie? Wer überprüft ihre Einschätzungen? Nach welchen Kriterien wird entschieden, was weitergemeldet und was ignoriert wird? Und welche fragwürdige Qualifikation bringen diese Personen eigentlich mit?


  Der zweite Baustein ist der Ermittlungsrichter, der die Hausdurchsuchungsbeschlüsse unterzeichnet. Seine Rolle wäre es, als Kontrollinstanz zu fungieren und zu prüfen, ob ein Anfangsverdacht tatsächlich die einschneidende Maßnahme einer Hausdurchsuchung rechtfertigt. In allen vier Fällen hat diese Kontrolle versagt. Das Bundesverfassungsgericht hat seit Jahrzehnten betont, dass die Verhältnismäßigkeit bei Hausdurchsuchungen besonders streng zu prüfen ist. Ein Rentner, der ein Meme teilt. Ein Journalist, der eine Fotomontage veröffentlicht. Ein Unternehmer, der ein politisches Plakat an seinen Gartenzaun hängt. Ein Professor, der eine Ironie twittert. Kein einziger Ermittlungsrichter hat in diesen Fällen die Reißleine gezogen.


  Der dritte Baustein ist die politische Strafanzeige. Habeck wurde von der Polizei gefragt, ob er Strafantrag stellen wolle, ein Vorgang, der die Neutralität der Strafverfolgung grundsätzlich infrage stellt. Faeser stellte nach eigenen Angaben persönlich Strafantrag gegen Bendels. Baerbock soll hinter der Anzeige gegen Much gestanden haben. Politiker, die Strafverfolgungsbehörden tausendfach mobilisieren, um Kritiker zu verfolgen, verteidigen den Rechtsstaat nicht, sie missbrauchen ihn.


  Der vierte Baustein ist der Chilling Effect. Norbert Bolz hat es selbst, wenngleich ironisch, gesagt: Er werde nur noch über Bäume schreiben. Das ist das eigentliche Ziel. Nicht die Verurteilung, sondern die Warnung. Das Signal. Die Botschaft an alle anderen: Wer Politiker kritisiert, kann in der Morgendämmerung Besuch bekommen. Wer einen Witz macht, riskiert eine Hausdurchsuchung. Wer ein Meme teilt, muss mit einem Verfahren rechnen. Seien Sie das nächste Mal vorsichtiger.


  Denn der Rechtsstaat funktioniert nicht mehr, wenn er erst nach Monaten oder Jahren des Verfahrens, nach Hausdurchsuchungen und Anklagen, nach medialem Druck und internationalem Aufsehen zu dem richtigen Ergebnis kommt. Der Rechtsstaat funktioniert, wenn er solche Verfahren gar nicht erst einleitet. Wenn Staatsanwälte, die ein Meme als Beleidigung anklagen wollen, ein Nein des Ermittlungsrichters bekommen. Wenn Meldestellen, die offensichtliche Satire als Volksverhetzung melden, keine folgsamen Behörden finden, die weiterleiten. Wenn Politiker, die Strafanzeigen als Instrument der Kritikerdisziplinierung einsetzen, keine staatliche Infrastruktur vorfinden, die das für sie erledigt.


  Davon sind wir weit entfernt. Was wir stattdessen haben, ist ein System, in dem die Strafjustiz zunehmend bereit ist, politische Interessen zu bedienen. Dies geschieht durch die schleichende Ausweitung von Straftatbeständen, durch die Absenkung der Schwelle für Hausdurchsuchungen, durch die Bereitschaft, bei Meinungsäußerungsdelikten eine Strenge walten zu lassen, die bei anderen Straftaten undenkbar wäre. Setzt sich diese Praxis weiter durch, hat der Staat allein durch dieses Verfahren sein Ziel erreicht. Man wird zynisch hören, dass der Rechtsstaat doch funktioniere, wenn wieder einmal jemand am Ende eines langen Prozesses obsiegt hat. Tatsächlich tritt der Schaden bereits ein, wenn es morgens um sechs klingelt und wieder einmal die Unverletzlichkeit der Wohnung durch einen rechtswidrigen Durchsuchungsbeschluss verletzt wird.


  Drei neue Fälle – das System läuft weiter


  Ich hatte das Manuskript zu diesem Buch schon abgegeben, als sich die Realität entschloss, noch ein paar besonders absurde Fälle nachzuliefern, die die in diesem Kapitel dokumentierte Mechanik bestätigen. Das System läuft weiter, während Sie diese Zeilen lesen.


  »Gaga-Justiz ruiniert unser Vertrauten in den Rechtsstaat«


  Jan Fleischhauer, Focus, 14.03.2026


  Der Rentner, das Emoji und der Kanzler: »Pinocchio kommt nach HN«


  Oktober 2025. Bundeskanzler Friedrich Merz und Ministerpräsident Winfried Kretschmann kommen nach Heilbronn. Die Polizei informiert auf Facebook über ein temporäres Flugverbot. Ein Rentner kommentiert: »Pinocchio kommt nach HN« – dazu ein Emoji mit langer Nase.


  Was danach passiert, ist das eigentliche Problem: Nicht Merz selbst erstattet Anzeige (wenngleich er das hundertfach tat), sondern das Social-Media-Team des Polizeipräsidiums Heilbronn. Die Kompetenzdichte dort mag man sich nicht vorstellen. Ein Polizeisprecher erklärt sinngemäß, man melde »strafbewehrtes Handeln« aus dem Monitoring an die Staatsanwaltschaft. Er hätte besser geschwiegen, anstatt die ganze Behörde zu blamieren. Die Kriminalpolizei nimmt Ermittlungen auf; man beruft sich auf den umstrittenen § 188 StGB (Gegen Personen des politischen Lebens gerichtete Beleidigung, üble Nachrede und Verleumdung), mit einem Strafrahmen bis zu drei Jahren.


  Der Betroffene reagiert fassungslos: »Das ist doch ein Witz und völlig unverhältnismäßig.« Mehr muss man dazu eigentlich auch nicht sagen – außer: Der Witz ist nicht sein Kommentar, sondern die staatliche Reaktion. Was für Leute arbeiten in dieser Behörde eigentlich? Was hat sich wer dabei gedacht, als er dieses Verfahren einleitete? Wurde die Person inzwischen entlassen oder zur Überwachung von Falschparkern abkommandiert, anstatt im verfassungsrechtlich relevanten Raum zu dilettieren?


  »Pinocchio« ist politische Bildersprache in Reinform: eine Metapher für Lügen und Schwindeln, also ein Werturteil. Dass diese Zuspitzung im politischen Betrieb längst Alltag ist, zeigt schon der Kontext: Die Grünen-Chefin Franziska Brantner hatte wenige Monate zuvor öffentlich vor einem »Pinocchio-Kanzler« Merz gewarnt. Der AfD-Abgeordnete Stephan Brandner hatte eine Fotomontage von Merz mit verlängerter Nase verbreitet und auch ich habe Merz öffentlich so eingeordnet, ohne dass die Kriminalpolizei vor der Tür stand. Am 17. Dezember 2025 sagte ich in einem Live-Interview bei WELT TV wörtlich, Merz sei »Kein Adenauer, eher ein Pinocchio aus dem Sauerland.«


  [image: Screenshot einer Nachrichtensendung mit drei Personen und deutschem Text, die über die Kritik des Rechtsanwalts Joachim Steinhöfel an Friedrich Merz diskutieren, der ihn als "Pinocchio aus dem Sauerland" bezeichnet.]


  Sicherheitshalber habe ich das Interview von Kapstadt aus gegeben.


  Man darf Friedrich Merz auch ungestraft als »Lügenkanzler« bezeichnen, eine zulässige politische Meinungsäußerung, solange sie an konkrete Tatsachen anknüpft. Nur eins von zahlreichen Beispielen, das belegt, dass sich der Kanzler diesen Titel redlich verdient hat: Merz hatte im Wahlkampf die Einhaltung der Schuldenbremse als unverrückbare Garantie verkauft, eine Aussage, die er mit einer Bestimmtheit vortrug, die Zweifel nicht zuließ. Was dann folgte, ist bekannt: Noch bevor der neu gewählte Bundestag überhaupt konstituiert war, ließ Merz sich von einem ehemaligen Verfassungsrichter ein Gutachten schreiben, das die Frage klären sollte, ob er das milliardenschwere Sondervermögen zur Umgehung der Schuldenbremse noch schnell mit dem alten, bereits abgewählten Bundestag verabschieden könne, um zu verhindern, dass der neue, frisch legitimierte Bundestag das Vorhaben hätte bremsen können. Das ist nicht nur ein gebrochenes Wahlversprechen. Das ist der Versuch, eine Verfassungsgarantie, mit der man gerade noch Wähler geworben hat, durch eine juristische Konstruktion zu umgehen, bevor der neu gewählte Bundestag, indem Merz keine ausreichende Mehrheit mehr hatte, dies hätte verhindern können. Wer Merz daher einen Lügenkanzler nennt, bewegt sich nicht im Bereich der Schmähkritik, sondern der Tatsachenanalyse. Darf man ihn als Pinocchio bezeichnen? Erst recht. Es ist nicht einmal eine Tatsachenbehauptung, sondern eine Metapher – die unmissverständlichste Form des Werturteils in der politischen Auseinandersetzung.


  Das rechtsstaatliche Problem ist die Selektivität und die Automatismen dieser Verfolgungsmaschinerie. Wenn ein Kanzler selbst im Wahlkampf mit Vokabeln wie »Spinner« hantiert, kann der Staat nicht so tun, als müsse er den Regierungschef vor einer Holzfigur schützen.


  Die Staatsanwaltschaft Heilbronn stellte das Verfahren im Februar 2026 ein: zulässige Machtkritik, von der Meinungsfreiheit gedeckt. Das ist richtig, kam aber zu spät. Das Verfahren selbst ist der Eingriff. Der Brief der Kriminalpolizei, das Aktenzeichen, die Drohung mit »bis zu drei Jahren Haft«, all das produziert den Chilling Effect, den eine spätere Verfahrenseinstellung nicht beseitigt.


  Jan Fleischhauer: Wenn Satire den Staatsschutz auf den Plan ruft


  Dezember 2025. Jan Fleischhauer macht in seinem Podcast »Der Schwarze Kanal« einen Witz über die AfD-Jugend und spielt ironisch mit der Formel »Deutschland erwache« (siehe auch den Fall Bolz). Wer Ironie versteht, versteht, dass hier nicht agitatorisch zitiert, sondern satirisch kommentiert wird.


  Trotzdem: Anzeige, Staatsschutz, Ermittlungsverfahren – wegen § 86a StGB. Das Verfahren wird später eingestellt; sinngemäß: Berichterstattung und Kommentierung des Zeitgeschehens, nicht strafbar. Michael Hanfeld trifft in der FAZ den Punkt mit der erforderlichen Trockenheit: Dass das von der Meinungsfreiheit gedeckt ist, sollten Strafverfolger »von vornherein wissen«.


  So ist es. Und wenn sie es nicht wissen, ist das keine Petitesse und kein Einzelfall, sondern ein Beleg für behördenübergreifende fachliche Inkompetenz.


  Rainer Zitelmann: Ein Hitler-Putin-Vergleich soll strafbar sein


  Kurz darauf trifft es den Historiker und Buchautor Rainer Zitelmann. Er postet eine Fotomontage, die eine historische Beschwichtigungslogik in die Gegenwart transportiert: Hitler und Putin mit strukturell vergleichbaren Zusicherungen. Analogien wie diese sind Teil politischer Auseinandersetzung und auch bei Historikern ein legitimer Debattenbeitrag.


  Die Absurdität dieses Falles liegt in dem Detail, dass auf dem montierten Bild am Ärmel von Hitler ein Hakenkreuz erkennbar ist. Der Apparat sieht das Symbol und blendet die Botschaft aus. Semantik ohne Verstand. PEN-Vertreter warnten vor einer nachträglichen Sakralisierung des Nationalsozialismus: Man dürfe Hitler dann offenbar nicht einmal mehr als Warnbild verwenden, ohne unter Verdacht zu geraten. Die logische Konsequenz: Am besten gar nicht mehr erwähnen, dass es das Dritte Reich überhaupt gab. Dann bekommt man keine Schwierigkeiten. Das Verfahren gegen Zitelmann läuft.


  Ermitteln ohne Sachverstand


  In allen drei Fällen stellt sich dieselbe Frage: Welche Sachkunde haben Beamte und Staatsanwälte, die in diesen Fällen Ermittlungsverfahren einleiten?


  Bei einem Emoji mit langer Nase einen strafrechtlichen Anfangsverdacht gem. § 188 StGB zu bejahen setzt voraus, dass man politische Bildsprache und verfassungsrechtliche Maßstäbe nicht sicher beherrscht. Eine eindeutig ironische Podcast-Sequenz als § 86a-Fall zu erachten setzt voraus, dass man Ironie entweder nicht erkennen kann oder nicht erkennen will. Ein historischer Vergleich, der im Kern antitotalitär gemeint ist, wird zur Symbol-Falle, weil der Apparat sich an einem Detail festbeißt.


  Das ist das strukturelle Problem dieser neuen Äußerungs-Strafverfolgung: Der Staat hat sich eine Infrastruktur geschaffen, die tatsächlich unterhalb der Strafbarkeitsgrenze (wir erinnern uns an Lisa Paus) einsetzt – Monitoring, Weiterleitung, Prüfung, Verfahren. Wer den Hammer in die Hand bekommt, sieht irgendwann überall Nägel. Seit die Politik Schwerpunktstaatsanwaltschaften gegen »Hass und Hetze« mit Juristen eingerichtet hat, die im System ganz unten angekommen sind, sind überall Beamte damit beschäftigt, das Netz nach strafbewehrten Äußerungen zu durchkämmen. Laut einem ZEIT-Report sind die Verfahren wegen sogenannter Äußerungsdelikte zahlenmäßig explodiert. Noch nie standen so viele Menschen wegen Volksverhetzung oder der Verwendung verbotener Parolen vor Gericht wie in den vergangenen zwei Jahren.


  § 188 StGB ist dabei das perfekte Instrument: Das Sonderrecht für Mächtige. Selbst Politiker haben diese Schieflage eingeräumt. Die Norm sollte eigentlich Kommunalpolitiker schützen, erzeugt aber den Eindruck, die oberen Etagen schafften sich ein Extra-Schutzschild. Das erinnert nicht zufällig an die abgeschaffte Majestätsbeleidigung: Damals hat man verstanden, dass die Ehre der Mächtigen in einer Demokratie, in der alle vorm dem Gesetzt gleich sind, kein eigenes Strafrechtsregime erlaubt. Heute diskutieren wir denselben Fehler mit neuem Etikett.


  Das System, das die Meinungsfreiheit bekämpft


  Zwei dieser drei Verfahren endeten bis Mitte März 2026 mit einer Einstellung. Das ist kein guter Ausgang. Der Rechtsstaat ist angeschlagen, wenn er ein System schafft, das verfolgt, in Grundrechte eingreift und Monate später sagt: »War doch erlaubt.« Gesund ist er, wenn er beim ersten Blick erkennt: Das ist offensichtlich erlaubt, Akte zu, fertig.


  Denn der Schaden entsteht vorher: bei dem Rentner, der Post von der Kriminalpolizei bekommt; bei dem Journalisten, der plötzlich Staatsschutzkontakt hat; bei dem Historiker, der lernt, dass selbst warnende Vergleiche strafrechtliche Nebenwirkungen haben sollen. Das ist das Programm: nicht das Urteil, sondern das Verfahren. Und genau deshalb sind diese drei Fälle kein Nachtrag aus der Nachrichtenlage, sondern ein Nachtrag zur Diagnose dieses Buches: Das System bekämpft den Bürger, das System bekämpft die Meinungsfreiheit, das System läuft auf Hochtouren weiter.

  

  


  Kapitel 12
Der globale Kulturkampf – USA gegen Europa


  Die EU gibt die Errungenschaften der Aufklärung preis


  Am 12. August 2024, wenige Stunden vor einem geplanten Live-Interview von Elon Musk mit dem damaligen US-Präsidentschaftskandidaten Donald Trump auf X, veröffentlichte EU-Kommissar Thierry Breton einen offenen Brief44 an Musk. Darin warnte er unter Berufung auf den Digital Services Act (DSA), X müsse sicherstellen, dass keine »schädlichen Inhalte« im Zusammenhang mit dem Interview in der EU verbreitet würden. Breton drohte explizit damit, die EU werde alle verfügbaren Mittel einsetzen, falls Musk nicht kooperiere.


  [image: In einem förmlichen Schreiben der Europäischen Kommission an Elon Musk geht es um den Digital Services Act, die Verpflichtungen der Plattformen, die Einhaltung der Vorschriften und den Umgang mit illegalen Inhalten und Desinformationen.]


  Musk erwähnte in seiner Antwort das Meme aus dem Film Tropic Thunder mit dem Text: »Take a big step back and literally, fuck your own face.«


  [image: Ein schwarz-weißes Meme aus "Tropic Thunder" zeigt eine Figur, die wütend und in fetter Schrift ruft: "Mach einen großen Schritt zurück UND FICK DEIN EIGENES GESICHT IM WORTLAUF!]


  Musks Tweet erzielte über 64 Millionen Aufrufe, 474.000 Likes und generierte über 22.000 Kommentare.


  Die EU-Kommission distanzierte sich und erklärte, Timing und Wortwahl seien mit der Kommissionsführung nicht koordiniert gewesen. Der Vorsitzende des US-Justizausschusses, Jim Jordan, warf Breton in einem Brief vor, amerikanische Redefreiheit mit EU-Recht aushebeln zu wollen. Zivilgesellschaftliche Organisationen und Meinungsfreiheitsaktivisten, darunter die frühere ACLU-Präsidentin Nadine Strossen, unterzeichneten einen offenen Brief, in dem sie Bretons Schreiben als »beunruhigende Missachtung der Meinungsfreiheit« bezeichneten und warnten, sein Vorgehen sei »eher charakteristisch für eine autokratische Nation als für eine Demokratie«. Sogar ein EU-Parlamentsmitglied aus einem ehemaligen Ostblock-Staat erklärte, er sei »beunruhigt über solche Worte aus dem Mund eines Mitglieds der Europäischen Kommission«, als Bürger eines Landes, das jahrzehntelang unter totalitärer Zensur gelitten habe. Im September 2024 trat Breton als Kommissar zurück.


  Der Brief war ein Skandal, wenngleich nicht der einzige, für den Breton verantwortlich war. Ein demokratisch nicht legitimierter EU-Bürokrat versuchte, präventiv Einfluss auf ein Interview zwischen einem amerikanischen Milliardär und einem amerikanischen Präsidentschaftskandidaten auf einer amerikanischen Plattform zu nehmen, gestützt auf eine extraterritoriale Auslegung des DSA, die selbst innerhalb der Kommission umstritten war. Der Vorwurf des US-Justizausschusses lautete, dass die EU den DSA als globales Zensurwerkzeug nutze, da Plattformen aus Compliance-Gründen ihre Moderationsregeln weltweit vereinheitlichen, womit amerikanische Nutzer faktisch europäischen Restriktionen unterlägen. Das Magazin Reason kommentierte, Bretons Versuch, die EU-Jurisdiktion auf Nordamerika auszudehnen, sei »selbst für die EU, die sich unaufhaltsam in Richtung sanften Totalitarismus bewegt, ein Höhepunkt der Anmaßung«. Die Kommentatorin Brooke Goldstein schrieb bei NBC News, Bretons Drohung sei »eine Forderung der EU, politische Kernmeinungen im Kontext einer US-Wahl unter Androhung von Strafe zu unterdrücken.« Breton selbst hatte den Ton bereits früher gesetzt. Als Musk (damals noch) Twitter aus dem freiwilligen EU-Desinformationsabkommen zurückzog, twitterte Breton lapidar: »Du kannst rennen, aber du kannst dich nicht verstecken.« In einem Interview mit Politico behauptete er: »Ich bin der Vollstrecker. Ich repräsentiere das Gesetz, das der Wille des Staates und des Volkes ist.« 45


  Dies dokumentiert die manchmal schon totalitär anmutende Arroganz der EU-Kommissare perfekt. Das Nachrichtenportal Visegrád 24 stellte auf X die Frage, die sich viele stellten: »Is the EU really trying to censor an interview with a US Presidential candidate on a US platform?« Die Antwort lautet Ja, faktisch versuchte sie genau das. Und das Erschreckende daran ist nicht einmal, dass Breton es versuchte, sondern dass der institutionelle Rahmen aus DSA, laufendem X-Verfahren und Bußgelddrohungen in Milliardenhöhe diese Machtdemonstration untermauert. Der Brief war kein Ausrutscher eines Einzelnen. Er war die konsequente Fortsetzung einer Regulierungsphilosophie, die politisch unerwünschte Meinungen als »Desinformation« oder »harmful content« umetikettiert und deren Unterdrückung als Rechtsstaatlichkeit verkauft.


  Frankreich: »Free speech is pure bullshit«


  »Free speech is pure bullshit if nobody knows how you are guided to this so-called free speech, especially when it is guided from one hate speech to another.«


  Emmanuel Macron auf einem akademischen
Hochschultreffen in Neu-Delhi am 19.02.2026.46


  Auch Emmanuel Macrons Frankreich hat sich zu einem Land entwickelt, in dem die politische Führung die offene Debatte zunehmend als Sicherheits- und Ordnungsproblem behandelt und nicht als Grundbedingung demokratischen Meinungsaustausches.


  Am 29.10.2025 griff Macron in einer Rede in Paris die Nutzung sozialer Netzwerke als Nachrichtenquelle frontal an. Junge Menschen seien »völlig im Unrecht«, wenn sie sich dort informierten; sie sollten stattdessen Journalisten und etablierten Medien vertrauen. Was Macron als Schutz vor Desinformation, Hass und Extremismus zu verkaufen versucht, läuft in der Konsequenz auf eine staatliche Kontrolle über den digitalen öffentlichen Raum hinaus. Macron bezeichnet X als von »rechtsextremen Inhalten« dominiert und nicht mehr neutral, weil der Eigentümer politisch »mitkämpfe«; TikTok gilt ihm als Sicherheitsrisiko. Solche Diagnosen liegen dem Wunsch zugrunde, auf EU-Ebene die demokratische und informationelle Sphäre wieder beherrschbar zu machen.


  Der französische Präsident behauptet, ihm liege die Abwehr von Desinformation und ausländischer Einflussnahme am Herzen. Er verweist auf Russland, spricht von massiven Manipulationskampagnen, von »Interference on steroids«. Selbst wenn man diese Gefahr ernst nimmt, bleibt der entscheidende Mechanismus derselbe, dass alarmistische Rhetorik den politischen Reflex erzeugt, Freiheitsräume nicht zu verteidigen, sondern einzuhegen. Erstes Opfer ist die legitime, unbequeme, oppositionelle Rede. Beabsichtigt ist das angeblich nicht.


  Auch hier taucht wieder das Phänomen auf, dass im Zusammenhang mit Klarnamenpflicht und Social-Media-Verbot für Jugendliche erörtert wird. Wer »Fake Accounts« ernsthaft beseitigen will, greift faktisch die Anonymität an. Wer Anonymität angreift, landet bei Identifizierung, Nachverfolgbarkeit und digitalen Identitäten und damit bei einer Öffentlichkeit, die zwar formal weiterreden darf, aber sich technisch und regulatorisch disziplinieren lässt.


  Auf EU-Ebene sind die Werkzeuge mit dem Digital Services Act (Spitzname »Delete – Silence – Abolish«) ja bereits vorhanden.


  Die innenpolitische Motivation ist klar, denn Macron ist im eigenen Land unbeliebt und steht unter Druck. Frankreich setzt seit Jahren auf rechtliche und administrative Instrumente gegen »falsche Informationen« und »Hassrede«, teils mit erheblichen Eingriffsbefugnissen. Der politische Grundimpuls ist dabei konstant: weniger Vertrauen in den freien digitalen Diskurs, mehr Steuerung, mehr Druck auf Plattformen, Anreize gegen anonyme Rede.


  Frankreich ersetzt das Konzept der Meinungsfreiheit durch das Modell einer kuratierten Informationsordnung. Macrons Vision ist ein Europa, in dem Meinungsfreiheit nur dort toleriert wird, wo der Staat sie kontrollieren kann, und in dem Plattformen im vorauseilenden Gehorsam alles unterdrücken, was Regulierer auf den Plan rufen könnte. Er nennt das eine »Wiedergeburt der Demokratie«. Nichts davon stimmt. Es ist die Bürokratisierung des Denkens.


  Wie diese kuratierte Informationsordnung praktisch durchgesetzt wird, zeigt der Umgang Frankreichs mit dem Telegram-Gründer Pavel Durov. Hier geht es nicht mehr nur um die Regulierung einzelner Inhalte, sondern um den Durchgriff auf die Infrastruktur: Durov wurde im August 2024 nach der Landung bei Paris festgenommen; Ermittlungen knüpfen an Vorwürfe an, Telegram begünstige Straftaten durch mangelnde Moderation (vulgo: unzureichendes Löschen) und unzureichende Zusammenarbeit mit den Behörden. Entscheidend ist die Botschaft, die schon das Verfahren selbst sendet: Wer eine Kommunikationsplattform betreibt, kann auch persönlich in ein Auflagen- und Haftungsregime geraten, das mangelnde Folgsamkeit gegenüber den Regulierern und ein Zurückbleiben hinter deren Löschvorgaben sogar mit Freiheitsentzug ahndet. In den Vereinigten Arabischen Emiraten kann sich Durov frei bewegen, in Frankreich nicht.


  Im Mai 2025 untersagte ein französisches Gericht Durov sogar die Teilnahme am Oslo Freedom Forum, einer Menschenrechtsveranstaltung, auf der er über digitale Freiheit sprechen sollte. Der Staat kontrolliert nicht nur, was gesagt wird, sondern setzt an der Stelle an, an der Sprechen überhaupt erst möglich wird. Edward Snowden bewertet den Vorfall so: »Ein Angriff auf die grundlegenden Menschenrechte der Rede- und Vereinigungsfreiheit.«


  Wer die Eigentümer von Plattformen über Strafdrohung, Haft und Reiseverbote diszipliniert, braucht keine plumpe Zensur mehr. Es genügt, ein Klima zu schaffen, in dem Betreiber und Nutzer aus Furcht gehorchen.


  Großbritannien: Die Wiege der Demokratie gebiert die Gedankenpolizei


  Besonders überraschend ist die britische Offensive gegen die Meinungsfreiheit angesichts der Rolle, die das Land bei der Herausbildung der westlichen Demokratie gespielt hat. Die Mutter aller Parlamente befindet sich in Westminster. Großbritannien könnte man als das Ursprungsland der Meinungsfreiheit bezeichnen. Jeder hat von Hyde Park Corner gehört, John Stuart Mill schrieb hier On Liberty (Über die Freiheit). Zitat:


  »If all mankind minus one were of one opinion, mankind would be no more justified in silencing that one person than he, if he had the power, would be justified in silencing mankind.«


  Von dieser Überzeugung ist im Großbritannien der Gegenwart nicht viel übriggeblieben. Zwischen 2014 und 2024 hat die britische Polizei 250.000 Vorgänge registriert, in denen kein Gesetz gebrochen wurde, aber jemand etwas gesagt hatte, das ein anderer als verletzend empfand. Gern erinnere ich an das Zitat von Ricky Gervais aus Kapitel 5. Britische Gesetzgeber diskutieren derzeit ein neues Arbeitsrecht, das Arbeitgeber für anstößige Bemerkungen haftbar machen würde, die Mitarbeiter am Arbeitsplatz mithören können. Die Regierung erwog kürzlich außerdem, »legale, aber schädliche« Meinungsäußerungen auf Social-Media-Plattformen zu verbieten, ein Plan, der letztlich fallen gelassen wurde, weil man befürchtete, derartige Forderungen an Technologieunternehmen könnten die Handelsverhandlungen mit den USA gefährden.


  Im Vereinigten Königreich lässt sich die Verschiebung der Grenzen des Sagbaren an einer Kette besorgniserregender Fälle ablesen.


  Haft für die falsche Meinung


  In Großbritannien gab es einzelne Verurteilungen aufgrund unbestimmter Straftatbestände, mit denen Personen mit anstößigen Ansichten bestraft wurden, nicht Personen, die Gewalttaten begangen haben.


  In einer Entscheidung hieß es, der Täter werde nicht »für seine politischen Ansichten« bestraft, aber deren Extremität präge die Bewertung seiner »Gefährlichkeit«. Noch beunruhigender als das Vertreten extremistischer Ansichten scheint es, allein diese unter Strafe zu stellen. So verschwindet die Grenze zwischen kriminellen Taten und lediglich extremistischer Weltanschauung.


  Diese Logik setzt sich im Alltag der Kommunikations- und Ordnungstatbestände fort. Das Wall Street Journal47 zitiert den Oxford-Professor David Nash mit der Beobachtung, das Pendel habe sich »mehr in Richtung Beschränkungen der Meinungsfreiheit« bewegt; soziale Medien seien nicht nur Verbreitungsweg, sondern erreichten auch diejenigen, die sich »potenziell beleidigt« fühlen könnten. Im Ergebnis meldet der Artikel aus dem Wall Street Journal für 2023 in Großbritannien


  12.183 Festnahmen (33 pro Tag) auf Grundlage von Gesetzen, die Äußerungen als »grob anstößig« oder Inhalte als »unanständig, obszön oder bedrohlich« erfassen; das sei ein Plus von 58 Prozent gegenüber 2019. Ein Sprecher des National Police Chiefs’ Council wird mit der Aussage zitiert, man wolle nicht »politische Ansichten kontrollieren«, sondern müsse »in jeder Entscheidung« das Recht auf freie Meinungsäußerung mit dem Recht auf Kriminalitätsbekämpfung austarieren.


  Haft für einen gelöschten Tweet


  Wie diese Abwägung in der Praxis ausfallen kann, zeigt der Fall der Lucy Connolly. Im Juli 2024 erfuhr Connolly davon, dass drei Mädchen im Alter von 6, 7 und 9 Jahren in der Stadt Southport von einem mit einem Messer bewaffneten Mann erstochen worden waren. Im Netz griff die unzutreffende Information um sich, der Täter sei ein muslimischer Asylbewerber, tatsächlich war er in Großbritannien als Sohn christlicher Einwanderer aus Ruanda geboren worden. Connolly, Mutter einer 12-jährigen Tochter, tippte an diesem Abend eine wütende Nachricht an ihre 6000 Follower.48 Ein paar Stunden später löschte sie den Beitrag. Sie wurde im August 2024 wegen Aufstachelung zum Rassenhass zu 31 Monaten Haft verurteilt. Das Wall Street Journal zitiert ihren Mann Ray Connolly mit dem Satz, sie bekomme »für einen Tweet mehr Gefängnis als manche Pädophile und Täter häuslicher Gewalt«. Connollys Erfahrung ist kein Einzelfall.


  Blasphemiegesetze durch die Hintertür


  Hamit Coskun wurde 2025 wegen einer Störung der öffentlichen Ordnung verurteilt, nachdem er am 13. Februar 2025 vor dem türkischen Konsulat in London ein brennendes Exemplar des Korans in die Höhe gehalten hatte.49 Coskun, ein Atheist, rief während seines Protests auf Türkisch »Der Koran brennt«, »Fuck Islam« und »Der Islam ist die Religion des Terrorismus«.50 Seine Verurteilung erfolgte, weil Coskun »im Hör- oder Sichtbereich einer Person, die dadurch wahrscheinlich belästigt, beunruhigt oder in Bedrängnis gebracht werden würde«, ungebührliches Verhalten an den Tag gelegt habe, das von »Feindseligkeit gegenüber Mitgliedern einer Religionsgruppe, nämlich den Anhängern des Islams« geleitet sei. Während der Demonstration wurde Coskun von einem Täter, der »seine Religion schützen« wolle und von Coskun »faktisch provoziert« 51 worden sei mit einem Messer angegriffen und verletzt. Coskun kam ins Krankenhaus und wurde anschließend festgenommen. Der Angreifer erhielt im September 2025 eine zur Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafe.


  Coskun legte erfolgreich Berufung ein, die britische Staatsanwaltschaft ging ihrerseits gegen die Aufhebung der Verurteilung vor. Coskuns Handlungen stellten »keine legitime Wahrnehmung der Meinungsfreiheit dar«, sondern »überschritten die Grenze zum kriminellen Verhalten«. Während ich diese Zeilen schreibe, läuft das Verfahren noch.


  Coskun beantragte 2022 Asyl in Großbritannien. Er war in der Türkei wegen politischer Aktivitäten inhaftiert, ein Polizist hielt ihm dabei eine Waffe an den Kopf und drohte, er werde das Gefängnis nicht lebend verlassen. Das gab den Ausschlag zu seiner Flucht.52 Sein Asylantrag ist bis heute nicht abschließend beschieden. In einem am 17. Februar im Spectator veröffentlichten Text (»I burnt a Quran. Now I may have to flee Britain«) 53 schreibt Coskun:


  »Now I am in discussions with the White House about claiming asylum in America in case the decision goes against me. Some may say that book-burning is a poor substitute for reasoned debate. I would counter that it was a symbolic, non-violent form of expression intended to draw attention to the ongoing move from the secularism of my country of birth to a regime that embraces hardline Islam.«


  (»Jetzt führe ich Gespräche mit dem Weißen Haus über einen Asylantrag in Amerika, falls die Entscheidung gegen mich ausfällt. Manche mögen sagen, dass Bücherverbrennung ein schlechter Ersatz für eine sachliche Debatte ist. Dem würde ich entgegnen, dass es sich um ein symbolisches, gewaltfreies Ausdrucksmittel handelt, das darauf abzielt, auf die fortschreitende Entwicklung meines Geburtslandes vom Säkularismus hin zu einem Regime aufmerksam zu machen, das sich zum radikalen Islam bekennt.«)


  Die Täter-Opfer-Umkehr der englischen Justiz ist obszön. Es ist indiskutabel und rechtsstaatswidrig, »Beunruhigung« von Anhängern von Religionsgruppen als Kriterium für die Strafbarkeit von Kritik an der Religion heranzuziehen. Damit wäre im Fall des Islam faktisch jede Religionskritik unmöglich. Warum das so ist, muss ich niemandem erläutern. Wenn man derartige »Hassrede« -Gesetze hat, gibt man der Gruppe, die am lautesten »Ich bin beleidigt!« ruft, die Macht, jede Debatte zu beenden. Diese Verbote wirken wie die erneute Einführung des in England 2008 abgeschafften Blasphemiegesetzes durch die Hintertür, mit einer Sonderklausel für den Islam.


  Fünf Beamte für drei Tweets


  Im September 2025 wurde der Comedian Graham Linehan (Mitautor u.a. von Father Ted und The IT Crowd) am Flughafen Heathrow von fünf bewaffneten Beamten abgeführt und wegen drei Posts auf X zu Transgender-Themen festgenommen.54 Er wurde wegen der Posts der Anstiftung zur Gewalt verdächtigt (»If a trans-identified male is in a female-only space, he is committing a violent, abusive act. Make a scene, call the cops and if all else fails, punch him in the balls.«). Er kam auf Kaution frei; später wurde das Verfahren eingestellt.55


  Der Terrorist von Monty Python


  Den vorläufigen Schlusspunkt unter diese Entwicklung setzte im Februar 2026 niemand Geringeres als John Cleese, einer der bekanntesten britischen Komiker und Satiriker. Er wurde weltberühmt als Mitglied von Monty Python, Schöpfer von Fawlty Towers und tritt immer wieder als scharfer Kritiker von Cancel Culture und politischer Korrektheit auf. Anlass für einen Tweet56 von Cleese vom 17.02.2026 war offizielles Schulungsmaterial der britischen Regierung zum sogenannten »Prevent Duty« -Programm, das extremistische Ideologien für Behörden und Schulen kategorisiert. Unter der Rubrik »Extreme right-wing« listete das Dokument als eine von drei terroristischen Kernideologien den »Cultural nationalism«, definiert als die Überzeugung, dass die westliche Kultur durch Masseneinwanderung und mangelnde Integration bedroht sei. Mit anderen Worten: Wer die These vertritt, Masseneinwanderung könne westliche Kulturen unter Druck setzen, bewegt sich nach Lesart der britischen Regierung im Bereich terroristischer Ideologie. Cleese kommentierte das knochentrocken: »I’m clearly a terrorist, so I’m afraid they are going to have to arrest me.«


  [image: In einem Tweet von John Cleese wird ein GOV.UK-Beitrag über "Prevent"-Schulungen geteilt, in dem der Glaube an eine Bedrohung des Westens durch Massenmigration als "terroristische Ideologie" bezeichnet wird. Der Tweet bezieht sich auf die Besorgnis über eine mögliche Verhaftung.]


  Lediglich unter anderem Etikett taucht dasselbe Muster auch in anderen westlichen Demokratien auf. Und zwar auf dem nordamerikanischen Kontinent, woran man sieht, dass die Problematik kein europäisches Spezifikum ist.


  Kanada: Der Vorkämpfer Mark Steyn


  Barry Neufeld ist ein ehemaliger kanadischer Kommunalpolitiker und langjähriger Schulrat (School Trustee) in Chilliwack, British Columbia. Er wurde 1993 zum Mitglied des Schulrats von Chilliwack gewählt und war mit Unterbrechungen bis Oktober 2022 im Amt.


  Neufeld erlangte landesweite Bekanntheit durch seinen lautstarken Widerstand gegen die SOGI 123-Initiative (Sexual Orientation and Gender Identity), ein Programm zur »Förderung von Inklusion und Toleranz gegenüber LGBTQ + -Schülern« in British Columbia. Er bezeichnete die Lehrmaterialien unter anderem als »Propagandawaffe« und verglich geschlechtsumwandelnde Maßnahmen bei Kindern mit Kindesmissbrauch.


  Anfang 2026 wurde Neufeld verurteilt. Tragend für die Feststellung eines Verstoßes gegen das Verbot der Veröffentlichung von Äußerungen, die geeignet sind, geschützte Gruppen Hass oder Verachtung auszusetzen, waren nach dem Urteil57 sechs Veröffentlichungen, die teilweise fast ein Jahrzehnt alt waren. Vier Beiträge auf Facebook (18.12.2017; 09.12.2018; 29.06.2021; 12.06.2022), ein Rundbrief (24.07.2020) und ein Interview (24.09.2022). Im Rundbrief heißt es unter anderem (deutsche Übersetzung der im Urteil wiedergegebenen Passage), das Ziel »radikaler Pädagogen« sei es, »alle Kinder mit dem Dogma zu indoktrinieren, dass Heterosexualität nicht länger die Norm sei« und das Dogma sei »bewusst darauf angelegt, Kinder ihren Eltern zu entfremden«. In einem Facebook-Beitrag zu einer Videoaufnahme über ein trans Kind sprach Neufeld von einem »Medikament zur chemischen Kastration« und über »barbarische Operationen« bei Kindern; er bezog sich damit erkennbar auf medikamentöse bzw. hormonelle Maßnahmen sowie operative Eingriffe im Zusammenhang mit einer medizinischen Geschlechtsumwandlung.


  Das Tribunal bezeichnete diese Beiträge als »zutiefst entmenschlichend«. In dem 143 Seiten langen Urteil gelangt das Tribunal u.a. zu folgenden Erkenntnissen.


  »If a person elects not to›believe‹ that gender identity is separate from sex assigned at birth, then they do not ›believe‹ in transpeople. This is a form of existential denial.« (»Wenn sich jemand bewusst dagegen entscheidet, ›zu glauben‹, dass Geschlechtsidentität vom bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht getrennt ist, dann ›glaubt‹ er nicht an Transmenschen. Das läuft auf eine Leugnung ihrer Existenz als Transmenschen hinaus.«)


  »A person does not need to believe in Christianity to accept that another person is Christian. However, to accept that a person is transgender, one must accept that their gender identity is different than their sex assigned at birth.« (»Man muss nicht an das Christentum glauben, um anzuerkennen, dass eine andere Person Christ ist. Um jedoch anzuerkennen, dass eine Person trans ist, muss man akzeptieren, dass ihre Geschlechtsidentität von dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht abweicht.«)


  Im Februar 2026 wurde Neufeld dann vom British Columbia Human Rights Tribunal dazu verurteilt, 750.000,00 kanadische Dollar Schadenersatz an die Chilliwack Teachers’ Association zur gleichmäßigen Verteilung an die Mitglieder der Klägergruppe zu zahlen.


  Der Vorkämpfer Mark Steyn


  Eines der ersten, wenngleich am Ende siegreichen, Opfer der kanadischen Menschenrechtskommissionen (CHRC) und der dazugehörigen Tribunale (CHRT) war der kanadische Autor Mark Steyn. Im Jahr 2007/2008 wurde das Magazin Maclean’s wegen eines Auszugs aus Steyns Klassiker America Alone vom kanadischen Islamischen Kongress vor drei verschiedenen Menschenrechtskommissionen (auf Bundesebene sowie in British Columbia und Ontario) verklagt.


  Obwohl die Klagen letztlich abgewiesen oder fallengelassen wurden, nutzte Steyn die Erfahrung für eine fundamentale Abrechnung mit diesem System. Seine Kritik lässt sich in fünf Kernpunkten zusammenfassen:


  1. »Der Prozess ist die Strafe« (The process is the punishment)


  Dies ist Steyns zentrales Argument. Er kritisiert, dass das System der Tribunale so konstruiert sei, dass der Beklagte bereits verloren hat, sobald die Klage angenommen wird. Während die Kläger oft staatliche Unterstützung erhalten oder kein finanzielles Risiko tragen, müssen die Beklagten (wie Autoren oder kleine Verlage) immense Summen für Anwälte ausgeben. Die Verfahren ziehen sich über Jahre hin, vergleiche Neufelds Prozess. Steyn argumentiert, dass allein die Drohung mit einem solchen Verfahren ausreicht, um Journalisten zur Selbstzensur zu treiben.


  2. »Wahrheit ist keine Verteidigung«


  Steyn kritisierte einen der kontroversesten Aspekte des damaligen kanadischen Menschenrechtsgesetzes (insbesondere den berüchtigten Paragrafen 13). Ein Ermittler der Kommission hatte damals offen zugegeben, dass es im Rahmen dieser Verfahren unerheblich sei, ob eine getätigte Aussage faktisch wahr ist. Wenn die Wahrheit aber kein Schutz vor Verurteilung mehr ist, handelt es sich nicht um ein Gerichtsverfahren, sondern um ein Instrument zur Durchsetzung ideologischer Konformität, also um eine »post-aufklärerische« Justiz.


  3. »Kangaroo Courts« (Scheingerichte)


  Steyn bezeichnete die Tribunale wiederholt als Pseudogerichte oder »Kangaroo Courts« und kritisierte die mangelnde Rechtsstaatlichkeit der Verfahren. In diesen Tribunalen gelten nicht die strengen Regeln für eine Beweisaufnahme wie in einem ordentlichen Verfahren. Hörensagen ist oft zulässig. Die Mitglieder der Tribunale sind oft keine Berufsrichter, sondern politische Ernannte oder Aktivisten mit einer klaren Agenda.


  4. Das Ende der Meinungsfreiheit durch »Hassrede«


  Steyn betrachtete den Begriff »Hassrede« als eine strategische Waffe, um legitime politische Debatten zu unterbinden. Er kritisierte, dass die Tribunale »Hass« über das subjektive Empfinden des (potenziellen) Opfers definierten. Wenn sich jemand »verletzt« oder »herabgesetzt« fühlt, reicht das für eine Klage aus. Steyn argumentiert, dass dadurch die empfindlichste Person in der Gesellschaft bestimmt, worüber diskutiert werden darf. Er plädiert stattdessen für ein absolutes Recht, auch beleidigend, geschmacklos oder provokant zu sein.


  5. Ideologische »Gedankenpolizei«


  Für Steyn sind die Tribunale und Kommissionen Agenturen einer staatlich verordneten Multikulturalismus-Ideologie. Er warf ihnen vor, selektiv vorzugehen und fast ausschließlich konservative oder klassisch-liberale Kritiker ins Visier zu nehmen, während echte Aufrufe zu Gewalt aus anderen politischen Lagern oft ignoriert würden. Er sah in den Tribunalen eine Form von »sanfter Tyrannei«, die nicht durch physische Gewalt, sondern durch bürokratische Erstickung und finanzielle Vernichtung wirkt.


  Diese Tribunale und Kommissionen sind letztlich nichts anderes als eine »Boutique-Justiz« für Aktivisten, deren Ziel nicht Gerechtigkeit, sondern die soziale Disziplinierung der Bevölkerung ist.


  Der Westen spaltet sich – Der Zeuge aus Washington


  Am 14. Februar 2025 betrat J. D. Vance die Bühne der Münchner Sicherheitskonferenz. Die Delegierten hatten Konkretes erwartet: Trumps Ukraine-Position, Nato-Beistandsgarantien, Signale zur europäischen Verteidigung. Was sie bekamen, war etwas anderes und für die meisten Anwesenden weitaus Schlimmeres. Vance sprach über Meinungsfreiheit.


  Die Reaktionen ließen nichts zu wünschen übrig. Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius erklärte, Vance’ Vergleich europäischer Demokratien mit autoritären Regimen sei »nicht akzeptabel«. Bundeskanzler Olaf Scholz und CDU-Chef Friedrich Merz, sonst in fast allem uneins, verurteilten gemeinsam die amerikanische »Einmischung in den deutschen Wahlkampf«. Vizekanzler Robert Habeck sprach von einer Rede, die Europa »spalten« wolle. Kaja Kallas, die Außenbeauftragte der EU, sagte, sie habe das Gefühl, die Vereinigten Staaten versuchten, »einen Streit mit uns anzuzetteln«. Schwedens Außenministerin Maria Malmer Stenergard verweigerte jeden Kommentar zu den konkreten Fällen, die Vance genannt hatte, darunter die Verurteilung eines schwedischen Aktivisten wegen einer Koranverbrennung. Nur Schweigen.


  Der Grundton war überall derselbe: Empörung über die Unverschämtheit des Amerikaners, verbunden mit einer auffälligen Weigerung, sich mit dem Kern seiner Kritik auseinanderzusetzen. Dass Vance am Ende der Konferenz in einem Interview klarstellte, seine Kritik gelte nicht nur Europa, sondern auch der Biden-Administration in den USA – »It’s not Europe bad, America good« – interessierte da kaum noch jemanden. Das Narrativ war gesetzt: ein fremdenfeindlicher Kulturkrieger, der gekommen war, die transatlantische Partnerschaft zu torpedieren.


  Die Vance-Rede auf der Sicherheitskonferenz 2025


  Die Hauptthese von Vance war eindeutig. Die größte Bedrohung Europas komme nicht von Russland, nicht von China, nicht von irgendeinem externen Akteur. »What I worry about is the threat from within«, sagt er, die Bedrohung von innen, der Rückzug Europas von seinen fundamentalsten Werten bereite ihm Sorge.


  Vance begann bei der Demokratie selbst. Er verwies auf die Annullierung der rumänischen Präsidentschaftswahl, nachdem ein nationalistischer Kandidat überraschend in Führung gegangen war. Ein früherer EU-Kommissar habe sich öffentlich erfreut darüber gezeigt und gewarnt, dasselbe könne gegebenenfalls auch in Deutschland passieren. Vance kommentierte trocken: »These cavalier statements are shocking to American ears. For years, we’ve been told that everything we fund and support is in the name of our shared democratic values.« Wahlen annullieren, wenn das Ergebnis nicht passe, das sei keine Demokratie, sondern deren Karikatur.


  Zur Meinungsfreiheit nannte Vance konkrete Fälle, erwähnte Namen und Sachverhalte. In Deutschland, sagte er, hätten Polizisten Razzien gegen Bürger durchgeführt, die anti-feministische Kommentare im Netz gepostet hatten, im Rahmen eines staatlichen »Aktionstags zur Bekämpfung von Misogynie im Internet«. In Schweden war ein christlicher Aktivist verurteilt worden, weil er an einer Koranverbrennung teilgenommen hatte und das Gericht hatte dabei ausdrücklich festgehalten, das schwedische Recht gewähre keinen »Freifahrtschein, irgendetwas zu tun oder zu sagen, ohne das Risiko einzugehen, die Gruppe zu beleidigen, die dieses Glaubens ist«.


  Den härtesten Teil widmete Vance Großbritannien, dem Land, das einst den Begriff der Redefreiheit für die westliche Welt definiert hatte. Er erzählte die Geschichte von Adam Smith-Connor, einem 51-jährigen Physiotherapeuten und ehemaligen Soldaten, der 50 Meter von einer Abtreibungsklinik entfernt gestanden und schweigend für drei Minuten gebetet hatte, für den Sohn, den er und seine damalige Freundin hatten abtreiben lassen. Die Polizei sprach ihn an. Er nannte den Grund seines Gebets. Er wurde verurteilt. In Schottland, fuhr Vance fort, habe die Regierung begonnen, Bürger per Brief zu warnen, dass bereits das private Beten in den eigenen vier Wänden strafbar sein könnte, verbunden mit der Aufforderung, Nachbarn, die dies täten, zu melden. Das sei kein Rechtsstaat mehr, sondern Denunziationskultur.


  Dann folgte der Satz, der seitdem in Europa vielfach zitiert und fast immer falsch interpretiert wurde:


  »In Britain, and across Europe, free speech, I fear, is in retreat.«


  Vance schloss mit einem historischen Argument. Im Kalten Krieg, sagte er, habe der Westen gegen Kräfte gekämpft, die Andersdenkende zensierten, Kirchen schlossen, Wahlen manipulierten. Diese Kräfte hätten verloren, weil sie Freiheit weder schätzten noch respektierten. »And unfortunately, when I look at Europe today, it’s sometimes not so clear what happened to some of the Cold War’s winners.«


  Europa reagierte mit Empörung, wie man es eben tut, wenn man in der Sache keine Argumente hat. Mit dem Reflex, den Boten zu erschießen. Aber niemand hat sich die Mühe gemacht, die Fälle zu widerlegen, die Vance aufzählte. Nicht Pistorius, nicht Scholz, nicht Kallas. Kein europäischer Politiker hat sich in München hingestellt und gesagt: »Vance irrt sich. Adam Smith-Connor wurde nicht verurteilt.« Oder: »Die deutsche Polizei hat keine Razzien wegen Online-Kommentaren durchgeführt.« Oder: »In Schweden wird niemand für Koranverbrennungen bestraft.« Und weil man Vance nicht widerlegen konnte, schwieg man zu den Fakten und empörte sich über den Ton.


  Was Vance in seiner Rede beschrieb, beschreibt dieses Kapitel im Detail. Lucy Connolly, die für einen Facebook-Post 31 Monate Haft bekam. Hamit Coskun, der nach einer Koranverbrennung verhaftet wurde, während sein Messerangreifer auf Bewährung davonkam. Graham Linehan, der am Flughafen Heathrow von fünf bewaffneten Beamten abgeführt wurde, weil er auf X etwas über Transgender-Politik geschrieben hatte. John Cleese, der feststellt, er sei nach dem offiziellen Schulungsmaterial der britischen Regierung vermutlich ein Terrorist. Pavel Durov, dem ein französisches Gericht untersagte, an einer Menschenrechtsveranstaltung teilzunehmen, auf der er über digitale Freiheit sprechen sollte. Thierry Breton, der versuchte, präventiv ein Interview zwischen zwei amerikanischen Staatsbürgern auf einer amerikanischen Plattform zu unterbinden. Barry Neufeld aus Kanada, dem ein Tribunal 750.000 Dollar abverlangte, weil er auf Facebook Ansichten über Genderpolitik in Schulen geäußert hatte, von denen einige fast ein Jahrzehnt alt waren.


  Keiner dieser Fälle ist erfunden. Keiner ist eine Übertreibung. Sie alle sind aktenkundiger Bestand europäischer und kanadischer Rechtsgeschichte der Jahre 2019 bis 2026. Wenn Vance sagte, Meinungsfreiheit sei in Europa »in retreat«, dann beschrieb er eine empirisch belegbare Realität und nutzte keine politische Kampfparole, kein kulturkämpferisches Ressentiment, sondern das, was in Gerichtssälen in England, Irland, Deutschland, Frankreich oder Kanada tatsächlich passiert.


  Die europäische Führungsschicht hat auf Vance’ Rede mit dem Affekt einer Klasse reagiert, die beim Abschreiben erwischt wurde: laut, empört und ohne jede inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Vorwurf. Pistorius warf Vance vor, er erwecke den Eindruck, »Minderheiten« würden in europäischen Demokratien »unterdrückt oder zum Schweigen gebracht«. Das war eine Verdrehung von Vance’ Argument. Vance hatte nie behauptet, ethnische oder religiöse Minderheiten als solche würden in Europa verfolgt. Er hatte das Gegenteil beschrieben: dass Mehrheitsgesellschaften und ihre Behörden beginnen, bestimmte Minderheitenmeinungen, darunter religiöse Überzeugungen, konservative Familienpolitik, Kritik am Islam und Skepsis gegenüber Gendertheorien strafrechtlich oder bürokratisch zu verfolgen.


  Man muss Vance nicht mögen. Man muss seine politischen Schlussfolgerungen nicht teilen. Man muss dem Instrument, der öffentlichen Bloßstellung von Verbündeten auf einer Sicherheitskonferenz nicht zustimmen. Aber man muss, wenn man ehrlich ist, anerkennen, dass er in der Sache Recht hatte.


  Europa hat sein Meinungsfreiheitsproblem nicht, weil ein amerikanischer Vizepräsident das behauptet. Sondern weil Komiker von bewaffneten Polizisten abgeführt werden. Weil ein Veteran für stilles Beten bestraft wird. Weil ein Atheist, der einen Koran verbrennt, mehr Strafverfolgung riskiert als der Mann, der ihn dafür mit einem Messer angreift und verletzt. Weil ein Schulrat in British Columbia 750.000 Dollar zahlen soll, weil er auf Facebook Ansichten über Genderpolitik in Schulen geäußert hat, die zehn Jahre später als »zutiefst entmenschlichend« taxiert werden.


  J. D. Vance war für Kritik der falsche Adressat. Kritik haben diejenigen verdient, deren politische Entscheidungen es erforderlich machten, dass ein Amerikaner nach München fahren musste, um das zu sagen, was europäische Journalisten, Juristen und Politiker längst hätten sagen müssen und nicht gesagt haben.


  Europa hat begonnen, die Instrumente zu bauen und Gesetze zu verabschieden, die unbequeme Rede kriminalisieren. Bürokratien, die durch den Prozess selbst bestrafen. Eine politische Atmosphäre, in der der Ruf »Ich bin beleidigt« wichtiger geworden ist als das Argument. Und eine Führungselite, die auf Kritik daran mit Empörung reagiert statt mit Reflexion.


  Wer Recht hatte, entscheiden nicht die Besucher der Münchner Sicherheitskonferenz. Es entscheiden die Fälle. Connolly. Coskun. Linehan. Neufeld. Durov. Cleese. Und viele, viele andere, von denen man niemals hören wird. Sie dokumentieren die Lage der Meinungsfreiheit in Europa.


  Sie entscheiden selbst, ob J. D. Vance mit seiner historischen Rede richtig lag oder nicht.


  Welche Meinungsfreiheit soll es sein?


  Die europäischen und amerikanischen Vorstellungen von Redefreiheit befinden sich auf Kollisionskurs. Wie sich die europäische Version darstellt, haben wir gesehen. Ich hoffe, dass sich der amerikanische Weg durchsetzt.


  Die Divergenz der Vorstellungen ist das Ergebnis zweier historischer »Grundängste«, die seit den 1960er-Jahren in Recht und politischer Kultur jeweils unterschiedlich verankert wurden. Amerikaner sahen im Nationalsozialismus vor allem den Staat, der Rede unterdrückt; viele Europäer sahen ihn als Beispiel dafür, wie Rede, Propaganda und Entmenschlichung gesellschaftlich wirken können, bis sie in den Zivilisationsbruch münden.


  In den USA wurde diese Prägung in den 1960er-Jahren durch eine Rechtsprechung abgesichert, die politische Rede kompromisslos gegen staatliche Inhaltskontrolle abschirmt. Der Supreme Court formulierte 1964 in New York Times v. Sullivan58 einen Satz, der bis heute als demokratische Selbstbeschreibung gelesen wird


  »debate on public issues should be uninhibited, robust, and wide-open«.


  Die Logik dahinter ist glasklar: Wo der Staat anfängt, »Zumutbarkeit«, »Anstand« oder »Schädlichkeit« politischer Rede zu definieren, wird er zwangsläufig Partei im Meinungskampf. Konsequenterweise schützt das US-Recht nicht nur »vernünftige« Kritik, sondern auch die hässlichen, provokanten und überzogenen Formen politischer Rede, solange sie nicht in einen sehr engen Gefahrenkorridor münden. Maßgeblich ist hier der Brandenburg-Standard (1969).59 Der Staat darf selbst Gewaltbefürwortung nicht verbieten, solange sie nicht auf die Herbeiführung unmittelbar bevorstehender rechtswidriger Handlungen gerichtet und dafür auch geeignet ist. Dies gilt bis heute. In Matal v. Tam (2017) hat der Supreme Court den Grundsatz so knapp wie scharf formuliert:


  »Speech may not be banned on the ground that it expresses ideas that offend.«


  Europa hat demgegenüber früh ein anderes Regelungsparadigma entwickelt. Meinungsfreiheit ja, aber als »qualifiziertes« Recht, das ausdrücklich Einschränkungen zulässt, wenn sie gesetzlich vorgesehen und »in einer demokratischen Gesellschaft notwendig« sind; die einschlägige Vorschrift ist in Art. 10 Abs. 2 EMRK kodifiziert, inklusive des fragwürdigen Zusatzes, die Ausübung dieser Freiheit trage »Pflichten und Verantwortung« in sich. Für Fälle, in denen sich extremistische Akteure gerade auf Grundrechte berufen, um Grundrechte anderer zu zerstören, hält die EMRK außerdem Art. 17 bereit (Missbrauchsverbot), als eine Art juristische »wehrhafte Demokratie« auf Konventionsebene. Nicht jede Berufung auf Freiheitsrechte soll als Schutzschild für antidemokratische Aktivitäten funktionieren.


  Seit den 1960er-Jahren wurden in vielen liberalen Demokratien, insbesondere in Westeuropa, Gesetze gegen »Hate Speech« und »Hate Crime« erlassen, während die USA deutlich zurückhaltender blieben.60 Die USA organisieren ihre historische Lehre primär als Misstrauen gegenüber dem Staat als Richter über Inhalte; Europa organisiert sie stärker als Misstrauen gegenüber der politischen und gesellschaftlichen Wirkung extremistischer Propaganda und gibt dem Staat und den Gerichten eher das Mandat, präventiv in den öffentlichen Kommunikationsraum und die Meinungsfreiheit einzugreifen.


  Beide Systeme sind intern umkämpft. Der Juraprofessor Eric Heinze argumentiert in The Most Human Right –Why Free Speech Is Everything61 grundsätzlich dafür, freie Rede als fundamentale Voraussetzung aller anderen Rechte zu behandeln, und warnt vor einem zu breiten, moralisch aufgeladenen Eingriffsarsenal. Jeremy Waldron, der intellektuelle Gegenspieler zur radikalen amerikanischen Redefreiheit, steht für die Gegenposition: »Hate-Speech« -Regeln seien Ausdruck einer Würde- und Inklusionsordnung; sie sollen Minderheiten eine verlässliche »Sicherheitszusage« im Alltag geben, ohne dass die formale Freiheit zur leeren Hülse wird.


  Der amerikanische Blick sagt, das größte Risiko liegt in der Macht des Staates, missliebige Rede mit Etiketten wie »Hass« oder »Desinformation« zu unterdrücken, und deshalb müsse ihr Schutz auch dort gelten, wo Rede verletzt und empört. Der europäische Blick sagt, das größte Risiko liegt darin, dass bestimmte Formen politischer Rede nicht nur »meinungsstark«, sondern demokratiezersetzend wirken können, weil sie Menschen aus dem Kreis der Gleichen herausdefinieren und Gewalt oder Entrechtung gesellschaftlich normalisieren, und deshalb müsse der Rechtsstaat früher reagieren dürfen. Repression gegen Rede versus Rede als Werkzeug der Repression.


  Wohin der europäische Weg geführt hat, hat dieses Buch gezeigt.

  

  



  Epilog – Der verwaltete Niedergang


  Europa ist nicht arm an Idealen. Es ist arm an Mut, sie durchzuhalten, wenn es unbequem wird. Das ist der eigentliche Befund dieses Buches. Die Verschiebung, die wir beobachten, ist nicht nur politisch. Sie ist zivilisatorisch. Staaten, Behörden und supranationale Apparate haben begonnen, die Sprache des Rechts zu benutzen, um Macht auszuüben. Wer die in diesem Buch dokumentierten Fälle in ihrer Gesamtheit betrachtet, gelangt zu einer Schlussfolgerung, der sich die betroffenen Gesellschaften bislang systematisch verweigern: Die europäischen Staaten haben die Sphäre des Rechts verlassen. Was sie an ihre Stelle gesetzt haben, ist die Herrschaft derjenigen, die Institutionen kontrollieren, über diejenigen, die lediglich Bürger sind.


  Dieser Übergang vollzog sich nicht durch einen einzelnen Akt der Usurpation, sondern schleichend, durch die Akkumulation von Gesetzen, Behörden und Verfahren, die zusammen ein System ergeben, das unbequeme Rede kriminalisiert, abweichende Meinungen bürokratisch bestraft und politische Gegnerschaft als gesellschaftliche Gefahr behandelt. Lucy Connolly. Hamit Coskun. Stefan Niehoff. Barry Neufeld. Pavel Durov. Elon Musk. Sie sind keine Ausnahmen. Sie sind Symptome.


  Dieser Befund ist mittlerweile amtlich, denn die Nationale Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten vom November 2025 benennt ihn mit einer Direktheit, die dem diplomatischen Protokoll fremd ist. »Die tiefgreifenderen Probleme Europas umfassen Aktivitäten der Europäischen Union und anderer transnationaler Institutionen, die politische Freiheit und Souveränität untergraben, eine Migrationspolitik, die den Kontinent transformiert und Konflikte erzeugt, die Zensur der Meinungsfreiheit und die Unterdrückung politischer Opposition, einbrechende Geburtenraten sowie den Verlust nationaler Identitäten und des Selbstvertrauens.« Und weiter, mit einer Nüchternheit, die umso wuchtiger wirkt, weil sie aus einem strategischen Regierungsdokument stammt: »Sollten die gegenwärtigen Trends anhalten, wird der Kontinent in 20 Jahren oder auch früher nicht mehr wiederzuerkennen sein.«


  Das ist die sicherheitspolitische Lageeinschätzung der stärksten Macht der Welt über ihre wichtigsten Verbündeten.


  Auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2026, ein Jahr nach der Vance-Rede, die das Establishment erschütterte, präzisierte Außenminister Marco Rubio diese Diagnose. Er sprach62 nicht über Verteidigungsbudgets, nicht über Bündnisverpflichtungen, nicht über die Ukraine. Er sprach über das, was verteidigt werden soll und über die Frage, ob der Wille dazu noch vorhanden ist. »Wir haben kein Interesse daran, höfliche und gewissenhafte Verwalter des geordneten Niedergangs des Westens zu sein.« Die gegenwärtige Lage sei keine Folge schlechter Politik allein, sondern eines tieferen Zustands: »Eine lähmende Mischung aus Perspektivlosigkeit und Selbstgefälligkeit.« Sein Appell war klar: »Gemeinsam erkannten unsere Vorgänger, dass man sich für den Niedergang entscheiden musste, und es war eine Entscheidung, die sie sich zu treffen weigerten.« Der Fingerzeig auf die fehlende Entschlossenheit in der Gegenwart war deutlich.


  Die wirtschaftliche Dimension dieser Entwicklung spiegelt sich in nüchternen Zahlen wider. Kontinentaleuropa hält heute noch 14 Prozent des globalen BIP, gegenüber 25 Prozent im Jahr 1990. In einer einzigen Generation hat Europa ein Drittel seines wirtschaftlichen Gewichts verloren. Dieser Niedergang ist kein statistisches Artefakt, sondern das Ergebnis politischer Entscheidungen: einer Regulierungswut, die Innovation erstickt; einer Energiepolitik, die Industrien vernichtet oder zum Abwandern zwingt; einer Einwanderungspolitik, die soziale Kohäsion zerreißt; und dem Fehlen jeglicher digitalen Souveränität, die Europa nie entwickelt hat, weil es zu beschäftigt damit war, amerikanische und chinesische Plattformen zu regulieren, statt eigene aufzubauen.


  Alex Karp, CEO von Palantir und einer der wenigen Unternehmer, die Deutschland aus echter Zuneigung heraus kritisieren, formulierte diesen Befund am Rande des Weltwirtschaftsforums in Davos im Januar 2026 so: KI wirke wie ein globaler Belastungstest, der schonungslos offenlegt, wer wirklich technologisch leistungsfähig ist und wer nur so tut. Amerika und China hätten funktionierende Ökosysteme. Europa hingegen habe hier ein »ernstes, strukturelles Problem«. »Politische Strukturen sind oft darauf ausgelegt, Probleme zu verschleiern«, sagte Karp. »Die Welt braucht ein starkes Deutschland – aber Deutschland muss es auch selbst wollen«, war der freundlichste Satz den Karp für Deutschland fand.


  Das Entscheidende an dieser Formulierung ist das »auch«. Die Welt will es. Die USA wollen es. Europas Geschichte will es. Nur Deutschland selbst scheint es nicht zu wollen, jedenfalls nicht mit einer Energie, die den Herausforderungen gerecht würde.


  Was dieses Buch dokumentiert, ist eine Krise, die mit zwei weiteren Krisen zusammenfällt. Jede für sich wäre schon bedrohlich genug, zusammen beschreiben sie eine zivilisatorische Abwärtsspirale. Wir haben uns mit der ersten Krise befasst, der Krise der Meinungsfreiheit: ein System, das politisch unerwünschte Meinungsäußerungen zunehmend kriminalisiert und damit die Grundvoraussetzung demokratischer Selbstkorrektur zerstört, die Möglichkeit, laut zu sagen, was falsch läuft.


  Die zweite ist die wirtschaftliche Krise: der schleichende Verlust industrieller Substanz, technologischer Souveränität und globalen Gewichts, der Europa von einem Gestaltungsraum in einen Verwaltungsraum verwandelt. Die dritte ist die demographische und kulturelle Krise: der Verlust jenes kollektiven Selbstbewusstseins, ohne das keine Gesellschaft die Kraft aufbringt, sich zu reformieren.


  Diese drei Krisen verstärken sich gegenseitig. Eine Gesellschaft, die nicht mehr über ihre eigenen Probleme sprechen darf, kann sie nicht lösen. Eine Gesellschaft, die ihre wirtschaftliche Substanz verliert, hat weniger Ressourcen für Anpassung. Eine Gesellschaft, die ihr kulturelles Selbstvertrauen verloren hat, erkennt in der Kritik von außen keine Chance zur Korrektur, sondern nur einen Angriff.


  Für Deutschland im Besonderen zeichnet sich ein Bild, das Probleme jenseits politischer Lager aufzeigt. Das Land, das einmal das industrielle Herz Europas war, verliert diese Funktion in einem Tempo, das selbst hartgesottene Optimisten verstummen lässt. Die Energiewende hat Strom in Deutschland zu einem der teuersten der Welt gemacht. Die Regulierungsdichte hat Investoren in die Flucht getrieben. Die politische Debatte findet in einer Atmosphäre statt, in der das Benennen von Problemen leichter zum Vorwurf der Volksverhetzung führt als zu einem sachlichen Meinungsaustausch. Und die institutionellen Reaktionen auf Kritik – Hausdurchsuchungen wegen Tweets, Strafanzeigen wegen politischer Äußerungen, der Apparat aus »Aktionstagen« und Löschanordnungen – zeigen, dass der Staat seine Regulierungsenergie nicht auf die Lösung von Problemen richtet, sondern auf die Unterdrückung ihrer Benennung.


  Das ist der Befund dieses Buches.


  Die amerikanische Sicherheitsstrategie63 formuliert die Konsequenz für das transatlantische Verhältnis ohne Beschönigung: Die USA werden »von Eliten betriebene, antidemokratische Einschränkungen grundlegender Freiheitsrechte in Europa« nicht länger schweigend hinnehmen, sondern aktiv dagegen eintreten. Das ist eine fundamentale Verschiebung. Der Westen hat aufgehört, ein Wertekonsens zu sein. Er ist ein Verhandlungsgegenstand geworden, bei dem die eine Seite fragt, was noch zu retten ist.


  Die historische Tragödie liegt darin, dass Europa die Ressourcen hätte, diesen Weg zu verlassen. Rubio sagte in München: »Decline was a choice.« Der Umkehrschluss gilt: Wiederauferstehung wäre ebenfalls eine Option. Europa hat großartige zivilisatorische Traditionen, Rechtsstaatlichkeit, Aufklärung, die Idee der Menschenwürde als universalem Maßstab. Diese Traditionen sind nicht erloschen. Sie werden gegenwärtig nur von denjenigen verraten, die am lautesten behaupten, sie zu verteidigen.


  Doch Traditionen, auf die man sich beruft, ohne sie zu verteidigen, sind keine Traditionen mehr. Sie sind Kulisse und vielmehr als Kulisse hat Europa derzeit nicht mehr zu bieten.


  Die Fälle in diesem Buch sollten den Bürgern Sorge bereiten. Manche der Betroffenen wurden freigesprochen, manche nicht, manche warten noch auf ein Urteil. Was keiner von ihnen zurückbekommt, ist die Zeit, die Energie, das Geld und das Vertrauen in Institutionen, das die Verfahren verbraucht haben. Die Erschöpfung des Widerspruchs ist die eigentliche Funktion dieses Systems. Nicht das Urteil, sondern der Prozess.


  Wohin dieser Weg führt, wenn er nicht verlassen wird, hat die Geschichte bereits gezeigt. Es ist kein Weg in die Barbarei, jedenfalls nicht unmittelbar. Es ist ein Weg in die stille Bedeutungslosigkeit: ein Kontinent, der reich genug ist, seinen Niedergang komfortabel zu administrieren, und nicht mehr stark genug, ihn aufzuhalten.

  

  



  Anhang


  Anhänge und Quellenanalyse zu Kapitel 9


  A. Die Kommunikationswege – Sektionen I bis IV


  Der Bericht »The Foreign Censorship Threat Part II« des US-Repräsentantenhauses64 stützt sich auf umfangreiche Dokumentation in den Anhängen (Sektionen I bis VII). Das Material besteht aus Arbeitsdokumenten, internen Memos, Sitzungsprotokollen, vertraulichen E-Mails sowie Berichten der Technologieunternehmen an zuständige Stellen in Brüssel. Die Grundlage dieser Regulierungsarchitektur bilden der EU Code of Conduct on Countering Illegal Hate Speech Online, 65 der Strengthened Code of Practice on Disinformation66 sowie ein System von mehr als hundert Koordinierungstreffen zwischen Kommission und Plattformen.67


  Sektionen I und II dokumentieren die direkte Kommunikation zwischen EU-Stellen und Plattformen. Die Korrespondenz zeigt eine Erwartungshaltung der Bürokratie, die weniger auf regulären Dialog als auf fristgebundene Umsetzung ausgerichtet ist – exemplarisch belegt durch die Gesprächsnotiz eines Treffens zwischen TikTok und Kommissions-Vizepräsidentin Jourová vom April 2021.68 Die Antworten der Unternehmen sind durchgängig auf Compliance und Risikovermeidung fokussiert, naheliegend angesichts der im DSA vorgesehenen Sanktionen von bis zu 6 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes[9] sowie der Möglichkeit periodischer Zwangsgelder nach Art. 74 DSA.69 Die Unterlagen belegen damit nicht nur Einzelentscheidungen, sondern den strukturellen Anpassungsdruck, unter dem Plattformen ihre internen Prozesse an regulatorische Erwartungen ausrichten – bis hin zur Frage, wie blaue Verifizierungshaken kommunikativ eingesetzt werden dürfen.70


  Sektionen III und IV betreffen die Zusammenarbeit mit akkreditierten »Trusted Flaggern«, ergänzt durch das EU Internet Forum Handbook of Borderline Content.71 Die Anhänge enthalten Listen dieser Organisationen sowie Hinweise auf privilegierte Meldewege und beschleunigte Bearbeitung bei den Plattformen. Inhalte, die über diesen Kanal gemeldet werden, gelangen schneller in Moderations- und Eskalationsprozesse als gewöhnliche Nutzermeldungen. Die Unterlagen zeigen eine skalierbare Meldestruktur, die geeignet ist, Sichtbarkeit und Verfügbarkeit von Inhalten in kurzer Zeit spürbar zu beeinflussen.


  Die Fallbeispiele in den Anhängen illustrieren die Bandbreite. Das niederländische Innenministerium wurde von der Kommission unmittelbar vor den Parlamentswahlen 2023 als offizieller »Trusted Flagger« akkreditiert72 – zu einem Zeitpunkt, in dem staatliche Akteure regelmäßig selbst Gegenstand intensiver öffentlicher Kritik waren. In der Slowakei erhielt das CPC-Mitglied OVIS über das TSET-System unmittelbaren Zugang zu TikToks Moderations- und Eskalationsmechanismen73 und erstellte eine »List of problematic accounts on SlovakTikTok«.74 In Rumänien kooperierte TikTok mit der NGO »Funky Citizens«, um Nutzer vor angeblicher »Desinformation« während der Wahlen zu »schützen« 75, obwohl TikTok gegenüber der Kommission selbst bestätigte, keine Belege für die behaupteten koordinierten Netzwerke gefunden zu haben.76 In einem weiteren Fall stellte sich heraus, dass eine angebliche russische Einflussoperation tatsächlich von einer rumänischen Partei finanziert worden war.77


  Das Institute for Strategic Dialogue (ISD) – unter der Biden-Harris-Administration vom US-Außenministerium und dem Department of Homeland Security finanziert – erklärte auf einem EUIF-Workshop im September 2022, Plattformen müssten möglicherweise auch »mainstream-conservative content« moderieren, und nannte Inhalte von Jordan Peterson und Ben Shapiro als Beispiele für angebliche »Einstiegspunkte« in extremistisches Material.78 Ergänzt wird das Netzwerk durch NewsGuard, einem Handlanger von Big Pharma, der Nachrichtenquellen auf einer Vertrauensskala bewertet und dabei systematisch hauptsächlich konservative Medien als »unzuverlässig« einstuft, sowie Tech Against Terrorism, das seit 2024 in monatlichen Workshops mit TikTok zusammenarbeitet.79 Auf nationaler Ebene hat die Bundesnetzagentur seit Oktober 2024 erste Trusted Flagger in Deutschland akkreditiert.80


  B. Der globale Export des Regulierungsmodells – Sektionen V bis VII


  Die Dokumente in den Sektionen V bis VII belegen, wie EU-Vertreter das DSA-Modell in internationale« n Formaten als Referenzrahmen präsentieren. Die Vizepräsidentin der EU-Kommission Virkkunen erklärte ausdrücklich, die europäischen Digitalregeln seien »not up for negotiation with the U.S.« 81 Das europäische Regulierungsmodell soll als Vorlage für andere Rechtsordnungen dienen, das ist die politische Botschaft. Relevant ist dabei, dass dieses Modell nicht allein auf klar illegale Inhalte zielt, sondern über Risiko- und Systempflichten nach Art. 34–36 DSA82 auch Steuerungseffekte im Bereich legaler, aber als unerwünscht eingeordneter Inhalte entfalten kann.


  Diese Sektionen enthalten außerdem Unterlagen zur Beobachtung amerikanischer Social-Media-Trends durch europäische Stellen, koordiniert über interne Kommunikationskanäle der Kommission.83 Dokumentiert ist auch ein Interesse daran, welche Themen in den USA Reichweite gewinnen – etwa kulturpolitische Konflikte, Debatten über Wahlintegrität oder Fragen nationaler Souveränität. Teils werden diese Trends als potenziell »übertragbar« auf europäische Diskurse bewertet; zugleich finden sich Bestrebungen, Verbreitungsdynamiken einzudämmen. In der Wirkung läuft dies auf eine grenzüberschreitende Diskurssteuerung hinaus: Nicht die formale Rechtswidrigkeit eines Inhalts steht im Vordergrund, sondern seine politische Dynamik und Reichweitenfähigkeit.


  Schließlich dokumentieren die Anhänge finanzielle Verflechtungen zwischen EU-Stellen und Organisationen, die Monitoring, Meldestrukturen und Gegenmaßnahmen gegen »Desinformation« betreiben, darunter milliardenschwere Wettbewerbsverfahren gegen große US-Plattformen84 sowie konkrete Einzelmaßnahmen wie die Entfernung von 390 Anzeigen durch TikTok im ersten Halbjahr 202385 und ein laufendes DSA-Verfahren gegen X/Twitter.86 Eine solche Förder- und Kooperationslogik kann dazu führen, dass bestimmte Positionen häufiger als Risiko markiert und dadurch schneller Gegenstand von Eingriffen in Sichtbarkeit, Verbreitung oder Verfügbarkeit werden. Die Anhänge zeichnen das Bild eines Apparats aus Verwaltung, Förderung und operativer Kollaboration, der die Bedingungen öffentlicher Kommunikation durch staatliche Eingriffe aktiv mitgestaltet.
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Das ist ihr wahres Gesicht, die hassliche, semi-totalitare Fratze der
Griinen. Humorlos, erbarmungslos, kalt. Widerlich! ,,Beim
Trampolinspringen zu oft an die Zimmerdecke geknallt“: Rentner muss
800 Euro Strafe fiir Baerbock-Kommentar zahlen!

nius.de

.Beim Trampolinspringen zu oft an die Zimmerdecke gekn...
»Beim Trampolinspringen zu oft an die Zimmerdecke
geknallt“: Rentner muss 800 Euro Strafe fiir Baerbock-...

10:16 AM - Dec 18, 2024 - 143.5K Views
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To be honest, | really wanted to respond with this Tropic Thunder meme,
but I would NEVER do something so rude & irresponsible!

TAKE A BIG STEP BACK

YALLY, FUCK
OWN FACE!.
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Hello,

We have received a complaint regarding your account, @Steinhoefel, for the following content:

Inaccordance with applicable law, X is now permanently withholding the reported content in
GERMANY, specifically for the following legal grounds: ILLEGAL OR HARMFUL SPEECH.

For more information on our Country Withheld Content policy please see this page:
311 x.com/articles!.

For appealing this decision, please respond to this email and tell us why you believe the report decision
was incorrect.

You can also pursue alternative forms of redress, including out-of-court-dispute settlement or judicial
redress.

Sincerely,
X
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> lIch hasse die
i Meinungsfreiheit! %

www.deutschlandkurier.de
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Landesvertretung BW & @LVBWBerlin - 3h
(1/2) Nachdem uns der Veranstalter die weiteren Referenten des
LTransatlantischen Forums* am 31.8. genannt hat, werden wir vom
Mietvertrag zuriicktreten und die Veranstaltung nicht bei uns stattfinden
lassen.

Q s 0 265 Q 207 &

Landesvertretung BW & @LVBWBerlin - 3h

(2/2) Die nun genannten Referenten weisen eine starke Néhe zur AfD auf.
Die Veranstaltung ist daher dazu geeignet, das Ansehen der
Landesvertretung zu beschadigen.
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Robert Habeck & A
@roberthabeck

{2 Show translation

Ich rechne damit, dass heute, wenige Tage vor der Bundestagswahl,
Vorwiirfe gegen meine Doktorarbeit, die ich vor 25 Jahren in Hamburg
geschrieben habe, veréffentlicht werden. Ich habe mich entschieden,
das Ganze transparent zu machen. Denn ich kenne die Vorwiirfe - und
konnte sie vorab priifen lassen.

Das Ergebnis: Die Ombudsstelle der Universitét Hamburg hat die
Vorwiirfe entkraftet und bestatigt, dass kein wissenschaftliches
Fehlverhalten vorliegt. Ich habe auch den Président der Leopoldina, der
Nationalen Akademie der Wissenschaften, um eine Einschatzung
gebeten. Auch er hat keine Zweifel an der Eigenstandigkeit der
wissenschaftlichen Arbeit.

Die Anschuldigungen - librigens nicht wie sonst Textplagiate, sondern
Ungenauigkeiten in den FuBnoten — stammen vom Plagiatsjager Stefan
Weber. Wer ihn beauftragt hat und wer ihn bezahit, wei ich nicht, da er
seine Geldquellen ja im Verborgenen lasst und {iber seine Geldgeber
keine Transparenz herstellt. Einmal konnte durch journalistische
Recherche aufgezeigt werden, dass es das Nachrichtenportal NIUS war.

Ein letztes: Herr Weber wird auch Vorwiirfe gegen die Doktorarbeit
meiner Frau erheben. Meine Frau kandidiert aber fiir kein politisches
Mandat. Sie ist nicht Teil dieses Wahlkampfs. Ich bitte darum, meine
Familie rauszuhalten.

021/317 @ o &

12:32 PM - Feb 10, 2025 - 6.6M Views
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Relevant. View quotes >
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.. BeauftragtggAntisemitismusBW
" @beauftragtgg

Dr. Michael Blume: ,Ich dokumentiere: Auch am Karfreitag / Pessach
setzte der #achgut-Blogger & Anwalt Steinhofel seine oft mit Herrn
#Weinthal koordinierten, digitalen #Trolling-Ubergriffe gegen mich, mein
Amt & meine Familie via #Twitter fort." /mb Vgl. stuttgarter-zeitung.de
/inhalt.urteil-...

Translate T

Steinhoefel
@Steinhoefel

Antwort an @elonmusk und @TitterDaily

Most of them deal with a controversial and
very touchy commissary to fight antisemitism
who was asked to step down even by the
former ambassador of Israel to the US and
whom you may call "antisemitic". With judicial
permission. See my injunction vs Twitter to
reinstate that Tweet

Tweet libersetzen

2:48 nachm. - 7. Apr. 2023 - 2.235 Mal angezeigt
4:57 PM - Apr 8, 2023 - 3,343 Views

8Retweets 2Quotes 71 Likes
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John Cleese & A o
@JohnCleese

I'm clearly a terrorist, so I'm afraid they are going to have to arrest me

@ Darren Grimes & @darrengrimes - Feb 17

Take alook at this. The GOV.UK "Prevent" training is now officially categorising

the belief that mass migration threatens Western culture as a "terrorist
ideology."

il GOV.UK

Prevent duty training
Terrorist ideologies

Exreme rantwns

- Cultranatomstm “Westarn st 5 under et rom mass

4:11PM - Feb 17, 2026 - 446.4K Views
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Steinhoefel & I -
@Steinhoefel

fJ Show translation

Hier sehen wir den gréBten Hochstapler und Heuchler der Republik. Er
halt bis heute unerbittlich an dem Strafantrag wg. "Schwachkopf" fest,
statt ihn zurlickzunehmen und bittet gleichzeitig darum, seine Familie im
Plagiatsskandel zu verschonen. Ein Antisemit ist er {ibrigens auch.

@ Robert Habeck & @roberthabeck - Feb 10,2025

Ich rechne damit, dass heute, wenige Tage vor der Bundestagswahl, Vorwiirfe
gegen meine Doktorarbeit, die ich vor 25 Jahren in Hamburg geschrieben habe,
verdffentlicht werden. Ich habe mich entschieden, das Ganze transparent zu
machen. Denn ich kenne die Vorwiirfe - und konnte sie

Show more

4:31PM - Feb 11, 2025 - 326K Views
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BeauftragtggAntisemitismusBW @beauftraglgg - Jun 29
Dr. Michael Blume begriiBte die Entscheidung von @AudiOfficial, nach

L Gastbeitrégen® des Verschwdrungsmythologen #Homburg nicht linger
Werbeanzeigen auf #achgut zu schalten. ,Auch der @Zentralratjuden,
meine Familie & ich sind iiber dieses Portal schon oft persanlich...“ (1/2)

O 2 0 68 Q 389 &

BeauftragtggAntisemitismusBW @beauftragtgg - Jun 29
»--verhdhnt, ja angegriffen worden. Viele Autoren vertreten rassistische &
demokratiefeindliche Positionen. Die Finanzierung von
Verschwdrungsmythen durch die Wirtschaft muss dringend ein Ende
haben.“, dankte Dr. Michael Blume in Stuttgart fiir die Entscheidung. (2/2)
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€he New Hork Times
OPINION

What We, the Taliban, Want

I am convinced that the killing and the maiming must stop, the
deputy leader of the laliban writes.

Feb. 20, 2020
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VIDEO | STRINHORFL ORFR MERZ.

»Kein Adenave
Saverland"

her ein Pinocchio aus dem

Verffenticht am 1712:2025 | Daver: & Minuten

BURGERGELD WIRD ABGESCHAFFT
GESPRACH MIT RECHTSANWALT JOACHIM STEINHOFEL
» 0010 o1s @) K

LIVE

e warTy autoeay [

Rechtsanwalt Joachim Steinhéfol zieht eine kritische Zwischenbilanz zur Arbeit
von Friedrich Merz. Er beméngelt fehlende Reformen, strategische Fehler und
mangelnde internationale Anerkennung: .Merz ist eher ein Pinocchio aus dem

Saverland’, sagt Steinhéfel.
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Dear Mr Musk,

Tam writing to you in the context of recent events in the United Kingdom and in relation to the planned broadcast on your
platform X of a live conversation between a US presidential candidate and yourself, which will also be accessible to users
in the EU.

T understand that you are currently doing a stress test of the platform. In this context, I am compelled to remind you of the
due diligence obligations set out in the Digital Services Act (DSA), as outlined in my previous letter. As the individual
entity ultimately controlling a platform with over 300 million users worldwide, of which one third in the EU, that has
been designated as a Very Large Online Platform, you have the legal obligation to ensure X's compliance with EU law
and in particular the DSA in the EU.

‘This notably means ensuring, on one hand, that freedom of expression and of information, including media freedom and
‘pluralism, are effectively protected and, on the other hand, that all proportionate and effective mitigation measures are put
in place regarding the amplification of harmful content in connection with relevant events, including live streaming,
which, if unaddressed, might increase the risk profile of X and generate detrimental effects on civic discourse and public
security. This is important against the background of recent examples of public unrest brought about by the amplification
of content that promotes hatred, disorder, incitement to violence, or certain instances of disinformation.

1t also implies i) informing EU judicial and administrative authorities without undue delay on the measures taken
address their orders against content considered illegal, according to national and/ or EU law, i) taking timely, diligent,
non-arbitrary and objective action upon receipt of notices by users considering certain content illegal, i) informing users
conceming the measures taken upon receipt of the relevant notice, and iv) publicly reporting about content moderation
measures.

In this respect, I note that the DSA obligations apply without exceptions or discrimination to the moderation of the whole
user community and content of X (including yourself as a user with over 190 million followers) which is accessible to EU
users and should be fulfilled in line with the risk-based approach of the DA, which requires greater due diligence in case
of a foresceable increase of the risk profile.

As you know, formal proceedings are already ongoing against X under the DSA, notably in areas linked to the
dissemination of llegal content and the effectiveness of the measures taken to combat disinformation.

As the relevant content s accessible to EU users and being amplified also in our jurisdiction, we cannot exclude potential
spillovers in the EU. Therefore, we are monitoring the potential risks in the EU associated with the dissemination of
content that may incite violence, hate and racism in conjunction with major political ~ or societal ~ events around the
world, including debates and interviews in the context of elections.

Let me clarify that any negative effect of illegal content on X in the EU, which could be attributed to the ineffectiveness
of the way in which X applies the relevant provisions of the DSA, may be relevant in the context of the ongoing
proceedings and of the overall assessment of X's compliance with EU law. This is in line with what has already been
done in the recent past, for example in relation o the repercussions and amplification of terrorist content or content that
incites violence, hate and racism i the EU, such as in the context of the recent riots in the United Kingdom.

1 therefore urge you to promptly ensure the effectiveness of your systems and to report measures taken to my team.

My services and I will be extremely vigilant to any evidence that ponts to breaches of the DSA and will not hesitate to
make full use of our toolbox, including by adopting interim measures, should it be warranted to protect EU citizens from
Serious harm.

Yours sincerely,

Brussels, 12 August 2024

‘Thierry Breton
C: Linda Yaccarino, CEO of X

Conmmision curopéenne Europese Commissic 1049 BruxllyBrisel, BELGIQUEBELGIE.
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